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109. Sitzung

Bonn, den 24. Mirz 1971

Stenographischer Bericht

Beginn: 9.00 Uhr

Prisident von Hassel: Die Sitzung ist erdffnet.

Der Altestenrat schlagt vor, den Entwurf eines
Dritten Gesetzes zur Anderung des Bundessozial-
hilfegesetzes — Drucksache VI/1625 —, der in der
90. Sitzung des Deutschen Bundestages an den Aus-
schuB fiir Jugend, Familie und Gesundheit — feder-
fiihrend — und an den Ausschuf fir Arbeit und So-
zialordnung zur Mitberatung Uberwiesen wurde,
auch dem Haushaltsausschuf gemaB § 96 der Ge-
schéftsordnung zu iiberweisen. — Das Haus ist da-
mit einverstanden; es ist so beschlossen.

Es liegt Thnen eine Liste von Vorlagen vor, die
keiner BeschluBfassung bediirfen und die nach § 76
Abs. 2 der Geschéftsordnung den zustandigen Aus-
schiissen liberwiesen werden sollen:

Vorlage des Sprechers der Deutschen Delegation bei der
Beratenden Versammmlung des Europarates

Betr. Bericht iiber die Tagung der Beratenden Versamm-
lung des Europarates vom 20. bis 28. Januar 1971
in StraBburg

— Drucksache VI 1924 —

zustdndig: Auswartiger Ausschufl

Vorlage des Bundesministers des Innern

Betr.  Vorbereitung und Gesamtfinanzierung der Olympi-
schen Spiele 1972

Bezug: BeschluB des Deutschen Bundestages vom 4. Juni 1970
— Drucksache VI 1968 —

zustdndig: Sonderausschuff fiir Sport und Olympische Spicle
(federfihrend)

Haushaltsausschufl

Erhebt sich gegen die beabsichtigte Uberweisung
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall; dann ist so
beschlossen.

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht
aufgenommen:

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. Marz 1971 den
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemaB
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt:

Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes (Artikel 74 —
Tierschutz)

Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes (Artikel 74 a)

Zweites Gesetz zur Anderung von Artikel 8 des Achten
Strafrechtsinderungsgesetzes

Gesetz ber die Einbeziehung von Teilen des Freihafens
Hamburg in das Zollgebiet

Erstes Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des
Besoldungsrechts in Bund und Lindern (1. BesVNGQG)

Zum Ersten Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung
des Besoldungsrechts in Bund und Lindern (1. BesVNG) hat
der Bundesrat ferner eine EntschlieBung gefaBt, die als Anlage 2
diesem Protokoll beigefiigt ist.

Der Bundesminister fiir Verkehr hat am 12, Miérz 1971 die
Kleine Anfrage der Abgeordncten Dr. Schulze-Vorberg, Biehle,
Geisenhofer, Rohner, Dr. Riedl (Miinchen), Ott, Dr. Jobst,
Gerlach (Obernau), Kiechle, Frau Schroeder (Detmold), Weigl
und Genossen betr. MaBnahmen zugunsten aller Rentner im
Bereich des Bundesministeriums fiir Verkcehr und fiir das Post
und Fernmeldewesen — Drucksache VI 1865 — beantwortet.
Scin Schreiben ist als Drucksache V11964 verteilt.

Der Dundesminister der Finanzen hat am 16, Marz 1971 die
Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, Mertes
und Genossen betr. steuerliche Behandlung von Elektrofahr-
zeugen — Drucksache VI'1889 — beantwortet. Sein Schreiben
ist als Drucksache VI'1971 verteilt.

Der Bundesminister der Finanzen hat am 16, Marz 1971 die
Kleine Anfrage der Abgeordneten Ott, Dr. Pohle, Dr. Schmidt
(Wuppertal), Krammig und der Frakticn der CDU/CSU betr.
Entwickilung der Lohn- und Einkommensteueraufkommen —
Drucksache VI 1908 beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache VI 1972 verteilt.

Der Bundesminister fir Verkehr und fur das Posl- und Fern-
meldewesen hat am 16, Marz 1971 die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Ilocherl, Lemmrich, Schmitt (Lockweiler), Gewandt,
Engelsberger, Vehar und Genossen betr, Tarifpolitik — Druck-
sache VI 1903 —— beantwortet. Scin Schreiben ist als Drucksache
VI'1974 verteilt.

Der Staatssekretdr im Bundesministerium fir Stidtebau und
Wohnungswesen hat amn 11. Marz 1971 die Kleine Anfrage der
Ahgcordneten Dichgans, Rollmann, Dr. Arnold, Miller (Rem-
scheid), Frau Dr. Wolf, Frau Stommel, Geisenhofer und Ge-
nossen betr. Kinderspielplitze — Drucksache VI/1891 — beant-
wortet, Sein Schreiben ist als Drucksache VI/1978 verteilt.

Der Bundesminister fir Bildung und Wissenschaft hat am
18. Mirz 1971 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Freiherr
von und zu Gultenberg, Dr. Marx (Kaiserslautern), Dr. Kliesing
(Honnet) und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU betr.
geplanter wissenschaftlicher Austausch zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Sowjetunion Drucksache V11890 —
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache VI'1979 verteilt.

Der Staatssekretir des Presse- und Informationsamtes der
Bundesregierung hat am 16. Marz 1971 die Kleine Anfrage der
Abgeordneten Raffert, Dr. Meinecke (Hamburg), Spitzmiller,
Griner und Genossen und der Fraktionen der SPD, FDP betr.
Vereinheitlichung der Altersversorgung fiir Journalisten —
Drucksache VI'1918 — beantwortet. Sein Schreiben ist als
Drucksache VI'1981 verteilt.

Der Bundesminister der Finanzen hat am 18. Mairz 1971 die
Kleine Anfrage der Abgeordncten Dr. Pohle, Dr. Schmidt (Wup-
pertal), Krammig und der Fraktion der CDU'CSU betr. Zeit-
punkt der Vorlage der Umsatzsteuer-Novelle -— Drucksache
VI'1911 - - heantwortet. Scin Schreiben ist als Drucksache
V11984 verteilt.

Der Prdasident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluff
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen
Uberwiesen:

EWG-Vorlagen

Verordnung des Rates iiber die Regelung fiar Fischereier-
zeugnisse mit Ursprung in den assoziierten afrikanischen
Staaten und Madagaskar oder den iiberseeischen Lédndern
und Gebieten

— Drucksache VI 1955 —

iberwiesen an den AusschuB fiir Wirtschaft (federfithrend),
Ausschuft fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten mit der
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgiltigen
Beschluffassung im Rat.
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Prasident von Hassel

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung:
Fragestunde

— Drucksache VI/1983 —

Frage 1 des Abgeordneten Meister aus dem Ge-
schaftsbereich des Bundesministers der Justiz wird
vom Bundesminister fiir Verkehr und fiir das Post-
und Fernmeldewesen beantwortet.

Wir kommen zum Geschdftsbereich des Bundes-
ministers der Finanzen. Frage 8 des Abgeordneten
Dréscher sowie die Fragen 9 und 10 des Abge-
ordneten Wiister sind von den Fragestellern zu-
rickgezogen worden.

Ich rufe Frage 11 des Abgeordneten Matthofer
auf. Ist der Abgeordnete im Saal? — Er ist nicht
anwesend, Die Frage wird schriftlich beantwortet.
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt.

Ich rufe Frage 12 des Abgeordneten Dr. Pohle auf.
— Der Fragesteller ist nicht im Saal. Die Frage wird
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt.

Ich rufe Frage 13 des Abgeordneten Dr. Nolling
auf:

Halt die Bundesregierung organisatorische MaBnahmen fir
notwendig, um zu garantieren, daB ausldndische Arbeitnehmer,
die den 10%igen Konjunkturzuschlag gezahlt haben, nach der
Rickkehr in ihr Heimatland ihre Anspriche auch ohne groflere

Schwierigkeiten realisieren ko6nnen, sobald die Ridkzahlung
angeordnet wird?

Der Fragesteller ist im Saal. Zur Beantwortung
Herr Parlamentarischer Staatssekretar Dr. Reischl.

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesministerium der Finanzen: Die Bundes-
regierung halt im gegenwaértigen Zeitpunkt organi-
satorische MaBnahmen, die nach der allgemeinen
Freigabe des Konjunkturzuschlages eine Riickzah-
lung an ausldndische Arbeitnehmer garantieren,
nicht fir notwendig. Sie wird jedoch nach der Frei-
gabe MaBnahmen treffen, die eine rechtzeitige Un-
terrichtung moglichst aller ausldndischen Arbeit-
nehmer, die einen Anspruch auf Riickzahlung haben,
gewdhrleisten.

Prdsident von Hassel: Bitte schon, eine Zu-
satzfrage.

Dr. Nolling (SPD): Herr Staatssekretédr, sieht die
Bundesregierung vor, daB die ausldndischen Ar-
beitnehmer bei Verlassen der Bundesrepublik
rechtswirksam den Antrag auf Riickerstattung stel-
len kénnen?

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretdr
beim Bundesminister der Finanzen: Die Frage wird
im Augenblick noch gepriift. Ich werde das weiter
untersuchen und Thnen dann schriftlich Antwort ge-
ben.

Pradsident von Hassel: Keine Zusatzfrage.

Ich rufe Frage 14 des Abgeordneten Kiechle auf.
Ist der Fragesteller im Saal? — Er ist nicht anwe-
send. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die
Antwort wird als Anlage abgedruckt.

Ich rufe Frage 15 des Abgeordneten Dr. Worner
auf:

In welchem Stadium befinden sich die Vorbereitungen fir ein
Steuerbeamtenausbildungsgesetz, und wann ist mit der Vorlage
des entsprechenden Gesetzentwurfs durch die Bundesregierung
zu rechnen?

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretar.

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister der Finanzen: Die Bundesregie-
rung bereitet zur Zeit den Entwurf einer Novelle
zum Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz vom 16. Mai
1961 vor. Der Entwurf soll moglichst unmittelbar
nach der diesjdhrigen Sommerpause den gesetz-
gebenden Korperschaften zur BeschluBfassung vor-
gelegt werden.

Prasident von Hassel: Keine Zusatzfrage.

Ich rufe Frage 16 des Abgeordneten Dr. Ried!
(Miinchen) auf:
Wie hoch ist der Miunzgewinn, den der Bund von 1949 an bis

einschlieBlich 1970 durch die Ausgabe von Bundesmiinzen erzielt
hat, und wofiir wurde dieser Munzgewinn verwendet?

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister der Finanzen: Im Jahre 1949
ist kein Miinzgewinn vereinnahmt worden, da der
Bund erst seit 1950 Miinzen prdgt. Von 1950 bis 1970
hat der Bund durch die Ausgabe von Bundesmiinzen
insgesamt einen Netto-Miinzgewinn von 2,4 Milliar-
den DM erzielt. Das sind im Jahresdurchschnitt
113 Millionen DM. Olympiamiinzen sind hierbei
nicht berticksichtigt.

Die Ausprdgung von Bundesmiinzen ist im Gesetz
iber die Ausprdgung von Scheidemiinzen vom
8. Juli 1950 — Bundesgesetzblatt 31 vom 15. Juli
1950, Seite 323 — geregelt. Dieses Gesetz sah in
seiner urspringlichen Fassung vor, da der Minz-
gewinn zur Finanzierung des Wohnungsbaues zu
verwenden sei. Durch Anderungsgesetz vom 18. Ja-
nuar 1963 wurde diese Bestimmung jedoch ge-
strichen Der Miinzgewinn flieBt seither ohne Zweck-
bindung in den allgemeinen Haushalt. Von 1950 bis
1962, also in der Zeit, in der eine Zweckbindung be-
stand, wurde ein Miinzgewinn von insgesamt
1,4 Milliarden DM erzielt.

Prdsident von Hassel: Keine Zusatzfrage.

Die Frage 17 des Abgeordneten Meister wird auf
dessen Wunsch schriftlich beantwortet. Die Antwort
wird als Anlage abgedruckt.

Meine Damen und Herren, wir sind in einer sehr
schwierigen Lage. Es geht in der Fragestunde zu
schnell voran. Ein Teil der Fragesteller ist noch nicht
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Prdsident von Hassel
(A) da. Ein Teil der antwortenden Parlamentarischen

(B)

Staatssekretdare ist noch nicht da; inzwischen ist

einer gekommen,.

Herr Kollege Matthdéfer, ich bin bereit, Ihre Frage
noch einmal aufzunehmen, weil ich die Sitzung sonst
unterbrechen miiBite. Ich rufe also die Frage 11 des
Abgeordneten Matthofer noch einmal auf:

Wie hoch ist nach Schatzung der Bundesregierung der Steuer-
ausfall, der durch die Moglichkeit der Absetzung von Beste-

chungszahlungen bei AuBenhandelsgeschaften als Betriebsaus-
gaben jdhrlich entsteht?

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretar.

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister der Finanzen: Unterlagen iber
die Zahlung von Bestechungsgeldern bei AuBienhan-
delsgeschiften liegen nicht vor. Es ist deshalb nicht
moglich, die Steuermindereinnahmen durch die Gel-
tendmachung solcher Zahlungen als Betriebsaus-
gaben zu ermitteln.

Priasident von Hassel: Eine Zusatzfrage des
Abgeordneten Matthofer.

Matthoier (SPD): Finden Sie es nicht auch merk-
wiirdig, Herr Parlamentarischer Staatssekretdr, daB
man zwar fir die Arbeitnehmer Verdienste und
Steuern nach Geschlecht, Tarifgruppe, Tarifgebiet,
Industriezweig usw. aufschlisselt bis auf Pfennige
genau ausrechnet, daf aber jedesmal, wenn es um
Arbeitgeber- oder Unternehmersteuern geht — auch
wenn es sich um Hunderte von Millionen D-Mark
handelt —, keine Angaben zur Verfligung stehen?

.

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister der Finanzen: Es stehen des-
wegen keine Angaben zur Verfiigung, weil die Be-
treffenden den ausldndischen Empfanger gar nicht
anzugeben brauchen. Sie missen nur nachweisen,
daB sie die Summen bezahlt haben. Wir haben aber
keine Statistik dariiber. Es tut mir leid, ich kann
diese Angaben nicht beschaffen.

Prisident von Hassel: Keine Zusatzfrage.

Ich rufe dann auch die Frage 14 des Abgeordneten
Kiechle, der inzwischen eingetroffen ist, noch einmal
auf:

Sind die in der Zecitschrift ,Der Volkswirt” (Nummer 9 vom
26. Februar 1971) erwdhnten Pldne zutreffend, nach denen die
Bundesregierung bei der Fortschreibung der mechrjéhrigen
Finanzplanung 1971 bis 1975 wesentliche Teile der Ausgaben
fir die nationale Agrarpolitik und insbesondere fiir die land-
wirtschaftliche Unfallversicherung, Gasdélbeihilfen, allgemeine

Agrarstruktur und Kiistenschutz zu kurzen oder ganz zu streichen
beabsichtigt?

Damit wiirden wir diesen Geschaftsbereich dann
beenden.

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister der Finanzen: Die in Nr. 9 der
Zeitschrift , Wirtschaftswoche" vom 26. Februar 1971
erwahnten MafBnahmen sind nicht Gegenstand von

Erorterungen der Bundesregierung gewesen. Des-
halb kann nicht bestatigt werden, daB die Bundes-
regierung beabsichtigt hat, wesentliche Teile der
Ausgaben fiir die nationale Agrarpolitik und insbe-
sondere fiir die landwirtschaftliche Unfallversiche-
rung, fur Gasolbetriebsbeihilfen oder fiir die allge-
meine Agrarstruktur und den Kiistenschutz zu kiur-
zen oder ganz zu streichen.

Prisident von Hassel: Eine Zusatzfrage des
Abgeordneten Kiechle.

Kiechle (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, ist Thre
Antwort so zu verstehen, daB eine derartige Absicht
auch nicht besteht?

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister der Finanzen: Jawohl, Sie kon-
nen sie so verstehen.

Préisident von Hassel: Wir sind damit am Ende
dieses Geschaftsbereiches angelangt. Ich danke Ih-
nen fir die Beantwortung, Herr Parlamentarischer
Staatssekretar, Ich mache darauf aufmerksam, daB
ich die tibergangenen Fragen von Kollegen, die in-
zwischen eingetroffen waren, nur deshalb noch ein-
mal aufgerufen habe, weil wir sonst nicht hatten
fortfahren konnen. Das ist kein Prazedens fir kunf-
tige Falle.

Wir kommen dann zu den Fragen aus dem Ge-
schaftsbereich des Bundesministers fiir Wirtschaft,
und zwar zunachst zu Frage 18 des Abgeordneten
Loffler. — Der Abgeordnete ist nicht anwesend.
Dann werden die Fragen 18 und 19 schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt.

Ich rufe die Frage 20 des Abgeordneten Lenzer
auf:
Welche Konsequenzen ergeben sich fur die deutsche Luft-
fahrtindustrie aus dem Zusammenbruch der englischen Firma
Rolls-Royce und den damit verbundenen Schwierigkeiten der

Triebwerkbeschaffung fiir deutsche Flugzeugprojckte (VFW 614,
MRCA usw.)?

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretar Rosenthal.

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister fir Wirtschaft: Herr Kollege Lenzer,
in Ihrer Frage sagen Sie ,usw.”. Im Entwidcklungs-
bereich gilt dies nur fiir das zivile Strahlverkehrs-
flugzeug VFW 614 wegen Triebwerk Mars 45 H und
das Mehrzwedckkampfilugzeug MRCA wegen Trieb-
werk RB 199.

Es ist mit einer Teilverstaatlichung von Rolls-
Royce in diesem Jahr zu rechnen, soweit wir von der
englischen Regierung informiert sind. Wir haben von
der englischen Regierung Zusagen, daB die inter-
nationalen Programme, also auch die Produktion
der von Thnen angesprochenen Triebwerke, weiter-
gefihrt werden.
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Prisident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der
Abgeordnete Lenzer.

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, konnen
Sie aber bestdtigen, daB sich hinsichtlich der Kosten-
situation bei den beiden von lhnen genannten Trieb-
werken — RB 199 34 und M 45 H — doch einiges
gedndert hat, auch als Konsequenz der dortigen
Ereignisse? Und koOnnen Sie bestdtigen, daB bei-
spielsweise bei dem Triebwerk fiir das MRCA zu-
sdtzliche Forderungen von 0,8 Milliarden DM bis
etwa 1 Milliarde DM gestellt wurden und daB bei
dem anderen Triebwerk, M 45 H, die Situation so
aussieht, daB wir heute bei Kosten von 282 Millio-
nen DM angelangt sind, gegenlber 184 Millionen
DM, die anfangs geschatzt wurden, worauf ja auch
schon Zahlungen geleistet worden sind?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege, ich
kann die Forderungen nicht so genau beziffern, wie
Sie es hier getan haben. Aber ich wei}, daB sich
Forderungen stellen und daB diese Gegenstand von
Verhandlungen sind.

Pridsident von Hassel:
frage, der Abgeordnete Lenzer.

Eine zweite Zusatz-

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, darf ich
in diesem Zusammenhang noch fragen, ob es stimmt,
was beispielsweise das Nachrichtenmagazin ,Der
Spiegel” iiber Thren Kollegen Rohwedder berichtet
hat — es war Nr. 13 von dieser Woche -—, daB3 es
praktisch auf dem Gebiet der Triebwerkbeschaffung
fir diese beiden Projekte keine Alternative gibt. Es
wurde wortlich gesagt: ,Wir sitzen am kilirzeren
Ende, weil wir kein anderes Triebwerk haben.”

Prasident von Hassel: Verehrter Herr Kol-
lege, es ist zwar ungemein interessant, was Sie
fragen. Das Gros versteht es aber nicht, genau wie
ich, und vor allen Dingen entspricht es nicht den
Richtlinien. Sie missen sehr kurz fragen. Ich bitte
Sie, sich darauf einzustellen.

Lenzer (CDU/CSU): Ich werde mich bemihen,
Herr Prasident.

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretdar beim
Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege, ich
glaube, es wdre gerade im Sinne der Verhand-
lungen, die ja, wie Sie selbst sagen, von groBer
Widchtigkeit fiir unsere Flugzeugindustrie sind, nicht
richtig, wenn man jetzt die Stdrkepositionen der
einzelnen Verhandlungspartner zu sehr verdeut-
lichen wiirde.

Prisident von Hassel: Keine Zusatzfrage. —
Ist die Frage 21 damit schon beantwortet? — Noch
nicht. Dann, bitte schon, die Antwort auf die
Frage 21, Herr Staatssekretar:

Wie beurteilt die Bundesregierung die Chance einer euro-
pdischen Kooperation auf dem Gebiet der Triebwerkentwicklung?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege Lenzer,
zwischen deutschen, franzésischen und italienischen
Triebwerkfirmen besteht bereits eine Zusammen-
arbeit sowohl! in dem Entwicklungs- als auch in dem
Fertigungsprogramm, z. B. bei der RB 199. Es laufen
weiterhin Gesprdche fiir eine Intensivierung dieser
Zusammenarbeit.

Prasident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der
Abgeordnete Lenzer.

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, sind
Ihrem Hause die Meinungen der eventuell daflir in
Frage kommenden deutschen Firmen bekannt?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister fiir Wirtschaft: Darf ich noch einmal
um diese Frage bitten.

Lenzer (CDU/CSU): Sind in Ihrem Hause die
Stellungnahmen der deutschen Firmen, die fiir eine
solche Kooperation auf europdischer Ebene in Frage
kommen, bekannt?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister fiir Wirtschaft: Darf ich Sie bitten,
diese ,Stellungnahme" etwas zu prézisieren, damit
ich Thnen keine vage Antwort gebe. Stellungnahmen
in welcher Richtung?

Lenzer (CDU/CSU): Stichwort vielleicht ,Euro-
pdische Auffanggesellschaft” oder ,Europdische
Triebwerksunion”.

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretir beim
Bundesminister flire Wirtschaft: Ja, diese sind uns
bekannt, und die Bundesregierung begrifit eine
solche Zusammenarbeit und wiirde sie im Rahmen
ithrer Moglichkeiten férdern.

Prdsident von Hassel: Ich rufe die Frage 22
des Abgeordneten von Alten-Nordheim auf:
Trifft es zu, daf die Einfuhr von Kalkstickstoff aus Polen bis

zum AbschluB eines von der chemischen Industrie beantragten
Preispriifungsverfahrens nicht moglich ist?

Bitte, Herr Staatssekretar!

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister fir Wirtschaft: Herr Kollege von
Alten-Nordheim, das trifft nicht zu. Zwar sind
wdhrend des Preispriiffungsverfahrens die polni-
schen Kalkstickstoii-Lieferungsantrdge sorgfaltig ge-
priift worden, inzwischen ist aber auch der letzte in
voller Hohe genehmigt.

Prdsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der
Abgeordnete von Alten-Nordheim.

von Alten-Nordheim (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretdr, konnen Sie mir sagen, um welche Mengen
es sich etwa dabei handelt?
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Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar beim |
Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr von Alten- |
Nordheim, ich glaube, die Einfuhr aus Polen um-
schlieBt fast 9590 der gesamten Einfuhr. Das ist |
aber nur 0,35% der Produktion. l

Prdsident von Hassel: Noch eine Zusatzfrage. |

Ich danke Ihnen fiir die Beantwortung, Herr

Staatssekretar.

Wir kommen zum Geschaftshereich des Bundes-
ministers der Verteidigung, zuerst zur Frage 50 des
Abgeordneten Krall. — Der Fragesteller ist nicht
anwesend. Die Frage wird schriftlich beantwortet.

| Die Antwort wird als Anlage abgedruckt.

von Alten-Nordheim (CDU/CSU): Konnen Sie
das in absoluten Zahlen sagen?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege von
Alten-Nordheim, ich habe zwar ein gutes Geddcht-
nis, aber ich werde sie Ihnen lieber schriftlich nach-
reichen.

Pridsident von Hassel: ich rufe die Frage 23
des Abgeordneten von Alten-Nordheim auf:

Zu welchen Ergebnissen ist der am 11. Dezember 1970 cinge-
selzle interministerielle Arbeitskreis gekommen, der auf meine
Frage vom 11, Dezember 1970 (Stenographischer Bericht iiber
die 86. Sitzung, Scite 4760} und die weilere Frage des Abgeord-
neten Peters (Poppenbull) vom 18. Dezember 1970 (Stenographi-

scher Bericht iiber die 89. Sitzung, Seite 4898) angekundigt
wurde, um die Lage auf dem Diingemittelmarkt zu untersuchen?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege von
Alten-Nordheim, der Arbeitskreis aus Vertretern
des Bundesministeriums fir Landwirtschaft, des
Bundeswirtschaftsministeriums, des Kartellamts und
des Statistischen Bundesamts, iliber den ich Thnen
in einer fritheren Fragestunde schon cinmal Aus-
kunft gegeben habe, hat sich am 11. Dezember, am
11. Januar und am 26. Februar getroffen. Er hat das
gesammelte Material, insbesondere betreffend das
Dingemittel Kalkammonsalpeter, das, wie ich an-
nehme, Sie besonders interessiert, diskutiert und
am 19. Méarz ein Hearing mit den beteiligten Ver-
bénden veranstaltet. Das Ergebnis dieses Hearings
wird im Arbeitskreis am 2. April diskutiert.

Pridsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des
Abgeordneten von Alten-Nordheim.

von Alten-Nordheim (CDU/CSU): Darf ich dar-
aus entnehmen, Herr Staatssekretar, daB Sie zur
Zeit noch keine Angaben machen konnen oder
machen wollen?

Rosenthal: Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr von Alten-
Nordheim, die Beteiligten und gerade auch der Bau-
ernverband, also ein Verband, dessen Interessen-
lage Sie teilen, wie ich annehme, hat ausdriicklich
darum gebeten, daB vor dem AbschluB3 der Unter-
suchungen keine Teilergebnisse bekannt gegeben
werden. J

Prdsident von Hassel: Keine Zusatzfrage. ‘

Ich rufe die Frage 24 des Abgeordneten Maucher |
auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die Frage
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als
Anlage abgedruckt. Das gleiche gilt fiir die Frage 25. ‘

Frage 51 des Abgeordneten Fiebig:

Ist die Bundesregierung bei ihren Bemihungen um hohere
‘Wehrgerechtigkeit gewillt, auch Theologiestudenten zum Wehr-
dienst einzuberufen, da erstens nach Artikel 6 des Reichskon-
kordats von 1933 nur Kleriker und Ordensleute, nicht aber Theo-
logiestudenten vom Wehrdienst ausgenommen sind, und zwei-
tens diese bei der gegenwadrtigen Praxis das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung nicht wahrzunehmen brauchen, also einer
Gewissensentscheidung enthoben sind?

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretar Berkhan.

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Préasident,
Herr Kollege, die Bundesregierung beabsichtigt zur
Zeit nicht, von der bisherigen Ubung abzugehen,
Theologiestudenten, die sich auf das geistliche Amt
vorbereiten, auf Antrag vom Wehrdienst zuriickzu-
stellen. Sie fuhlt sich auf Grund einer Zusatzver-
einbarung zum Reichskonkordat zu diesem Verfah-
ren verpflichtet, Der Paritatsgrundsatz, der den Staat
zur Gleichbehandlung der Kirchen verpflichtet, ge-
bietet es, evangelische Theologiestudenten hinsicht-
lich des Wehrdienstes so zu behandeln wie die
katholischen.

Was den zweiten Teil Ihrer Frage angeht, Herr
Kollege Fiebig, so ist es den Theologiestudenten
unbenommen, einen Antrag aui Zuriickstellung ein-
zureichen oder aber auch nicht einzureichen. Tm
Gbrigen hat die verhdltnismaBig kleine Zahl der
zuriickgestellten Theologiestudenten — jahrlich sind
es etwa 400; in Zukunft mogen es weniger als 400
werden, da wir einen Ridkgang der Zahl der
Theologiestudenten zu verzeichnen haben — unter
dem Gesichtspunkt der Wehrgerechtigkeit keine
allzu groBe Bedeutung.

Prisident von Hassel: Eine Zusatzfrage des
Abgeordneten Fiebig.

Fiebig (SPD): Herr Staatssekretdr, ist der Bun-
desregierung bekannt, daB sich immer mehr Studen-
ten in zwei Fakultdten einschreiben lassen, unter
anderem auch in der theologischen Fakultdt, um
auf diese Art und Weise automatisch dem Wehr-
dienst zu entgehen?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister der Verteidigung: Das ist zwar be-
kannt, Herr Kollege. Aber es ist sichergestellt, daB
die Zuriickstellungen so kontrolliert werden, daB
bei einem Ubergang in ein anderes Studium die
Studenten genau wie die iibrige junge Generation
ihres Jahrgangs zur Wehrpflicht aufgerufen werden.

Préasident von Hassel: Keine Zusatzfrage.

Ich rufe die Frage 52 des Abgeordneten Bay auf.
— Der Fragesteller ist nicht anwesend. Die Frage
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Prasident von Hassel

wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als
Anlage abgedruckt.

Frage 53 des Abgeordneten Schiller (Bayreuth):

Wie hoch ist der Prozentsatz der uneingeschrankt tauglich
Gemusterten, die auf Grund erst bei der Truppe festgestellter
Krankheiten wieder entlassen werden miissen?

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretdr.

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretiar beim
Bundesminister der Verteidigung: Wenn Sie gestat-
ten, Herr Prasident, beantworte ich die Fragen 53
und 54 gemeinsam.

Prdsident von Hassel: Keine Bedenken. Dann
rufe ich die Frage 54 ebenfalls auf:

Wie kann vermieden werden, daB solche Wehrpflichtige ein-
gezogen werden, um Schwierigkeiten fir die Ausbilder zu ver-
hindern?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister der Verteidigung: Der Prozentanteil
der uneingeschriankt tauglich Gemusterten, die auf
Grund der Einstellungsuntersuchung wegen eines
verdnderten Tauglichkeitsgrades wieder entlassen
werden miissen, lag bisher durchweg bei 5%. Im
Jahre 1970 waren es beispielsweise 5,1 %. Dieses
im Grunde unerfreuliche Ergebnis hat verschiedene
Ursachen. Zwischen der Musterung und der Einbe-
rufung liegt immer eine mehr oder weniger lange
Ubergangszeit, wahrend der der Wehrpflichtige er-
kranken oder gar verungliicken kann. Trotz ein-
gehender Belehrung und schriftlicher Befragung des
Gemusterten vor der Einberufung werden die
Krankheits- bzw. Unfallfolgen den Kreiswehrersatz-
dmtern zum Teil nicht bekanntgegeben. Es kommt
auch vor, daBl bei der Musterung vergessene Krank-
heitsangaben bei der Einstellungsuntersuchung von
den Wehrpflichtigen nachgeholt werden, was dann
unter Umstdnden zu einer Anderung des Tauglich-
keitsgrades fithren kann. Mitunter mufiten bei der
Einstellungsuntersuchung sogar noch bewufit ver-
schwiegene Erkrankungen festgestellt werden. Das
Ergebnis der erst nach Dienstantritt durchgefiihrten
Rontgenuntersuchungen kann den Tauglichkeitsgrad
ebenfalls beeinflussen. Letztlich liegt eine unter-
schiedliche Beurteilung aber auch bei den Arzten,
weil sie einen ihnen zugebilligten Ermessensspiel-
raum haben. Eine Anderung ist nur durch baldmég-
liche Schaffung weiterer Musterungszentren zu er-
reichen. Bis dahin miissen sich die Musterungsdrzte
mit einer Konsultation privater Facharzte behelfen.

Prasident von Hassel: Fine Zusatzfrage, Herr
Abgeordneter Schiller (Bayreuth).

Schiller (Bayreuth) (SPD): Herr Staatssekretar,
gibt es Truppenteile, in denen dieser Prozentsatz
bis zu 20 %o betrédgt?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege
Schiller, ich habe so etwas gehort, aber ich habe in
der kurzen Zeit natiirlich keine Gelegenheit gehabt,

das nachzupriifen. Immerhin will ich Thnen ganz
offen zugeben, daB mich eine Zahl von 20°%o er-
staunt und mir fast unwahrscheinlich vorkommt.

Pridsident von Hassel: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Schiller (Bayreuth).

Schiller (Bayreuth) (SPD): Herr Staatssekretdr,
darf ich lhnen bei Gelegenheit einmal solch eine
Einheit nennen, und kénnen Sie das dann nach-
prifen?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretdar beim
Bundesminister der Verteidigung: Selbstverstand-
lich, Herr Kollege Schiller. Sie werden verstehen,
daB ich nicht erfreut bin, wenn die Angaben, die Sie
mir machen, den Tatsachen entsprechen.

Prisident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Herr
Abgeordneter Josten.

Josten (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, da Sie
die Zahl der uneingeschrankt tauglich Gemusterten,
die wieder entlassen wurden, mit 5% angegeben
haben, méchte ich Sie fragen, ob sichergestellt ist,
daBl alle eingezogenen Wehrpflichtigen bei der
Truppe einer Nachuntersuchung unterzogen werden.

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretidr beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege
Josten, hoffentlich konnen Sie mir keinen Fall
nennen, wo das nicht der Fall gewesen ist. In der
Regel mufl der Eingezogene durch einen Arzt nach-
untersucht werden.

Pradsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Josten.

Josten (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, nach-
dem ich bei meiner ersten Frage darauf hinweisen
wollte, daB wir bei der Truppe auch einen Arzte-
mangel haben, mochte ich Sie fragen, ob nicht dadurch
die Nachuntersuchungen in Frage gestellt werden.

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister der Verteidigung: Nein, Herr Kol-
lege, bisher ist es gelungen, fiir diese Nachunter-
suchungen ausreichend Arzte zur Verfiigung zu
haben.

Prdsident von Hassel: Keine weiteren Zusatz-
fragen? — Ich rufe die Frage 55 des Abgeordneten
Jung auf:

Hat die Bundesregierung Moglichkeiten fiir die Einrichtung
einer Betriebskrankenkasse fiir die Bundeswehr — etwa ver-
gleichbar mit denen von Bahn und Post — untersucht, und zu
welchen Ergebnissen ist sie gekommen?

Zur Beantwortung Herr Staatssekretdr, bitte!

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister der Verteidigung: Eine Bundes-
wehrkrankenkasse, Herr Kollege Jung, wurde fiir
die Soldaten keine Vorteile bringen. Zu diesem Er-
gebnis mufl man kommen, wenn man sich folgende

<

(D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 109.

Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 24. Méarz 1971 6383

Parlamentarischer Staatssekretir Berkhan
Gegebenheiten vor Augen héalt. Waéahrend der
Dienstzeit haben alle Soldaten — Wehrpflichtige,
Zeitsoldaten und Berufssoldaten— Anspruch auf
unentgeltliche truppenarztliche Versorgung; einer
zuséatzlichen Krankenversicherung des Soldaten be-
darf es daher wahrend der Dienstzeit nicht. Eine
Bundeswehrkrankenkasse kdme nur fiir ausgeschie-
dene Soldaten in Frage, die keiner versicherungs-
pflichtigen Tatigkeit nachgehen. Dieser Personen-
kreis ist zahlenmaBig gering. Dariiber hinaus stehen
diese Méanner meist im fortgeschrittenen Alter; die
Krankheitshaufigkeit ist deshalb groBer. Das ab-
zudeckende Krankenkostenrisiko wéare unverhélt-
nismaBig hoher als das einer sonstigen privaten
oder auf vergleichbarer Ebene wirtschaftenden Kran-
kenversicherung.

Die Beitrdge der Versicherungsnehmern an eine
Bundeswehrkrankenkasse miiften daher erheblich
hoher sein als an Versicherer mit einem ausgewo-
genen Versichertenbestand. Dieses Ergebnis liefe
sich selbst dann nicht wesentlich verbessern, wenn
eine Bundeswehrkrankenkasse auch flir die Fami-
lienangehorigen der Soldaten und fiir die zivilen
Angehorigen der Bundeswehr offenstiinde. Das po-
tentielle Versichertenaufkommen wére auch in die-
sem Falle noch zu gering, um eine Bundeswehr-
krankenkasse mit vertretbaren Pramien selbst bei
angemessenem Bundeszuschull tragen zu koénnen.

Prdasident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Herr
Abgeordneter Jung.

Jung (FDP): Herr Staatssekretdr, Sie wissen,
weshalb ich die Frage gestellt habe: weil namlich
die Familienangehorigen, die Sie zuletzt erwéahnten,
in die Heilfirsorge nicht einbezogen sind und weil
die Soldaten fiir ihre Familien zusétzlich Kranken-
versicherungen abschlieBen miissen, deren Pramien-
hohe genauso viel betragt, als wdaren sie meinet-
wegen selbst in einer solchen Krankenkasse. Dies
ist eine Belastung insbesondere fiir untere Dienst-
grade. Deswegen wiederhole ich meine Frage:
Welche Moglichkeiten gibt es auBerdem, eine Kran-
kenfiirsorge fiur die Familien zu vertretbaren Ko-
sten sicherzustellen?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretdar beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege
Jung, in der Regel ist der junge Mann, bevor er zur
Bundeswehr einberufen wird, berufstatig. Das heilt,
in der Regel wird auch sein Einkommen so sein, da}
er versicherungspflichtig ist und er einer Pflicht-
krankenkasse angehort. Ich mufl Thnen ganz offen

sagen, ich kann nicht verstehen, mit welcher Leicht- !
fertigkeit junge Manner diesen Anspruch aufgeben, |
nur um in der Zeit, in der sie freie Heilflirsorge als |
Zeit- oder auch als langerdienende Soldaten zu bean- |

spruchen haben, ein paar Mark bei der Versicherung
zu sparen. Ein paar Jahre spéater heiraten sie dann,
und normalerweise ware ihre Ehefrau dann ebenfalls
in der Pflichtversicherung. Aber ich weill keinen Aus-
weg, wie wir derartigen Zufallen des Lebens als
Gesetzgeber oder als Dienstherr vorbeugen konnen.

Pridsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage
des Herrn Abgeordneten Jung.

Jung (FDP): Herr Staatssekretar, ist IThnen be-
kannt, daB solche Soldaten, von denen Sie soeben
sprachen, plotzlich vor der Tatsache standen, daB die
Versicherungsgesellschaften oder die Ersatzkassen
kurzfristig die Vertrdge aufgekiindigt bzw. kurz-
fristig drastische Erhohungen eingefiihrt haben, was
die Soldaten in eine besonders schwierige Situation
brachte?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister der Verteidigung: Nein, das gilt
nicht nur fiir Soldaten. Erhohungen der Krankenkas-
senbeitrdge sind generell. Neben mir sitzt ein Sach-
verstandiger, und vor mir sitzt ein Sachverstandiger,
und ich wiirde Sie wirklich bitten, mit den Fach-
leuten des zustdndigen Ministeriums diese Fragen
zu besprechen. Ich selbst fithle mich im Moment
uberfragt, Herr Kollege Jung.

Prdsident von Hassel: Keine Zusatzfrage.
Ich rufe die Frage 56 des Abgeordneten Jung auf:
Rdumi die Bundesregicrung solchen Soldaten auf Zeit, die sich
fir vier Jahre verpflichten und als Unteroffiziersanwarter die

notwendigen Lehrgange nicht bestechen, dic Maoglichkeit ein,
ggf. eine Anderung der Verpflichtungszeit vorzunehmen?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretdar beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, das
Anliegen Ihrer Frage ist bereits durch einen Erlaf
geregelt. Hiernach muBl sich der Bewerber fiir die
Einstellung als Unteroffiziersanwdarter grundsatzlich
fir eine Mindestdienstzeit von vier Jahren ver-
pflichten, wobei er in der Regel zunachst fiir eine
Dienstzeit von sechs Monaten, die wir Probezeit
nennen, in das Dienstverhdltnis eines Soldaten auf
Zeit berufen wird. Nach Bewahrung wird die Dienst-
zeit von sechs Monaten auf zwei Jahre und nach
erfolgreichem Abschlufl zum Unteroffizier erst auf
die volle Verpflichtungszeit von vier Jahren ver-
langert. Dieser Verlangerung kann der Soldat nicht
widersprechen. Erreicht der Soldat das Ziel der Un-
teroffiziersausbildung nicht, kann die Dienstzeit auf
die volle Verpflichtungszeit nur mit seiner Zustim-
mung festgesetzt werden.

Prisident von Hassel: Keine Zusatzfragen.

Sie sind am Ende Ihres Geschéaftsbereichs ange-
langt. Ich danke Ihnen flir die Beantwortung.

Ich rufe den Geschéaftsbereich des Bundesministers
des Innern auf Frage 2 des Herrn Abgeordneten
Miller (Miilheim):

Wie beurteilt die Bundesregierung die Erfahrungen, die die
Wintersportler der Bundesrepublik Deutschland durch ihre
Teilnahme an den vorolympischen Spielen in Sapporo im Hin-
blick auf die Spiele der XI. Winterolympiade 1972 in Sapporo
gewonnen haben, und ergeben sich aus der Sicht der Bundes-
regierung Konscquenzen tur die weiteren ForderungsmaQ-
nahmen?

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretar Dorn.

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretar beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Miiller, in der
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Zeit vom 4, bis 14. Februar 1971 hat eine grofe
Zahl von Angehoérigen der olympischen Kader der
Wintersportverbdnde an den vorolympischen Spie-
len in Sapporo teilgenommen. Die Erfahrungen, die
die Sportler der Bundesrepublik hierbei gewonnen
haben, sind von den Sportverbdnden zum Teil schon
ausgewertet worden. Eine eingehendere Analyse
hat der Bundesausschuf zur Foérderung des Lei-
stungssports des DSB vorwiegend unter dem Blick-
winkel der Adaption an Klima, Zeitumstellung, Mi-
lieu und Sportanlagen erstellt. Die Ergebnisse dieser
Untersuchungen zeigen, daf die Konzentration, das
korperliche Gesamtbefinden und die seelisch-geistige
Verfassung des Sportlers wahrend der ersten flnf
Tage des Aufenthaltes in Sapporo verhaltnismaBig
stark beeintrdchtigt worden sind. Diese Beobachtun-
gen haben naturgemaB Auswirkungen auf die Frage
des Anreisetermins zu den Olympischen Winter-
spielen. Von besonderer Bedeutung sind auch die
Feststellungen, die hinsichtlich der Sportanlagen
getroffen worden sind. Sie werden maBgeblich die
Art der Vorbereitung auf die Winterspiele und we-
gen der Notwendigkeit, das Training moglichst den
Bedingungen der Sportanlagen in Sapporo anzupas-
sen, die Auswahl der Trainingsstdtten — z. B. Gre-
noble fiir das vorbereitende Training der Rennrod-
ler — beeinflussen. Die danach erforderlichen MaB-
nahmen konnen durch Eigenmittel der Verbdnde
und durch die im Rahmen der Finanzplanung des
Bundes vorgesehenen Zuwendungen fir zentrale
MaBnahmen der Bundessportfachverbdande finan-
ziert werden, so daB sich aus der Sicht der Bundes-
regierung keine Konsequenzen fir weitere Forde-
rungsmafBnahmen ergeben miissen.

Prisident von Hassel: Keine Zusatzfrage.

Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Becker
(Nienberge) auf:

Ist die Bundesregierung hereit, einc erneute Uberprifung
von Regelungen ahnlicher Art, wie sie der Bundesminister fir
Verkehr und fiir das Post- und Fernmeldewcsen am 25. Sep-
tember 1970 betr. die Zulassung von Beamten des mittleren
zur Laufbahn des gehobenen Dienstes vorgesehen hat, in an-

deren Laufbahnen — auch unter dem Gesichtspunkt der Zah-
lung von Zulagen — vorzunehmen?

Der Fragesteller ist anwesend. Zur Beantwortung,
Herr Parlamentarischer Staatssekretar.

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretar beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Becker, der
Bundesregierung sind keine in anderen Bereichen
der Bundesverwaltung getroffenen Regelungen be-
kannt, die den von lhnen erwdhnten Regelungen
bei der Deutschen Bundespost entsprechen oder
ihnen &hnlich sind. Dariiber hinaus gibt mir Ihre
Frage Gelegenheit, klarzustellen, daB die Grund-
satze fir den Aufstieg aus der einen in die ndchst-
hohere Laufbahn Bestandteil des allgemeinen Lauf-
bahnrechts sind. Im Rahmen dieser allgemeinen
Vorschriften regeln die zustdndigen obersten Bun-
deshehdrden die naheren Einzelheiten durch lauf-
bahngestaltende MaBnahmen und durch die Aus-
bildungs- und Priifungsordnungen. Um derartige Re-
gelungen handelt es sich bei der Verfigung der
Deutschen Bundespost vom 25. September 1970 als
einmalige Sonderaktion.

Ich mochte noch hinzufiigen, daB die Bundes-
regierung den Aufstieg als wesentlichen Teil eines
flexiblen, durchldssigen Laufbahnsystems ansieht.
Sie ist daher darauf bedacht, daB er auch kiinftig ge-
térdert werden kann.

Fir die Gewdhrung von Zulagen — quasi als
Ersatz flir das Aufsteigen — wadre eine Anderung
des Bundesbesoldungsgesetzes notwendig. Ihnen ist
sicher noch gelaufig, daB hieriiber in der interfrak-
tionellen Arbeitsgruppe Erdrterungen stattgefunden
haben. Das Ergebnis ist aber gewesen, daB die Ein-
fiihrung einer besonderen Zulage schon aus Grin-
den der Besoldungs- und Laufbahngerechtigkeit
nicht zu vertreten gewesen ware.

Prasident von Hassel: Eine Zusatzirage, der
Abgeordnete Becker.

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretér,
wirden Sie es fiir denkbar halten, daB die fir die
Bundespost getroffene einmalige Regelung auch an-
dere Verwaltungen veranlassen koénnte, in die Prii-
fung der Frage einzutreten, ob es nicht auch in ihrem
Bereich zweckmaBig ware, eine soliche einmalige
UbergangsmaBnahme zu treffen, wenn man schon
keine Zulagen zahlen kann?

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretar beim Bun-
desminister des Innern: Falls sicht das Bedirfnis
in anderen Bereichen ergibt, wird die Bundesregie-
rung jederzeit bereit sein, das zu Uberpriifen.

Prdsident von Hassel: Keine Zusatzfrage.

Ich rufe die Frage 4 des Abgeordneten Dr. Gruhl

auf:

Wird die Bundesregierung bei einer kinfticgen Novellierung
des Wasserhaushallsgesetzes den Strafrahmen in den §§ 38 und
39 fir Strafen bei fahrldssigen und vorsatzlichen Verstofien —
insbesondere durch Androhung drastischer GeldbuBen -- ver-
scharfen, da dic Verschmulzung des Wassers durch private und
kommunale Emillenten immer noch als ,Kavaliersdelikt" be-
trachtet wird, wie das dritte Hearing uber Fragen des Um-
weltschutzes ergeben hat?

Der Fragesteller ist anwesend.

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretar beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Dr. Gruhl, mit
IThnen und in Ubereinstimmung mit dem Ergebnis
der Anhorung der Ausschiisse liber Fragen des Um-
weltschutzes ist die Bundesregierung der Meinung,
daB die Verschmutzung des Wassers nicht als Kava-
liersdelikt betrachtet werden darf. Eine Verbesse-
rung der Straf- und BuBigeldvorschriiten des Wasser-
haushaltsgesetzes ist im Bundesinnenministerium in
Vorbereitung. Die Bundesregierung wird diese Ver-
besserung im Rahmen einer Vierten Novelle zum
Wasserhaushaltsgesetz im Sommer dieses Jahres
vorlegen.

Die Verbesserung der wasserrechtlichen Straf- und
BuBgeldvorschriften betrifft zunachst die Tatbestdnde
der §§ 38 und 39 des Wasserhaushaltsgesetzes.
Durch eine Neufassung des § 38 soll erreicht werden,
daB jede schadliche Verunreinigung eines Gewdssers
geahndet werden kann. Durch die Neufassung des
§ 39 sollen die dort angegebenen Qualifizierungstat-
bestdnde insbesondere auf die Gefdhrdung der
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offentlichen Wasserversorgung und staatlich aner-
kannter Heilquellen erweitert werden.

In Zusammenhang mit der Anderung der Straf-
und BuBgeldtatbestinde werden die Straf- oder BuB-
geldrahmen zumindest teilweise anzuheben sein.
Nach den §¢§ 38 und 39 des Wasserhaushaltsgesetzes
konnen allerdings unter den Voraussetzungen des
§ 27 a StGB schon heute Geldstrafen bis zu 100 000
DM verhdngt werden. Bei Ordnungswidrigkeiten
nach § 41 des Wasserhaushaltsgesetzes, fiir die heute
Geldbufien bis zu 10000 DM angedroht sind, kann
diese Hochstsumme ebenfalls iiberschritten werden,
wenn der Tater aus der Tat einen wirtschaftlichen
Vorteil gezogen hat.

Zugleich erscheint es mir aber wichtig, daB sich
in der Offentlichkeit, insbesondere bei denjenigen,
die Einleiter von Abwadssern in dieser Richtung sind,
die Uberzeugung durchsetzt, daB die Verschmutzung
des Wassers ein kriminelles Delikt ist.

Prdsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der |

Abgeordnete Dr. Gruhl.

Dr. Gruhl (CDU'CSU): Herr Staatssekretdr, ist
thnen bekannt, daB in dem eben zitierten Entwurf,
und zwar in der Neufassung des § 38, vorgesehen
ist, daB eine fahrlassige Verschmutzung in Zukunft
nicht mehr als ein Verstof mit der Androhung von
zwel Jahren Gefdangnis, sondern nur noch als Ord-
nungswidrigkeit mit der Androhung einer Geld-
strafe behandelt werden soll?

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretar beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Dr. Gruhl, eine
Fiille von Uberlegungen hat dazu gefiihrt, die Dis-
kussion in dieser Richtung anzureichern. Noch liegt
kein Entwurf vor, der die Zustimmung der Bundes-
regierung gefunden hat. Die Bundesregierung wird
also bei all den Fragen, die jetzt noch anstehen, zu
prifen haben, in welcher Form eine Kabinettsvorlage
verabschiedet werden kann und was materiell-recht-
lich darin geregelt wird.

Prasident von Hassel: Eine weilere Zusatz-
frage, der Abgeordnete Dr. Gruhl.

Dr. Gruhl (CDU/CSU): Sie haben die Frage nicht
genau beantwortet, darum mochte ich sie in etwas
erweiterter Form stellen und fragen: Beabsichtigt die
Bundesregierung, die Strafen teilweise auch zu ver-
ringern statt zu verscharfen?

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretdr beim Bun-
desminister des Innern: Ob das im Einzelfall bei
einer Vorlage, die an das Kabinett geht, eintreten
kann, kann heute noch nicht konkret gesagt werden.
Deswegen habe ich gesagt, es liegt noch keine Vor-
lage vor, die dem Kabinett als entscheidungsreif vor-
gelegt werden kann. Was bisher an Meinungen und
Stellungnahmen einzelner Hdauser und auch in unse-
rem Hause dazu erarbeitet worden ist, hat sich noch
nicht zu einer Kabinettsvorlage verdichtet. Daran
mogen Sie erkennen, dafl die Fragen, die jetzt auch

von Thnen angesprochen worden sind, durchaus bei
einer entsprechenden Regelung noch beriicksichtigt
werden konnen. Ich kann Ihnen noch nichts End-
giltiges sagen, weil die Bundesregierung in dieser
Frage noch nicht entschieden hat.

Prdsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der
Abgeordnete Vogt.

Vogt (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, wie Sie
sagten, liegt der Bundesregierung keine Vorlage
vor, Welche Meinung vertritt Ihr Haus in dieser An-
gelegenheit?

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretar beim Bun-
desminister des Innern: Ich kann hier nur die Stel-
lungnahme der Bundesregierung vertreten, Herr
Kollege.

Prasident von Hassel: Eine weitere Zusatz-
frage, der Abgeordnete Franke.

Franke (Osnabrick) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretar, sind Sie denn angesichts der groBen Um-
weltverschmutzung eventuell bereit, die Straf-
bestimmungen zu verscharfen, d. h. den Standpunkt
IThres Hauses mit in die Debatte einzufiithren?

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretdr beim Bun-
desminister des Innern: Die Stellungnahme unseres
Hauses wird genauso wie die Stellungnahme jedes
anderen Ressorts bei den Beratungen der Bundes-
regierung eine Rolle spielen.

Prasident von Hassel: Ich rufe die Frage 5 des
Abgeordneten Dr. Riedl (Minchen) auf:

Ist die Bundesregierung bereit, sich an den Investitionskosten
der Landesleistungszentren des Sports mit mindestens 30 v. H.
7u beteiligen, und in welcher Hoéhe beabsichtigt die Bundes-
regierung, die Folgekosten dieser Landesleistungszentren zu
tragen?

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretar beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Dr. Riedl, die
Bundesregierung ist bereit, auch kiinftig die Errich-
tung von Landesleistungszentren des Sports mitzu-
finanzieren. Voraussetzung ist, daB die Zentren fur
den Spitzensport genutzt werden; fiir eine Forde-
rung in anderen Fallen wiirde es an einer verfas-
sungsrechtlichen Grundlage fehlen. Der Finanzie-
rungsanteil des Bundes wird ebenso wie bei den
Bundesleistungszentren nach einer im Einzelfall zu
ermittelnden Interessenquote bemessen. Diese
richtet sich im wesentlichen nach der voraussicht-
lichen Inanspruchnahme der Anlage f{ur bundes-
zentrale Zwecke, vor allem fiir die Lehrgangs- und
Trainingsarbeit der Bundessportfachverbande. So-
weit die Inanspruchnahme fir bundeszentrale
Zwecke unter 30 /o liegt, ist auch der Finanzierungs-
anteil des Bundes entsprechend geringer.

Hinsichtlich der Folgekosten geht die Bundesregie-
rung davon aus, dafl bei den Landesleistungszentren
wie bei den Bundesleistungszentren von den Benut-
zern nach Moglichkeit kostendeckende Benutzungs-
entgelte erhoben werden. Die Bundesregierung
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stellt den Bundessportfachverbdnden die fiur die Be-
nutzung von Landesleistungszentren erforderlichen
Mittel zur Verfiigung.

Die Frage, wie hinsichtlich der Zentren zu ver-
fahren ist, bei denen die Folgekosten durch Ein-
nahmen nicht voll gedeckt werden kénnen, ist unter
anderem Gegenstand von gegenwartig gefithrten
Gesprachen mit den Ldndern iiber die Abgrenzung
der Finanzierungskompetenzen zwischen Bund und
Landern auf dem Gebiet der Sportférderung. Dabei
zeichnet sich eine Ubereinstimmung dahin gehend ab,
daB etwaige Kostendefizite der Landesleistungs-
zentren von den Ldandern getragen werden. MaB-
gebend fur diese Regelung ist die Uberlegung, daB
gegeniiber der Benutzung der Zentren fiir bundes-
zentrale Zwecke die Nutzung fir regionale Zwecke
regelmaBig weitaus im Vordergrund steht.

e ®

Prdsident von Hassel: Keine Zusatzfrage.

Ich rufe die Frage 6 des Abgeordneten Strohmayr
auf. — Der Abgeordnete ist nicht anwesend. Die
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird
als Anlage zum Sitzungsbericht abgedruckt.

Ich rufe die Frage 7 des Abgeordneten Wagner
(Glinzburg) auf:

Hélt es die Bundesregierung fiir wiinschenswert, daB még-
lichst viele Beamte das Diplom einer Verwaltungs- und Wirt-
schafts-Akademie erwerben, und ist sie bereit, hierfir im Wege
der Besoldungsgesetzgebung einen besonderen Anreiz zu schaf-
fen.

Zur Beantwortung, Herr Staatssekretar.

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretdr beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Wagner, bei
der Bedeutung, die der Fortbildung auch im o6ffent-
lichen Dienst zukommt, begriiBt es die Bundesregie-
rung, wenn moglichst viele Beamte die Mdoglichkeit
nutzen, eine Verwaltungs- und Wirtschafts-Akade-
mie zu besuchen. Daneben gewinnen ja auch andere
Fortbildungsmoglichkeiten an Bedeutung, unter
ihnen Fortbildungsveranstaltungen der Dienstherren
selbst und die Kurse, die bei der Bundesakademie
fir offentliche Verwaltung durchgefithrt werden.

Nach ausdricklicher Vorschrift der Bundeslauf-
bahnverordnung sind Beamte, die ihre fachlichen
Kenntnisse und Fahigkeiten durch Fortbildung nach-
weislich wesentlich gesteigert haben, zu fordern, vor
allem indem ihnen nach Mdéglichkeit Gelegenheit ge-
geben wird, ihre Fachkenntnisse in hoher bewerteten
Dienstgeschaften anzuwenden und hierbei ihre be-
sondere fachliche Eignung nachzuweisen. Als ein
solcher Nachweis besonderer fachlicher Kenntnisse
ist das Diplom einer Verwaltungs- und Wirtschafts-
Akademie mit erwahnt.

Mit dieser Verstiarkung der beruflichen Entwick-
lungschancen ist ein besonderer Anreiz fir die Fort-
bildung geschaffen worden. Fur Beférderungen und
fir den Aufstieg kann allerdings immer nur die in-
dividuelle dienstliche Leistung und praktische Be-
wahrung maBgebend sein. Es erscheint zu weit-
gehend, etwa allgemein davon auszugehen, daB
schon der Besuch der Verwaltungsakademie und der
Besitz des Diploms von vornherein zu einer deut-

lichen Verbesserung der tatsachlichen fachlichen
Leistungen des Beamten fithrt. Die Umsetzung neuer
Qualifikationen in die Praxis stellt zusatzliche An-
forderungen, die zur Gesamtbewertung der Leistung
gehoren und letztlich ausschlaggebend sind. Diese
Leistungsgesamtbewertung ist Grundlage fir die
laufbahn- und damit besoldungsmaBige Forderung
des Beamten.

Prisident von Hassel: Keine Zusatzfrage. Wir
sind am Ende Thres Geschaftsbereichs angelangt. Ich
danke Thnen.

Wir kommen zum Geschéaftsbereich des Bundes-
ministers fiir Arbeit und Sozialordnung. Ich rufe die
Frage 34 des Abgeordneten Sperling auf:

auf Grund des Urteils des
Bundessozialgerichts vom 26. August 1969 — Az. 12 RJ 430/68 —
eine Anderung in der Rentenversicherung fiir Arbeiter dahin
gehend vorzunehmen, daBl Lehrgéange an einer Heimvolkshoch-
schule als Ausfallszeit angerechnet werden?

Ist die Bundesregierung bereit,

Bitte, zur Beantwortung, Herr Staatssekretar.

Dr. Auerbach, Staatssekretir des Bundesmini-
steriums fur Arbeit und Sozialordnung: Herr Pra-
sident! Meine Damen und Herren! Die Vorsdhriften,
nach denen in den gesetzlichen Rentenversicherun-
gen Zeiten einer weiteren Schul-, Fachschul- oder
Hochschulausbildung unter bestimmten Vorausset-
zungen und in einem bestimmten Umfang als Aus-
fallzeiten angerechnet werden, sind sehr abstrakt
gefaBt. Diese abstrakte Gesetzesfassung hat es er-
forderlich gemacht, bestimmte Kriterien dafiir auf-
zustellen, wann Ausbildungszeiten als Ausfallzeiten
anerkannt werden koénnen. Die von den Rentenver-
sicherungstrdgern und den Gerichten der Sozialge-
richtsbarkeit erarbeiteten Abgrenzungsmerkmale
werden den Interessen der betroffenen Einzelper-
sonen und den Belangen der Versichertengemein-
schaften im allgemeinen gerecht.

Fir die Teilnahme
Heimvolkshochschule

an einem Lehrgang an einer
hat das Bundessozialgericht
in einem Urteil vom Juli 1969 das Vorliegen der
Voraussetzungen fiir die Anrechnung dieser Zeit
als Ausfallzeit verneint.

Anregungen, in der Rentenversicherung weitere
Schul- und Ausbildungszeiten rentensteigernd zu be-
rucksichtigen, sind wiederholt an die Bundesregie-
rung herangetragen worden. Sie werden als Ganzes
zusammenhdngend gepriift.

Prdsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, Herr
Abgeordneter Sperling.

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretdr, wie ist
es moglich, sowohl der Rentenversicherungsanstalt
als auch den Richtern verstandlich zu machen, daB
die Kriterien, die etwa bei diesem Urteilsspruch an-
gewandt wurden, heute fiir bestimmte Ausbildungs-
bereiche gar nicht mehr gelten? Wie ist es moglich,
den schnellen Wandel im Bildungswesen auch fir
die Rechtsprechung verstdndlicher zu machen, die
recht oft an veralteten Auffassungen hédngenbleibt?

Dr. Auerbach, Staatssekretir des Bundesmini-

steriums fur Arbeit und Sozialordnung: Herr Prasi-
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dent, die Urteilsschelte steht auch uns als Privat-
personen zu. Aber in unserer Stellung als Dienst-
aufsichtsbehorde sind wir sehr zuriickhaltend. Zu-
treffend ist, daB im Bildungswesen der Wandel so
rasch vor sich geht, daB ihm zum Teil auch die Bil-
dungsfachleute nicht mehr folgen kénnen. Wir wer-
den aber Thre Anregung aufnehmen und den Rich-
tern das neueste Material zur Verfiigung stellen, so-
weit es neues Material gibt, das nicht durch den
schnellen Wandel, von dem Sie sprachen, bereits
iberholt ist.

°s

Prdsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der
Abgeordneten Matthofer.

Matthofer (SPD): Konnte man dabei bertucksich-
tigen, Herr Staatssekretdr, daB hier ein Beitrag zur
Umgestaltung unseres Bildungswesens im Sinne der
Ermoglichung eines lebenslangen Lernens vorliegt?
Und konnte die Bundesregierung vielleicht durch
eine entsprechend klarere und prazisere Fassung
von Durchfiihrungsverordnungen dafir Sorge tra-
gen, daB die Gerichte fiir ihre Entscheidungen in
Zukunft bessere Leitlinien bekommen?

Dr. Auerbach, Staatssekretidr des Bundesmini-
steriums flir Arbeit und Sozialordnung: Der Gesetz-
geber, d. h. dieses Hohe Haus, hat diesen Paragra-
phen so abstrakt gefaBt, weil auch z. B. im Bereich
der Heimvolkshochschulen schon seit etwa 20 Jahren
ein tiefgreifender Wandel zu verzeichnen ist. Es ist
auBerordentlich schwierig, jetzt eine Gruppe von
Ausbildungsstatten wie die Heimvolkshochschulen
herauszugreifen und andere neue Entwicklungen
drauBen zu lassen. Das war der Grund fiir die bis-
herige Zuriickhaltung.

Prdsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage
Herr Abgeordneter Hansen.

Hansen (SPD): Ware die Bundesregierung be-
reit, einen Entwurf vorzulegen, der diese abstrakten
Fassungen etwas konkreter macht?

Dr. Auerbach, Staatssekretar des Bundesmini-
steriums fir Arbeit und Sozialordnung: Das Bundes-
arbeitsministerium als das hier federfihrende Mi-
nisterium muf} erst einmal feststellen, was zu kon-
kretisieren ist. Wir sind seit etwa einem Jahr bei
der Arbeit und erhalten aus der Fiille der Anregun-
gen so viel Material, daB jetzt fir die Gesetzgebung
noch kein Vorschlag gemacht werden konnte.

Pridsident von Hassel: Kcine weitere Zusatz-
frage.

Ich rufe die Frage 35 des AbgeordnetenPawelczyk

auf:

Hat in den letzten Jahren die Haufigkeit von Klagen gegen
Rentenbescheide zugenommen?

Zur Beantwortung Herr Staatssekretar Dr. Auer-
bach.

Dr. Auerbach, Staatssekretar des Bundesmini-
steriums fiir Arbeit und Sozialordnung: Herr Pra-

|

sident, darf ich die Fragen 35 und 36 zusammen be-
antworten?

Pridsident von Hassel: Bitte schon! Ich rufe
also auch die Frage 36 des Abgeordneten Pawelczyk

aut:
In welchem Umfang haben diese Klagen Erfolg gehabt?

Dr. Auerbach, Staatssekretdr des Bundesmini-
steriums fir Arbeit und Sozialordnung: Die Klage-
hdufigkeit in Angelegenheiten der sozialen Renten-
versicherung hat in den letzten Jahren nicht zuge-
nommen. Sie zeigt vielmehr eine sinkende Tendenz.
Die Zahl der Klagen fiel von rund 90 000 im Jahre
1967 auf rund 80 000 im Jahre 1970. In diesem Zeit-
raum hatten ziemlich konstant ungefahr 22 %o aller
Klagen vollen Erfolg, davon etwa 5 %0 aller Klagen
durch Urteil und rund 17 %o durch Anerkenntnis des
Versicherungstragers. Weitere 10 bis 11 %0 der Kla-
gen fihrten zu einem Ergebnis, das teilweise zu-
gunsten des Kldgers ausfiel, davon in etwa neun
Zehnteln der Falle auf Grund eines gerichtlichen
Vergleichs.

Prisident von Hassel: Zu einer Zusatzirage
Herr Abgeordneter Pawelczyk.

Pawelczyk (SPD): Herr Staatssekretar, haben
Sie den Eindruck, daB der Klageweg vielfach vor-
sorglich, d. h. also aus Uninformiertheit, beschritten
wird?

Dr. Auerbach, Staatssekretdr des Bundesmini-
steriums fiir Arbeit und Sozialordnung: Ja, den Ein-
druck haben wir. Aus diesem Grunde ist ein Gesetz-
entwurf von der Bundesregierung vorgelegt wor-
den. Durch diesen Entwurf wird eine Stelle vorge-
schaltet. Es handelt sich um eine Art Vorverfahren,
das bisher nicht in allen Failen moglich war. Wir
nehmen an, daB die Zahl der Klagen dadurch zu-
riickgeht und, was fur uns sehr wichtig ist, auf diese
Art und Weise das Verfahren auch beschleunigt
werden kann.

Pridsident von Hassel: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Pawelczyk.

Pawelczyk (SPD): Konnte eventuell die Zahl der
Beratungsstellen vermehrt und die Moglichkeit,
sich Rat zu holen, publiziert werden, damit sich auf
diesem Weg ohne ein Gerichtsverfahren jeder Be-
troffene Klarheit und damit Sicherheit verschaffen
kann?

Dr. Auerbach, Staatssekretdr des Bundesmini-
steriums flr Arbeit und Sozialordnung: Bei den Tra-
gern der Rentenversicherung werden die Stellen far
ein Vorverfahren vermehrt werden. Praktisch lauft
es jedenfalls darauf hinaus. Man mufBl damit rech-
nen, daB nach Verkindung des Gesetzes sechs bis
sieben Monate notig sind, bis sich alles herumge-
sprochen hat.
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Prasident von Hassel: Ich rufe die Frage 37
des Abgeordneten Schedl auf:

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Gesetz zur Bekdampfung
der Schwarzarbeit zu lockern, zu verstirken oder aufzuheben?

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretéar.

Dr. Auerbach, Staatssekretir des Bundesmini-
steriums fiir Arbeit und Sozialordnung: Im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister fiir Wirtschaft be-
antworte ich Thre Frage wie folgt.

Die Bundesregierung halt an ihrer Auffassung
fest, daB der Schwarzarbeit wirksam begegnet wer-
den mufi. Diese Beurteilung wird von den Arbeits-
ministern und -senatoren der Lander geteilt, die auf
ihrer 41. Arbeitsministerkonferenz die Schwarzarbeit
aus sozial- und arbeitsmarktpolitischen Griinden
ausdricklich miBbilligten. Zur Zeit wird bei der Vor-
bereitung eines Einflihrungsgesetzes zum Strafge-
setzbuch gepriift, inwieweit Vorschriften, die — wie
das Gesetz zur Bekidmpiung der Schwarzarbeit —
nur Geldstrafen vorsehen, mit der neuen Systematik
des Strafrechts vereinbar sind.

Pridsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des
Abgeordneten Schedl.

Schedl (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, konnen
Sie mir die Zahl der Anzeigen bzw. Verurteilungen
auf Grund dieses Gesetzes in den letzten beiden
Jahren nennen?

Dr. Auerbach, Staatssekretdir des Bundesmini-
steriums fir Arbeit und Sozialordnung: Ich habe
einige Stichproben hier, die aber wohl nichts be-
sagen. Wie der Name schon sagt, ist Schwarzarbeit
eine Angelegenheit, die sich im Dunkeln abspielt.
Infolgedessen gibt es Dunkelziffern, von denen ich
einige nennen konnte; Aussagewert haben sie nicht.

Prasident von Hassel: Keine Zusatzfrage. —
Ich rufe die Frage 38 des Abgeordneten Schedl auf:
Welche neueren Erfahrungen kann die Bundesregierung iber

die Wirksamkeit des Gesetzes zur Bekdmpfung der Schwarz-
arbeit darlegen?

Zur Beantwortung, bitte, Herr Staatssekretar.

Dr. Auerbach, Staatssekretdr des Bundesmini-
steriums fir Arbeit und Sozialordnung: Die Bundes-
regierung besitzt keinen genauen Uberblick iiber die
Wirksamkeit des Gesetzes zur Bekdmpiung der
Schwarzarbeit. Wir haben keine zuverldssigen
Erfolgsquoten zu melden, weil wir nicht wissen, wie-
viel Schwarzarbeit es gibt, und weil ein grofier Teil
der Schwarzarbeit nicht angezeigt wird. Die Bun-
desregierung kennt aber aus juingerer Zeit zahl-
reiche Einzelfdlle von Schwarzarbeit — eine Liste
dariiber kann Thnen zur Verfiigung gestellt werden,
Herr Abgeordneter —, die durch Geldstrafen nach
dem Schwarzarbeitsgesetz und durch GeldbuBien
nach sonstigen gesetzlichen Regelungen geahndet
wurden. Insgesamt 148t sich feststellen, daf} sich die
Initiativen, welche die einzelnen Ressorts in enger
Fiihlungnahme mit dem Zentralverband des Deut-

schen Handwerks in den letzten Jahren ergriffen
haben, wahrscheinlich glnstig auswirken.

Lassen Sie mich abschlieBend noch bemerken, daB
die Bundesregierung im Interesse eines Zurick-
drangens der Schwarzarbeit den Versuchen einiger

| Gewerbezweige besondere Bedeutung beimifit, die

durch zwischenbetriebliche Zusammenarbeit wie
etwa die Einfiihrung von Gemeinschaftsdiensten
dem grofien Bedarf insbesondere an kleinen Repara-
turleistungen besser gerecht werden. Denn dadurch
wird eine Befriedigung jenes Bedarfs an gewerb-
lichen Leistungen moglich, der bisher vielfach noch
durch Schwarzarbeit gedeckt wurde und gedeckt
wird. Deshalb unterstiitzt die Bundesregierung die
Errichtung von Reparaturleitstellen im Rahmen der
Gewerbeforderung.

Prdsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des
Abgeordneten Schedl.

Schedl (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, konnen
Sie mir angeben, wie hoch die Bundesregierung
etwa die Ausfdlle an Steuer- und Sozialversiche-
rungszahlungen auf Grund der Schwarzarbeit
schatzt?

Dr. Auerbach, Staatssekretar des Bundesmini-
steriums fiur Arbeit und Sozialordnung: Ich kann
nur sagen, dafl mir kein Material bekannt wurde.
Aber ich habe auf Landesebene all diese Versuche
mitgemacht. Als die damalige Bundesregierung
durch Herrn Minister Katzer die Lander aufforderte,
entsprechende Schatzungen anzugeben, hat es ein
allgemeines Hohngelachter in der Arbeitsminister-
konferenz gegeben, weil gesagt wurde: Jetzt for-
dern die uns Schularbeiten ab, die wir einfach nicht
leisten konnen, weil es keine Unterlagen gibt, weil
es eben Schwarzarbeit ist. — Die entscheidende
Frage ist, wie man Schwarzarbeit teilweise durch
diese Reparaturleitstellen verhindern kann. Ganz
ausrotten konnen Sie sie nicht, weil heide Seiten,
der Auftraggeber und der Auftragnehmer, Wert
darauf legen, sie vertraulich zu halten.

Prdsident von Hassel: Eine Zusatzirage des
Abgeordneten Josten.

Josten (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, ange-
sichts der Tatsache, dafl durch die Schwarzarbeit
hohe Steuerausfdlle entstehen, darf ich Sie fragen:
Halt die Bundesregierung eine Verstarkung der Be-
kampfung der Schwarzarbeit gerade deshalb fir
notwendig?

Dr. Auerbach, Staatssekretar des Bundesmini-
steriums fur Arbeit und Sozialordnung: Herr Abge-
ordneter, nicht gerade deshalb, aber auch deshalb.
Wir suchen alle noch nach einem Instrument, das
wirksamer ist als die Instrumente, die wir heute
haben. Eines habe ich erwédhnt, die Reparaturleit-
stellen. Die gibt es in vielen Stadten. Dort scheint
die Schwarzarbeit zuriickgegangen zu sein.

Ich will Falle der Forderung von Schwarzarbeit
hier nicht auffithren, weil wir nicht wissen, ob das

()



(B)

Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode —- 109. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 24. Méarz 1971

6389

Staatssekretir Dr. Auerbach

Einzelfalle sind. OIlt wird aber Schwarzarbeit auch
von Stellen gefordert, die die Bekdmpfung der
Schwarzarbeit fordern.

Prdasident von Hassel: Ich rufe die Frage 39
des Abgeordneten Rainer auf. — Der Fragesteller ist
nicht anwesend. Die Frage wird schriftlich beantwor-
tet, ebenfalls die Frage 40. Die Antworten werden
als Anlage abgedruckt.

Ich rufe die Frage 41 des Abgeordneten Dr. Aigner
auf. — Der Fragesteller ist nicht anwesend. Die
Frage wird schriftlich beantwortet, ebenfalls die
Frage 42. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt.

Ich rufe die Frage 43 des Abgeordneten Konrad

auf:

ITat das Bundesinstitut fir Berufsbildungsforschung in Berlin
seine Tatigkeit autgenommen, und wie ist verneinendenfalls der
Stand devr Vorbereitungsarbeiten?

Zur Beantwortung, Herr Staatssekretdr Dr. Auer-
bach.

Dr. Auerbach, Staatssekretar des Bundesmini-
steriums fir Arbeit und Seozialordnung: Herr Prési-
dent! Meine Damen und Herren! Im Einvernehmen
mit dem Bundesminister fiir Wirtschaft beantworte
ich die Frage wie folgt. Das Bundesinstitut fiir Be-
rufsbildungsforschung in Berlin hat secine Arbeit auf-
genommen. Am 24, Februar 197! wurde der zum
Prasidenten gewahlte Professor Dr. Hans Joachim
Rosenthal in sein Amt eingefiihrt. Das Institut ver-
figt zur Zeit Uber 56 Mitarbeiter. Das Forschungs-
programm des Instituts fiir dieses und das folgende
Jahr wurde im Marz beschlossen. Es darf nunmehr
noch nach § 64 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes der
Genehmigung der beiden Bundesminister fir Arbeit
und fiir Wirtschaft.

Prdsident von Hassel: Line Zusatzfrage des
Abgeordneten Konrad.

Konrad (SPD): Herr Staatssekretar, entspricht
die Zahl der Mitarbeiter den vorhandenen Plan-
stellen des Instituts?

Dr. Auerbach, Staatssekretar des Bundesmini-
steriums flir Arbeit und Sozialordnung: Es ist noch
nicht gelungen, samtliche Planstellen zu besetzen,
weil es schwierig ist, erstklassige Fachkrafte — und
nur solche kann man als wissenschaftliche Mitarbei-
ter gebrauchen — zu gewinnen. Aber die Besetzung
geht tatsachlich ziigig voran. Ich bin selbst in Berlin
gewesen und habe mich davon uberzeugt.

Prdsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage
des Abgeordneten Konrad.

Konrad (SPD): Herr Staatssekretar, bedauern
Sie mit mir, daB nicht hinreichend bekannt ist, daB
das Institut seine Arbeit aufgenommen hat, und daB
insbesondere im Bonner Almanach keine Stichwort-
notiz auf seine aufgenommene Arbeit hinweist?

Dr. Auerbach, Staalssekretar des Bundesmini-
steriums fir Arbeit und Sozialordnung: Ich mochte
die Redaktion des Bonner Almanachs nicht kritisie-
ren, solange ich nicht weiBl, wann dort Redaktions-
schluff war. Ich nehme aber an, der Redaktionsschluf3
war irgendwann im vorigen Jahr, und damals konnte
dariber noch nicht berichtet werden.

Prdsident von Hassel: Eine Zusatzirage des
Abgeordneten Miiller (Berlin).

Miiller (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
konnen Sie in diesem Zusammenhang Auskunft
geben, inwieweit die Arbeitsstelle fir betriebliche
Berufsausbildung noch Aufgaben durchfihrt, die
vom Gesetzgeber eigentlich dem Institut zugedacht
waren?

Dr. Auerbach, Staatssekretdar des Bundesmini-
steriums flir Arbeit und Sozialordnung: Herr Abge-
ordneter, die Lage ist wie folgt. Die bisherigen Tra-
ger der ABB, also der Arbeitsstelle fiir betriebliche
Berufsausbildung, haben sich durch Vertrag gegen-
uiber dem Bundesinstitut fiir Berufsbildungsforschung
verpflichtet, dic Arbeitsstelle langstens bis zum
30. September dieses Jahres fortzufithren. Das Ar-
beitsprogramm der ABB wird im Einvernehmen mit
dem Institut festgelegt. Fir die Zeit der Weiterfiih-
rung erfolgt eine Kostenerstattung gegeniiber den
Tragern durch das Bundesinstitut. Ein Teil der Fach-
kréafte der ABB wird vom Bundesinstitut tibernom-
men werden.

Prdsident von Hassel: Ich rufe die Frage 44
des Abgeordneten Dr. Bohme auf:

Halt os die Bundesregierung fir mit den Vorschriften des
Betriebsverfassungsgesctzes vercinbar, wenn der Vorstand als
Fihrungsinstrument Gesprachskreise fir den vom Betricbsver-
fassungsgesetz nicht crfaBten Personenkreis einrichtet, und
wirde die Bundesregierung ein solches Vorgehen unterstiitzen?

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretar.

Dr. Auerbach, Staatssekretir des Bundesmini-
steriums fiir Arbeit und Sozialordnung: Herr Prasi-
dent, die Bundesregierung ist der Auffassung, daB
die Vorschriften des geltenden Betriebsverfassungs-
gesetzes die Errichtung von Gesprichskreisen fiir
leitende Angestellte durch den Vorstand eines Un-
ternehmens jedenfalls insoweit nicht untersagen, als
dadurch tatsdachlich nur solche Personen erfalit wer-
den, die nach dem Betriebsverfassungsgesetz nicht
als Arbeitnehmer gelten.

Die Bundesregierung sieht allerdings keine Ver-
anlassung, die Errichtung solcher Gesprichskreise
zu unterstiitzen, denn die sozialpolitische Zweck-
maBigkeit solcher Gespréachskreise, aus denen sich
Sondervertretungen der leitenden Angestellten ent-
wickeln koénnen, ist zur Zeit auBerordentlich um-
stritten. Diese Haltung der Bundesregierung ergibt
sich schon aus dem von ihr vorgelegten Entwurf
eines neuen Betriebsverfassungsgesetzes, der im
Gegensatz zu dem Gesetzentwurf der CDU/CSU-
Fraktion keine Sondervertretung fir leitende Ange-
stellte vorsieht. Dieses Hohe Haus wird ber diese
unterschiedliche Meinung entscheiden.
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Pridsident von Hassel: Keine Zusatzfrage.

Ich rufe die Frage 45 des Abgeordneten Dr. Bohme |

auf:

Halt es die Bundesregierung mit den geltenden Prinzipien der
Friedenspflicht und der vertrauensvollen Zusammenarbeit zwi-
schen Vorstand und Betriebsrat fiir vereinbar, da StreikmaB-
nahmen angekiindigt und durchgefuhrt werden, wenn der Vor-
stand von seinem Recht, das Unternehmen in eigener Verant-
wortung zu leiten (§ 76 des Aktiengesetzes), Gebrauch macht?

Dr. Auerbach, Staatssekretiar des Bundesmini-
steriums fiir Arbeit und Sozialordnung: Nach § 49
Abs. 2 des geltenden Betriebsverfassungsgesetzes
und dem dieser Vorschrift insoweit entsprechenden
§ 74 Abs. 2 des Entwurfs der Bundesregierung fur
ein neues Betriebsverfassungsgesetz sind MaBnah-
men des Arbeitskampfes zwischen Arbeitgeber und
Betriebsrat unzuléssig.

Im Rahmen der mit Ihren Fragen offensichtlich
angesprochenen Vorgdange bei der Ruhrkohle-AG
haben die Betriebsriate und die Gewerkschaften
diese Rechtslage anerkannt. Nach den uns vorlie-
genden Informationen haben sie sich dariiber hinaus
mit Erfolg darum bemiiht, spontane Arbeitsnieder-
legung zu verhindern.

Prasident von Hassel: Bitte schon, eine Zu-
satzfrage.

Geiger (SPD): Herr Staatssekretdr, sind Sie mit
mir der Auffassung, daff StreikmaBnahmen der Orga-
nisationen nicht die Friedenspflicht des Betriebsrates
storen?

Dr. Auerbach, Staatssekretir des Bundesmini-
steriums fir Arbeit und Sozialordnung: In diesem
Zusammenhang spielt das jedoch, glaube ich, keine
Rolle.

Pradsident von Hassel: Wir kommen damit zur
nachsten Frage.
(Zuruf.)

— Verzeihung, ich hatte gefragt, ob Zusatzfragen
gestellt werden, und Sie hatten erkldrt: Nein.

Wir kommen zu Frage 46 des Abgeordneten
Harzschel:
Ist die Bundesregierung der Meinung, daB deutsche Sprach-

kurse fiir Gastarbeiter durch das Arbeitsforderungsgesetz ge-
fordert werden koénnen?

Dr. Auerbach, Staatssekretir des Bundesmini-
steriums fur Arbeit und Sozialordnung: Im Rahmen
des Arbeitsférderungsgesetzes, Herr Abgeordneter,
wird die berufliche Fortbildung und Umschulung von

auslandischen Arbeitnehmern grundsédtzlich unter |

den gleichen Voraussetzungen und in gleichem Um-
fange wie die von deutschen Arbeitnehmern gefor-
dert. Von ausldndischen Arbeitnehmern, die nicht
Staatsangehorige eines EWG-Staates sind, wird
lediglich gefordert, daB sie mindestens ein Jahr im
Geltungsbereich des AFG eine entsprechende beruf-
liche Tatigkeit ausgeiibt haben. Wird also im Rah-
men einer beruflichen BildungsmaBnahme — sei es
Fortbildung, sei es Umschulung -— deutscher Sprach-

unterricht erteilt, so bestehen deswegen gegen die ©

Forderung keine Bedenken.

Dariiber hinaus kommt eine Forderung der Teil-
nahme an Sprachlehrgiangen in Deutsch fiir Aus-
linder im Rahmen der beruflichen Fortbildung in
Betracht, wenn der auslandische Arbeitnehmer sonst
die gegenwartige oder eine arbeitsmarktpolitisch er-
winschte kiinftige berufliche Tatigkeit wegen man-
gelnder Sprachkenntnisse nicht ausiiben konnte:
Voraussetzung ist allerdings, daB der Lehrgang in
ausreichender Weise berufsspezifische Sprach-
elemente vermittelt. In diesem Zusammenhang dar(
ich erwahnen, daB ausreichende Sprachkenntnisse
u.a. auch fir die Unfallverhiitung von Bedeutung
sind.

Prdsident von Hassel: Eine Zusatzfrage des
Abgeordneten Harzschel.

Harzschel (CDU/CSU): Herr Staatssekretir, sind
Sie nicht mit mir der Meinung, daB die Sprachkennt-
nisse fur die Eingliederung der auslandischen Arbeit-
nehmer in einen Betrieb und fiir die berufliche Ent-
faltung wie fiir die Unfallverhiitung eine Voraus-

setzung sind und daB deshalb eine Forderung grund-

satzlich moglich sein sollte?

Dr. Auerbach, Staatssekretiar des Bundesmini-
steriums fur Arbeit und Sozialordnung: Die Forde-
rung ist — mit der Beschrankung, die ich erwahnt
habe — grundsitzlich moglich. Die Bundesregierung
hat aber dariiber hinaus besondere finanzielle Mittel
zur Verfligung gestellt, um Sprachkurse fur Aus-
lander zu f6rdern. Ein Teil dieser Sprachkurse fiir
Arbeiter aus der Tiirkei, aus Jugoslawien und aus
Tunesien ist jetzt schon in die Heimatlander verlegt,
damit man bereits dort anfangen kann.

Prdsident von Hassel: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Héarzschel.

Harzschel (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
waren Sie bereit, eine detaillierte Klarstellung vor-
zunehmen, damit in Zukunft deutlich wird, welche
Kurse gefordert werden und welche nicht?

Dr. Auerbach, Staatssekretar des Bundesmini-
steriums fir Arbeit und Sozialordnung: Ich nehme
an, Sie meinen damit beide Seiten, Arbeitnehmer
und Veranstalter. Wir werden das veranlassen.

Prdsident von Hassel: Wir sind am Ende der
fur die Fragestunde vorgesehenen 60 Minuten an-
gelangt; ich habe sie schon um zwei Minuten uber-
zogen. Die anderen drei Fragen zu diesem Ge-
schéaftsbereich konnen wir daher nicht mehr auf-
rufen; ich bitte dafiir um Verstandnis. Ich danke
Ihnen fir die Beantwortung, Herr Staatssekretar.

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Ich rufe
Punkt 2 der Tagesordnung auf:

D)
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Prdsident von Hassel

a) Miindlicher Bericht des Petitionsausschusses |

(2. AusschuB)
§ 113 Abs. 1 der Geschaftsordnung

Berichterstatter: Abgeordneter Hansen

b

tionsausschusses (2. Ausschul}) iiber Antrdge
von Ausschiissen des Deutschen Bundestages
zu Petitionen und systematische Ubersicht
iiber die beim Deutschen Bundestag in der
Zeit vom 20. Oktober 1969 bis 28. Februar
1971 eingegangenen Petitionen

— Drucksache VI/1923 —

c) Beratung der Sammeliibersicht 18 des Peti-
tionsausschusses (2. AusschuB) iiber Antrdge
von Ausschiissen des Deutschen Bundestages
zu Petitionen

— Drucksache VI/1965 —

Ich danke zundchst einmal dem Berichterstatter zu
Punkt 2a und erteile ihm das Wort. Bitte schén,
Herr Kollege!

Hansen (SPD): Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Ihnen liegt die Drucksache VI/1923 mit einer
systematischen Ubersicht uber die beim Deutschen
Bundestag in der Zeit vom 20. Oktober 1969 bis
28. Februar 1971 eingegangenen Petitionen vor.
Vergleicht man die Ubersicht mit der iber den ent-
sprechenden Zeitraum der 5. Wahlperiode, so er-
gibt sich weitgehende Ubereinstimmung. Die Ge-
samtzahl der Eingaben ist zwar wesentlich, namlich
um 15 % gestiegen, die Verteilung auf die einzelnen
Sachgebiete — so z. B. auf die Gebiete des Lasten-
ausgleichs, der Verteidigung und des Post- und
Fernmeldewesens — ist jedoch relativ weitgehend
konstant geblieben. Nach wie vor gehen die meisten
Eingaben zum Sachgebiet ,Sozialversicherung” ein.
Nach wie vor liegen die Sachgebiete ,allgemeine
innere Verwaltung” sowie ,Rechtspflege einschlieB-
lich Zivil- und Strafrecht”, was die Zahl der Ein-
gaben angeht, mit an der Spitze. Auffallend ist der
nach wie vor hohe Anteil der zur parlamentarischen
Prufung durch den Deutschen Bundestag ungeeig-
neten Eingaben. Es sind dies z. B. diejenigen Peti-
tionen, fiir deren Behandlung die Volksvertretungen
der Lander zustandig sind — 17,64 %0 —, und die
Eingaben, mit denen Beschwerden in schwebenden

oder zu abgeschlossenen Gerichtsverfahren erhoben |

werden — 4,92 /o —. Diese Eingaben sind zur parla-
mentarischen Prifung deshalb ungeeignet, weil ge-
richtliche Entscheidungen vom Deutschen Bundestag
oder einer Volksvertretung der Lander weder auf-
gehoben noch abgedndert werden konnen. Hier wdre
eine bessere Aufklarung aller Bundesbiirger iiber
ihre verfassungsméafBigen Rechte und die richtigen
Adressaten ihrer Beschwerden dringend notwendig.

Der Anteil der positiv erledigten Eingaben ist
gegentber dem Vergleichszeitraum mit 2,19°%0
nahezu unverandert geblieben. Dieser Prozentsatz
konnte zweifellos erhoht werden, wenn der Aus-
schuB die Moglichkeit hatte, die ihm vorgelegten

Beratung der Sammeliibersicht 17 des Peti-

iber seine Tatigkeit gemaB |

Sachverhalte genauer zu uberprifen und, wo not-

wendig, auch die Betroffenen dazu zu horen. Dies ©

soll unter anderem durch die Verabschiedung eines
Gesetzes liber die Erweiterung der Befugnisse des
Petitionsausschusses ermoglicht werden. Meine Da-
men und Herren, ich bitte Sie, dafiir zu sorgen, daf3
dieses Gesetz noch vor der Sommerpause verab-
schiedet werden kann. Es wiirde nicht nur die Kon-
trollfunktion des Parlaments gegeniiber der Exeku-
tive stdrken, sondern auch vielen Bilirgern in un-
serem Lande zugute kommen.

Im PetitionsausschuBl haben wir es haufig mit nach
Auffassung der Mitglieder des Ausschusses berech-
tigten Eingaben zu tun, die aber auch nach der Er-
weiterung der Befugnisse des Petitionsausschusses
negativ beschieden werden miiiten, weil geltende
Gesetze einer anderen Entscheidung entgegen-
stehen. Das auf liberaler Staatsauffassung beruhende
Rechtsstaatsprinzip zwingt den Gesetzgeber dazu,
Gesetze perfektionistisch zu fassen, so dall dem
Ermessensspielraum der Verwaltung enge Grenzen
gezogen sind. Die zwangslaufig fiir den einzelnen
daraus erwachsenden Harten, z.B. durch Fristen,
Termine und Stichtage, zeigen sich erst bei der
Durchfiihrung der Gesetze in der Praxis. Nach der
grundgesetzlichen Verpflichtung zum Sozialstaat hat
der Gesetzgeber aber die Aufgabe, solche Uneben-
heiten und Ungerechtigkeiten zu bescitigen. Deshalb
ware zu prifen, ob zur Losung dieser Problematik
nicht ein allgemeiner Hartefonds zu schaffen ware,
damit in Not- und Hértefdllen schnell und wirksam
geholfen werden kann.

Meine Damen und Herren, es gibt immer wieder
Eingaben, denen man nur durch Gesetzesanderungen
oder -ergdnzungen gerecht werden konnte. Unter
den im Berichtszeitraum vorgelegten Petitionen gilt
dies besonders fiir eine Gruppe von Personen, denen
im nationalsozialistischen Unrechtsstaat schwerer
korperlicher und seelischer Schaden zugefiugt wurde
und die noch heute keinen Anspruch auf Entscha-
digung haben. Die gangige Rechtsprechung sank-
tioniert vielmehr das geschehene Unrecht durch
Annahme einer sogenannten Rechtskontinuitat. Zwi-
schen 1934 und 1945 sind im Gebiet des ehema-
ligen Deutschen Reiches schatzungsweise 350 000
Personen auf Grund des sogenannten Gesetzes zur
Verhiitung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli
1933 zwangsweise sterilisiert worden. Ein Teil die-
ser Personen — in der 5. und 6. Wahlperiode des
Deutschen Bundestages bisher 80 — hat sich an
den PetitionsausschuB des Deutschen Bundestages
gewandt. Diese Personen empfinden das, was man
ihnen angetan hat, als Unrecht und erwarten vom
Bundestag eine besondere gesetzliche Entschadi-
gungsregelung. Einem Teil der Petenten geht es
weniger um tinanzielle Wiedergutmachung als
darum, endlich rehabilitiert zu werden.

Auf Grund dieser Eingaben hat sich der Petitions-
ausschuB wiederholt und eingehend mit der Frage
einer besonderen gesetzlichen Entschddigungsrege-
lung fiir den Kreis der Zwangssterilisierten befaft.
Mit BeschluBl vom 21. Januar 1971 hat er schlieBlich
eine der vorliegenden Bitten um eine besondere ge-
setzliche Entschddigungsregelung als erwagenswerte
Anregung zur Kenntnis genommen. Dabei ging er
von der Annahme aus, dafl in einer nicht unerheb-

D)
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Hansen

lichen Zahl von Fallen durch die Erbgesundheits-
gerichte die zwangsweise Unfruchtbarmachung von
Personen angeordnet wurde, ,bei denen die Vor-
aussetzung fir die Sterilisation nach § 1 Abs. 2 des
Erbgesundheitsgesetzes — eine Erbkrankheit im
Sinne dieses Gesetzes - nach den Erkenntnissen
der Wissenschaft nicht bejaht werden kann oder”

— eine zweite Gruppe — ,bei denen eine Erb- |

krankheit nur der vorgeschobene Grund fur die An-
ordnung und Durchfithrung der Sterilisation ge-
wesen ist, wahrend die Unfruchtbarmachung tat-
sachlich aus rassischen oder politischen Grinden er-
folgte”.

Diese Personen gilt es durch eine besondere ge-
setzliche Regelung zu entschadigen. lhnen ist ob-
jektiv Unrecht widerfahren, das nach Wiedergut-
machung verlangt. Bei der vorgeschlagenen Entscha-
digungsregelung mag dahingestellt bleiben, ob das
Erbgesundheitsgesetz, wie die sogenannte herr-
schende Ansicht in Rechtsprechung und Literatur
meint, tatsachlich kein typisch nationalsozialistisches
Unrecht war.

{Abg. Wehner: Hort! Hort!)

Sicher ist jedenfalls, daB es sich um eine in der
Hand der Nationalsozialisten in einem hohen Male
suspekte Regelung handelt,

(Abg. Wehner: Sehr wahr!)

dafl es nur wenige Staaten der Welt gibt, die eine
zwangsweise Unfruchtbarmachung aus eugenischer
Indikationkennen. Nirgends ist die zwangsweise Un-
fruchtbarmachung in so rigoroser Form durchgefiihrt
worden wie in Deutschland in der Zeit von 1934 bis
1939, in der allein jahrlich durchschnittlich 58 300
Menschen unfruchtbar gemacht wurden.

Sicher erscheint mir auch, daB eine derartige
Regelung, wie sie das Erbgesundheitsgesetz enthalt,
ware sie nach unserer Verfassung zuldssig, heute
von den gesetzgebenden Korperschaften auf keinen

Fall verabschiedet wiirde. Auch sollte man in der |

Rechtsprechung Nazigerichte nicht mit bundesdeut-
schen Gerichten durch die erwdhnte Annahme einer
sogenannten Rechtskontinuitat auf eine Stufe stel-
len. Hier muB ein scharfer Trennungsstrich gezogen
werden.

Es bleibt festzustellen, daB es im Bundesentschadi-
gungsgesetz keine Entschddigungsregelung fiir Per-
sonen gibt, deren Unfruchtbarmachung tatsachlich
aus politischen oder rassischen Griinden durch Be-
schluB des Erbgesundheitsgerichts angeordnet
wurde, oder fiir solche, bei denen eine Erbkrankheit
tatsachlich nicht vorlag.

Ich will diese Feststellung mit einem Beispiel
begriinden. Es ist die Petition einer Bonner Birge-
rin, die als junges Maddchen aktives Mitglied der
kommunistischen Arbeiterjugend war und ein Kind
von einem Halbjuden hatte, den sie spater auch
heiratete. Die Petentin wurde 1934 von einem
Kriminalbeamten verhaftet und in ein Heim nach
Diren gebracht. Von hier aus wurde dann der An-
trag auf Unfruchtbarmachung beim Erbgesundheits-
gericht Aachen gestellt. Das Erbgesundheitsgericht
lehnte den Antrag jedoch ab, weil es die gesetz-
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! lichen Voraussetzungen fiir eine Sterilisation nicht ©

als gegeben ansah. Auf die Beschwerde des da-
maligen SS- und Kreisarztes ordnete das Erb-
gesundheitsobergericht Koln jedoch die Sterilisation
der Petentin mit BeschluB vom 12 Oktober 1934 an.
Als Grund fir die Sterilisation wurde man
hore! — ,moralischer Schwachsinn” angegeben.

Im Jahre 1956 betrieb die Geschadigte vor dem
Erbgesundheitsgericht Koéln ein Wiederaufnahme-
verfahren. Nach Erstattung eines Gutachtens durch
Professor Gruhle von der Universitdatsnervenklinik
Bonn, in dem besonders hervorgehoben wurde, daB
die Geschadigte niemals an Schwachsinn gelitten
habe, weder an angeborenem noch an erworbenem,
und daB der Begriff ,moralischer Schwachsinn”
auBerhalb der wissenschaftlichen Sphéare liege und
diese Begriffsbildung nicht erlautert werden konne,
hob das Erbgesundheitsgericht Kéln durch BeschluB
vom 20. Februar 1957 den fritheren Beschluf} des
Erbgesundheitsobergerichts Koln auf.

Die Frau, deren Fall ich lhnen eben geschildert
habe, hat jedoch bisher weder eine Wiedergut-
machung nach dem Bundesentschadigungsgesetz
noch eine Entschddigung nach anderen Rechtsvor-
schriften erhalten,

(Abg. Wehner: Hort! Hort!)

obwohl sie diesbeziigliche Antrige rechtzeitig ge-
stellt hat. Ihr Antrag auf Wiedergutmachung wurde
mit der Begriindung abgelehnt, daB die Voraus-
setzungen fur eine Entschddigung nach dem Bundes-
entschadigungsgesetz nicht gegeben seien. Dieser
Entscheidung liegt die Annahme zugrunde, dal
eine durch die Sterilisation bedingte Beeintrach-
tigung der Erwerbsfahigkeit um mindestens 25 %%
nicht gegeben sei. Tatsachlich sieht das Bundesent-
schadigungsgesetz fir Korperschaden eine Rente
und Kapitalentschadigung nur vor, wenn die Er-
werbstahigkeit des Geschadigten durch die Ver-
folgung um mindestens 25°%¢ gemindert ist.

Meine Damen und Herren, die Frau, deren Schick-
sal ich Thnen hier vorgetragen habe, und andere,
die Ahnliches erlitten haben, sind verbittert und
zweifeln an der Gerechtigkeit. Sie fihlen sich in
ihrer Menschenwiirde gekrankt und erniedrigt. Sie
fuhlen sich gesundheitlich und in ihrer Persénlich-
keitsentfaltung geschidigt. Sie erwarten nun end-
lich, fast 22 Jahre nach Griindung der Bundesrepu-
blik, eine Wiedergutmachung. Wir verkennen nicht
die Bedenken und Schwierigkeiten, die einer be-
sonderen gesetzlichen Entschadigungsregelung fir
den bisher angesprochenen Kreis der Zwangssteri-
lisierten entgegenstehen, meinen jedoch, daB sie
iberwunden werden konnen, und dafir bitten wir
um Thre Hilfe.

AbschlieBend bitte ich Sie, den in den Sammel-
ubersichten 17 und 18 enthaltenen Antragen zu
Petitionen zuzustimmen.

(Beifall.)

Prisident von Hassel: Ich danke dem Herrn

. Berichterstatter des Petitionsausschusses.

D)
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Prdsident von Hassel

Wir kommen zu der Entscheidung liber die Druck-
sachen VI/1923 und VI/1965. Der AusschuBl beantragt
Zustimmung. — Ich sehe keinen Widerspruch; dann
ist so beschlossen.

Ich rufe den Punkt 3 der Tagesordnung auf:
Abgabe einer Erklarung der Bundesregierung
Das Wort hat der Herr Bundeskanzler.

Brandt, Bundeskanzler: Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Lassen Sie mich zunachst einige
Worte zu den gestrigen Ereignissen in Briissel sagen.
Sie gehen uns alle an; denn sie verweisen auf eines
der schwierigsten Wirtschafts- und Strukturprobleme
Europas und auch unseres Landes.

Die Bundesregierung beklagt die Opfer dieser
Demonstration; sie bedauert, daB es zu solchen Aus-
schreitungen gekommen ist, durch die niemandem
geholfen wird. Gewalttatigkeiten schaden der Sache
der Bauern und erschweren nur die Lage.

Aber ich erkldre im gleichen Atemzug, daB wir
Verstandnis fiir die Sorgen und die Schwierigkeiten
der Landwirtschaft und auch dafiir haben, daB sich
dieser Berufsstand zu Wort meldet. Er sieht sich
weitgehend existentiell bedroht, weil die Landwirt-
schaft ja nicht nur hinter der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung zuriickgeblieben ist, sondern weil
sie von den raschen technischen und wirtschaft-
lichen Veranderungen am starksten betroffen ist.

Die Politik muB Situationen vermeiden helfen, in
denen fiir die betroffenen Menschen scheinbar ein
Zwang besteht, auf die Strafle zu gehen.

Ich mochte ausdriicklich Minister Ertl danken, der
sich bei den Verhandlungen in Briissel fiir die Be-
lange der deutschen Landwirtschaft hartnackig ein-
setzt.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Ich hoffe, daB diese Verhandlungen schlieBlich doch
noch zu einem ertraglichen Ergebnis kommen.

Die Losung der grofen landwirtschaftlichen Struk-
turprobleme ist eine europdische und eine nationale
Aufgabe. Hier zeigt sich auch, zu welchen materiel-
len und seelischen Belastungen verzogerte Reformen
fiihren konnen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Herr Prasident, ich komme zum eigentlichen Inhalt
meiner heutigen Erkldrung.

Wir erleben gegenwadrtig eine, im ganzen gesehen,
erfreuliche offentliche Debatte iiber innere Reformen.
Dabei geht es zundchst um konkrete Vorschlage und
MaBnahmen der Bundesregierung. Zugleich geht es
aber um die Bedingungen und Modglichkeiten eines
modernen Staates und seiner Regierung.

Das erste Thema wird notwendigerweise kontro-
vers zu behandeln sein. Die Regierung und die sie
tragende Koalition werden jedenfalls ihre Leistun-
gen nicht schmdlern lassen.

Zum zweiten Thema hat dieser Tage ein kluger
Beobachter darauf hingewiesen, im BewuBisein der
Biirger sei noch zuwenig haften geblieben, daB mitt-

lerweile alle entscheidenden politischen Krafte in
unserem Lande — auch in ihren Programmen — von
der Notwendigkeit innerer Reformen ausgehen. Er
hat denn auch geraten, nicht ,jenes zarte Pflanzchen
offentliches ReformbewuBitsein” zu zertreten, auf das
beide Seiten im Bundestag angewiesen sind.

Erinnern wir uns: In den fiinfziger Jahren hat das
deutsche Volk in der Bundesrepublik in einem stiir-
mischen und erfolgreichen Wiederaufbau aus einer
Trimmerlandschaft eine der leistungsfdahigsten Indu-
strienationen der Welt geschaffen.

(Hort! Hort! und Beifall bei der CDU/CSU.)

GroBe Anstrengungen aller Schichten unseres Vol-
kes waren dazu nétig.

(Abg. Stiicklen: Und der Regierungen!)

— GewiB, und der Regierungen. — So wurden {iber-
ragende wirtschaftliche Leistungen erzielt. Unsere
eben erst neu geschaffene gesellschaftliche und poli-
tische Ordnung hat sich in dieser Phase weithin be-
wahrt.

Inzwischen sind Wirtschaft und Gesellschaft langst
uber die Phase des Wiederaufbaus hinausgewachsen.
Erst jetzt — zehn Jahre danach — stellen viele in
unserem Lande mit einer gewissen Bestiirzung fest:
in der Wiederaufbauphase ist vieles liegengeblie-
ben; die gesellschaftlichen Strukturen entsprechen
in vielen Bereichen nicht mehr den veranderten Be-
dingungen und Anforderungen; die technische und
wirtschaftliche Entwicklung ist der staatlichen Ver-
waltung und der Gesamtschau davongelaufen; die
Menschen nehmen in sehr unterschiedlichem Mafle
am wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt teil.

(Zustimmung bei der SPD.)

Seit Uber zehn Jahren weiBl man, daB die Vermo-
gensbildung hochst unbefriedigend verldauft, daB
mehr getan werden muf fiir Bildung und Ausbil-
dung, daB das Angebot an Offentlichen Leistungen
nicht ausreicht, daB wir den Umweltschutz vernach-
lassigt haben.

Inzwischen beginnt sich die Erkenntnis stdrker
durchzusetzen, daB nachtrdgliche Reparaturen den
Steuerzahler mehr kosten als rechtzeitige Planung.
Aber das langjahrige Fehlen jeglichen Vorausden-
kens des Entwicklungsprozesses macht sich nun
tiberall bemerkbar. Dabei ist klar: So wie in der
hochindustrialisierten Welt Unternehmen weit vor-
ausschauend disponieren miissen, bedarf auch die
Politik eines weiten Zeithorizonts. Nur sind die Wir-
kungszusammenhdnge, die sie 7zu berticksichtigen
hat, noch viel komplexer.

Aus mangelnder Ubersicht und fehlender Voraus-
schau, mit denen man es weithin zu tun gehabt
hatte, wurden von der Regierung der grofien Koa-
lition erste Konsequenzen gezogen. Ich denke dabei
z. B. an die mehrjdhrige Finanzplanung und die
mitteliristige Zielprojektion. Diese Ansdtze haben
wir weiterentwickelt. Die Bundesregierung ist jetzt
dabei, das verbesserte Instrumentarium zur mittel-
fristigen Planung mit der erforderlichen langfristigen
Aufgabenplanung zu verkniipfen.

(©)
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Bundeskanzler Brandt

Lassen Sie mich jedoch gleich hinzufiigen, meine
Damen und Herren: Politische Planung im demo-
kratischen Staat kann kein auf Jahre festgeschriebe-
nes Programm sein. Sie muB als ein Instrument
verstanden werden, das es ermoglicht, Probleme
friuhzeitig zu erkennen und alternative Lodsungen
zu erarbeiten. Sie erfordert Flexibilitat und damit
die Bereitschaft, Planung dort zu revidieren, wo es
notwendig ist.

Manche Kritiker scheinen der Auffassung zu sein,
wir sollten oder wollten von der Vorstellung einer
umfassenden Totalplanung ausgehen. Das ware
wirklichkeitsfremd und wiirde unserer Vorstellung
von moderner demokratischer Politik widerspre-
chen.

Der Begriff der inneren Reformen, wie er in mei-
ner Regierungserkldarung vom Oktober 1969 ver-
wendet wurde, sollte und soll deutlich machen, daf
wir uns zu schrittweisen Anpassungen und Ver-
dnderungen unserer staatlichen und gesellschaftli-
chen Wirklichkeit bekennen. Die Gesellschaft voran-
zubewegen, heifit doch, eine Vielzahl von Rege-
lungen zu dndern, die die Lage der Menschen in
unserem Lande bestimmen. Die Arbeit an Refor-
men mub sich auf ein Gesamtkonzept stiitzen, aber
sie ist dabei in hohem MaBe Arbeit am Detail.

In einer modernen Gesellschaft kann es kein all-
umfassendes Patent-Reformwerk geben. Nur durch
schrittweise Erneuerungen kann die Angst vor der
Zukunft gebannt, kann Sicherheit tiber den Tag hin-
aus erreicht werden.

Unsere Reformen sind an Zielvorstellungen zu
messen, die ich fiir die Bundesregierung noch einmal
nennen mochte: mehr Humanitdt in unserer Ge-
sellschaft gleiche Lebenschancen, mehr soziale Ge-
rechtigkeit, mehr Freiheit fiir den einzelnen, Sicher-
heit im Inneren und nach auflen, mehr Mitwirkung
fir den Biirger in unserem Gemeinwesen.

Meine Damen und Herren, fir eine sinnvolle Zu-
kunftsorientierung und die dafur notwendige Pla-
nung brauchen wir keine Schwarmer, Fanatiker
oder Weltverbesserer, noch helfen uns solche Kriti-
ker, deren Versaumnisse von gestern das Dilemma
von heute sind.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Schwdrmerei und bloBes Beharren — beides geht an
der Wirklichkeit vorbei; beides hilft nicht weiter.

Die Bundesregierung meint, dal es gut ware,
wenn wir bei allem, was umstritten ist und wortiber
gestritten werden mul}, zu einem Einverstdandnis,
zu einer Art Abmachung, Uber einige wesentliche
Vorfragen gelangen konnten.

Erstens sollten wir, meine ich, nicht jene schelten,
die bereit und fahig sind, Neues zu denken, Alter-
nativen zu entwickeln und uns die Notwendigkeiten
der Zukunft nahezubringen. Das ist das eine
Element.

Ebenso sollten wir — zweitens — miteinander alle
jene Birger unseres Landes in Schutz nehmen, die
ihre ganze Kraft in den Wiederaufbau unseres Lan-
des gesteckt haben und die sich weder engstirnigen

i Materialismus noch SpieBertum vorwerfen zu lassen

brauchen.
(Abg. Dr. Jungmann: Gilt das auch fir
Politiker?)

Diese Mehrheit unseres Volkes hat ihre eigenen
Erfahrungen gemacht und ihre eigenen Leistungen
vollbracht; das muB auch die junge Generation ver-

stehen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vielleicht, meine Damen und Herren, kénnen wir
uns noch in einem dritten Punkt einigen; auch damit
wirde unserem Land geholfen. Ich meine folgendes.
Reformen bestehen nicht in der Befriedigung von
Gruppenegoismen, sondern in Verdnderungen, die
uns im Ganzen voranbringen. In einer arbeitsteili-
gen, hochspezialisierten Gesellschaft mussen sich alle
Burger ihrer gegenseitigen Abhédngigkeit bewufBt
werden. Im Interesse unserer gemeinsamen Zukunft
muB die Solidaritdat Vorrang gewinnen vor engem
Gruppendenken.

Im vorigen Jahr sagten und schrieben viele, bei
uns hier in Bonn, bei denen, die in Bonn Regierungs-
verantwortung tragen, sei wohl in Vergessenheit
geraten, dal wir uns in die Pflicht einer ,Regierung
der inneren Reformen" begeben héatten. Inzwischen
hort und liest man, zum Teil von denselben Kriti-
kern, diese Regierung habe sich zu viel vorgenom-
men. Nun, niemand, der die Ubersicht iiber das
Arbeitsprogramm dieser Regierung objektiv liest,
wird bestreiten koénnen, daBl wir schon eine ganze
Menge positiver Leistungen hinter uns gebracht
haben, in vielen Fallen auch, meine Damen und Her-
ren, nach urspringlichem Streit dadurch, daB wich-
tige Gesetze dann schlieBlich mit breiter Mehrheit
in diesem Hause verabschiedet worden sind.

Mit dem, was als ,bisherige Ergebnisse* — in,
wohlgemerkt, wenig mehr als einem Jahr — zu regi-
strieren ist, konnen wir uns sehen lassen. Struktur-
verbesserung und Dynamisierung der Kriegsopfer-
renten, Offnung der sozialen Krankenversicherung
fir alle Angestellten, weitere konkrete Maflnahmen
zugunsten der Volksgesundheit, das Dritte Ver-
mogensbildungsgesetz — ist das nichts? Eine erste
Gesamtkonzeption fur die Reform unseres Bildungs-
wesens und damit der Einstieg des Bundes in die
bildungspolitische Mitverantwortung — ist das etwa
nichts? So konnte ich fortfahren und auf die beiden
Sofortprogramme fiir den Umweltschutz und die
Verbrechensbekdmpfung verweisen. Oder auf die
MaBnahmen, die im Verteidigungs-Weilbuch ange-
kiindigt wurden und ziigig durchgefiihrt werden.
Oder auf die beratungsreifen Teile der Strafrechts-
reform. Aber niemand wird, wenn ich diese Beispiele
nenne, daraus eine neue Priorititenliste machen
durfen.

(Abg. Dr. Barzel: Nein, die gibt's nicht!)

Wir werden sachlich und ziligig weiterarbeiten,
wohl wissend, daB wir nicht mehr Geld ausgeben
konnen, als wir haben. Manches, was notwendiq ist,
wird natirlich mehr Zeit erfordern, als einem lieb
sein kann. Viele Vorhaben reichen ohnehin tiber den
zeitlichen Rahmen einer Legislaturperiode wesent-
lich hinaus. Da kommt es um so mehr darauf an,
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alle Vorbereitungen zu treffen. Im ibrigen ist klar,
daB wir auch nach 1973 noch viel Arbeit vorfinden
werden.

Es ist, meine Damen und Herren, das erste Mal,

6395

| Dienstag, Uberreichen. Tags darauf — und fruher

geht es nun wirklich nicht — wird die Bundesregie-
rung in eine erste Erdérterung hieriiber eintreten. Ich

" hoffe, daB wir dann sehr bald in der Lage sein wer-

daBl dem Bundestag ein detailliertes innerpolitisches |

Arbeitsprogramm unterbreitet worden ist. Dieses
Programm zeigt — auf der Grundlage der Regie-
rungserkldrung vom 28. Oktober 1969 und der in-
zwischen dem Bundestag erstatteten Berichte — auf,
was die Regierung in dieser Legislaturperiode an-
packt, was sie vorbereitet und was sie einleitet.

Gelegentlich wird behauptet, wir hatten mit der
Regierungserkldarung zu hohe Erwartungen gewecdkt.
Viele Menschen in unserem Lande mogen in der
Tat gehofft haben, die neue Regierung koénne die
Probleme im Handumdrehen l6sen. Das ist natiirlich
nicht der Fall, zumal — das muB ich offen sagen —
diese Regierung wenig Vorarbeiten fur eine voraus-
schauende Tatigkeit vorgefunden hat.

den, unsere Grundsdtze unter Berticksichtigung des-
sen, was die Kommission vorschlagt, zu formulieren
und jene Eckwerte deutlich zu machen, mit denen

i es die Steuerzahler unserer Meinung nach in den

kommenden Jahren zu tun haben werden. Denn
wenn auch die groBe Steuerreform auf Grund der
Beratungen von Bundestag und Bundesrat nach un-
seren Vorstellungen in ihren wesentlichen Bestand-
teilen erst am 1. Januar 1974 in Kraft treten soll,

| hat doch die Wirtschaft ein berechtigtes Interesse

Das Arbeitsprogramm, das wir dem Bundestag |

zur Kenntnis gebracht haben, enthdlt keine uner-
fillbaren Vorhaben. Wir haben niedergelegt, was
in dieser Legislaturperiode vorrangig bearbeitet
werden soll. Innerhalb des Programms gibt es je-
doch keine einfache zeitliche oder sachliche Rang-
folge, etwa von Nr. 1 bis Nr. 42, Festlegungen in
dem Sinne, daB Punkt 2 erst begonnen werden
kann, wenn Punkt 1 abgeschlossen ist, gingen an
der Wirklichkeit vorbei. Es ware doch wohl un-
sinnig, etwa festzulegen, dafi die Justizreform erst
angepackt werden darf, wenn eines Tages die Bil-
dungsreform abgeschlossen sein wird,

(Abg. Dr. Barzel: Wer verlangt das denn?)

oder daB der Umweltschutz, auch wo ihm ohne
Riesensummen Rechnung getragen werden kann,
warten muB, bis unser Programm zur Gesundheits-
vorsorge im ubrigen verwirklicht ist.

Soweit Reformvorhaben ausgabewirksam sind,
sind sie nattrlich von ihrer finanziellen Bedienung
abhangig. DaB wir insofern im Rahmen des jetzt
Moglichen Schwerpunkte gesetzt haben, weill je-
der, der die Beratungen zum Haushalt 1971 hier
mitgemacht hat. Ich sehe wenig Sinn darin, kaum
einen Monat spater oder ein paar Monate spater
dies jetzt nachzuholen oder zu wiederholen.

(Beifall bei der Regierungsparteien.)

Nun ist bemdngelt worden, wir hdtten in unserer
Antwort auf die GroBe Anfrage der CDU/CSU, die
ja nachher zur Sprache kommt, wie ich es an einer
Stelle gelescn habe, ,nicht einmal die Grundziige”
der groBen Steuerreform erldautert. Ein solcher Vor-
wurf oder Hinweis kann nun wirklich nur auf Un-
kenntnis beruhen.

(Abg. Dr.Barzel: Der kommt nicht von uns!)

-— Der kommt von der Mittelstandsvereinigung der
Union, Herr Kollege Barzel, die auch ernst zu neh-

men ist, auch wenn sie als Gliederung hier Im

Hause nicht unmittelbar vertreten ist.

Ich mochte dazu festhalten: Die noch von der
vorigen Regierung berufene Kommission wird mir
ihren Bericht am 30. Marz, also am kommenden

daran, die Vorstellungen der Regierung rechtzeitig
kennenzulernen, um sie bei ihren Dispositionen be-
riicksichtigen zu koénnen.

Auf mittlere Sicht wird die Aufgaben- und Finanz-
planung naturlich von der Steuerreform berlihrt
werden. Wenn das Kabinett seine Meinung bildet,
werden auch die in der Regierungserkldrung ange-

| kiindigten, dann aber, wie wir alle wissen, im vori-

gen Jahr aus stabilitdts- und tinanzpolitischen Grin-
den zuriickgestellten Fragen des Arbeitnehmerfrei-
betrages und der Erganzungsabgabe einzubeziehen
sein. Auch das Ergebnis der Finanzverhandlungen
zwischen Bund und Landern wird mittelfristig grofie
Bedeutung haben.

Ich wiederhole die fritheren Erkldrungden der Bun-
desregierung, dafi es in diesem Jahr keine Steuer-
erhohungen geben wird und daB3 der Konjunktur-
zuschlag, der im Juni auslauft, selbstverstandlich
zuriickgezahlt wird. Falls sich fir die Zeit nach
Ende dieses Jahres bis zum vorgesehenen Inkraft-
treten der groBen Steuerreform am 1. Januar 1974
Einnahmeverbesserungen des Bundes als unbedingt
notwendig herausstellen sollten, werden wir dar-
iiber im Zusammenhang mit dem jeweiligen Bun-
deshaushalt befinden und klarmachen, fir welche
Aufgaben diesc Gelder erforderlich sein wiirden.

Neben den in der Sache liegenden Schwierig-
keiten beim Planen und Durchsetzen von Reformen,
meine Damen und Herren, stellt sich natirlich die
Frage ihrer Finanzierung und ihrer gesamtwirt-
schaftlichen Auswirkungen. Eine punktuelle Steuer-
debatte heute und hier, die sich gar nicht auf die
einzelnen Reformvorhaben bezieht, erschiene mir
unangebracht.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Denn erstens werden Entscheidungen tiber die An-
passung und Fortschreibung der mittelfristigen
Finanzplanung im Herbst 1971 getroffen. Zweitens
dirfen Steueranderungen nicht rein unter dem Ein-
nahmeaspekt entschieden werden. Sie mussen viel-
mehr im engsten Zusammenhang mit der Steuer-
reform gesehen werden. Ich halte aus diesem
Grunde nichts davon, mit Phantasiezahlen Uber ver-
mutete Deckungsliicken des Bundeshaushalts zu
operieren. Es wdére tberhaupt hilfreich, auf diesem
Gebiet wie auf anderen, wenn man sich dazu ver-
stehen konnte, Schreckgespenster aus dem politi-
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schen, auch aus dem wirtschafts- und finanzpoliti-
schen, Meinungsstreit herauszunehmen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Meine Damen und Herren, was die vermuteten
Deckungsliicken des Bundeshaushalts angeht: Wer
kann denn wirklich, ob Regierung oder Opposition,
ob Praxis oder Wissenschaft — auf die Wirtschaft
bezogen —, den konjunkturellen Verlauf so genau
voraussagen, dall er exakt weifl, welche Folgerun-
gen sich daraus fur das Steueraufkommen im néch-
sten und im tibernachsten Jahr ergeben?

(Zurufe von der CDU/CSU: Schiller! —
,0,1 20" 1)

Im {brigen sind wir in diesem Herbst ebenso wie
in den kommenden Jahren frei und verpflichtet zu-
gleich, jene Entscheidungen zu fdllen, die sich fur
den jeweils ndchsten Haushalt ergeben, und dar-
iber zu befinden, was daraus fiir die mittelfristige
Finanzplanung abzuleiten ist.

Natiirlich kosten die meisten Reformen Geld, und
dieses Geld muB natiirlich von den Steuerzahlern
— von wem sonst? — aufgebracht werden. Sie, die
Steuerzahler, konnen davon ausgehen, daBl wir sie
nicht Uiberfordern werden, daB wir auf die stabili-
tdatspolitischen Erfordernisse Riicksicht nehmen und
daB wir die gesamtdokonomischen Kosten bedenken,
damit unsere Wirtschaft konkurrenzfahig bleibt.

Aber man soll nun bitte auch nicht itbersehen, daB
es eine Reihe bedeutsamer Reformvorhaben gibt, die
keine oder kaum Kosten verursachen, sondern bei
denen es vor allem des politischen Willens bedarf,
auf langst vollzogene Entwicklungen eine ange-
messene Antwort zu geben. Ich nenne als Beispiel
das Betriebsverfassungsgesetz. Ich kénnte auch Re-
formen im Bereich des Rechts nennen, ich konnte
das Arznei- und Lebensmittelgesetz nennen oder
die in Aussicht genommene Novelle zum Kartell-
recht.

In jenen Bereichen, in denen die Verwirklichung
von Reformen mit der Inanspruchnahme zusétzlicher
okonomischer und finanzieller Ressourcen verbun-
den ist, werden Ausmal und Tempo der Reformpo-
litik selbstverstandlich von der jeweiligen Lei-
stungsfihigkeit unserer Volkswirtschait bestimmt
sein mussen. Gerade deshalb ist ja flexible Planung
geboten. Gleichzeitig wissen wir aber, daB das wirt-
schaftliche Wachstum selbst vom Wirksamwerden
reformpolitischer MaBnahmen entscheidend beein-
fluft wird. Ich denke hier z. B. an den Rickstand im
Ausbau der Infrastruktur, der mit Nachdruck auf-
geholt werden muB, wobei ich wohl weiB, daB wir
es mit Aufgaben dieses Jahrzehnts und dariiber hin-
aus zu tun haben. Ich denke an die Notwendigkeit,
zukunftsorientierte Stdtten der Bildung und Aus-
bildung zu schaffen, fiir befriedigende Wohnver-
haltnisse und Umweltbedingungen zu sorgen, ein

funktionierendes Verkehrssystem zu verwirklichen. |

Alles das erfordert eine planende Vorausschau,
die sich des Zusammenhangs zwischen stabilem
Wachstum und Reform bewufBt ist. Das Arbeits-
programm der Bundesregierung ist elastisch genug
angelegt, um verschiedenen Entwicklungen Rech-

nung tragen zu koénnen. Es ist mit der geltenden mit-
telfristigen Finanzplanung verzahnt. Die Bundesre-
gierung wird die Fortschreibung wegen der dann
besseren Ubersicht iiber die wirtschaftliche Ent-
wicklung zusammen mit der Aufstellung des Haus-
haltsplans fir 1972 im Frithherbst dieses Jahres vor-
nehmen. Das ist nichts AuBergewdhnliches. AuBer-
gewohnlich wire es, wiirde die Bundesregierung
wegen des Termins einer GroBen Anfrage ihrer
besseren Einsicht zuwider die Fortschreibung zeit-
lich vorgezogen haben.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Nun kann man aber Reformen nicht nur ,von
der Kasse her” machen, auch wenn diese stimmen
mull. Der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU hat
vor ein paar Monaten in Disseldorf gesagt, es sei
wahr — ich darf ihn zitieren —, ,daB der investive
Teil der 6ffentlichen Ausgaben des Bundes nicht ge-
nigend ansteigt”. Und er hat — aus meiner Sicht —
zutreffend hinzugefiigt: ,Unterlassene Investitionen
heute schmdlern unsere Wirtschaftskraft morgen*.
Dem ist zuzustimmen.

Trotzdem sage ich hier als Bundeskanzler: Dies
ist eine Situation, meine Damen und Herren, in der
wir, auch was die Ausgaben der offentlichen Hand
angeht, dem Ringen um mehr Geldwertstabilitiit
einen besonders hohen Rang einzurdumen haben.
Ich teile allerdings nicht die Meinung derer, die
sagen, daB wir deshalb die Sorge um einen hohen
Beschiftigungsstand vernachlassigen diirften. Fir
diese Bundesregierung kann es jedenfalls kein
Spiel mit der Sicherheit der Beschiftigung geben.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Aber notwendig ist, daB von den Unternehmern,
von den Gewerkschaften und von den verbrauchs-
intensiven Bereichen des Staates verstanden wird,
was die Orientierungsdaten der Bundesregierung
aussagen und was wir im Interesse der Stabilitat
voneinander erwarten miissen.

(Zustimmung bei der FDP.)

Das ist im Jahreswirtschaftsbericht der Bundesre-
gierung geschehen. Wer Anfang 1971 nicht auf die
Ratschldage hoért, die ihm im Jahreswirtschaftsbericht
der Bundesregierung gegeben wurden, darf sich
Ende des Jahres nicht dariiber wundern, wenn wir
es mit einem weiteren Anstieg der Preissteigerungs-
rate zu tun haben sollten.

(Unruhe in der Mitte.)

Meine Damen und Herren, weil wir den vorge-
zeichneten Stabilitdtskurs fortsetzen, achtet der
Bundesfinanzminister auf eine restriktive Abwick-
lung des Haushalts. Deshalb stimmen er und ich
mit dem Bundeswirtschaftsminister darin uberein,
daB wir vorldufig jeder Mehrausgabe und jeder
zusatzlichen Belastung zuwiderstehen haben. Des-
halb finden Sie in dem von der Regierung unter-
breiteten Arbeitsprogramm wiederholt den ,stur”
anmutenden Vorbehalt, an dem mancher AnstoB
genommen hat, daB der geltende Finanzplan des
Bundes wie jedes Jahr im Herbst 1971 im Hinblick
auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und die
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gegebenen Dedkungsmoglichkeiten uberprift und
fortgeschrieben wird.

Ich muB den Bundestag bitten, diesen Gesichts-
punkt auch in seiner eigenen Arbeit ganz ernst zu
nehmen. Um es schon jetzt in aller Offenheit zu
sagen: Die steigenden Personalausgaben stellen
Bund, Lander und nicht zuletzt Gemeinden vor die
schwierigsten Probleme. Auch im 6ffentlichen Dienst
werden wir im néchsten Jahr nicht in der Lage sein,
die Steigerungsrate dieser Ausgaben aus den letz-
ten zwei Jahren fortzusetzen.

Meine Damen und Herren, uns kann es nicht um
Reformen an sich gehen, sondern um solche, die
dem einzelnen Menschen dienen. Wir haben bei den
Alltagsproblemen anzusetzen. So ist es wichtig, daB
die Arbeitnehmer, die mit ihrer Arbeitskraft unsere
Wirtschaft entscheidend tragen und die mit ihren
Steuergeldern einen maBgeblichen Anteil der 6ffent-
lichen Einnahmen erbringen, durch die Reform-
politik Schritt fiir Schritt, nach und nach Antworten
auf ihre Probleme erhalten. Dies ist um so wich-
tiger, wenn wir ehrlich sagen miissen, daB der Zu-
wachs an Lohn und Gehalt sich nicht an den Ziffern
des vergangenen Jahres orientieren kann.

Nun haben wir uns z. B., wenn es um die Arbeit-
nehmer aeht, die Verbesserung des Arbeitsschutzes
und der Unfallverhiitung zum Ziel gesetzt. Das gilt
nicht als groBes ,politisches” Thema. Aber fiir den
einzelnen Arbeitnehmer und seine Familie geht es
dabei um sehr viel.

Im Bereich der Betriebsverfassung haben wir
einen Gesetzentwurf vorgelegt, der jetzt im Bun-
destag beraten wird und von dem wir tberzeugt
sind, dabB er die Stellung und die Rechte der Arbeit-
nehmer wesentlich verbessern wird.

Wir haben ein Aktionsprogramm vorgelegt, das
sich der Probleme der beruflichen Bildung annimmt
und Wege fiir eine Verbesserung der beruflichen
Aus- und Fortbildung weist.

Das Gesetz zur Vermdogensbildung haben wir
wesentlich verbessert, und viele Millionen mehr als
frither partizipieren daran. Ich hoffe, daB wir auf
diesem Gebiet im Zusammenhang mit der Steuer-
reform — denn das ist der richtige Zusammen-
hang — einen weiteren Schritt nach vorn tun kon-
nen.

Die Frage der flexiblen Altersgrenze, deren Prii-
fung wir in der Regierungserklarung zugesagt
haben, findet viel Interesse. Wir sind dabei, eine
Konzeption zu erarbeiten. Uber konkrete Schritte
wird erst noch zu entscheiden sein, und es ist selbst-
verstandlich, daf dabei der gesamtwirtschaftliche
Zusammenhang — vor allem auch in Form eines
Vergleichs von Kosten und Nutzen — nicht aus
dem Auge verloren werden darf.

Ich habe die Arbeitnehmer genannt. Wir meinen,
daB gerade auch die Frauen spiiren sollten, was die
Reformvorhaben des Staates fiir sie bedeuten. Die
alteren unter ihnen haben in der Wiederaufbau-

phase voll, wenn man es so nennen darf, ihren
Mann stehen miissen.

(Abg. Frau Kalinke: Ihre Frau stehen miis-
sen! — Heiterkeit.)

Ein groBer Teil von ihnen lebt allein; die Ehemadn-
ner und Verlobten vieler sind im Krieg gefallen.
Alle diirfen erwarten, daf die Gemeinschaft sie
nicht sich selbst iberldBt. Das ist ja mit ein Grund
dafiir, daB wir im letzten Jahr die Renten fiir die
Kriegerwitwen verbessert haben, und darum sind
wir allgemein um die Alterssicherung bemiiht. So
arbeiten wir bekanntlich an der Offnung der Ren-
tenversicherung fir die nicht berufstatige Frau auf
freiwilliger Basis. Durch die kostenlosen Vorunter-
suchungen zur Fritherkennung von Krankheiten
wollen wir mithelfen, die Sorge um die Gesundheit
zu mindern.

Die jingeren Frauen, die mit Familie und Kin-
dern vielfach am Stadtrand wohnen, aber nicht nur
diese, warten auf Kindergédrten und auf eine bes-
sere Stadtplanung. Das Stddtebauiorderungsgesetz,
die Verkehrsplanung, die Planung fiir vorschulische
Erziehung — all dies sind Vorhaben, die Millionen
von Familien unmittelbar angehen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Die beruistitige Frau, die fiir gleiche Arbeit viel-
fach immer noch einen niedrigeren Lohn erhalt als
ihr mdnnlicher Kollege, die trotz gleicher Tatigkeit
schlechtere Aufstiegschancen hat als die mannliche
Konkurrenz, erwartet eine Beseitigung dieser Unge-
rechtigkeit. Mit wohlmeinenden Worten iiber die
Wiirde oder die Emanzipation der Frau ist es nicht
getan.

(Abg. Dr. Martin: So ist es!)

Der rechtliche Status im Arbeitsleben mufl verbes-
sert, die Diskriminierung in Bildung und Ausbil-
dung mufl abgebaut werden. Erst dann wird man
von Gleichberechtigung sprechen koénnen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Ich mochte jetzt an zwei Beispielen, ndamlich an
denen der Gesundheitssicherung und des Umwelt-
schutzes, zeigen, wie unterschiedlich die Ausgangs-
lage in verschiedenen Bereichen ist und mit wie
differenzierten Planungs- und Abstimmungsverfah-
ren wir es zu tun haben.

Niemand wird heute bestreiten, dal der tech-
nische Fortschritt, die hohere Lebenserwartung und
die zunehmenden Umweltbelastungen neue Anfor-
derungen an die Gesundheitssicherung stellen. Kon-
kret bedeutet dies: wir brauchen ein wirtschaftlich
gesichertes und nach den Erkenntnissen der moder-
nen Medizin ausgestattetes Krankenhaussystem.
Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf
eines Gesetzes zur wirtschaftlichen Sicherung der
Krankenhduser soll — ich weill um all die Schwie-
rigkeiten, die uns da noch bevorstehen — auf die-
sem Wege voranhelfen. Wir brauchen gut geschul-
tes wissenschaftliches und technisches Personal. Die
Bundesregierug hat mit der neuen Approbations-
ordnung fiir Arzte und dem Gesetzentwurf Giber die
technischen Assistenten in der Medizin eine Ver-
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besserung und Straffung der Ausbildung in den |

medizinischen Berufen eingeleitet.

Wir brauchen eine Ausweitung bei den sozialen
Krankenversicherungen nicht nur durch ein Mehr
an Leistungen, sondern auch durch die Einbeziehung
weiterer Bevolkerungskreise. Wir haben mit dem
Zweiten Krankenversicherungsanderungsgesectz die
soziale Krankenversicherung fiir alle Angestellten
geoffnet und durch eine Erweiterung des Leistungs-
katalogs eine vorbeugende Gesundheitssicherung
fiir die Mitglieder der sozialen Krankenversiche-
rung ermoglicht.

Wir brauchen — auch das gehort hierher — eine
grundlegende Neuordnung des Lebensmittelrechts,
die nicht nur im Zusammenhang mit dem Gesamt-
programm fir Umweltschutz und Umweltgestaltung
steht, sondern auch mit entsprechenden Bemiihun-
gen im Bereich der Europaischen Gemeinschaft ab-
gestimmt werden mubB.

Die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhauser
ist nicht moglich ohne die Abstimmung mit struktur-
politischen Vorhaben. Und sie berlhrt die schwie-
rige Frage der Aufgaben- und Lastenverteilung zwi-
schen Bund, Lindern und Gemeinden.

Eine Verbesserung der Ausbildung in den medizi-
nischen Berufen ohne eine Abstimmung mit den
Planungen auf dem Gebiet der Hochschulen ein-
schlieBlich der Hochschulkliniken und Lehrkranken-
hauser wiirde neue Ungleichgewichte erzeugen. Des-
halb ist auch hier eine Verzahnung der Einzelbe-
reiche notwendig.

Bei der Offnung der sozialen Krankenversicherung
fir alle Angestellten muBiten die gesamtwirtschaft-
lichen Belastungen beriicksichtigt werden. — Es geht
also um die Verzahnung mehrerer Bereiche und um
die sachliche und zeitliche Abstimmung zahlreicher
Gesetzgebungsverfahren.

Zum anderen ein Beispiel fir einen Bereich, bei
dem weder die bisher erarbeiteten Problemanalysen
noch die bis jetzt bekannten Losungsmoglichkeiten
ausreichen. Ich meine den Bereich des Umweltschut-
zes und der Umweltgestaltung. Wir missen heute
teilweise erst die Grundlagen schaffen, um zu
Grunddaten fiir die kiinftige Gesetzgebung zu kom-
men, weil — ich muBl es offen sagen — in den
vergangenen Jahren kaum etwas geschehen ist.
Wenn man mit dieser Arbeit mindestens vor zehn
Jahren begonnen hétte — und der eine oder andere
hat darauf hingewiesen —, dann brauchte sich die
Bevolkerung heute weniger Sorgen um Luftver-
schmutzung, Bodenverunreinigung, Larmbelédstigung,
Abfall- und Abwasserbeseitigung zu machen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Die Bundesregierung hat im Scptember vergan-
genen Jahres ein Sofortprogramm fir den Umwelt-
schutz beschlossen, das zundachst vor allem der Be-
standsaufnahme und der Einleitung von Forschungs-
maBnahmen dienen soll. Trotz der Dringlichkeit
der Aufgaben konnen und wollen wir nicht den
zweiten Schritt vor dem ersten tun. Wir wollen zu-
ndchst die Probleme ordnen und wollen iiberlegen,
was sich auch mit begrenzten Mitteln sinnvoll tun
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1a6t. Nur so konnen wir verhindern, dall weiter nur
am Symptom herumkuriert wird.

Die Bundesregierung wird in absehbarer Zeit ein
Gesamtprogramm vorlegen, das die wichtigsten
Aspekte der Umweltgefdhrdung erfaBt. Zur Ver-
wirklichung der erforderlichen MaBnahmen werden
die Zustdndigkeiten und die Fragen der Koordinie-
rung zwischen Bund, Landern und Gemeinden gere-
gelt werden miissen.

AuBerdem muB der Umweltschutz mit anderen
Aufgabenkomplexen — wie Gesundheitssicherung,
Raumordnung, Stadtebau, Strukturpolitik — ver-
zahnt werden. Dabei ist zugleich ber die Anwen-
dung des Verursacherprinzips und die Verteilung
der Lasten auf die verschiedenen Trdger zu ent-
scheiden. Mir scheint klar zu sein, daB diejenigen,
die fir Umweltschadigungen verantwortlich sind,
jeweils auch einen Teil der Last zu tragen haben
werden.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der FDP\)

Auf dem Gebiet, iiber das ich hier spreche, geht
es also im wesentlichen zunédchst um konzeptionelle
Arbeit, wahrend wir auf anderen Gebieten dabei
sind, die kiinftige Kooperation zwischen Bund und
Lindern zu erproben. Dies gilt ja jetzt vor allem
auch fir die Bildungspolitik.

Die Planungen auf den drei Gebieten der Gemein-
schaftsaufgaben — Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur, Verbesserung der Agrarstruk-
tur mit dem Kiistenschutz, der dort einbezogen ist,
und Forderung des Hochschulbaus — erfordern
einen engen Zusammenhang mit dem Bundesver-
kehrswegeprogramm, dem Bundesfernstrafenbau,
der allgemeinen Raumordnungs- und Strukturpoli-
tik.

Ein wesentlicher Schritt auf dem Wege zu einer
funktionsfahigen Stadterneuerung und -entwicklung
und, wie ich hoffe, zu einer Reform des Boden- und
Planungsrechts wird mit dem Stadtebaufdérderungs-
gesetz gelingen, das nach vergeblichen Versuchen
in der vorangegangenen Legislaturperiode nunmehr
hoffentlich vor seiner Verabschiedung steht.

Lassen Sie mich sagen, da die Regierung bei
ihren Uberlegungen und Planungen natiirlich nicht
nur die Probleme der GroBstddte und der Ballungs-
rdume im Auge hat, sondern auch die Sorgen der
iibrigen Gemeinden und der landlichen Gebiete.

Meine Damen und Herren, wir kennen alle die
These vom zunehmenden Auseinanderklaffen zwi-
schen privatem Wohlstand und é6ffentlicher Armut.
Alle westlichen Industriestaaten sehen sich dem
Dilemma gegentiiber, daf die mit steigendem Ein-
kommen bewirkte Wohlstandssteigerung durch feh-
lende oder unzureichende Bereitstellung von Ge-
meinschaftsleistungen beeintrachtigt wird. Gerade
um Sicherheit und Wohlstand des einzelnen zu
schiitzen, werden in Zukunft gréBere 6ffentliche Lei-
stungen erforderlich werden, und dazu wird es
hoherer finanzieller Opfer bediirfen. Der einzelne
Steuerzahler muBl aber wissen, daB es dabei um die
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Behebung seiner eigenen Sorgen und Note gehen
wird.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Das gilt in ganz besonderem MaBe fiir die sozial
Schwacheren in unserer Gesellschaft. Offentliche
Armut ist namlich zuallererst die Armut derer, die
diesseits vom UberfluBl leben.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Wenn der Staat die oOffentliche Armut bekampft,
dann wird damit allen und zugleich besonders den
sozial Schwdcheren geholfen.

Was den Bilrgern dient, ist ohne Leistung der
Biirger nicht zu haben. Ich zweifle nicht an der
Opferbereitschaft unserer Bevolkerung. Aber hier
handelt es sich im eigentlichen Sinne des Wortes
gar nicht um Opfer, sondern darum, die Erfiillung
der allgemeinen Bedlrfnisse, die ja jedem einzelnen
zugute kommt, so zu finanzieren, daB der indi-
viduelle Spielraum und die Leistungkraft der Wirt-
schaft nicht iiber Gebiihr beeintrdchtigt werden.

‘Wir betreiben keine Politik im luftleeren Raum,
keine l'art pour l'art der Reformen. Wir stehen auch
in diesem Bereich aul dem Boden der Tatsachen.
Wir wissen, daB Reformpolitik gesamtwirtschaftlich
abgesichert und konjunkturell richtig placiert sein
mufB. Und — ich sage es noch einmal — wir erken-
nen den hohen Rang an, den die Stabilitdt auch aus
sozialen Griinden haben muB. Mit anderen Worten:
So richtig es ist, daB Reformen notwendig sind, um
— als rentable Investitionen — das wirtschaftliche
Wachstum zu sichern, so notwendig ist es anderer-
seits, daB wir unsere Wirtschaft nicht {iberfordern
und daB wir gleichzeitig mit den Reformen Fort-
schritte in Richtung auf Stabilitat erzielen.

Lassen Sie mich unterstreichen: Diese Regierung
wird auch nichts tun, was die Soliditdt der Finanz-
wirtschait in Frage stellen konnte. Die Freiheit der
Entscheidung bezieht sich darauf, was wann wie
und in welchem Zeitraum geschieht. Aber fast nichts
braucht langer zu dauern, als der jeweils hinter uns
liegende Zeitraum an Versaumnissen. Das muB ich
auch hinzufligen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Die Bundesregierung kann fiir das erste Drittel
der Legislaturperiode eine positive Bilanz vorwei-
sen.

(Abg. Dr. Barzel: Bei den Preisen!)

Sie hat das Programm der inneren Reformen ange-
packt. Sie hat in kurzer Zeit Grundlagen fiir ein
freiheitliches Planungsverfahren erarbeitet und wird
dies Schritt fiir Schritt ausbauen. Damit werden die
Voraussetzungen dafiir geschaffen, daB wir die lang-
fristigen Probleme bewdltigen konnen.

Die Einsicht in das Notwendige beginnt sich durch-
zusetzen. Mancher, der noch vor wenigen Jahren
das Drdangen nach Reformen als ein besorgniserre-
gendes Revolutionsgespenst betrachtete, kritisiert
heute, daB die Politik der Erneuerung nicht rasch
genug vorankommt. Dies ist eine erfreuliche Ent-
wicklung.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Reformen gehen ja nicht die Regierung oder die
Regierungsparteien allein an, sondern sie sind fir
uns alle da. Aus diesem Grunde sollten wir zwar
immer wieder iber die Inhalte diskutieren, aber
nicht langer — wie in vergangenen Jahren — dar-
iber streiten, daf Reformpolitik neben der Politik
der Sicherung des Friedens die groBe Herausforde-
rung ist, vor die wir gestellt sind.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Diese Regierung ist immer offen fiir Anregung
und Kritik. Aber sie muB denjenigen eine klare
Absage erteilen, deren Bestreben beharrlich auf
eine Verhinderung lingst iiberfdlliger Reformen
zielt. Ich will hier abschlieBend sagen: Die Bundes-
regierung wird ihr Reformprogramm immer wieder
uberpriiffen. Sie wird es ergdanzen und den jeweili-
gen Gegebenheiten anpassen. Aber sie wird sich
nicht davon abbringen lassen, es Schritt fiir Schritt
zu verwirklichen.

(Anhaltender Beifall bei den Regierungs-
parteien.)

Pradsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, Sie haben die Regierungserklarung gehort. Ich
danke dem Herrn Bundeskanzler.

Ich habe zur Kenntnis genommen, daB} die drei
Fraktionen damit einverstanden sind, daB wir
Punkt 3 der Tagesordnung — Abgabe der Regie-
rungserklarung — und den Punkt 4 — Grolie An-
frage der Fraktion der CDU/CSU — in der Aus-
sprache miteinander verbinden. — Ich sehe keinen
Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich rufe also gleichzeitig den Punkt 4 der Tages-
ordnung auf:

GroBe Anfrage der Fraktion der CDU/CSU

betr. Arbeitsprogramm der Bundesregierung
zu innenpolitischen Vorhaben

— Drucksachen VI/1620, VI/1953 —

Ich erteile das Wort dem Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion, Dr. Stoltenberg. Fiir ihn sind 50 Minuten
beantragt.

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Diese Debatte Uber die
GroBe Anfrage unserer Fraktion zum Arbeitspro-
gramm der Bundesregierung fiir die inneren Refor-
men findet in der deutschen Offentlichkeit ein be-
sonderes Interesse. In unzdhligen Artikeln und
Kommentaren der letzten Wochen ist deutlich ge-
worden: nach fast 18 Monaten Regierungszeit der
SPD/FDP-Koalition, einer Fille an Versprechungen
— und wir haben ja eben alte gehort und zum Teil
neue zusdtzlich vernommen -—, aber auch an
Widerspriichen und Enttdauschungen wiinscht unser
Volk jetzt mehr Klarheit liber die konkreten Plane
dieser Regierung,

(Beifall bei der CDU/CSU)
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vor allem aber auch iiber die Wege und Mittel der
Verwirklichung, {iber die Prioritaten und den Preis,
der dafiir gezahlt werden soll.

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.)

Hinter diesen von der Regierung selbst in ihren
eigenen Verlautbarungen geweckten Erwartungen
ist die schriftliche Antwort der Bundesregierung
und, ich darf dies sagen, auch die Erklarung des
Bundeskanzlers deutlich zuriickgeblieben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Die Vorlage, die Antwort der Regierung, hat in den
fithrenden Zeitungen unseres Landes mit seltener
Einmiitigkeit scharfe Kritik ausgelost.

(Hort! Hort! bei der CDU/CSU. — Zuruf
von der SPD: Was sind das fiir ,fithrende
Zeitungen”?)

— Sie fragen nach den fithrenden Zeitungen. Das
gilt nicht nur fir jene Zeitungen, die auch sonst
dieser Regierung mehr kritisch gegeniiberstehen,
es gilt selbst fur die treuesten publizistischen Weg-
begleiter dieser Koalition, wie Sie im ,Spiegel”, in
der ,Frankfurter Rundschau”, im ,Kolner Stadt-
anzeiger” und woanders nachlesen konnen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Gleichsam einen letzten Appell an den Regierungs-
chef konnten wir heute morgen in der ,Frank-
furter Allgemeinen Zeitung” lesen. Ich zitiere aus
dem Kommentar:

Es ist schwer zu begreifen, daB die Regierung
sich hier die Chance versagen will, als glaub-
wiirdig und realistisch dazustehen,

(Abg. Wehner: Lesen Sie die ,Frankfurter
Allgemeine” vom 19.!)

indem sie der Anfrage nicht ausweicht, sondern
wenigstens eine grobe Reihenfolge (ihrer Pla-
nungen) formuliert. Vom Bundeskanzler wird
ein klares Wort erwartet.

(Sehr richtig bei der CDU/CSU.)

Dieses klare Wort ist heute, was die konkrete
Programmatik, die Prioritdten und die Mittel der
Verwirklichung betrifft, nicht gesprochen worden,

(Beifall bei der CDU/CSU)

ungeachtet der Bekraftigung guter Grundsitze, all-
gemeiner Betrachtungen zur Reformpolitik, denen
wir weithin zustimmen koénnen, und der exemplari-
schen Verdeutlichung bestimmter wichtiger Einzel-
sektoren, von denen wir allerdings auch nicht die
Frage nach der Finanzierung — etwa des Gesund-
heitsprogramms — beantwortet erhielten.

Am 23. Oktober 1970 hat Bundeskanzler Brandt
vor der Bundespressekonferenz erklart — und dies
war der Ausgangspunkt unserer GroBen Anfrage —,
die Bundesregierung verfiige jetzt iiber ein ,inter-
nes Arbeitsprogramm”, in dem sie ,sich iiber die
weitere Arbeit bis Ende der Legislaturperiode bis
ins einzelne verstandigt” habe und das der ,Kon-
kretisierung und Verwirklichung der Regierungs-
erklarung vom 28. Oktober 1969" diene, das jetzt

.sachlich verzahnt, zeitlich geplant und finanziell )

durch die bis 1974 fortgeschriebene Finanzplanung
abgesichert” sei. Am 3. Februar hat er vor diesem
Hohen Hause ausgefiihrt, die Bundesregierung
werde bei der Beantwortung unserer GroBen An-
frage wegkommen ,von den vagen, allgemeinen
Formulierungen hin zu moglichst straffen Formulie-
rungen und quantifizierten Feststellungen”. Sie
wolle die Gelegenheit dieser Debatte benutzen, um
deutlich zu machen, was in den groBen Bereichen
der Innenpolitik konkret zu verwirklichen sei. Das
ist nicht geschehen, auch nicht in der Rede, die wir
soeben gehdrt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wo sind die, Herr Bundeskanzler, von Thnen am
3. Februar fiir diese Diskussion versprochenen Quan-
tifizierungen, d.h. die finanzpolitischen Aussagen
und Klarstellungen, geblieben? Wir haben nicht
eine einzige Zahl in Verbindung mit einem Pro-
gramm oder einer Absicht hier vernommen,

(Beifall bei der CDU/CSU)

die uns eine solidere Grundlage fiir die Diskussion
und Meinungsbildung geben konnte, als wir sie
jetzt besitzen. Wo sind die klaren Prioritdaten?

Im ibrigen hat der Herr Bundeskanzler eine Ab-
sage an diejenigen ausgesprochen, deren Bestreben
dahin gehey auf eine Verhinderung iiberfalliger Re-
formen hinzuwirken. Ich weiB nicht, wer damit ge-
meint war, meine Damen und Herren. Wir streiten
nicht dariiber — ich mé6chte das ganz deutlich
machen —, ob Reformen noétig sind, wir haben auch
in der Vergangenheit nicht dariiber gestritten, son-
dern wir sorgen uns dariiber, daf aus dem wachsen-
den Widerspruch zwischen Ankiindigung und Taten
eine Reformmiidigkeit und eine Verwirrung der
Offentlichkeit entstehen konnte.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.}

Insofern war es unsere Absicht, mit dieser Debatte
eine realistische, in sich abgestimmte Konzeption
zu verdeutlichen in der Aufforderung an die Regie-
rung, die der weiteren Arbeit in diesem Bundestag
dienen kann.

Jetzt miissen wir uns in der vorliegenden Ant-
wort sagen lassen, daB unsere wortliche Bezug-
nahme in einer Frage auf diese Ankiindigung des
Regierungschefs offenbar von einem ,falschen Pla-
nungsbegriff’, einem ,System umfassender Detail-
planung” ausgehe. Es folgt dann der lapidare Satz:
~Die Bundesregierung lehnt dies ab.” DaB dieses
Kabinett ablehnt, was es gestern angekiindigt und
versprochen hat, gehort offenbar zu den festen Ele-
menten des neuen Regierungsstils.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Millionen Menschen haben dies erfahren miissen,
als die in der Regierungserkldrung vom 28. Oktober
1969 mit festen Fristen zum 1. Januar 1970 und
31. Januar 1970 versprochenen Steuersenkungen fiir
die Arbeitnehmer und den Mittelstand in einem we-
nig schénen Verfahren ratenweise vertagt und
schlieBlich gestrichen wurden. Ich weiBl nicht, Herr
Bundeskanzler, ob es sehr klug war, daB Sie in Threr
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heutigen Regierungserklarung in Aussicht gestellt
haben, daB das doch etwa in dieser Form geschehen
solle. Denn es gibt schon wieder einen anderen Ka-
binettsbeschluB, den Sie dann erneut &ndern mis-
sen, in dem Sie einen Teil der Ergdnzungsabgabe,
die der Mittelstand tragen soll, fir die Bildungs-
finanzierung vorgesehen haben. Ich glaube, daB
diese standige Verdnderung eigener Aussagen die
Regierung und ihr Konzept in diesen neuralgischen
Punkten nicht glaubwiirdiger macht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Die Biirger dieses Landes mufiten es erfahren, als
statt der versprochenen Stabilisierung der Preise
bis zum Ende des Jahres 1970 das Jahr 1971 mit
einem sich beschleunigenden Preis- und Kostenauf-
trieb begann. Es wundert mich schon sehr, daB nach
solchen Vorgédngen die Regierung in ihrer Antwort
lapidar schreibt: ’

Grundlage fiir Planung und Durchfithrung der
Regierungsarbeit ist die Reaierungserklarung...
In ihr sind die politischen Ziele der Regierungs-
politik klar und verbindlich niedergelegt.

Wir klar und verbindlich, haben die soeben erdrter-
ten Beispiele gezeigt.

In einer groSen Sonntaaszeitunag lasen wir vor
10 Tagen die Schlagzeile: ,Karl Schiller: So kann es
nicht weitergehen”. Aber wie es weitergehen soll
mit der Wirtschaft, den Preisen, den inneren Refor-
men, den Finanzen, das wollen die Menschen dieses
Landes nun endlich wissen, und wer anders soll die
Antwort geben als die verantwortliche Bundesre-
gierung, die ihre Zustdndigkeiten in diesen Sekto-
ren nicht wahrnimmt?

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Ich moéchte den Vorwurf zurliickweisen, daB wir
hier unangemessene Anspriiche gestellt hdtten; denn
der Kern unserer Fragen bezieht.sich wortlich auf
die vielfdltigen vorherigen Ankiindigungen und
Aussagen der Regierung selbst.

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.)

Sie wird — wie jedermann in der politischen Ausein-
andersetzung — sich fairerweise an den MaBstdben
messen lassen miissen, die sie selbst gesetzt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Neben der Bekréaftigung guter Grundsdtze und inter-
essanter prinzipieller Uberlegungen zu Fragen der
Reformpolitik liegt in der erneuten Minderung, der
Herabstufung der eigenen Anspriiche {iber Planung,
abgestimmte Programme, Prioritdten, finanzielle Ab-
sicherung und Koordination mit den Ladndern der
eigentliche politische Aussagewert der Antwort.

Herr Bundeskanzler, wir sind ja in den Fragen
der sicheren Moglichkeiten der Prognose, so in
Daten bis auf Ziffern hinter dem Komma, schon seit
langem in einer gewissen Differenz mit Threm Wirt-
schaftsminister und Threr Partei. Auch hier ist durch
die bitteren Erfahrungen der letzten Zeit der eigene
Anspruch dieser Regierung herabgestuft. Aber dafB
Sie heute in Threr Rede sagen, einer der Griinde
dafur, daB man keine Projektionen mittteliristiger

i
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Art tiber 1974 hinaus vornehmen konne, sei der Um-
stand, daB niemand die Konjunkturentwicklung vor-
hersehe, das ist nun doch ein Abweichen von den
Mindesterfordernissen einer modernen Prognostik
und der Verantwortung, die die Regierung dabei
tragt.

(Abg. Hermsdorf [Cuxhaven]: Das hat er doch
gar nicht so gesagt!)

- Sicher, wer die Texte und Anlagen aufmerk-
sam liest, wird ihnen eine Reihe interessanter De-
tailinformationen entnehmen koénnen. Aber die ent-
scheidenden Punkte sind offen und unverbindlich
geblieben. Sie bleiben sogar weithin hinter dem zu-
riick, was der Bundeskanzler und seine Minister
z. B. zu der Frage der Steuererhéhungen in Fernseh-
und Rundfunkinterviews zu erkennen geben.

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!)

Unter den inneren Reformen versteht die Bundes-
regierung ,schrittweise Veranderungen unserer
staatlichen und gesellschaftlichen Wirklichkeit, die
sich an den fiir eine freie, fortschrittliche Gesell-
schaft im sozialen und demokratischen Rechtsstaat
bestimmenden Grundwerten orientieren”. Auf diese
sehr allgemeine Begriffsbestimmung konnen wir
uns sicher in diesem Haus verstandigen — allerdings
mit einer Einschrénkung. Nicht jede punktuelle Ver-
dnderung in einem einzelnen Bereich unserer viel-
faltigen gesellschaftlichen Wirklichkeit, unseres viel-
faltigen Rechtssystems verdient den anspruchsvollen
Namen ,Reform”.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Dies zu unterstreichen scheint mir nach einer Pe-
riode von 16 Monaten notwendig zu sein, in der
dieses groBe Wort leider zu sehr in den allgemei-
nen VerschleiB der Begriffe und Werte einbezogen
wurde.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Der Kollege Wischnewski hat dafiir — neben an-
deren — einen besonders aufschluBreichen Beitrag
geliefert. Er hat am 22. August vergangenen Jahres
gegentiiber der deutschen Presseagentur erklart —
ich zitiere —:

Das, was jetzt vorliegt, bedeutet, daB in den
vier Monaten bis zum Jahresende wochentlich
mehr als drei Reformvorhaben im Kabinett und
im Parlament entscheidungsreif werden.

(Lachen bei der CDU/CSU.)

Auch innenpolitisch hélt die Bundesregierung
also das Arbeitstempo, das zur Erfiillung der
Forderungen des Regierungsprogramms not-
wendig ist.

In den folgenden Wochen, meine Damen und Her-
ren, hat sich dieses rasante Tempo offensichtlich
noch beschleunigt; denn der Planungschef im Bun-
deskanzleramt, Professor Jochimsen, teilte am
30. Oktober erstaunten Bonner Journalisten mit: Bis
zum Ende der Legislaturperiode will die Bundes-
regierung 455 innenpolitische Reformvorhaben be-
waltigen oder einleiten.

(Lachen bei der CDU/CSU\)
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Solche Berechnungen bringen in einer Fleifarbeit
von Beamten offensichtlich alle rein administrativen
MaBnahmen auf dem Gebiete der Folgegesetzge-
bung, der Rechtsverordnungen bis hin zur Ver-
besserung der statistischen Methoden bei der Obst-
baumzahlung unter dem groBen Begriff ,Reformen”,
meine Damen und Herren.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU,)

Die Sprecher der Koalition erweisen damit der
Sache, um die es wirklich geht, und auch dem o&ffent-
lich Verstdndnis der GroBe und Schwere dieser Auf-
gaben keinen guten Dienst; denn mit der Inflatonie-
rung dieses Begriffs wird ja die Bedeutung der
eigentlichen Aufgaben verkannt,

(Beifall bei der CDU/CSU)

ein psychologischer Riickschlag fast unvermeidlich
und damit entweder die Gleichgiiltigkeit und die
Reformunwilligkeit oder aber die
durch Enttaduschung verursacht.

Herr Kollege Wehner ist dann nach der Einbrin-
gung unserer GroBen Anfrage und in offensichtlich
intensiven Debatten im Kreis der Koalition in einem
Interview im ,stern” am 7. Marz 1971 zu einer ganz
anderen Beurteilung gekommen. Ich zitiere ihn:

In einer Legislaturperiode muB man sich in
Zucht nehmen.

— Ein guter Grundsatz auch fir dieses Haus hier,
meine Damen und Herren ! —

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.}

Man kann tiber zwei, allerhdchstens drei Re-
formen reden, die man durchsetzt, nicht mehr.
Die Regierung hat weder einen Bauchladen,
noch ist sie ein Supermarkt, in dem sich jeder
holen kann, was ihm gerade in die Augen
sticht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Drei Reformen pro Woche mit Wischnewski oder
zwei bis drei in der Wahlperiode mit Wehner,
meine Damen und Herren:

Entfremdung |

In der betrdchtlichen |

Bandbreite dieser Aussagen wird deutlich, wie drin- |

gend notwendig der KldrungsprozeB ist, den wir
mit unserer Groen Anfrage einleiten wollten,

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU)

der allerdings nach unserem Eindruck immer noch
nicht zu eindeutigen Ergebnissen gefithrt hat. Herr
Bundeskanzler, ich hatte den Eindruck, Sie lagen et-
was ndher bei Herrn Wehner, aber Sie gingen

doch noch ein ganzes Stiick dariiber hinaus, und ich

wiirde auch prinzipiell nicht ausschlieBen, daB es
vielleicht sogar mehr als zwei oder drei Reformen
sein kénnten. Nur setzt das die Klarung einer Reihe
von Fragen voraus, die auch in Threr Rede nicht be-
antwortet worden sind.

Meine Damen und Herren, Verdanderungen in
unserer Gesellschaft sind nicht nur geboten; sie
erfolgen auch ohne unser Zutun. Naturwissenschaft
und Technik haben den industriellen und sozialen
Prozessen eine derartige Dynamik, ein derartiges
Eigengewicht verliehen, da wir alle Miihe haben,
die Veranderungen, die sich ereignen, rechtzeitig

zu begreifen, zu beeinflussen und damit so zu ge-
stalten, daB sie der produktiven, der geistigen und
seelischen Entfaltung des Menschen dienen, dal sie
den Strukturen unserer Gesellschaft und des Staa-
tes dienen, statt sie zu bedrohen und zu zerstoren.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Deshalb gibt es die so oft verkiindete Scheinalter-
native — die auch in einigen Wendungen des Bun-
deskanzlers anklang — von Beharrung oder Wan-
del als politische Entscheidungsmoglichkeiten in
unserer Zeit iberhaupt nicht mehr. Wer so argu-
mentiert oder den Politiker in der Rolle eines sou-
veranen Sozialingenieurs in einer vorgegebenen,
seinen Ideologien und Willensentscheidungen
unterworfenen statischen Welt sieht, der verkennt,
wie ich glaube, die Grundbedingungen menschlicher,
sozialer und politischer Existenz in unserer Zeit.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Die rasch steigenden materiellen Mittel, hohere
Wirtschaftskraft, technischer Fortschritt vergroBern
ohne Zweifel die Aufgaben des Staates. In dieser
Grunderkenntnis sind wir uns fraglos mit der Bun-
desregierung einig. Er muB die Bedingungen fir
mehr Chancengleichheit, fiir wirkungsvollere offent-
liche Einrichtungen und Dienste fir die Biirger, fir
mehr soziale Gerechtigkeit standig verbessern, ohne
allerdings in unserer liberalen Demokratie die
Eigenverantwortung zu ersticken und die Freiheits-
rdume fiir die personliche Lebensgestaltung in ge-
fahrlicher, unzumutbarer Weise einzuschranken.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Diese Erfordernisse, die wir nachdriicklich bejahen,
bestehen 1971 zweifellos in einer anderen und zum
Teil auch noch verstdrkten Weise als 1949. Aber
Reformpolitik, meine Damen und Herren, begann
in der Bundesrepublik Deutschland nicht erst mit
dem sogenannten Machtwechsel 1969 oder der Bil-
dung der GroBen Koalition 1966.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Sie setzte in der Nachkriegszeit ein mit der politi-
schen Durchsetzung der sozialen Marktwirtschaft
gegen harte politische Widerstande,

{lebhafter Beifall bei der CDU/CSU)
der dynamischen Entfaltung von gesellschaftlichen,

individuellen und politischen Kréaften, die zur Neu-
gestaltung in Gesellschaft und Staat drangten.

(Abg. Wehner: Bis Erhard platzte!)
— Ja, das ist ein groBes Verdienst Ludwig Erhards;

ich unterstreiche das gern auf Grund lhres Zwi-
schenrufs, Herr Kollege Wehner.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.
Abg. Wehner: Sehr eindrucksvoll!)

— Ja, iéth bedanke mich, aber vergessen Sie Ilhr
Wort von der Zucht im Parlament nicht, das ich vor-
hin zitiert habe.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Weh-
ner: Am liebsten unter Threr Rute! — Abg.
Stiicklen: Wer war denn dagegen?)

()]
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— Wenn man [hr Godesberger Programm nachliest,
konnte man meinen, daBl Sie diesem Satz, der Sie
drgert, gar nicht mehr widersprechen. Aber Sie
gehoren offenbar auch zu denjenigen, die sich
allmahlich wieder davon absetzen.

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.
Zuruf des Abg. Wehner.)

Lassen Sie es mich offen sagen: Zu den pein-

lichen, fir die Beziehung der Parteien nicht for- |

derlichen Vorgdangen der letzten 16 Monate gehort
der standige Versuch dieser Koalition, die politi-
schen Leistungen der beiden vergangenen Jahr-
zehnte zu vermindern oder herabzusetzen.

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.)

Was wir hier erleben — auch in einer Reihe von
Formulierungen der vorliegenden Antwort —, ist
kein Zeichen von Souveranitdt oder Selbstbewufit-
sein.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Hier wird vielmehr der Versuch unternommen, die
immer starkere, fur unser Volk immer beunruhigen-
dere Kluft zwischen zu groBen Versprechungen
einerseits und unzuldnglichen Taten andererseits
generell auf die angeblichen Versdumnisse der Vor-
gédnger abzuwdlzen.

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.)

DrauBen im Lande sagt man es dann noch massiver
als hier in Texten und Reden.

Ich las in einer sozialdemokratischen Schrift far
junge Menschen vor den Landtagswahlen — ich
zitiere —:

(Abg. Wehner: Seien Sie vorsichtig!)

.Die von der SPD gefithrte Bundesregierung kann
das”, was im kapitalistischen System ungerecht ist,
,nicht so schnell d@ndern. Sie muB erst den Schutt
wegraumen, den zwanzig Jahre CDU-Herrschaft

hinteriassen haben”.

(Zurufe von der CDU/CSU: Unerhort! —

Vereinzelter Beifall bei der SPD. — Abg.

Dr. Apel: Na und! — Weitere Zurufe von
der SPD.)

— Ich bedanke mich dafir, daB eine kleine Minder-
heit von zum Teil wohlbekannten Abgeordneten
hier klatscht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Sie setzen sich damit in deutlichen Widerspruch

richtige Politik unter Federfihrung der CDU/CSU
in den 50er Jahren weggerdumdt.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. —

Abg. Wehner: Sie Phraseur! Sie kommen

gleich nach Herrn Lemke! — Weitere Zu-
rufe von der SPD.)

Diese Entgleisungen auBerhalb und auch inner-
halb des Hauses sind ja nicht zuféallig.

(Abg. Dr. Apel: Das reicht fir einen Oppo-

sitionsfithrer in Schleswig-Holstein, aber

nicht fiir einen Debattenredner im Bundes-

tag!)

— Sie sind ein Teil der vielidltigen Bemiihungen
radikaler Kréafte, Herr Kollege Apel, die Nach-
kriegsgeschichte Deutschlands negativ umzuschrei-
ben in eine Periode der bloBen Restauration, der
Herrschaft weniger Privilegierter und der massiven
sozialen Ungerechtigkeit. Die Wirkung einer sol-
chen Propaganda spiliren wir sehr deutlich in wich-
tigen Bereichen unserer Gesellschaft, in wachsenden
politischen Spannungen und nicht zuletzt auch in
den zunehmenden Kontroversen innerhalb der So-
zialdemokratischen Partei.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des
Abg. Wehner.)

Ich glaube, hier mu3 ganz deutlich gesagt werden,

(Abg. Wehner: DaB Sie Quatsch reden! —
Abg. Dr. Apel: Billige Wahlrede!)

daB ein glaubwiirdiges Reformkonzept auch klare
Aussagen zu den gesellschafts- und ordnungspoliti-
schen Punkten bringen mufB. Wollen wir in der

" Bundesrepublik unser politisches System der libe-

ralen Demokratie und unser dkonomisches System
der sozialen Marktwirtschaft konsequent auf neue
Erkenntnisse hin weiterentwickeln und ausrichten
oder durch systemsprengende Reformen zerstoren
oder, wie man unter Vermeidung dieses Reizwortes

! neuerdings sagt, iberwinden? Das ist die Frage-

stellung fir alle Parteien in diesem Hause.
(Beifall bei der CDU/CSU.)

" Hierliber gibt es eben in der grofiten Regierungs-

partei zunehmend fundamentale Differenzen. Ich
glaube, daB diejenigen recht haben, die, wie die
Kollegen Klaus-Peter Schulz, Ginther Miiller, Her-
mann Schmitt-Vockenhausen und andere,

(Lachen des Abg. Wehner)

. in den letzten Wochen 6ffentlich eine grundsatzliche

auch zu bestimmten Passagen der Rede des Bundes-

kanzlers.
(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.)
Aber das ist bezeichnend fir die Verfassung der

Partei, mit der wir es als unserem Gegner haupt-
sachlich zu tun haben.

(Beifall bei der CDU/CSU\)
Nein, meine Damen und Herren, den Schutt, den

Adolf Hitler uns hinterlassen hat, haben wir durch
den Flei der Menschen in diesem Lande und eine

Klarung dieser Frage verlangt haben und sich mit
verbalen Beteuerungen oder abstrakten Resolutio-
nen nicht mehr begniigen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Denn drauBen im Lande werden zu diesen Fragen
zum Teil ganz andere Konzepte vertreten, als wir

sie vorhin vom Regierungschef und Vorsitzenden
der Sozialdemokratischen Partei gehort haben.

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.)

Die deutsche Politik der 50er und der begin-
nenden 60er Jahre war von Anfang an darauf
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angelegt, neue zukunftsweisende Losungen zu ver-
wirklichen, in der inneren Entwicklung unseres Lan-
des ebenso wie in der Uberwindung der jahrhun-
dertealten nationalen Gegensatze in Europa. Nimmt
man einmal den MalBstab des Kollegen Wehner,
daB in einer Wahlperiode zwei bis drei bedeuten-
dere Reformen moglich sind, dann haben unsere
Vorganger in diesem Hohen Haus und auch die
friitheren Regierungen ihn erheblich {ibertreffen
kénnen.
(Beifall bei der CDU/CSU.)

Zu den groBen Entscheidungen jener Zeit, die den
anspruchsvollen Namen ,Reformen” wirklich ver-
dienten, gehoérten u. a. in den ersten beiden Wahl-
perioden dieses Hauses das Gesetz iiber die Kriegs-
opferversorgung vom Dezember 1950, das Lasten-
augleichsgesetz vom August 1952, das Wohnungs-
baugesetz vom August 1953, das Landwirtschafts-
gesetz vom September 1955, das Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschrankungen vom Juli 1957, die Ein-
fihrung der Mitbestimmung in der Montanindustrie
vom Mai 1951.
(Zurufe von der SPD\)

— Wenn der Bundeskanzler hier geringere Lei-
stungen dieser Regierung verliest, lasse ich es mir
nicht nehmen, einige der groBen Reformleistungen
der Vergangenheit

(lebhafter Beifall bei der CDU/CSU})

einmal kurz exemplarisch anzufithren, damit die
These vom Schuttausrdaumen in der richtigen Dimen-
sion beleuchtet wird.

(Erneuter lebhafter Beifall bei der CDU/
CSU.)

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Abgeordneter Stoltenberg, gestatten Sie eine
Zwischenfrage?

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Nein! — Die Ein-
fihrung der Mitbestimmung in der Montanindustrie
vom Mai 1951, das Betriebsverfassungsgesetz vom

Juli 1952 bis hin zur Rentenreform im Februar und
Mai 1957 — —

(Abg. Dr. Apel: Merken Sie gar nicht, daB
das inzwischen alles veraltet ist, daB das
uberholt ist?)

— Die Rentenreform ist nicht iiberholt, meine Da-
men und Herren, sie ist durch eine inflationare Poli-
tik gefahrdet, die die Rentner trifft.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. —
Zuruf des Abg. Wehner.)

Die Uberwindung der Besatzungsherrschaft erfolgte
nicht in einer Riickkehr zum isolierten National-
staat, sondern durch die zukunftsweisende Konzep-
tion der Verbindung gleichberechtigter Partner in
einer schrittweise entstehenden europaischen Ord-
nung mit den Gesetzen iiber den Beitritt zum Euro-
parat, zur Griindung der Europaischen Gemeinschaft
fiir Kohle und Stahl, der Mitgliedschaft in der West-
europdischen Union und dem Atlantikpakt, dem

Deutschlandvertrag, der EWG und der Europaischen
Atomgemeinschaft.

(Zurufe des Abg. Mattick sowie weiterer
Abgeordneter der SPD.)

— Meine Damen und Herren, auch ohne Ihre irritier-
ten Zwischenrufe hatte ich es nicht vor, diese Linien
im einzelnen bis 1969 weiterzuziehen.

(Lachen bei der SPD. — Abg. Fellermaier:
Sie konnen uns so leicht nicht irritieren!)

Auch die folgenden Regierungen und Parlamente
haben die von Herrn Wehner neu gesetzten MaB-
stdbe, wie ich glaube, deutlich tiberschreiten kénnen,
wobei es allerdings in dieser Zeit vor allem in der
europdischen Entwicklung nicht an erheblichen
Spannungen fehlte. Woraum es heute geht — des-
wegen war, glaube ich, dieser Riickblick notwen-
dig —, ist eine ehrliche Zwischenbilanz ohne Legen-
denbildung iiber die Vergangenheit, ohne Schwarz-
malerei und auch ohne Schénfarberei als Ausgangs-
punkt fiir ein realistischeres Zukunftsprogramm zur
Losung der neuen groBen Aufgaben und zur Her-
ausarbeitung abgestufter Ziele und Prioritdten. Nie-
mand wird bestreiten, daB es weithin einen groBen
Nachholbedarf gibt. Wir kénnen auch absolut offen
iiber konkrete Einzelversdumnisse sachlich disku-
tieren. Wenn aber zum Beispiel der Bundeskanzler
hier Kritik getibt hat, daB friither auf dem Gebiet des
Umweltschutzes nichts geschehen sei — ich wiirde
sagen, es ist zu wenig geschehen; man kann nicht
sagen, daB nichts geschehen sei —, kann es natiirlich
nicht befriedigen, wenn er in seiner Konzeption fiir
die Zukunft zunachst nur das ,Sammeln und Ordnen
von Ideen und Vorlagen” ankiindigt.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Apel:
Kennen Sie das Grundgesetz?)

Die Regierung hat dabei auch im einzelnen, wie
ich glaube, in ihrer Antwort tiefgreifende Wider-
spriiche deutlich gemacht. Auf der einen Seite sagt
sie: ,Wir haben 16 groBe detaillierte Berichte vor-
gelegt und damit genaue Planungen fiir alle wesent-
lichen Bereiche unserer politischen Arbeit; wir ver-
fligen also uber ein exaktes Arbeitsprogramm®”.
Wenn man dann nach den konkreten Mitteln und
Wegen der Verwirklichung dieses Programms fragt,
wird plotzlich erkldrt: ,Wir haben ja ein so schlech-
tes Erbe lbernommen, daB man von uns derartig
detaillierte Auskiinfte iiberhaupt nicht verlangen
kann; dazu fehlt es an allen Voraussetzungen, den
Planungstechniken einer entsprechenden modernen
Regierungsorganisation.” Eine der beiden Ver-
sionen, meine Damen und Herren der Koalition,
kann ja nur stimmen. Sie kénnen sie nicht beliebig
auswechselbar verwenden.

-(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.
— Zuruf des Abg. Wehner.)

Wenn das Kabinett mit den genannten Berichten
und Vorhaben seine Regierungserkldrung wirklich

im einzelnen konkretisiert hat — das ist ja der
Anspruch —, wenn es detaillierte Planungen besitzt
— und das wird ja gesagt —, dann ist es nicht

eine Frage der Technik, sondern der politischen
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(A) Entscheidungskraft, aus der vorliegenden Wunsch-

(B

liste ein realisierbares Konzept zu machen.
(Beifall bei der CDU/CSU.)

Das System der Regierungsarbeit und -planung
bedarf der standigen Verbesserung. Darin stimmen
wir dem Bundeskanzler zu. Die schriftliche Antwort
bringt einige interessante Hinweise auf neue Ent-
wicklungen. Aber die zunehmende 6ffentliche Kritik
an den erkennbaren schweren Mangeln geht doch
vor allem auch auf die gefdhrliche Schwichung wich-
tiger Teile der Bundesverwaltung durch eine riick-
sichtslose Politisierung und einseitige Personalpoli-
tik zuriick, vor allem im Amtsbereich des Ministers
Ehmke, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei
der SPD. — Abg. Fellermaier: Das miissen
Sie sagen!)

— Das ist in der Stellungnahme des Personalrats des
Bundeskanzleramtes vom 4. Februar 1970 deutlich
ausgesprochen worden — ich zitiere —:

Manches, was sich seit Oktober 1969 in diesem
Hause ereignet hat, scheint uns weniger an eine
preuBische Verwaltung, sondern eher an das
amerikanische ,spoil system” oder eine romi-
sche Prokuratur zu erinnern, wo der Satz gilt:
Wehe dem Besiegten!

Dieser Text — man koénnte beliebig auch neuere
Texte von den gewéhlten Personalvertretungen der
Bundesregierung — und die sollten Sie, Herr Apel,
nach Threr Grundeinstellung doch ernst nehmen —
vorlegen, spricht fir sich selbst.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.)

Sie kénnen noch so viel Planungstechniken einfiih-
ren und Computersysteme beschaffen. Wenn die
Personalpolitik fiir die zentralen Organe des Bundes
nach dem Muster der Dortmunder stadtischen Kom-
munalbetriebe oder neuerdings der Bremer Univer-
sitat gehandhabt wird, dann kann nur ein standiger
Leistungsabfall die Folge sein.

(Beifall bei der CDU/CSU))

Im Text der Antwort heiit es — ich zitiere —:

In ihrem Arbeitsprogramm hat die Bundesregie-
rung die Aufgaben zusammengefaBt, die sie in
dieser Legislaturperiode l6sen oder deren lan-
gerfristige Losung sie in dieser Legislaturpe-
riode voranbringen bzw. vorbereiten will.

In diesem Satz sind drei ganz deutliche zeitliche
und sachliche Abstufungen. Dann wird jedoch ge-
sagt:
Die Bereiche des Arbeitsprogramms
gleichrangig nebeneinander.

stehen

Der Bundeskanzler hat das hier bekraftigt:
Innerhalb des Programms

— so erkldrte er in seiner Regierungserklarung —

gibt es keine einfachen zeitlichen oder sach-

lichen Rangfolgen.

Aber der vorherige, von mir zitierte Satz macht doch
deutlich, daB die Bundesregierung selbst drei klar

die Aufgaben in dieser Legislaturperiode entweder
losen — das ist offenbar die erste Prioritat —, voran-
bringen — das ist die zweite Prioritat — oder vor-
bereiten will.

(Abg. Leicht: Aber was?)

Dieser Widerspruch kann doch so nicht stehenblei-
ben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Der Hinweis, Herr Bundeskanzler, daBl das in den
einzelnen groBen Bereichen nicht alles nacheinander
geschehe — die Justizreform nicht nach der Bil-
dungsreform —, ist doch keine Antwort. Das erwar-
tet doch niemand ernsthaft, sondern jedermann er-
wartet, daB nach Thren Ankiindigungen und der
hier selbst erkennbaren Gliederung nun praziser
gesagt wird, was die Bundesregierung bis 1973 tun,
bis 1973 einleiten oder bis 1973 fiir 1980 oder spater
vorbereiten will. Diese Frage miissen Sie nach unse-
rer Uberzeugung doch beantworten.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Herr Ahlers hat die auch in der Presse nachdriick-
lich erhobene Forderung nach klareren Prioritdten
mit der Bemerkung zuriickgewiesen, es gebe keine
Prioritdten, sondern Schwerpunkte.

(Lachen bei der CDU/CSU.)

Diesen feinen Unterschied den vielen, die ihn nicht
genau verstanden haben, einmal naher zu erklaren,
wird er sicher auf einer seiner nachsten Presse-
konferenzen Gelegenheit haben.

Meine Damen und Herren, nach diesen wider-
spruchsvollen Satzen weil eben niemand,

(Abg. Wehner: Was Sie eigentlich hier noch
wollen!)

was in den nachsten Jahren geschieht. Das ist eine
fir die Offentlichkeit und dieses Parlament unbefrie-
digende Bilanz.

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Abgeordneter Stoltenberg, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Fellermaier?

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Nein.
(Zurufe von der SPD: Feige!)

— Meine Damen und Herren, wir hatten hier keine
Moéglichkeit, bei der Regierungserklarung Zwischen-
fragen zu stellen, obwohl es einem guten parlamen-
tarischen Brauch und den friheren Absprachen der
Fraktionen entsprochen hatte, daB zunachst wir die
Chance der Begriindung haben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Wir nehmen hier das gleiche Recht fiir uns in An-
sprudy, das Sie fiir sich handhaben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Derartige widerspruchsvolle Aussagen — —

Vizeprasident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Abgeordneter Stoltenberg, gestatten Sie eine
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Renger?

' unterschiedene Priorititen setzt. Sie sagt, daB sie (€
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Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Wenn mein Hin-
weis nicht gereicht hat, die Zwischenfrage zu ver-
meiden, wiirde ich diese eine Zwischenfrage gerne
akzeptieren.

Frau Renger (SPD): Herr Kollege, ist lhnen
nicht bekannt, dal im Altestenrat vor 14 Tagen ver-
einbart worden war, dall zuerst der Bundeskanzler
spricht, und danach Ihr Fraktionsgeschéaftsfithrer die
Sache erst verandert hat?

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Der Bericht, den
wir haben, Frau Kollegin Renger, ist ein ganz ande-
rer. Es wurde gesagt, dafl die Bundesregierung trotz
anderer Absprachen, die natiirlich nur ein Gentle-
man's Agreement sein kénnen, ihr verfassungsmaBgi-
ges Recht nutzen werde und hier unter Berufung auf
die Verfassung sprechen wolle. Diesem Tatbestand
haben wir uns gebeugt. Ich glaube, es ist fair, daB
wir in der gleichen Zeitdauer und in der gleichen
Methodik, d.h. in der Form einer einflihrenden
Rede, so sprechen koénnen, wie es auch die Regie-
rung getan hat.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Derartige Widerspriiche, wie sie in diesen Zitaten
sichtbar werden, vergroBfern auch die finanzpoliti-
sche Unsicherheit. Ein Vergleich der Hauptposition
der geltenden Finanzplanung bis 1974 und der wich-
tigsten Punkte des sogenannten Arbeitsprogramms
macht ndmlich deutlich: eine kleine Zahl der beab-
sichtigten Vorhaben des Programms ist bis 1974 voll

(B) berticksichtigt. Ein etwas groBerer Teil der neuen

Projekte wird teilweise bis 1974 in seinen finanziel-
len Konsequenzen eingeplant. Die wichtigsten Ziel-
vorstellungen, etwa in der Gesundheits- und der
Bildungspolitik, haben in der geltenden Finanzpla-
nung iiberhaupt noch keine tragfahige Basis. Allein
dieser nachpriifbare Sachverhalt miufBte eine um
offene Auskunft bemiihte Regierung veranlassen,
auch in ihren Sachaussagen hier nun endlich die not-
wendigen Prioritdten zu setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Aber statt dessen ist man offenbar nach dem in
einer Zeitung wiedergegebenen Ausspruch des Kol-
legen Ehmke verfahren: ,Wir wollen uns von denen
doch nicht in die Kiiche gucken lassen.” Nein, meine
Damen und Herren, man braucht nicht in die Topfe
zu schauen; der brenzlige Geruch dieser politischen
Kochkiinste dringt schon bis in die gute Stube.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.
— Zurufe von der SPD.)

— Man kann es auch unfreundlicher sagen; aber ich
will mir das versagen. Ich bemiithe mich, mich dem
Sprachgebrauch des Kollegen Ehmke anzupassen,
und da sagen Sie, das sei sehr billig; das tut mir
sehr leid. :

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Apel:
Wir sind doch nicht in einer Wahlversamm-
lung!)

Wir sind von der Regierung geriigt worden, weil
wir von einer finanziellen Planung oder Perspektive

iber 1974 hinaus gesprochen haben. Aber stimmt
es denn nicht, Herr Bundeskanzler, daB in Ihren
eigenen Arbeitsunterlagen bei der Kabinettssitzung
vom 25. Februar die sich abzeichnende Finanzliicke
bis 1975 auf 27,5 Milliarden DM beziffert wurde?
Wenn es neuere Zahlen oder Erkenntnisse gibt,
sollte man sie hier nennen, anstatt Berechnungen,
die in der Wirtschaftspresse in allen Einzelheiten
wiedergegeben wurden, die in Fernsehinterviews
von Mitgliedern dieser Regierung zustimmend oder
kritisch erortert werden, hier einfach zu dementie-
ren. Ich glaube nicht, dall das ausreicht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Der Hinweis auf die Begrenzung der Finanzpla-
nung auf die Zeit bis 1974 kann schon deshalb nicht
uberzeugen, weil die Regierung in ihren langfristi-
gen Sachprogrammen — ein Blick in die 16 Berichte
macht das ganz klar — davon ausgeht, daBl es Pla-
nungen und Vereinbarungen bis 1980 geben soll.
Dies erfordert zwingend, vor allem im Bereich der
Kooperation von Bund, Landern und Gemeinden
auch entsprechende langfristige Finanzperspektiven.

(Zustimmung in der Mitte.)

Das ist eine schwierige Aufgabe. Aber sie ist nicht
neu. In den Berechnungen zur Finanzierung zur
Rentenversicherung fiir die kommenden 15 Jahre, in
entsprechenden Projektionen fiir die StraBenbaupla-
nung und -finanzierung, fiir die Verwirklichung
groBer naturwissenschaftlich-technischer Programme
sind Beispiele fir solche Planungen in einzelnen
Sektoren aus friitheren Wahlperioden vorgegeben,
die natirlich stdndig fortgeschrieben und auf andere
Bereiche erweitert werden miissen. Dies erfordert,
wie ich glaube, das politische Vorgehen der Bundes-
regierung ganz zwingend.

Der Versuch, im Verantwortungs- und Finanzbe-
reich der Lander und Gemeinden, vor allem in der
Bildungs- und Gesundheitspolitik, in Kiirze zu ver-
bindlichen Festlegungen fiir das néachste Jahrzehnt
zu kommen, erlaubt es nicht, sich auf die befristete
Dauer der geltenden Finanzplanung bis 1974 oder
bis 1975 hinauszureden. DaB mit wachsendem zeit-
lichem Abstand der Unsicherheitsfaktor solcher Be-
rechnungen zunimmt, daB die Flexibilitat groBer
sein muf}, darauf hat der Bundeskanzler hingewie-
sen. Das ist zwischen uns unbestritten. Aber Sie
konnen nicht in einem Bildungsbericht der Bundes-
regierung danz detaillierte Zielvorstellungen fir
1980 oder 1982 formulieren, die eine Steigerung
der jahrlichen Ausgaben der Lander und Gemeinden
von jetzt fast 25 Milliarden auf fast 100 Milliarden

i DM im Jahr bewirken sollen, und uns dann sagen,

iber das Jahr 1974 hinaus wolle man tiber Finan-
zierungsprobleme hier nicht reden. Wenn Sie die-
sen Standpunkt wirklich durchhalten wollen, ist es
nicht moglich, in den groBen in Ihren Berichten ge-
nannten Bereichen zu langfristigen Sachplanungen
und Festlegungen zu kommen.

Dieses Auseinanderklaffen zwischen Sachentschei-

} dungen und fehlenden Finanzperspektiven hat be-

reits zu sehr unangenehmen politischen Vorgangen
getiihrt. Ich verweise auf die heftige Kontroverse
iiber die bekanntgewordenen Protokolle der sozial-
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demokratischen Parteikommission zur Bildungspoli-
tik vom 3. Marz. Hier heiBt es von einer Konferenz
der Kultusminister der SPD, fiihrender Bundespoliti-
ker dieser Partei und auch des Parlamentarischen
Staatssekretars im Bildungsministerium tiber den

offentlich von der Regierung gepriesenen ersten |

Entwuri eines Bildungsplans unter anderem — ich
zitiere —:

Die Anwesenden sind sich dariiber einig, daB |

der vorliegende Bildungsgesamtplan in seinen
Quantifikationen und Zeitangaben unrealistisch,
problematisch und nicht entscheidungsreif sei,
deshalb tberprift werden sollte und vor allem
auch Alternativen gegeben sein missen.

Es folgt dann der peinliche Satz:

Wegen des Terminplans kam man Uberein, daB
der Versuch unternommen werden sollte, bis
Juni den Bildungsgesamtplan durchzuziehen,
obwohl sich alle dariiber im klaren waren, daB
wegen der erforderlichen Alternativen, der
Rickkoppelung mit dem Bildungsbudget bzw.
der bis dahin geleisteten Arbeit die Einhaltung
des vorgesehenen Termins fraglich sei.

(Hort! IHort! bei der CDU/CSU.)

Meine Damen und Herren, diescn Satz mochte ich
aut die Aussage des Herrn Bundeskanzlers hier be-
ziehen: ,Fine erste Gesamtkonzeption flir die Re-
form unseres Bildungswesens, ist das nichts?" —
Nein, das ist nichts, Herr Bundeskanzler; das hat,
glaube ich, das Protokoll Ihrer Parteikommission
sehr klar gezeigt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Das sollte man dann auch hier in diesem Hause von |

Ihrer Seite mit der gleichen Offenheit, zumindest
mit dem gleichen ProblembewuBtsein behandeln.

Es glaubt doch niemand im Ernst, daB auf diesen
unseriosen Wegen mit derartigen Methoden die er-
forderliche Mehrheit flir eine gesamtstaatliche Bil-
dungsplanung erreichbar ist.
geltenden Bund-Lénder-Vereinbarungen spatestens
in der Konferenz der Ministerprdasidenten nur durch
Zustimmung aus beiden groBen Parteien erreicht
werden.

Die Lander und Gemeinden haben einen An-
spruch darauf, von der Bundesregierung nicht nur
ein gigantisches, teilweise leider von den Empfeh-
lungen des Bildungsrates abweichendes Sachkon-
zept, sondern auch ein Finanzierungsprogramm in
fairer und glaubwiirdiger Weise vorgelegt zu be-
kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Sonst wird das Kabinett hier und in den anderen
Punkten der
scheitern miissen. Ich bedaure, offen gesagt, Herr
Bundeskanzler, dal Sie diesen zentralen verfas-
sungspolitischen, finanziellen und praktischen Punkt

' Vergangenheit

Sie kann nach den |

bundesstaatlichen Zusammenarbeit :

der Kooperation im Bundesstaat von Bund, Landern |

und Gemeinden nicht behandelt haben, obwohl fast
ausnahmslos alle Beispiele, die Sie gebracht haben,

in dieser Sphare unterschiedlicher,
Verantwortung liegen.

gemeinsamer

(Zuruf des Abg. Dr. Schafer [Tibingen].)

— Wer sich um die Gemeinden gekummert hat,
Herr Schafer? Wir in der Grofien Koalition mit einer
Gemeindefinanzreform, die den Gemeinden 2'/2 Mil-
liarden DM mehr gebracht hat, denen nach den Fest-
stellungen Ihres Parteifreundes Dr. Vogel jetzt
5 Milliarden DM allein durch die Geldentwertung
des Jahres 1970 weggenommen wurden.

(Beifall bei der CDU'CSU. — Zuruf des
Abg. Dr. Schéfer [Tibingen].)

Der Sachverstandigenrat hat diesen Riickgang der
realen Investitionen fiir Reformen in seinem letzten
Gutachten mit unmiBverstandlicher Deutlichkeit an-
gesprochen — ich zitiere —:

Zwar erhohten die Gebietskorperschaften 1970
ihre Ausgaben flir Sachinvestitionen im Ver-
gleich zum Vorjahr um knapp 13°% und somit
starker als ihre Ausgaben, doch reicht das an-
gesichts der betrdchtlichen Preissteigerungen
nicht aus, die Ausgaben fur 6ffentliche Investi-
tionen real auch nur auf dem gleichen Niveau
zu halten wie 1969.

Im ersten Regierungsjahr dieses Kabinetts und die-
ser Koalition sind also die angeblich und vielleicht
auch wirklich nicht ausreichenden Investitionslei-
stungen friherer Regierungen nicht gestiegen, son-
dern zurliickgegangen.

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU))

Mit diesem Tatbestand miissen Sie sich auch aus-
einandersetzen, wenn Sie von Versdumnissen der
und von einer Eroéffnungsbilanz
reden.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des
Abg. Dr. Schéfer [Tibingen].)

Ohne die schnelle Wiedergewinnung der schwer
erschiitterten Stabilitdt gibt es keine wirksame Re-
formpolitik,

(Abg. Dr. Schafer [Tibingen]|: Vor einem
Jahr haben Sie genau das Gegenteil ge-
sagt!)

keine beschleunigte Modernisierung unseres Lan-
des, sondern nur eine weitere Verlangsamung des
Tempos. Das aber fihrt zweifellos zu einer Ver-
scharfung vorhandener struktureller Ungleichge-
wichte in unserer Gesellschaft und Volkswirtschaft,
wie wir an der Zuspitzung der Situation der Land-
wirtschaft in den agrarpolitischen Diskussionen und
Auseinandersetzungen deutlich spliren.

(Abg. Wehner: Das liegt an der Dema-
gogie, die Sie sich haben bescheinigen
lassen miissen!)

-- Nein, das liegt nicht an der Demagogie, sondern
an der Sorge — —

(Abg. Wehner: Sie hetzen die Leute auf!)
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— Ja, ja. Denken Sie einmal an das Wort von der
Zucht, und erziehen Sie sich auch selbst zur Zucht,
Herr Wehner!

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.)

Nein, nein, der Bundeskanzler hat in seinen sehr
ernsten Eingangsworten dariiber ganz anders ge-
sprochen als Sie in Thren unqualifizierten Zwischen-
rufen, ganz anders.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Und was er zu diesem Punkt gesagt hat, kénnen wir
— mit einer Einschrankung, die ich erwdhnen moéchte
— voll unterstreichen, auch in den Bemerkungen zu
den dramatischen und bedauerlichen Vorgangen, die
sich gestern in Briissel ereignet haben.

Wenn aber gesagt wird — und das ist der eine
Punkt, wo ich abweiche —, dies sei eine Folge ver-
zogerter Reformen,

(Sehr wahr! bei der SPD)

so muB man Thnen sagen, daB heute die auf dem
modernsten Leistungsstand befindlichen Betriebe in
roten Zahlen sind.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Sie sollten zur Kenntnis nehmen, daB das die
Situation von Betrieben der Landwirtschaft ist, die
die modernsten reformerischen Erkenntnisse ver-
wirklicht haben. Das heiBt, daB zu iberkommenen
strukturellen Spannungen, die es auch in unserer
Regierungszeit gegeben hat, fiir die man uns kriti-
sieren kann, hinzugekommen sind die Folgen einer
falschen Wirtschaftspolitik und auch der Tatsache,
daB man die Aufwertung der Deutschen Mark ohne
eine europaische Absicherung vollzogen hat,

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Feller-
maier: Wie héatte denn die Absicherung aus-
sehen sollen, Sie Marchenerzdhler?)

daB man nicht in der Lage war, das durchzusetzen,
was Frankreich durchgesetzt hat — ich darf Thre
Frage beantworten —, was Frankreich wenige Mo-
nate vorher bei seiner nationalen wahrungspoli-
tischen Entscheidung erreicht hat, namlich eine
Grenzausgleichsabgabe, um diesen verhangnisvollen
VerdrangungsprozeB zu unterbrechen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Herr Kollege Schiller hat vor kurzem mit grofem
Ernst auf die Gefahr einer wachsenden Inflations-
mentalitdt hingewiesen, einen Punkt, den wir schon
im vergangenen Jahr unter heftigem Widerspruch
hier angesprochen haben. Dies wird nicht nur in
Preisentscheidungen der Unternehmer und in Tarif-
forderungen der Gewerkschaft sichtbar, sondern
auch in dem weiter verstdrkten Drang nach immer
mehr Staatseingriffen, im Nachlassen der spontanen
gesellschaftlichen und persénlichen Aktivitat, der
Bereitschaft, zumutbare Risiken einzugehen, von der
ein freiheitlicher Staat lebt. Dieser ProzeB macht
auch Ergebnisse der neuen Gesetzgebung zunichte,

von denen der Bundeskanzler hier gesprochen hat.

Man betrachte einmal die gesellschaftspolitische
Situation in der Sparentwicklung, in der Vermogens-
bildung — trotz der Verdoppelung des Betrages im

312-DM-Gesetz —, man sehe sich die Situation der
Rentner und Kriegsopfer an — trotz der Verbesse-
rungen, die wir in diesem Hause beschlossen ha-
ben —,

(Beifall bei der CDU/CSU)
dann wird deutlich sichtbar, daB Stabilitat und Re-
formpolitik eng zusammenhéngen.

Die Fragen der inneren Reformen sind also nicht
ausschlieBlich mit der staatlichen Finanzplanung
verbunden. Aber auch in den anderen Bereichen
reformerischer Bemithungen konnen die bisherigen
Ergebnisse nicht befriedigen. Das gilt fir den Wech-
sel untuiberlegter Entwiirfe in der Justizpolitik, die
tiefgreifenden Widerspriiche in den qualifizierten
Zielvorstellungen der Bildungsplanung. Soll nun
der Numerus clausus an den Hochschulen beseitigt
werden, wie die Bundesregierung verkiindet, oder

(&

sollen im Jahre 1980 nur noch 50 /o statt heute fast -

90 %0 eines Abiturientenjahrganges an die Hoch-
schulen kommen, wie die gleiche Bundesregierung,
das gleiche Ressort, in anderen Papieren erklart?
In diesen elementaren Fragen, die mit den Lebens-
entscheidungen junger Menschen zusammenhéngen,
brauchen wir doch endlich Klarheit und verlailiche
Unterlagen fur die Meinungsbildung auch in diesem
Hause.
(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wir haben als Fraktion in den letzten Monaten
zahlreiche wichtige Reformvorschlage fiir die wei-
tere Modernisierung unseres Landes hier einge-
bracht. Einige von ihnen — wie der zur Erweite-
rung der Bundeszustandigkeit im Hochschulwesen
oder der zur Neuordnung des Besoldungsrechts —
haben nach anfdnglicher Kritik Mehrheiten gefun-
den; sie sind geltendes Recht geworden. Andere —
wie unser Gesetzentwurf zum Beteiligungslohn als
Kernstick einer modernen Vermogenspolitik — sind
seit langem in den Ausschiissen, ohne daB es trotz
des Hinweises des Bundeskanzlers auf die Wichtig-
keit der Vermdgenspolitik bis heute eine Stellung-
nahme und eine entsprechende Konzeption der
Regierung gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Zu weiteren Themen Stadtebaufdérderung,
Betriebsverfassung, Umweltschutz, Krankenhaus-
reform — stehen unsere Vorlagen in einem kon-
struktiven Wettbewerb mit denen der Regierung.

Es wird weiter Bereiche grundséatzlicher Mei-
nungsgegensitze geben, in denen Mehrheiten ent-
scheiden miissen. Aber niemand, meine Damen und
Herren, sollte ibersehen, daB bestimmte groBe
Aufgaben in unserer bundesstaatlichen Ordnung
von der Verfassung oder von der Sache her nur
durch Zusammenarbeit gelost werden kénnen. Die
Regierung, die Mehrheit muB diese Punkte, wie ich
glaube, deutlicher erkennen und ihre Politik auch
darauf einrichten. Vor allem aber hat sie endlich
auf die zentralen Fragen nach den politischen und
finanziellen Voraussetzungen fiir eine reale Reform-
politik zu antworten, die zum Schaden der Sache
und entgegen den vorherigen Ankiindigungen bis
heute nicht beantwortet wurden.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der
CDU/CSU.)
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Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Das Wort hat der Herr Bundesfinanzminister.

Dr. h. ¢. Dr.-Ing. E. h, Méller, Bundesminister
der Finanzen: Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Die Fraktion der CDU/CSU hat eine GroBe
Anfrage iber das Arbeitsprogramm der Bundes-
regierung zu innenpolitischen Vorhaben eingereicht
und soeben durch Herrn Kollegen Stoltenberg be-
grinden lassen. Ich muB sagen, wer die Antwort der
Bundesregierung — das, was die Bundesregierung
zu ihrem Arbeitsprogramm aussagt, und die
anschlieBende Ubersicht — aufmerksam studiert,
wird objektiv zugeben missen, daff es in diesem
Hohen Hause noch keine so eingehende, in der
Sache prazise und iiberzeugende Antwort gegeben
hat wie die, die die Bundesregierung hier vorlegt.

(Beifall bei den Regierungsparteien.
Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU.)

Wenn Sie sich diese Dokumentation von 24 Drudk-
seiten ansehen, werden Sie mir zugeben miissen,
daB vielleicht sogar — das wdére eine Entschuldi-
gung — den vorangegangenen Bundesregierungen
die technischen Voraussetzungen gefehlt haben, um
liberhaupt eine solche Konzeption des innenpoliti-
schen Programms nach 16monatiger Tatigkeit vor-
zulegen.

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD.)

Nun, die Opposition wird nicht miude, der Bun-
desregierung zu unterstellen, ihr Arbeitsprogramm
sei finanziell nicht abgesichert.

(Abg. Dr. Martin: Das sagen auch andere!)

Deswegen ist es sehr naturlich, da ich mich jetzt
mal melde, um zunachst einmal zu diesem Teil der
Antwort einiges zu sagen. Die Antwort der Bundes-
regierung hat sich ja des 6fteren auf den Finanz-
plan bezogen und in diesem Punkt Aussagen fixiert,
zu denen man noch einige erkldrende Bemerkungen
machen muB. Ich bitte Sie sehr, sich zu bemiihen,
auch diese finanzwirtschaftliche Seite einmal so
objektiv zu wilrdigen, wie sie die Bundesregierung
betrachten muB.

Die Finanzplanung, mit der wir uns hier im Herbst
zu befassen haben, ist jener regierungsinterne Ab-
stimmungsprozel, in dem die fiir einen Planungszeit-
raum zu erwartenden Einnahmen ermittelt und
nach den politisch-programmatischen Vorstellungen
den verschiedenen staatlichen Aufgabenbereichen
zugeordnet werden. Die blofe Bewaltigung der an-
stehenden Finanzierungsprobleme reicht jedoch
nicht aus. Sie muB von einer inhaltlichen und zeit-
lichen Koordinierung der einzelnen Arbeitsablaufe
begleitet sein. Diesem Zweck dient unser Arbeits-
programm. Als die Bundesregierung am 22. Oktober
vorigen Jahres dieses Programm, auf das auch Herr
Kollege Stoltenberg hingewiesen hat, aufstellte, hat
sie keinerlei zusatzliche, im geltenden Finanzplan
nicht berticksichtigte ausgabenwirksame Reformvor-
haben beschlossen. Es wurde vielmehr ausdriicklich
festgelegt, daB die einzelnen Reformvorhaben nur
in dem Umfang Bestandteil des Arbeitsprogramms
werden, als sie im Finanzplan 1970 bis 1974 abge-

sichert sind. Was dariiber hinausgeht, sind lediglich
Entwirfe und Konzepte, iiber deren etwaige Reali-
sierung erst bei einer Fortschreibung des Finanzplans
entschieden werden kann,

Wenn immer wieder behauptet wird, das Arbeits-
programm sei finanziell nicht abgesichert, so kann
das lediglich im Sinne der Binsenwahrheit gemeint
sein, daB der Finanzplan 1970 bis 1974 in seinem
Zahlenmaterial selbstverstandlich Veranderungen
unterliegt. Diese Feststellung kann nur jene tber-
raschen, die sich vom Wesen der Finanzplanung un-
zutreffende Vorstellungen machen. Da viele wich-
tige Einnahme- und Ausgabeansdtze durch Gesetz
und Vertrag bestimmt werden, sind sie auch bei un-
verandertem Recht angesichts der Verschiedenartig-
keit der grundlegenden Wirtschaftsfaktoren reine
Erwartungsgrofen. Sie entziehen sich damit der Ge-
staltung durch die Bundesregierung. Die Steuerein-
nahmen werden ebenso mit einem Schétzungsrisiko
ermittelt wie die Ausgaben im Bereich der Sozial-
politik, der Sparforderung oder der landwirtschaft-
lichen Marktordnung, um nur einige wichtige Bei-
spiele zu nennen. Daher kann das Zahlenbild des
Finanzplans letztlich nur am Tag seiner Verabschie-
dung in allen Details stimmen. In der Distanz von
Monaten oder gar ein Dreivierteljahr spater besitzen
wir neue Erkenntnisse iber die Daten, von denen
Einnahmen und Ausgaben abhdngen. Auch wenn wir
dann im geltenden Finanzplan die Giberholten Zahlen
durch aktuelle ersetzten, ware es reiner Zufall, wenn
die jdhrlichen Einnahmen mit den Ausgaben in
Einklang stiinden. Ein solcher Zufall ist in der
Bundesrepublik, seit Finanzpldne aufgestellt wer-
den, noch nicht eingetreten. Aus eben diesem
Grunde hat der Gesetzgeber die Regierung beauf-
tragt, den Finanzplan jahrlich anzupassen und fort-
zuschreiben.

Meine Damen und Herren von der Opposition,
wenn Sie uns nun die Alternative aufzwingen wol-
len, entweder den Finanzplan gewissermaBen taglich
anzupassen oder uns dem Makel unsolider Finanz-
wirtschaft auszusetzen — diese Unterstellung kénnte
man hinter der einen oder anderen Aussage von
Ihnen vermuten —, so muB ich mit aller Entschie-
denheit sagen, daB immer nur der jeweilige Haus-
haltsplan fir Parlament und Regierung bindend sein
kann. Ich wiirde den Sorgen der Opposition gewi
jedes gewiinschte Gewicht beimessen, wenn sie mir
in der Vergangenheit nicht vielfach AnlaB gegeben
hatte, an der Richtigkeit und Glaubwirdigkeit ihrer
Prophezeiungen zu zweifeln. Seit namlich die Koali-
tion aus SPD und FDP in Bonn die Regierung stellt,
hagelt es Unterstellungen.

Erstens. Wir haben von der Opposition beziiglich
des Bundeshaushalts 1970 immer wieder zu hoéren
bekommen, daf er preistreibende Wirkungen habe.
Man ging sogar so weit, von einem prozyklischen
Trend zur Erh6hung der Staatsausgaben, von einer
Ausgabeneuphorie, ja, vom Bundeshaushalt 1970 als
dem einzigen und alleinigen Inflationsmotor zu spre-
chen.

Wie stellt sich dagegen die tatsdchliche Entwick-
lung dar? Mit Riicksicht auf die konjunkturelle Lage
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steuerte die Bundesregierung einen stabilitatsorien-
tierten haushalts- und finanzpolitischen Kurs. Das
vorgesehene Ausgabenvolumen von 91,4 Mililarden
DM wurde um 2,1 Mililarden DM auf 89,3 Milliar-
den DM gekiirzt. Zusatzliche Haushaltssperren von
440 Millionen DM verringerten die Wachstumsrate
des Haushaltssolls auf 9 v. H. gegentliber einer
Bruttosozialproduktsteigerung von mehr als 12 v. H.
Von einem nicht stabilitatsorientierten Ausgaben-
volumen, wie es die Opposition in ithren wieder-
holten Vorwlrfen betonte, konnte also von Anfang
an nicht die Rede sein. Die zusatzliche restriktive
Haushaltsfiihrung 1970 brachte uns ein Haushalts-
Ist-Ergebnis, das mit einem Volumen von 872 Mil-
liarden DM und einer Steigerungsrate von rund
7 v. H. noch wesentlich niedriger als die geplante
Zuwachsrate lag. Vom Ergebnis her gesehen betrieb
also die Bundesregierung eine erfolgreiche restrik-
tive Ausgabenpolitik, die alle dusteren Prophezei-
ungen untergehen lieB.

Zweitens. Nicht viel anders verhielt es sich mit
den Anschuldigungen der Opposition, als es um
die Einbringung des Bundeshaushalts 1971 ging.

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Leicht? — Bitte!

Leicht (CDU/CSU): Herr Bundesfinanzminister,
wiirden Sie mir zustimmen, daf gerade das Ergeb-
nis des Haushaltsjahres 1970, das sicherlich mit Ihr
Verdienst ist, von der Opposition in den Zahlen
bereits zu Beginn des Jahres 1970 gefordert wurde,
aber von Ihnen und der Koalition als unmoglich
durchfithrbar abgelehnt wurde?

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Moéller, Bundesminister
der Finanzen: Sie haben bestimmte EntschlieBungs-
antrage in der dritten Lesung des Bundeshaushalts
1970 gestellt,

(Abg. Leicht: Nein, im HaushaltsausschuB3!
Da waren Sie nicht mit dabei!)

die von der Koalition abgelehnt worden sind und,
wie ich meine, zu Recht abgelehnt worden sind, weil
eben der Rest der Entwicklung des Jahres 1970
nicht so voraussehbar war, wie Sie das von Ihrer
Antragstellung aus vermutet haben.

(Abg. Leicht: Aber da haben wir doch recht
gehabt!)

Deswegen, Herr Kollege Leicht, ist ein Entschlie-
Bungsantrag angenommen worden, der im Grundsatz
dieselben Aufforderungen an die Bundesregierung
enthielt, die Sie in IThrem EntschlieBungsantrag im
einzelnen aufgefiihrt haben.

Aber wenn Sie sagen, Herr Kollege Leicht, Sie
hatten recht gehabt mit dieser Ihrer Vorstellung,
dann sind wir nicht sehr weit auseinander. Sie haben
immer behauptet, Sie wiirden mit einer solchen
Prognose recht behalten, aber die Bundesregierung
und ihr Bundesfinanzminister wdren nicht in der
Lage, eine solche restriktive Haushaltsfihrung im
Jahre 1970 durchzusetzen. Das ist doch der ent-

scheidende Punkt, der uns im Jahre 1970 in Streit-
gesprache gebracht hat. Hier festzustellen, dafl wir
uns konjunkturgerecht verhalten haben, ist not-
wendig, um einmal klarzustellen: ist die Finanzpla-
nung, ist die finanzwirtschaftliche Arbeit der Bun-
desregierung serios oder nicht? Denn die Beantwor-
tung dieser Frage hangt auch zusammen mit dem,
was Sie mit Threr Grofen Anfrage zum Ausdruck
bringen.

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Bundesfinanzminister, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Altham-
mer? -— Bitte!

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Bundesfinanz-
minister, ist Thnen bekannt, daf im Februar-Bericht
der Deutschen Bundesbank festgestellt wird, daB die
offentlichen Haushalte nicht konjunkturneutral, son-
dern konjunkturerhitzend waren? Und ist Thnen
weiter bekannt, da durch das Verhalten der Bun-
desregierung im Finanzplanungsrat die anderen
Bereiche — Lander und Gemeinden —— dazu veran-
laBt worden sind, sich so zu verhalten?

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Moller, Bundesminister
der Finanzen: Nein, Herr Kollege Althammer, das
entspricht nicht den Realitdten, was Sie sagen. Wenn
Sie von diesem Bericht der Bundesbank ausgehen,
muBten Sie festhalten, daB die Bundesbank das Ver-
halten des Bundes und die konjunkturgerechte
Haushaltsfuhrung des Bundes nicht zu beanstanden
vermag, daf} sie aber einiges auszusetzen hat an der
Haushaltsfithrung der Lander und Gemeinden, und
das hat sich bis zum heutigen Tage noch nicht ge-
dndert. Wir werden uns irgendwann auch im Hin-
blick auf die Beratungen im Finanzplanungsrat da-
mit zu beschéaftigen haben, wie wir in bestimmten
konjunkturpolitischen Phasen in der Lage sind,
einen starkeren, bindenderen Einflufl auf die Haus-
haltsfiihrung der Gemeinden zu sichern, als das im
bisherigen Ablauf der Fall war.

Aber nun wieder zum Bundeshaushalt 1971. Da-
mals hieB es, ein Etat von 100 Milliarden DM sei
geradezu abenteuerlich. Die geplante Steigerungs-
rate von 12°% wurde in Grund und Boden ver-
dammt und der Haushalt 1971 als eine Inflations-
quelle erster Ordnung hingestellt. Angesichts der
ersten erkennbaren Zeichen, dafl die von der Bun-
desregierung im Juli 1970 eingefiihrten steuerlichen
Stabilisierungsmafnahmen konjunkturelle Erfolge
zeitigten und die Gefahr einer starkeren Konjunk-
turabschwachung fir 1971 nicht ausgeschlossen wer-
den konnte, forderte die Opposition eine Aufteilung
des geplanten 100-Milliarden-Etats in einen Kern-
und einen Eventualhaushalt. Die Opposition hielt
es fiir vollig unverantwortlich, einen Haushaltsent-
wurf einzubringen, der schon vorausschauend auf
die moglichen konjunkturellen Entwicklungen des
Jahres 1971 abgestellt war. Bei der Einbringung des
Haushalts 1971 im September 1970 habe ich hier
im Hohen Hause erklart, daB sich die Bundesregie-
rung die Priifung der gesamtwirtschaftlichen Vor-
aussetzungen fiir die angestrebten Ausgabensteige-
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rungen vorbehalte und daB die Gestaltung und Ab-
wicklung des Haushalts 1971 naturgemdB von der
Konjunkturlage dieses Jahres abhdnge. Aber davon
wollte die Opposition damals einfach keine Kennt-
nis nehmen.

Als es dann um die Verabschiedung des Haus-
halts 1971 ging, paBte er auch fiir die Opposition in
die konjunkturelle Landschaft, und von einer Tei-
lung in Kern- und Eventualhaushalt sowie einer
Senkung der Zuwachsrate war keine Rede mehr.
Auch hier zeigt sich wieder: Die Opposition richtet
sich in ihrer Kritik an der Bundesregierung lediglich
an den jeweiligen Gegebenheiten aus. Andern diese
sich kurzfristig, so schwenkt sie einfach um. Das
beste Beisiel dafir liefert das plotzliche Einschwen-
ken der Opposition auf den 100-Milliarden-Etat zu
dem Zeitpunkt, als die Gemeinschaftsdiagnose
der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute
und das Sachverstandigengutachten vorlagen, worin
mit einer Konjunkturabschwdachung fur 1971 gerech-
net wurde.

Wurden im vergangenen Jahr die Ausgabenseite
und ihre Steigerungsrate im Bundeshaushalt kriti-
siert, so betreffen die Vorwlirfe der Opposition
heute auch die Einnahmeseite. Dies gilt z. B. fiir die
Frage der Kreditfinanzierung. Die Opposition er-
klart immer wieder, welche schadlichen Auswirkun-
gen die Kreditaufnahme des Staates unter konjunk-
turellen und finanzwirtschaftlichen Aspekten habe.
Die hohe Sparquote von 14,2°% im zweiten Halb-
jahr 1970 hat unsere bisherige Auffassung bestatigt,
dafB mittelfristig mit einer héheren Geldvermogens-
bildung gerechnet werden darf, und zwar auf Grund
der von der Bundesregierung getroffenen MaBnah-
men zur Vermdgensbildung und des weiteren An-
steigens der Sparfdahigkeit breiter Schichten.

[ch benutze die Gelegenheit, um das Hohe Haus
noch einmal daran zu erinnern, daBl wir im vorigen
Jahr einige Male in diesem Hohen Haus Diskus-
sionen dariiber gefithrt haben, ob die Sparquote ab-
sinken wirde oder ob sie sich halten bzw. sogar
erhohen konnte. Wahrend wir der Auffassung wa-
ren, daB wir sicher damit zu rechnen hatten, daB sich
die Sparquote in etwa konstant hdlt und sich spdter
nach oben entwidkelt, waren Sie vollig anderer Mei-
nung. Auch hier ist das SchluBergebnis per 31. De-
zember 1970 vollig in unserem Sinne iberzeugend.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Gerade das Ansteigen der Sparquote und die Beibe-
haltung auf einem hohen Niveau werden es uns
ermoglichen, einen Teil der Infrastrukturausgaben
mit Kredit aus echtem Sparkapital und somit preis-
neutral zu finanzieren.

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit auch dar-
auf hinweisen, welche Ausgaben und Steuerausfdlle
dem Bund und den Ldndern nur durch die Novellie-
rung des Gesetzes zur Vermdgensbildung entstehen.
Wir rechnen im Jahr 1971 mit Steuermindereinnah-
men in Hohe von 1550 Millionen DM und mit Préa-
mienmehrausgaben in Hohe 440 Millionen DM auf
Grund des Gesetzes zur Vermdégensbildung. Das ist
allein far das Jahr 1971 ein Betrag von rund 2 Mil-
liarden DM, mit dem wir diesen Sparvorgang for-
dern und der uns auch zu diesem Optimismus hin-

sichtlich der Bildung echten Sparkapitals ermutigt.
Also auch in diesem Punkt ist das standige Gerede
von einer inflationsférdernden Staatsfinanzierung
schlicht gesagt falsch.

AbschlieBend muB ich feststellen: Die Kassandra-
Rufe der Opposition zu den beiden Haushalten 1970
und 1971 sind verhallt; die Opposition sollte sich
nun entschlieBen, davon abzugehen, an allem, was
die Regierung tut, Kritik zu tGben, um damit Un-
sicherheit und MiBtrauen zu erzeugen. Bei dieser
Kritik handelt es sich leider sehr oft nicht um das
gesunde MiBtrauen, das durchaus in einem offenen
demokratischen Staat gerechtfertigt sein kann.

Es {iberrascht mich, daB die Opposition einen so
auBerordentlichen Eifer an den Tag legt, wenn es
darum geht, unsere Planungen bis in die fernste
Zukunft auf alle moglichen Risiken abzuklopfen. Als
sie selbst noch die Regierung stellte, hat sie jahre-
lang das Von-der-Hand-in-den-Mund-Leben den Be-
schwernissen einer sorgfaltigen Planung vorgezogen.

(Abg. Leicht: Aber gut gemacht!)

In der Tat braucht derjenige, der iiberhaupt keine
Planung betreibt, auch in diesem Punkt keine Kri-
tik zu flirchten. ITnsofern ist Planlosigkeit sicher ein
Vorteil.

Nun hat aber inzwischen doch wohl ein Lernpro-
zel stattgefunden, den wir alle begriBen. Wie we-
nig fundiert jedoch die wiederholten Beschworungen
immer neuer und moglichst hoher Dedkungslicken
sind, zeigt die erstaunliche Bandbreite der genann-
ten Zahlen.

Ich darf dazu bemerken: Soweit die in Umlauf
gesetzten Zahlen auseinanderklaffen, vermogen sie
weder in der einen noch in der anderen GroBenord-
nung etwas uber die Finanzlage des Bundes auszu-
sagen. Die Arbeiten zur Anpassung und Fortschrei-
bung des geltenden Finanzplanes sind seit einiger
Zeit im Bundesfinanzministerium angelaufen — ubri-
gens friher im Jahre als je zuvor. Wir haben zu
diesem Zwecke Zwischenbilanzen aufgestellt, die
jeweils Momentaufnahmen von Planungsprozessen
darstellen. Dall dabei schwerwiegende Probleme auf
der Einnahmen- und Ausgabenseite des Finanzpla-
nes sichtbar geworden sind, will ich ohne jeden Ab-
strich von dieser Tatsache feststellen.

So ergab die nicht von mir zu verantwortende
Steuerschdtzung vom 8. Februar dieses Jahres unter
dem Eindrudk des im vergangenen Jahr hinter den
Ansidtzen zuridkgebliebenen Steueraufkommens fir
den Bund eine Reduzierung auch der Schitzungen
fur die Jahre 1972 bis 1974 um jeweils 1'/2 bis 2
Milliarden DM pro Jahr. Diese Entwidklung ist zwei-
fellos unerfreulich, kann jedoch angesichts eines
Gesamtsteueraufkommens des Bundes von durch-
schnittlich rund 100 Milliarden DM jdhrlich nicht zur
Panikmache AnlaB geben.

Durch einige wahrscheinlich auf uns zukommende
MaBnahmen wird die Einnahmenseite des Finanz-
planes ebenfalls berihrt.

Die Finanzbeziehungen zu den Européischen Ge-
meinschaften werden auf eine neue Grundlage ge-
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stellt. Die sich daraus ergebenden Auswirkungen
auf die Einnahmenseite lassen sich gegenwaértig noch
nicht mit hinreichender Klarheit erkennen.

Ein Weiteres. Die Steuerreform liegt vor uns, die
zwar grundsidtzlich keine Verminderung der Steuer-
einnahmen ergeben soll, aber z. B. durch die ange-
strebte Reform des Familienlastenausgleichs und der
Vermogensbildung durchaus zu finanziellen Ver-
schiebungen zwischen Einnahmen- und Ausgaben-
seite des Haushaltes fiihren kann.

Auch die Ausgabenseite des geltenden Finanz-
planes ist mit Risiken belastet. Der Mehrbedarf
gegeniiber den Ansdtzen im Finanzplan ergibt sich
schon allein auf Grund des geltenden Rechts, wobei
ich in diesem Zusammenhang an die mit der Wirt-
schaftsentwicklung automatisch verkntlpften Zu-
schiisse an die Rentenversicherungstrédger, die Dyna-
misierung der Kriegsopferversorgung und die teil-
weise Zweckbindung des Mineraldlsteueraufkom-
mens fiur den StraBenbau erinnern mochte.

Die AnschluBabkommen zum Devisenausgleich so-
wie die Finanzsituation von Bahn und Post oder die
sehr begriiBenswerte starke Inanspruchnahme des
Vermdgensbildungsgesetzes werden zusétzliche
Ausgaben fiir den Bundeshaushalt mit sich bringen;
denen wir uns nicht entziehen konnen. Auch die
deutsche Landwirtschaft wollen wir doch gemein-
sam in ihrer derzeitigen Situation nicht sich selbst
uberlassen.

DaB auch dariiber hinaus noch viele Wiinsche vor-
getragen werden — wer weiB das nicht in diesem
Hohen Haus! Aber war das je anders, wenn ein
Haushalt, wenn ein Finanzplan aufgestellt wurde?
Es ist vollig klar — ich spreche diese Tatsache offen
aus —, daB nicht alle diese Ausgabenwiinsche noch
neben den im geltenden Finanzplan enthaltenen
oder auf Grund von Verpflichtungen zusétzlich ein-
zustellenden MaBnahmen finanziert werden kénnen.
Die Darstellung des Mehrbedarfs ist im iibrigen nur
die halbe Wahrheit, denn einmal ergeben sich im-
mer wieder im Haushalt auch Einsparungsmoglich-
keiten, zum anderen hat die Bundesregierung bei
Aufstellung des geltenden Finanzplans fiir auf-
tretenden zwangslaufigen Mehrbedarf eine Ver-
fligungsreserve gebildet.

(Abg. Leicht: 4 Milliarden!)

Aus der dennoch erforderlichen Zuriickstellung man-
cher wiinschenswerten, aber nicht unabweisbaren
neuen MaBnahmen den SchluB zu ziehen — wie Sie
es vielleicht tun —, die Finanzkatastrophe sei da,
ist ganz sicher unberechtigt. Sie wissen selbst, daB
mit der beinahe naiv anmutenden Auswertung bun-
ter Wunschlisten keine zutreffende finanzwirtschaft-
liche Lageskizze entsteht. Das manchmal von Ihnen
gezeichnete Bild der Bundesfinanzen enthdlt oft
falsche Farben, zuviel schwarz, was natiirlich nahe-
liegt. Eines verstehe ich allerdings nicht: daB Sie,
meine Damen und Herren von der Opposition, aus
dem von Thnen gemalten diisteren Bild der Bundes-
finanzen nicht die in einem solchen Falle einzig
richtige Konsequenz ziehen: Sie sollten darauf ver-
zichten, im Bundestag immer wieder neue Gesetzes-

vorlagen und Antrdge einzubringen, die zusatzliche (€

Belastungen bedeuten,
(Abg. Leicht: Welche denn?)

weil sie im geltenden Finanzplan nicht enthalten
sind und diskutable Umschichtungsmdoglichkeiten
von Thnen nicht genannt werden.

(Beifall bei den Regierungsparteien.
Lachen bei der CDU/CSU.)

Ich denke da z. B. an Ihre Antrdge zur Kranken-
hausfinanzierung,

(Abg. Dr. Stoltenberg: Das paBt gut zur
Rede des Bundeskanzlers!)

zur Altershilfe fiir Landwirte und zur Anderung
des Umsatzsteuergesetzes sowie des Aufwertungs-
ausgleichsgesetzes.

— Nein, Herr Stoltenberg, es handelt sich hier
um unsere Meinungsverschiedenheit, ob wir diesen
Weg wdhlen, der ja kein neuer Weg ist — sonst
hdtten wir nicht die Offa —, oder ob wir mit Zu-
schiissen, also dadurch, daB wir selbst entsprechende
Mittel am Kapitalmarkt aufnehmen, die Finanzie-
rung iibernehmen.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Das haben Sie doch frither selbst
angegriffen!)

‘Wir haben uns der Not gehorchend, nicht dem eige-
nen Triebe folgend zu dem Weg entschlossen, den
Sie aus unserem Gesetzentwurf kennen.

Nun ein Wort, Herr Kollege Stoltenberg, zur (D)

Frage der Bildungsreform und des Bildungsplans.
Sie wissen, daB3 die Bildungsreform nicht vom Bund
allein gemacht wird, sondern sie muB gemeinsam
von Bund und Léndern geplant und verwirklicht
werden. Die auf Grund des Bund-Ldnder-Abkom-
mens vom 25. Juni 1970 eingesetzte Bildungspla-
nungskommission befaBt sich zur Zeit mit der Ent-
wicklung eines gemeinsamen Bildungsgesamtplans
einschlieBlich eines gemeinsamen Bildungsbudgets,
was ja dazugehort. Innerhalb welcher Fristen die
gemeinsam festzulegenden Ziele verwirklicht wer-
den und welchen MaBnahmen der Vorrang einzu-
rdumen ist, hdangt nicht zuletzt von den Finanzie-
rungsmoglichkeiten ab. Daher konnen die Realisie-
rungsfristen und die Realisierungsquoten fiir die
einzelnen MaBnahmen nur in stdndiger Wechsel-
wirkung mit den Arbeiten zur Aufstellung des Bil-
dungsbudgets festgelegt werden.

(Abg. Leicht: Die Regierung hat aber doch
die Zahl 85 genannt!)

Wie die Fraktion der CDU/CSU in ihrem Antrag
betreffend Finanzperspektiven fiir die Bildungspla-
nung fir die Jahre 1971 bis 1980 — Drucksache
VI/1269 — zutreffend feststellt, setzt die Aufstellung
des Bildungsbudgets Klarheit dariiber voraus, wel-
che Betrdge im offentlichen Gesamthaushalt, also
von Bund, Landern und Gemeinden, fiir die Finan-
zierung der Bildungsreform langerfristig zur Ver-
fligung gestellt werden konnen. Diese Daten wer-
den zur Zeit im Finanzplanungsrat von einer be-
sonderen Expertenkommission ermittelt. Diese
Expertenkommission ist im Herbst vergangenen
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Jahres auf Grund einer Vereinbarung des Herrn
Bundeskanzlers mit allen Ministerprdasidenten ein-
gesetzt worden, und in ihr sind Bund, Lander, kom-
munale Spitzenverbande, Sachverstandigenrat, Bun-
desbank und die wirtschaftswissenschaftlichen Insti-
tute vertreten.

Die Bundesregierung kann auf diese Vorarbeiten
ebensowenig verzichten wie die Lander, und wenn
sie abgeschlossen sind, werden wir zu einem ge-
samtwirtschaftlich und finanziell abgestimmten lan-
gerfristigen Gesamtkonzept von Bund, Landern und
Gemeinden kommen.

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Dr. Stoltenberg?

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Méller, Bundesminister
der Finanzen: Bitte schon!

(Zurufe von der SPD: Herr Stoltenberg hat
doch auch keine Zwischenfrage zugelassen!
-— Abg. Dr. Apel: Das ist wirklich die
Hohe! — Weitere Zurufe von der SPD)

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Da mich der Bun-
desfinanzminister angesprochen hat, mochte ich ihm
folgende Frage stellen. Bedeutet diese Darstellung,
daBl das im vergangenen Jahr formulierte Ziel, im
Juni oder spatestens im Sommer dieses Jahres zu
einer verbindlichen Finanzperspektive fiir das Bil-
dungswesen im Bildungsplan zu kommen, nicht
mehr erreichbar erscheint?

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Moller, Bundesminister
der Finanzen: Ich hoffe, daB wir dieses Ziel errei-
chen; denn die Arbeiten am Bildungsplan und Bil-
dungsbudget sind auch in der Expertenkommission
des Finanzplanungsrates vorgezogen worden. Hier
erfolgt eine entsprechende Abstimmung. Aber wir
sind uns sicherlich in der Feststellung einig, daB
man diesen Bereich nicht allein sehen darf, sondern
daB er im Gesamthaushalt eine wesentliche Rolle
spielt. Das war auch Gegenstand des Gesprachs zwi-
schen dem Herrn Bundeskanzler und den Minister-
prasidenten, ndmlich daff es darauf ankommt, durch
diesen Expertenstab eine Bedarfsermittlung der
offentlichen Hand vorzunehmen, damit wir von
exakten Zahlen ausgehen koénnen. Man hat diese
Zusammensetzung des Expertenstabs gewdhlt, um
von vornherein die Mitarbeit aller an diesem Werk
interessierten Krafte sicherzustellen.

Meine Damen und Herren, dann ist noch eine
Bemerkung zu den Gemeinden und zur Frage der
Gemeindefinanzierung gemacht worden. Ich méchte
hier doch feststellen, daB sich der kleinere Partner
in der Groflen Koalition, namlich die SPD, ganz
besonders um die Gemeindefinanzreform bemiiht
hat und daB wir wahrscheinlich in der Finanzreform
der Gemeinden schon ein Stiick weiter wiren, hat-
ten Sie damals die Entschlossenheit gezeigt, die
in letzter Zeit in verschiedenen Reden und Aus-
sagen in diesem Hohen Hause erkennbar geworden
ist.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Leicht: Na,
na! — Abg. Rasner: Lang, lang ist's her!)

— Ja, meine Herren, da hat sich doch einiges ge-
andert! Sie wissen, daB wir uns bei der Finanz-
reform, um ein Beispiel zu nennen, im Vermitt-
lungsausschufl bemiht haben, nicht nur die Univer-
sitaten, sondern alle Hochschulen in das Institut der
Gemeinschaftsaufgaben hineinzubringen. Das ist
doch schlieBlich nicht am Widerstand der SPD ge-
scheitert. Mehr will ich dazu nicht sagen.

(Abg. Résing: Es ist aber nachher erweitert
worden!)

Es gibt dariiber ein sehr interessantes Protokoll
einer Sitzung des Rechtsausschusses des Deutschen
Bundestages in der 5. Legislaturperiode. Lesen Sie
bitte nach, welcher Minister in dieser Sitzung des
Rechtsausschusses Wert darauf gelegt hat, daB z. B.
die Fachhochschulen von dem Institut der Gemein-
schaftaufgaben nicht erfaft werden. Hier hat sich
in der Willensbildung einiges vollzogen, und das
wird von uns selbstverstdandlich begriit. Wir haben
jedenfalls mit diesem Teil der Gemeindefinanz-
reform im Jahre 1970 eine Umverteilung der Steu-
ern zu Lasten des Bundes, zum kleineren Teil zu
Lasten der Lander, in einer Hoéhe von immerhin
21> Milliarden DM erreicht. Diese 2': Milliar-
den DM haben die Gemeinden in der Hauptsache
vom Bund und zusatzlich von den Léndern erhal-
ten. Dabei sind wir durchaus bemiiht, die Gemeinde-
finanzreform noch in dieser Legislaturperiode fort-
zufiihren.

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Bundesfinanzminister, Sie gestatten eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Leicht.

Leicht (CDU/CSU): Herr Finanzminister, die posi-
tiven Auswirkungen der Finanzreform werden aner-
kannt. Aber muB man nicht gleichzeitig auch sagen,
daB diese giinstigen Auswirkungen der Finanzre-
form gerade im Bereich der Gemeinden durch die

wirtschaftliche Entwicklung — Preissteigerungen
usw. -— leider wieder voll aufgehoben worden
sind?

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. M6ller, Bundesminister
der Finanzen: Ich hatte mir vorgenommen, heute in
meinen Ausfiihrungen nicht auf Thre alte ,Stunde”
zuriickzukommen, die D-Mark-Aufwertung zu spat
vorgenommen zu haben, und nicht die damit ver-
bundenen Konsequenzen aufzuzeigen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.
Lachen und Zurufe von der CDU/CSU)

— Ja, ich wollte es nicht tun. Aber dariiber, daB
das eine Konsequenz ist, Herr Kollege Leicht, haben
wir so oft diskutiert, daB auch eine weitere Diskus-
sion unsere Standpunkte in dieser Frage sicherlich
nicht andern wird.

(Abg. Leicht: Die Konsequenz ist auch die

jetzige Situation der Landwirtschaft! —

Abg. Haase [Kassel]: Genau! Abg.

Leicht: Tch meine, dann missen wir lber
alles reden!)

—~ Natiirlich, dann miissen wir auch Uber die Un-
moglichkeit reden, etwa das System der Grenz-
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abgaben durchzusetzen. Herr Kollege Stoltenberg,
Sie wissen doch ganz genau, daB das einfach im
EWG-Raum nicht méglich ist — —

(Abg. Leicht: Die Franzosen haben es doch
auf zwei Jahre!)

-— Aber, Herr Kollege Leicht, ,die Franzosen haben

es": sie sind auch in einer ganz anderen Situation.

(Abg. Rasner: Sie haben eine andere Regie-
rung!)

Ubersehen Sie doch nicht, da bei den Franzosen
ecine Abwertung und bei uns eine Aufwertung vor-
genommen ist und daBl es nun einmal bei den Lan-
dern so aussicht, daB diejenigen als arm gelten, die
abwerten, und diejenigen als reich gelten, die auf-
werten. Daran kommen Sie nicht vorbei.

(Beifall bei Abgeordneten der Regierungs-
parteien. — Abg. Dr. Stoltenberg: Bei der
Landwirtschaft ist es umgekehrt!)

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Bundesfinanzminister, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Urbaniak?

Urbaniak (SPD): Herr Minister, Sie sprachen
davon, daB sich im RechtsausschuB} in der Frage der
Fachhochschulen ein Minister dagegen gewandt
habe. Ich hitte gerne gewulit, welcher Minister das
war. Das wdre doch sehr interessant fir dieses Haus.

(Abg. Rasner: Ein Spdtzinder!)

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Mdéller, Bundesminister
der Finanzen: Das war mein verehrter Herr Vor-
redner.

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Bundesfinanzminister, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Stoltenberg?

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Mdller, Bundesminister
der Finanzen: Selbstverstdandlich.

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Da diese Frage,
die meiner Auffassung nach mit der Gemeindefinanz-
situation nichts zu tun hat, hier eine Rolle spielt,
darf ich Sie fragen, Herr Kollege Moller, ob Ihnen
auch bekannt ist, daB der damals zustédndige Mini-
ster dies auf Grund eines einstimmigen Kabinetts-
beschlusses getan hat, der vor allem von dem dama-
ligen Bundesratsminister, Herrn Professor Schmid,
im Interesse der Zusammenarbeit mit den Landern
dringend empfohlen wurde.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.)

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Méller, Bundesminister
der Finanzen: Herr Kollege Dr. Stoltenberg, dieser
Vorgang ist mir unbekannt,

(Lachen bei der CDU/CSU)

da unsere Regierungsmitglieder nicht in der Lage
waren, sich iiber Kabinettsbeschliisse laufend zu
informieren. Ich kenne den Vorgang nur aus dem

VermittlungsausschuB3, und Sie wissen, daB wir uns
im Vermittlungsausschu um eine Losung bemiiht
haben, wie wir sie jetzt nachtrdglich erfreulicher-
weise vollziehen konnten. Wir sind da also ein
Stiick weitergekommen, und wir werden wahrschein-
lich auch in der Gemeindefinanzreform ein Stiick
weiterkommen.

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung zu der all-
gemeinen Situation der Steuerumverteilung machen.
Sie wissen ja, dafl die Lander an der Mehrwert-
steuer jetzt mit einem Anteil von 30 % beteiligt sind.
Der Bund hat einen Anteil von 70%) Wenn man
sich nun beispielsweise den Finanzplan des Frei-
staates Bayern ansieht, wird man feststellen, daf
der Freistaat Bayern fiir das Jahr 1972 bereits einen
héheren Anteil der Mehrwertsteuer fir sich in An-
spruch nimmt. Ich habe schon im Bundesrat darauf
hingewiesen, dafl wir so keine gemeinsame Finanz-
politik machen konnen. Es ist iibrigens nicht nur
der Freistaat Bayern, sondern leider auch das Land,
aus dem ich komme, Baden-Wiirttemberg, das eine
dhnliche Finanzplanung vorgenommen hat; dort
geht man auf 359%, dann auf 375%,, dann auf
40%, und zwar ohne jede Rechtsinderung. So
kann man nicht zusammenarbeiten, und man kann
so vor allen Dingen keinen Anspruch darauf er-
heben, einen Finanzplan zu vertreten, der serios ist.
Ich sage das von diesen Lédndern.

Meine Damen und Herren, wir stehen gegen-
waértig in einem Zwischenstadium in der Fortschrei-
bung des Finanzplans, in dem wir die konkreten,
fast haushaltsméaBigen Auskiinfte, die Sie fordern,
nicht geben konnen. Ich will Thnen die Berechti-
gung dieser Feststellung an den Anséatzen fir die
Steuereinnahmen nachweisen. Das Steueraufkom-
men fir die Fortschreibung der mehrjéhrigen Finanz-
plane wird jeweils auf der Grundlage der Daten
der gesamtwirtschaftlichen Zielprojektion vom Ar-
beitskreis Steuerschdatzungen ermittelt. In dem Fi-
nanzplan werden fiir das erste Jahr die Anséatze
des laufenden Haushalts, fiir das zweite Jahr die
Ansadtze im Entwurf des nachsten Haushalts iiber-
nommen. Die voraussehbare konjunkturelle Entwick-
lung findet auf diese Weise einen Niederschlag in
der Finanzplanung. Bei den Ansédtzen fiir die drei
letzten Jahre eines Planungszeitraums handelt es
sich dagegen um Schétzungen, die auf dem projizier-
ten stetigen mittelfristigen Wirtschaftswachstum ba-
sieren. Mogliche konjunkturelle Einwirkungen sind
dabei nicht beriicksichtigt, weil wir sie noch nicht
kennen. Wenn ich sage, wir befinden uns gegen-
wirtig in einem Zwischenstadium der Fortschrei-
bung, so will ich damit daran erinnern, daB wir
eine hinreichend verldBliche Konjunkturprognose
fir das Jahr 1972 erst im weiteren Verlauf des Jah-
res werden erstellen konnen. Der Arbeitskreis
Steuerschdtzung wird im Herbst nochmals zusam-
mentreten, um unter den dann erkennbaren kon-
junkturellen Aspekten die Steuereinnahmen fiir den
Entwurf des Bundeshaushalts 1972 zu schéitzen.
AuBerdem wird er eine neue mehrjihrige Steuer-

| schidtzung bis 1975 auf der Grundlage der bis dahin

sich abzeichnenden gesamtwirtschaftlichen Perspek-
tiven mit allen Risiken vornehmen. Auch die Ent-
wicklung der Steuereinnahmen 1971 dirfte dann
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klarer erkennbar sein, so daB die bei der Fort-
schreibung des Finanzplans anzusetzenden jahr-
lichen Steuereinnahmen sowohl in konjunktureller
Hinsicht als auch von der kassenmidBigen Entwick-
lung her besser abgesichert sein werden. Schon jetzt
mochte ich allerdings darauf hinweisen, daB die
beiden letzten Jahre des kommenden Finanzplans
wegen des fir den 1. Januar 1974 vorgesehenen
Inkrafttretens der Steuerreform ungewdéhnlich hohe
Schatzungsrisiken enthalten werden. Man muB} sich
noch darliber unterhalten, wie wir diese Schat-
zungsrisiken am besten mindern. Ich personlich
meine allerdings, daBl fiir die letzten Jahre eines
jeden Planungszeitraums mit gewissen Verzerrun-
gen gerechnet werden mub.

Zur Illustration darf ich die Steuereinnahmen des
Jahres 1971 im jeweils geschatzten Ansatz und im
tatsachlichen Aufkommen gegeniiberstellen. Im er-
sten Finanzplan von 1967 bis 1971 belief sich die
Schatzung auf 752 Milliarden DM, im zweiten
Finanzplan von 1968 bis 1972 auf 77,9 Milliarden
DM. Das tatsachliche Aufkommen betrug 83,6 Milli-
arden DM. Ob sich eine solche Entwicklung kiinftig
wiederholen wird, hangt, wenn wir von Steuer-
rechtsanderungen absehen, vom weiteren Konjunk-
turverlauf ab. Die mit der Steuerschdtzung verbun-
denen Risiken sollten daher nicht dramatisiert, son-
dern relativiert werden.

Meine Damen und Herren, ein wichtiges Problem,
mit dem wir uns zu befassen haben, besteht darin,
daB die immer schneller wachsenden Anforderungen
an den Staat mit den finanziellen Méglichkeiten in
Einklang gebracht werden miissen. Wir kénnen da-
bei zwei Wege beschreiten: indem wir entweder
das Leistungsangebot der 6ffentlichen Hand an den
vorhandenen Mitteln orientieren oder die Finanz-
masse unter Beriicksichtigung der gesamtwirtschaft-
lichen Erfordernisse so weit verstdrken, daB sie
eine angemessene Versorgung der Biirger mit 6f-
fentlichen Leistungen besser sicherstellt als bisher.
Die erste Alternative ist zweifellos bequemer. Sie
wadre aber unsozial, weil sie vornehmlich die wirt-
schaftlich Schwachen treffen wiirde. AuBerdem hat-
ten wir das Problem damit nur auf kurze Sicht ge-
16st, weil Staatstatigkeit und Wirtschaftswachstum
langfristig gekoppelt sind. DaBl sich der Anteil des
Staates am Sozialprodukt erh6ht, ist eine Erfahrung,
die alle hochentwickelten Industrielander in den
letzten Jahrzehnten gemacht haben. Man kann den
Staat heute nicht mehr auf die passive Rolle be-
schranken, die ihm im System des 19. Jahrhunderts
zugewiesen war. Einmal sind die Anspriiche der
Riirger an den Staat wegen der gesellschaftspoliti-
schen Entwicklung in starkem MaBe gestiegen, zum
anderen bestehen in vielen Bereichen enge Wechsel-
wirkungen zwischen 6ffentlicher und privater Wirt-
schaft. Die o6ffentliche Leistungserstellung wird —
wer will diese Tatsache bestreiten? — immer mehr
zur entscheidenden Voraussetzung fiir eine produk-
tivitatsorientierte privatwirtschaftliche Tatigkeit.

Angesichts solcher Zusammenhdnge erscheint es
geradezu bedenklich, daB der Anteil der Staatsaus-
gaben am Bruttosozialprodukt in unserem Land im
Jahre 1970 mit rund 28 v. H. infolge der restriktiven

Haushaltsfiihrung auf den niedrigsten Stand in den
vergandenen 10 Jahren zurickgefallen ist. Die hier-
mit verbundene Vernachldassigung des Ausbaus der
Infrastruktur beeintrdachtigt die Wachstumsmoglich-
keiten unserer Wirtschaft auf ldngere Sicht und
wirkt sich insofern doppelt negativ auf das Wohl-
standsniveau unserer Gesellschaft aus. Versdaum-
nisse in der Vergangenheit und die notwendige Zu-
kunftssicherung machen einen relativ ansteigenden
Anteil des Staates am Bruttosozialprodukt notwen-
dig. An dieser Tatsache kommt heute niemand mehr
vorbei. Dabei wird keinesfalls daran gedacht, den
privaten Verbrauch nunmehr drastisch zu beschnei-
den. Es geht vielmehr darum, in Zukunft aus dem
jahrlichen Einkommen einen steigenden Anteil zur
Finanzierung der Staatsleistungen freizustellen. Ein
ausgeglichenes und kréftiges Wirtschaftswachstum
erleichtert uns die Realisierung dieses Ziels.

Der einzelne Biirger erkennt immer mehr, welche
verhdangnisvollen Wirkungen eintreten wirden,
wenn die notwendigen Reformen nicht verwirklicht
werden. Er weil, daB verstdarkte offentliche Aus-
gaben nicht einem anonymen Staatsgebilde, sondern
jedem einzelnen von uns zugule kommen. Der
groBte Teil der Infrastrukturausgaben schafft erst
die Voraussetzung fir ein ausreichendes Wirt-
schaftswachstum unter sozial befriedigenden Bedin-
gungen. Wir sind an einem Punkt angelangt, an
dem die Ausweitung der oOffentlichen Leistungs-
erstellung den Wohlstand der Gesellschaft starker
zu erhohen vermag als das weitere uberproportio-
nale Ansteigen des privaten Konsums im herkémm-
lichen Sinne.

Die Bundesregierung hat aus diesen Erkenntnissen
die notwendigen Folgerungen gezogen. Sie wird
sich auch bei der Fortschreibung des Finanzplans
im Herbst von dieser Tatsache leiten lassen und sie
beriicksichtigen und deswegen die dann der Lage
gemaBen Schritte einleiten. Sie muB dafiir aber die
weitere wirtschaftliche und konjunkturelle Entwick-
lung besser iiberblicken, als das heute der Fall ist.

Lassen Sie mich zum SchluB kommen. Es hat sich
immer wieder gezeigt, daBl ein gerade geltender
Finanzplan durch zusatzliche berechtigte Ausgaben-
wiinsche belastet wird. Bei der Fortschreibung des
Finanzplans muB dann dartber entschieden werden,
ob iberhaupt und wie diese neuen Ausgabenwiin-
sche erfillt werden kénnen. Auch wir haben uns in
den kommenden Monaten mit solchen Fragen zu be-
fassen, wobei ich einrdume, daB die nach dem letzten
Stand der Steuerschdtzung absehbare Entwicklung
uns diesmal besondere Schwierigkeiten bereitet.
Solche Sorgen hat es aber auch friher gegeben.
Herr Kollege StrauBl wird sich sicher daran erinnern,
daB sich wahrend seiner Amtszeit als Bundesfinanz-
minister zusdtzliche Ausgabenwiinsche zum groBen
Teil dadurch realisieren lieBen, daB bei der Fort-
schreibung des Finanzplans die Einnahmen gegen-
iiber der Schdatzung im vorausgegangenen Finanz-
plan hoéher angesetzt werden konnten. Mit einer so
erfreulichen Entwicklung kann ich in diesem Jahr
nicht rechnen, obwohl die bisherigen Steuereingdnge
eine kleine Hoffnung anzeigen. Die Situation ist, wie
ich schon sagte, wahrscheinlich komplizierter als in
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den anderen Jahren vorher. Ich bin aber sicher, daB
wir auch diesmal eine zufriedenstellende Losung fin-
den werden. Es dient jedoch ganz gewiB nicht der
Sache, wenn wir Hals iiber Kopf versuchen wiirden,
ohne hinreichend verldBliche Daten, gleichsam im
luftleeren Raum, hier und heute unseren Finanzplan
fortzuschreiben.

Im Interesse unserer Birger sollten wir uns alle
verpflichtet fiihlen, in einer so wichtigen Frage die
richtige Entscheidung zum richtigen Zeitpunkt zu
treffen. Um diese Unterstiitzung muB ich alle Mit-
glieder dieses Hohen Hauses aus der Verpflichtung
meines Amtes im Zeichen unserer gemeinsamen Ver-
antwortung fiir diesen demokratischen Staat bitten.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Althammer.
Seine Fraktion hat eine Redezeit von 20 Minuten
angemeldet.

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Prasident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Am
19. Februar 1971 hat die Sozialdemokratische Partei
folgende Meldung veréffentlicht:

Das Bundeskabinett wird auf einer Klausurta-
gung am nachsten Donnerstag iiber die zum
Kardinalproblem gewordene Frage entscheiden,
welche Vorhaben der innenpolitischen Reform-
programme noch finanziert werden konnen.

(Abg. Dr. Stoltenberg: Hort! Hort!)

Das Finanzkabinett hat bereits am Dienstag
wesentliche Vorarbeiten fir die entscheidende
Kabinettssitzung geleistet. Am Freitag erdrtert
der Finanzplanungsrat die finanzielle Situation
der oOffentlichen Hand insgesamt. Nach den Be-
ratungsergebnissen dirfte zu erwarten sein, daB
das Kabinett auf seiner Klausurtagung in der
ndchsten Woche den Kern des finanziell Mogli-
chen in den Reformarbeiten herausarbeiten
wird. Bundeswirtschaftsminister Professor Dr.
Karl Schiller hat bereits die notwendigen Vor-
arbeiten fir dieses Votum geleistet, wobei alle
notwendigen Aspekte ins Auge gefaBt worden
sind.

Wenn wir damit vergleichen, was diesem Hohen
Hause nun vorgelegt worden ist, dann miissen wir
sagen: diese Aufgabe ist nicht geleistet worden.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wir hatten noch die leise Hoffnung, daB entweder
der Herr Bundeskanzler oder der Herr Finanz-
minister wenigstens in der heutigen Debatte das
nachtragen wiirde. Ich stelle fest, weder der Bundes-
kanzler noch der Finanzminister, der einen Riuck-
griff auf eine bereits abgeschlossene Haushalts-
debatte vorgenommen hat, hat etwas Derartiges
getan. Ich meine aber, daB diese Regierung und
die Regierungsfraktionen nicht von der Frage be-
freit werden konnen: Was an Reformen ist finan-
zierbar und realisierbar, und was daran ist Illusion?

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Die Uffentlichkeit stellt sich einfach die Frage: Gibt
es 455 Reformen oder, wie Herr Wienand letzte
Woche geschrieben hat, 200 Reformen, oder gibt
es drei oder vier Reformen in einer Legislatur-
periode?

Hier miissen wir die Frage stellen: Will diese
Regierung das vermeiden, was Herr Wehner auch
in seinem ,Stern”-Interview gesagt hat, ndmlich
nicht mitten im Sommer Weihnachtsbdaume aufstel-
len, oder handelt diese Regierung und ihre Mehr-
heit nach dem Prinzip ,alle Tage Weihnachten"?

(Abg. Wehner: Aber der Weihnachtsmann
sind Sie immer! —— Heiterkeit bei der SPD.)

— Herr Kollege Wehner, ich darf Ihnen eines sagen:
(Abg. Wehner: Das habe ich schon gehort!)

Sie haben in Ihrem Interview schon ein gutes Ge-
spliir dafiir gehabt. IThnen wird das Lachen noch ver-
gehen

(Zurufe von der SPD)

hinsichtlich dessen, was Sie hier an Reformen ange-
priesen haben und was Sie verwirklichen wollen.

(Abg. Wehner: Machen Sie es doch nicht

schlimmer! Weihnachtsmann ist versohn-

licher, als wenn Sie jetzt Buhmann spielen
wollen!)

— Herr Kollege Wehner, lassen Sie sich das Fern-
sehspiel ,Alle Tage Weihnachten” noch einmal vor-
fihren, wenn Sie es nicht gesehen haben; dann
werden Sie sehen, zu welchem Irrsinnsalptraum so
etwas werden kann. Sehen Sie sich das an, was diese
Regierung aus dem Begriff ,Reformen” gemacht ha
so daBl heute drauBen schon dariiber gelacht wird.

(Abg. Haase [Kassel]: Makaber! — Abg.

Wehner: Da blutet IThnen das Herz! Sie lie-

ben die Regierung so, daB sie Sie enttduscht
hat!)

— Herr Kollege Wehner, einmal ganz ernsthaft:
das ist eine Frage, die unseren Staat und die Ach-
tung, die unser Volk vor Zusagen jeglicher Regie-
rung hat, im Kern berthrt.

(Abg. Dr. Schifer [Tibingen]: Das merken
Sie sich einmal selber!)

Ich werde Ihnen dafiir jetzt ein Beispiel vorfiih-
ren. Die Opposition hat versucht, dieser Regierung
ein Rettungsseil zuzuwerfen, aber die Regierung
hat das nicht in Anspruch genommen.

(Abg. Wehner: Da war Seife dran!)

Sie hat heute wieder einmal den Versuch unternom-
men, die Stunde der Wahrheit hinauszuschieben.
In dieser Koalition wird die Zeit der inflationisti-
schen Versprechungen zu Ende gehen miissen. Wir
haben heute den Eindrudk, als verhalte sie sich wie
ein Uberschuldeter Kaufmann, der den Tag des
=Konkurses immer wieder hinausschiebt.

(Abg. Haase [Kassel]: Sehr richtig!)

Aber am SchluB ist dann keine Konkursmasse mehr
vorhanden.

{Abg. Wehner: Eine lange, schwelende
Krise, wie damals bei Erhard!)
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— Bitte, Herr Kollege Wehner, beherzigen Sie doch
das Wort von Herrn Stoltenberg mit dem In-Zudht-
Nehmen.

(Abg. Wehner: Vor allen Dingen, weil Sie
das wiederkduen!)

Vizeprisident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Dr. Althammer, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Schafer?

Dr. Althammer (CDU/CSU): Nein, ich gestatte
keine Zwischenfrage, weil wir um 13 Uhr zum
SchiuB kommen wollen.

(Abg. Dr. Schafer [Tibingen}: Meinen Sie
nicht, dafl Sie Thre eigene Empfehlung
mifBachten?)

Meine Damen und Herren, der Herr Bundeskanz- |

ler hat heute von dem Schreckgespenst einer Finanz-
liicke gesprochen, das gemalt wiirde. Ich darf fest-
stellen, es war das Finanzkabinett dieser Regierung,
das festgestellt hat, daB im Zeitraum der mittelfri-
sigen Finanzplanung eine Finanzliicke von 27 Mil-
liarden DM entstanden ist. Wir haben dann ledig-
lich die Frage gestellt, welche weiteren Risiken
dazukommen, und wir sind leider Gottes auf eine
wesentlich hohere Summe gekommen, die zwischen
35 und 40 Milliarden DM liegt.

Vizeprisident Dr. Schmitt-Vodkenhausen:
Herr Abgeordneter Dr. Althammer, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Herms-
dorf?

Dr. Althammer (CDU/CSU): Ich stelle hier die
Frage: Warum hat eigentlich der Bundesfinanz-
minister in den Kabinettssitzungen einen Kirzungs-
vorschlag gemacht, der nun auch in Zeitungen nach-
zulesen war, und Einsparungen von 33 Milliarden
DM in diesem mittelfristigen Zeitraum und von
weiteren 14 Milliarden DM zur Diskussion gestellt?
Es stand auch in den Zeitungen zu lesen, daf} das
Kabinett seinen Finanzminister mit diesem Vor-
schlag wieder nach Hause geschickt hat und daB im
Mai dariiber weiter beraten werden soll.

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage?

Dr. Althammer (CDU/CSU): Ich gestatte keine
Zwischenfrage.

(Abg. Dr. Apel: Tapfer, tapfer, kann man
nur sagen: keine Zwischenfragen!)

— Herr Kollege Apel, ich bin gern bereit, Zwischen-
fargen zuzulassen, aber ich weifl, daB der Herr
Prasident mir 5 Minuten nach 1 Uhr sagen wird,
ich mochte zum Schluf kommen. Diese Situation
mochte ich vermeiden.

(Abg. Wehner: Weil das Fernsehen um
1 Uhr aufhort! Das ist es doch!)

Ich mochte Ihnen aber eines vorhalten, meine
sehr verehrten Damen und Herren. Wir haben im
Jahre 1970 die gleiche Situation erlebt: Vor den
Landtagswahlen hat man Versprechungen gemacht
— Verdoppelung des Arbeitnehmerfreibetrages und
Abschaffung der Erganzungsabgabe —,

(Abg. Haase [Kassel]: Damit ging es los!)

und hinterher, nachdem die Wahlen zu Ende waren,
hat man diese Dinge einkassiert. Genau dieselbe
Situation erleben wir jetzt wieder. Jetzt wird nicht
von notwendigen Kirzungen gesprochen, jetzt wird
nicht von der Frage gesprochen, was noch vor der
groBen Steuerreform auf dem Steuersektor in bezug
auf Erhohungen geschehen muB, aber im Mai, wenn
die Wahlen vorbei sind, soll hier offenbar auch
etwas geschehen.

(Abg. Haase [Kassel]: Dann kommt wieder
die kalte Dusche!)

Ich mochte ganz kurz einige Kernreformen an-
sprechen, um die es hier geht. Da ist in erster Linie
die Bildungsreform. Hier ist im Jahre 1969 ein
Gesamtbetrag von 20 Milliarden DM aufgebracht
worden fir den Sektor Wissenschaft und Bildung,
und zwar allein im Bildungsbereich, davon 67 %o
von den Landern, 27 % von den Gemeinden und
6 %/ vom Bund.

(Abg. Dr. Schifer [Tibingen]: Ja, so war
es!)

Es reicht deshalb nicht aus, wenn gesagt wird, der
Bund wird seine Anstrengungen erhchen. Wir miis-
sen vielmehr fragen: Wie sollen diese 80 Milliar-
den DM, die fiir das Jahr 1980 errechnet worden
sind, von den Landern und den Gemeinden aufge-
bracht werden? Dabei wissen wir doch heute schon,
daBl der Betrag von 80 Milliarden DM weit, weit
untersetzt ist, daBl wir mit einem Betrag von 100 bis
140 Milliarden DM rechnen miissen. Genau hier liegt
die Frage, die auch der Herr Finanzminister vorhin
bertihrt hat. Die Ministerprasidenten der L&nder
verlangen eine bessere finanzielle Ausstattung,

(Abg. Leicht: Oder eine Abnahme von Lei-
stungen!)

und diese Regierung mufB uns eine Antwort geben
auf die Frage, wie die Umsatzsteuer ab 1, Januar
1972 verteilt werden soll. Es ist einfach unreali-
stisch, es ist unwahrhaftig, den L&ndern und den
Gemeinden die finanziellen Lasten aufbirden zu
wollen und iiber die Frage, wie die Mittel fiir 94 %
der Ausgaben aufgebracht werden sollen, von sei-
ten dieser Regierung keine Aussage zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Herms-
dorf [Cuxhaven]: Darf ich fragen, welche
Haltung Sie im Ausschufl die ganze Zeit
iiber eingenommen haben? Sie haben ge-
nau den gegenteiligen Standpunkt vertre-
ten!)
— Wir werden Gelegenheit haben, uns noch in die-
ser Woche im Ausschufl tiber die Realitdt der Fi-
nanzierungsvorschlage zu unterhalten.

(Abg. Haehser: Sie sind ein Zwischen-
fragen-Antworten-Verweigerer! Abg.
‘Wehner: Aus Gewissensgriinden!)
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Nehmen Sie einen anderen konkreten, sehr
wichtigen Fall, namlich das Problem des Wohnungs-
baus! Die abfallende Tendenz im Wohnungsbau ist
erschreckend. Im Jahre 1965 sind noch 600 000 Woh-
nungseinheiten erstellt worden. Im Jahre 1969,
nachdem der SPD-Minister Lauritzen dieses Amt
mehrere Jahre hatte, waren es nicht einmal mehr
500 000 Wohnungen. Noch schlimmer sieht die Situa-
tion im sozialen Wohnungsbau aus. Im Jahre 1960
eine Rekordziffer von 236 000 Wohnungseinheiten,
im Jahre 1969 — der letzte Stand — eine Zahl von
131 000 Wohnungseinheiten.

(Abg. Haase [Kassel]: 1970 wird es noch
schlimmer!)

Hier sagen nun alle Fachleute, angesichts einer
Preissteigerung von rund 209 — in Ballungszen-
tren, wo die Wohnungsnot besonders grof} ist, be-
tragt die Preissteigerung bis zu 50 %0 — ist es eine
Ilusion, zu glauben, mit diesen Vorschldgen, die
die Regierung unterbreitet hat, auch nur auf den
Stand zu kommen, den die CDU/CSU frither er-
reicht hatte.

(Beifall bei der CDU/CSU, — Abg. Dr. Scha-

fer [Tibingen]: Eine wunerhoérte Verdre-

hung! — Zuruf des Abg. Wehner)

— Sie kennzeichnen sich durch diese Haltung selbst.
Das horen Sie nicht gern; ich weil} es.

Nehmen wir einen anderen Bereich! Nehmen wir
den Bereich des Umweltschutzes! Im Umweltschutz
war es so wie in anderen Bereichen:

(Abg. Haehser: Da haben Sie 20 Jahre
lang versagt! — Gegenruf des Abg. Ro-
sing: Sie haben keine Antrdage gestellt!)

Im Fernsehen hat der Bundeskanzler Dinge gesagt,
von denen er hier nicht gesprochen hat. Uberhaupt,
wenn man das Interview des Herrn Bundeskanzlers
im Zweiten Deutschen Fernsehen nachliest.

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr gut! —
Bilanz!)

hat man dort — in der Sendung ,Bilanz" — die
Auskiinfte, die hier zur Frage der Finanzierung
nicht gegeben worden sind.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Weh-
ner: Da mufl doch was dahinterstecken!)

Dort war die Frage gestellt: Sind das Reformen,
die man eventuell auf Sparflamme kochen kann?

(Zuruf von der SPD: 20 Jahre lang haben
Sie sich dabei wohlgefiihlt!)

Antwort des Bundeskanzlers: Ja, da ist z.B. das
Gebiet des Umweltschutzes.

(Abg. Dr. Schafer [Tibingen]: Jawohl! —
Zurufe von der SPD: Da waren Sie vorbild-
lich! — Genaul)

Das also soll offenbar auf Sparflamme gekocht
werden. Und das zeigt sich auch am sogenannten
Sofortprogramm: keinerlei konkrete, auch finan-
zierbare und realisierbare Aussagen.

(Abg. Dr. Schafer [Tiibingen]: Erstens ist
das nicht wahr, und zweitens waren Sie da
ja so fortschrittlich!)
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- Die Summen, um die es dabei geht, sind enorm;

hier kann man nicht auf die mittelfristige Finanz-
planung verweisen, wenn es sich um etwa 250 Mil-
liarden DM bis zum Jahre 1980 handelt

(Abg. Dr. Schafer [Tiibingen]: Bis 2000!)

und uns dann die Regierung sagt, in der Beant-
wortung dieser Frage solle man auf die mittelfri-
stige Finanzplanung bis zum Jahre 1974 sehen, in
der aber zu diesen Dingen {iiberhaupt keine Zahl
enthalten ist.

(Abg. Dr. Schéfer [Tiibingen]: Was war

denn in der Finanzplanung von Herrn

Straull dafiir eingesetzt? — Zurufe von der

SPD: Der macht Umweltschutz in New

York! — Abg. Wehner: Jawohl! — Gegen-
rufe von der CDU/CSU.)

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren,
es gibt ein noch viel krasseres Beispiel, das ich
IThnen hier auch vorfithren mochte, ndmlich das Bei-
spiel des Straflenbaus. Im HaushaltsausschuBl haben
uns vor kurzem die Gesetzesvorhaben im Strafien-
bau vorgelegen, darunter auch die Bedarfsplanung
von 1971 bis 1985. In dieser Bedarfsplanung ist fest-
gehalten: nach dem Preisindex von 1969 werden
125 Milliarden DM benétigt.

(Abg. Leicht: Und das in einer Gesetzes-
vorlage!)

Nach der Auskunft der Regierung stehen fiir diesen
Zeitraum 72 Milliarden DM zur Verfiigung. Wenn
Sie dies nun weiterrechnen und den Preisindex von
1970 — 20°0 mehr — hinzunehmen, dann haben
Sie weitere 25 Milliarden. Wenn Sie fiir 1971 nur
10 %/v Preissteigerung hinzurechnen, haben Sie wie-
derum 15 Milliarden, und wenn Sie dann so, wie
der Bildungsplan es tut, fiir die kiinftigen Jahre nur
3% pro Jahr rechnen, kommen Sie auf weitere
35 Milliarden und haben dann einen Bedarf von
200 Milliarden.

(Abg. Leicht: Das sieht die Gesetzesvorlage
vor!)

Nun sagt die Regierung dazu, in § 2 dieses Geset-
zes stehe ja — und der Herr Bundeskanzler hat das
heute in vielen Fallen so gesagt —, daB sich das
alles nach den finanziellen Moglichkeiten richte.

(Zuruf von der FDP: Eben!)

Wenn das so ist, meine sehr verehrten Damen und
Herren, verstehe ich nicht, warum der Herr Bun-
desverkehrsminister in unserer ganzen Bevolke-
rung eine Broschiire verbreitet, in der er definitiv

| feststellt, daB bis zu diesem Jahre 1985 ,fast drei-

mal mehr Autobahnen fiir nicht einmal doppelt so
viele Kraftwagen” vorhanden sein werden.

(Abg. Haase [Kassel]: Auf der Landkarte
baut er die! — Weitere Zurufe von der
CDU/CSU.)

Er hat dann gesagt, 95°%0 der Bevolkerung werden
nicht weiter als 25 km von der nachsten Autobahn
entfernt leben; er hat das abgestuft: 70°/s soundso

. viele Kilometer entfernt usw. — Man muB hier doch

@
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folgendes sagen: Die Bevolkerung nimmt ja wohl
solche Aussagen seitens der Regierung ernst?

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Haase
[Kassel]: Nicht mehr lange! — Weitere Zu-
rufe.)

— Man sollte davon ausgehen, daB die Leute drau-
Ben im Lande diese Dinge zundchst einmal noch
ernst nehmen. Und hier komme ich auf diese Sorge
zuriick: Wenn sich diese Enttduschung, meine sehr
verehrten Damen und Herren,

(Zurufe von der CDU/CSU: Richtig! — Das
ist der Punkt!)

auf diesem Sektor durchsetzt, dann geht es eben
nicht nur um die Glaubwiirdigkeit einer Partei in
diesem Lande,

(Zustimmung bei der CDU/CSU)

sondern dann ist das Problem angeschnitten, ob
unsere Bevolkerung uberhaupt noch auf verbind-
liche Aussagen einer Regierung vertrauen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ware
hier notwendig gewesen -— und das wdre die Auf-
gabe des Bundeskanzlers oder seines Finanzmini-
sters gewesen —, klar zu Fragen Stellung zu neh-
men. Ich mochte diese Fragen noch einmal formu-
lieren:

Erste Frage. Ist es richtig, was der Herr Bundes-
finanzminister Moller drauBlen, aber nicht hier ge-
sagt hat, daB namlich die Verdoppelung des Arbeit-
nehmerireibet..ges und die Abschaffung des Er-
ganzungszuschlages erst 1974 erfolgen sollen? So
haben wir es in den Zeitungen gelesen.

(Zurufe von der CDU/CSU.)

Ich frage hier: soll das so sein, oder soll das nicht
so sein?
(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.)

Ich stelle die zweite Frage: Ist es richtig, was
Staatssekretdr Reischl nach Pressemeldungen drau-
Ben gesagt hat, dal ndmlich ab Oktober dieses Jah-
res die rund 6 Milliarden DM Konjunkturzuschlag
-— ich sage dazu: ohne Riicksicht auf die Konjunk-
tursituation — zurlickgezahlt werden sollen?

(Abg. Dr. Luda: Das Ministerium hat schon
wieder dementiert! — Zurufe von der SPD.)

‘Wir stellen diese Fragen hier, und auf diese Fragen
mochten wie eine Antwort haben.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner:

Das Fernsehen ist im Haus, Herr Altham-
mer! — Abg. Haase [Kassel]: Ein trauriges
Kapitel!)

— Herr Kollege Wehner, das ist eine ible Unter-

stellung.
(Abg. Wehner: Durch nichts berechtigt! —

Zuruf von der CDU/CSU: Er schlieBt von
sich auf andere! — Weitere Zurufe.)

Ich stelle drittens die Frage: Wird der Herr Bun-
deskanzler diesen Vorschlag seines Finanzministers
auf Einsparung von 33 Milliarden DM unterstitzen,
oder wird er ihn nicht unterstiitzen?

Wir stellen viertens die Frage: Wie sind diese
ewigen Ankiindigungen zu verstehen,

(Abg. Haase [Kassel]: Verlangen Sie nicht
zZuviel!)

daB die Steuerlastquote abgesunken sei und des-
halb noch vor 1974 auf diesem Gebiet etwas ge-
schehen solle?

(Abg. Haase [Kassel]: Weil die Unterneh-
men keine Gewinne mehr machen')

Unsere Bevolkerung, die Offentlichkeit, die Wirt-
schaft wollen Klarheit, nicht aber von Monat zu
Monat

(Abg. Haase [Kassel]: Von Tag zu Tag!)

Unsicherheit dartiber haben, ob es nun zu Steuer-
erhdhungen kommt oder ob es nicht dazu kommt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Dazu liegen klare Aussagen nicht vor.

Eine weitere Frage: Soll der Fluchtweg der mas-
siven Verschuldung beschritten werden? Der Herr
Bundeskanzler hat hierzu im Fernsehen erklart, daB
man sich — natiirlich im Rahmen des international
Ublichen usw. — kraftig neu verschulden konne.

(Abg. Haehser: Herr Straull hat eine hohere

Nettokreditaufnahme vorgesehen als dieser

Minister! — Abg. Leicht: Das ist nicht wahr!

Abg. Haehser: Doch! Was ich sage, ist
wahr!)

— Herr Kollege Haehser, man mufl} sich hier aber
vor Augen halten, daBl wir bis 1974 bereits eine
Verschuldung der o6ffentlichen Hand in Hohe von
50 Milliarden DM eingeplant haben. Sie sollten ein-
mal nachlesen, was z. B. das Breuer-Institut zu die-
sem Problem der Verschuldung sagt, daf n&amlich
eine Verschuldensfinanzierung um 65 bis 75 %o
teurer ist als eine Finanzierung aus laufenden Ein-
nahmen, daB eine Verschuldensfinanzierung zu
einer Umverteilung des Vermogens zugunsten der
finanziell beglinstigten Schichten unseres Volkes
fihrt,
(Abg. Haase [Kassel]: Aber selbstverstand-
lich!)

daB eine Verschuldensfinanzierung auch das Pro-
blem einer Inflationsentwicklung mit sich bringt.
Die Bundesbank hat deutliche Warnungen in dieser
Hinsicht ausgesprochen.

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Abg.

Haase [Kassel]: Das lesen die doch nicht!

Abg. Haehser: Mit weichen Steuer-

erhohungen wollen Sie die Einnahmen ver-

bessern? — Abg. Leicht: Das ist doch Ihre

Aufgabe! — Abg. Haase [Kassel]: Thr wollt
doch Schulden machen!)

Und schlieBlich haben Sie bei einer Verschuldens-
finanzierung keine Reserven mehr fir den Fall
einer Rezession. Der Herr Bundeskanzler hat dar-
auf hingewiesen, daB kiinftige Generationen diese
Lasten mit Gbernehmen miuBten. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, sehen Sie sich einmal
die Zahlen an, die fiir die Reformvorhaben in den
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80er Jahren genannt worden sind. Die kiinftigen
Generationen haben dann weil Gott genug damit
zu tun, diese Dinge in Ordnung zu bringen.

Der Herr Bundesfinanzminister hat uns nun vor-
hin wegen unserer Vorschldge zu einer Alternativ-
rechnung und zu einem Eventualhaushalt angegrif-
fen. Herr Bundesfinanzminister, lesen Sie einmal
das Interview nach, das Ihr Herr Bundeskanzler
dem Zweiten Deutschen Fernsehen gegeben hat.
Dort konnen Sie lesen, daBl diese Bundesregierung
jetzt Alternativrechnungen anstellen will. Als wir
darauf dréngten, ist das in Kampfabstimmungen
zweimal abgelehnt worden.

(Abg. Haase [Kassel]: Spéatziinder!)

Bei solchen Alternativrechnungen stellt sich selbst-
verstdandlich auch die Frage eines Eventualbudgets
fiir solche FinanzierungsmafBnahmen.

{Abg. Rosing: Der eine will so, der andere
so!)

Hier besteht einfach die Schwierigkeit, daB die eine
Hand offenbar nicht weill, was die andere tut und
daB keine Klarheit Gber die Finanzierung dieser
Vorhaben besteht. Man hat versucht, das bis zum
Oktober aufzuschieben. Man wird aber aus diesem
Dilemma nicht herauskommen.

Und schlieBlich — auch darauf hat Kollege Stol-
tenberg schon hingewiesen — werden all die Krafte,
die nicht mehr von systemverandernden Reformen,
sondern von systemiiberwindenden Reformen
sprechen, ihre Argument aus diesem Fiasko der
Versprechungen einerseits und der realen finanziel-
den Moglichkeiten andererseits ziehen. Die Fraktion
der CDU/CSU hat deshalb so massiv und nachdriick-
lich darauf bestanden, daB mit solchen Planungen
die Frage der finanziellen Realisierbarkeit verbun-
den wird, weil wir Reformen mochten, die dann
auch verwirklicht werden kénnen, und weil wir die
Gefahr vermeiden mochten, daB ein krasser Zwie-
spalt zwischen den angekiindigten Reformen und
dem, was realisierbar ist, besteht. Ich habe die
groBe Befiirchtung, daB diese Regierung, so wie sie
sich in der Frage der Finanzierung dieser Reformen
verhalten hat, nicht als die Regierung der inneren
Reformen, sondern als die Regierung der leeren
Versprechungen bezeichnet werden mu8.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von
der SPD))

Vizepridsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Meine Damen und Herren, wir treten in die Mittags-
pause ein. Ich unterbreche die Sitzung bis 15 Uhr.
Nach der Mittagspause ist als erster Redner der
Abgeordnete Hermsdorf vorgemerkt.

{Unterbrechung von 13.11 Uhr bis 14.59 Uhr.)

Vizeprasident Dr. Schmid: Wir fahren in der
unterbrochenen Sitzung fort.

Das Wort hat der Abgeordnete Hermsdorf.

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD): Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Nach den Ausfiihrungen
des Bundesfinanzministers in einer ausfihrlichen
Darstellung der Finanzrisiken und der Finanzie-
rungsmoglichkeiten kann ich mich zu diesem Punkt
verhdltnismaBig kurz fassen. Aber ich mochte ein
paar Bemerkungen auf die Ausfithrungen des Kol-
legen Stoltenberg und des Kollegen Althammer
machen.

Zunédchst muf ich feststellen, daB in beiden Reden
zwar sehr massive Kritik an der Regierung geubt
worden ist, daB ich aber weder in den Bemerkungen
des Kollegen Althammer noch in denen des Kollegen
Stoltenberg eine Alternative zu den Vorschldgen
dieser Regierung gesehen habe.

(Abg. Dr. Apel: Sehr richtig! Nur Polemik
war das ganze, nichts weiter!)

Ich stelle das deshalb fest, weil es in der Sache nicht
weiterfithrt, daB man hier immer wieder den Ver-
such macht, an der Regierung Kritik zu iben, sie teil-
weise sogar zu verteufeln, aber selbst nicht aufzeigt,
wo die Prioritdten der Opposition sind und wo die
Finanzierungsmoglichkeiten der Opposition liegen.

Ich mochte zundchst auf die Frage des Kollegen
Stoltenberg eingehen: Wie groB muBl eine Reform
oder eine MaBnahme sein, um von der Opposition
als Reform anerkannt zu werden? Dies war ein
Tenor in seiner Rede. Gleichzeitig hat er gesagt, er
mochte wissen, wo die Prioritdten liegen. Nun, ich
verstehe dies (berhaupt nicht mehr. Wir haben
praktisch, seitdem diese Regierung besteht, in den
Haushaltsdebatten und in den laufenden Debatten
an Hand des geschriebenen Haushalts durch Fakten
und Zahlen nachgewiesen, wo die Prioritdten sind.
Wir haben uns mit ihnen auseinandergesetzt. Wir
haben in Berichten und in Diskussionen tUber Grofle
und Kleine Anfragen in diesem Hause immer wieder
gesagt, wo die Schwerpunkte sind. Es wird hier so
diskutiert, als sei das alles nicht gesagt worden.

(Abg. Wehner: Sehr wahr!)

Ich halte es fiir einen ganz schlechten Stil, daB wir
uns hier immer wiederholen missen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Herr Stoltenberg — das habe ich aus seinen Aus-
fihrungen herausgelesen und herausgehért — hat
zumindest die Antwort auf die Grofie Anfrage ge-
lesen. Beim Kollegen Althammer bin nicht ganz
sicher; aber darauf komme ich noch. Hier hat Herr
Kollege Stoltenberg ganz klar die Formulierung der
Regierung herausgepickt und gesagt: Das kann ge-
macht werden, das wird gemacht werden, und dar-
liber werden sozusagen Konzepte erarbeitet. Allein
aus diesen drei unterschiedlichen Formulierungen
wird doch klar, was angefangen worden ist, was
weiter entwickelt wird und was erst durchdacht wer-
den muB. Allein schon aus dieser Formulierung ist
doch zu sehen, was als zundchst notwendig aner-
kannt wird.

Es ist keine Frage, Herr Stoltenberg, daB diese
Regierung klar gesagt hat — das werden Sie nicht
bestreiten wollen, und das finden Sie auch in den
Haushaltszahlen —, daB Bildung und Wissenschaft
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z. B. eine sehr wesentliche Prioritat haben. Sie als | frage zu, sage aber: So, wie Sie es heute morgen

ehemaliger Wissenschaftsminister wissen aber ge-
nauso gut wie alle in diesem Hause, daBl ein bis
zum letzten entwickeltes Reformkonzept nicht in
einer Legislaturperiode, wahrscheinlich nicht einmal
in zwei Legislaturperioden zu machen ist, wenn der
Bund, die Lander und die Gemeinden einbezogen
werden sollen.

(Zustimmung bei der SPD))

Sie konnen nicht von einer Regierung verlangen,
daB sie diese Reform bis 1980 und dariber hinaus in
den einzelnen Zahlen bis auf Stellen hinter dem
Komma heute und hier darstellt. Sie kann nur fir
den jeweiligen Haushalt Zielsetzungen geben und
sagen: Das wird in diesem Jahr gemacht und das im
nachsten, und dann kénnen wir dariber streiten, ob
wir das fiir zuwenig halten oder fiir zuviel. Aber
wenn Sie es fir zuwenig halten, missen Sie sagen,
wo Sie mehr Mittel hernehmen wollen, und halten
Sie es fiir zuviel, dann miissen Sie sagen, wo Sie
es hinbringen wollen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Das haben Sie bis heute nicht gemacht.

Eines hat mich nun doch ein bichen emport.
Seien Sie mir nicht bose; ich verstehe auch, dafl Sie
den Punkt noch einmal aufgegriffen haben. Wir sind
uns doch einig, daB Thre Funktion in Schleswig-Hol-
stein und Thre Funktion hier ein biichen zusammen-
spielen. Das mit der Agrarpolitik und der Absiche-
rung hinsichtlich der Aufwertung hétten Sie nicht
sagen sollen, Herr Stoltenberg. Sie wissen genauso
wie wir, daB wir in einer Reihe von Dingen durch
die EWG gebunden sind, die nicht wir zu verschul-
den haben, aber die wir jetzt vollziehen miissen, wo
wir sozusagen das Erbe angetreten haben. Ich mache
jetzt der fritheren Regierung iiberhaupt keinen Vor-
wurf daraus, daf das in der EWG so gegangen ist;
aber es kann sich in diesem Hause doch niemand
ernsthaft hinstellen und sagen, die Situation der
Landwirtschaft, in der sie sich heute befindet, sei
eine Situation, die wadhrend der 16 Monate Amts-
zeit dieser Regierung entstanden sei. Das glaubt doch
nun wirklich niemand mehr!

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der
CDU/CSU.)

Oder wollen Sie behaupten, Sie hatten in 20 Jah-
ren eine so verniinftige Landwirtschaftspolitik ge-
macht, daf die Bauern immer zufrieden gewesen wa-
ren! Oder sind Sie etwa nicht der Auffassung, daB
die Bauern die ganze Zeit schon — und nicht erst
in diesen 16 Monaten — gesagt haben: Es ist un-
moglich, wie mit uns verfahren wird.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Struwe mel-
det sich zu einer Zwischenfrage.)

— Ich gestatte nur eine Zwischenfrage, entschuldi-
gen Sie bitte. Ich mochte dazu eine Bemerkung
machen. Heute morgen wurde von beiden Spre-
chern der Opposition laufend gesagt: keine Zwi-
schenfragen. Die Regierung hatte Zwischenfragen zu-
gelassen. Ich lasse jetzt ebenfalls eine Zwischen-

hier durchgefiithrt haben, ist das uniblich.
(Beifall bei der SPD.)

Bitte sehr, Herr Struve!

Struve (CDU/CSU): Herr Kollege Hermsdorf,
darf ich fragen, ob Sie mit mir nicht darin Uberein-
stimmen, daB seit Ubernahme der Regierung durch
die derzeitige Koalition zum ersten das Preis-Kosten-
Verhaltnis, durch die Aufwertung bedingt, zum
zweiten der Absturz der Erzeugerpreise und zum
dritten die Zuriicknahme der Mittel im Haushalt des
BML diesen katastrophalen Einbruch in die Einkom-
menspolitik bewirkt haben.

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.)

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD): Herr Kollege
Struve, dieser Auffassung kann ich mich nicht an-
schlieBen. Ich bezweifle keinesfalls, da auch durch
diese Faktoren, die Sie genannt haben, eine Er-
schwerung erfolgt ist; aber es ist nicht zu bestreiten
— durch niemanden in diesem Hause, der einiger-
maBen objektiv ist —, daB sd@mtliche Strukturver-
saumnisse und die ungezielte Landwirtschaftspolitik
innerhalb von 20 Jahren

(Zurufe von der CDU/CSU: Unerhort!)

jetzt zusammenkommen und uns in diese Schwierig-
keiten bringen. Das ist doch der Kernpunkt.

(Beifall bei der SPD.)

Vizepriisident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
weitere Zwischenfrage?

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD): Nein, ich gestatte
keine weitere Zwischenfrage mehr.

Der nachste Punkt ist der folgende. Herr Stolten-
berg, Sie haben das vollig vergessen, und auch Herr
Struve hat es jetzt bei seiner Zwischenbemerkung

wieder unterschlagen: Wir haben — ich will den
Streit ,Aufwertung — ja oder nein“ gar nicht mehr
auffihren -— im Wahlkampf, als wir noch in der

GroBen Koalition waren und fir die Aufwertung
eintraten, den Bauern gleichzeitig auch gesagt, daB
wir bereit sind, einen Auiwertungsausgleich fiir sie
durchzusetzen. Ich muB Ihnen sagen, diese Regie-
rung hat, als sie die Aufwertung durchfihrte,
1,7 Milliarden DM fir die Landwirtschaft in den
nachsten vier Jahren eingesetzt. Ist das nichts, meine
Herren! Nun muB ich sagen: 1,7 Milliarden DM kann
man nicht einfach vom Tisch wischen. Sie tun so, als
sei da gar nichts geschehen.

Ich konnte jetzt weiter auffithren, was wir noch
alles gemacht haben, aber ich will das nicht tun,
weil wir wieder in die alte Debatte vom Haushalt
kdmen. Das mdchte ich nicht.

Jetzt komme ich zum néachsten Punkt, Herr Stol-
tenberg, der mich auch empért hat. Auch wenn Sie
es wiederholen, es wird nicht richtiger. Sie sagen,
diese Regierung habe eine ricksichtlose Personal-
politik getrieben. Herr Stoltenberg, erstens wissen
Sie, daB man personalpolitisch nur dort etwas ver-
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andern kann, wo es um politische Beamte geht.
Dies kénnen Sie wohl nicht bestreiten. Zweitens hat
die Regierung nicht einmal in all den Fallen, in
denen sie das konnte, personalpolitische Verdnde-
rungen vorgenommen.

Aus der Sicht einer 20jdhrigen Opposition muf
ich Thnen allerdings sagen: Wenn Sie hierher treten
und behaupten wollen, Sie hatten in diesen 20 Jah-
ren keine Personalpolitik gemacht, kann man nur
sagen: da lachen nun wirklich die Hiihner; denn
ricksichtsloser, als Sie Personalpolitik betrieben,
konnte sie liberhaupt nicht gemacht werden.

(Zurufe von der CDU/CSU: Das glauben Sie
doch selbst nicht — Unerhort! — Abg. Roh-

ner: Unerhort in Ewigkeit! — Beifall bei
der SPD.)
— Ich freue mich, Herr Kollege Althammer, daB
Sie gleichzeitig ldcheln, wenn Sie ,unerhort!” ru-

fen.
(Zuruf des Abg. Dr. Althammer.)

Sie wissen doch ganz genau, wie Thre Personalpoli-
tik ausgesehen hat. Sie haben nicht einmal Ihre
Koalitionspartner beriicksichtigt.

(Zurufe von der CDU/CSU.)

Oder soll ich hier mal fragen, wo denn in der aus-
wartigen Politik ein Sozialdemokrat als Botschafter
zu sehen war,

(Zuruf von der CDU/CSU: Oh, jal)

und &hnliche andere Dinge mehr. Tun Sie hier doch
nicht so, als seien Sie die Heiligen in Person. Un-
sere Personalpolitik ist, gemessen an dem, was
Sie uns in 20 Jahren vorpraktiziert haben, ein Kin-
derspiel. Ich will gar nicht davon reden, wie Sie
iiber die Ministerien hinaus durch die Arbeitsge-
meinschaft demokratischer Kreise und d&hnliche
Dinge die Personalpolitik noch verldangert haben.

(Beifall bei der SPD.)
Werfen Sie uns also nicht solche Sachen vor!
(Zurufe von der CDU/CSU.)

— Entschuldigen Sie bitte, ich werde hier wohl auf
das antworten konnen, was falschlicherweise von
Herrn Stoltenberg behauptet worden ist.

(Zurufe von der CDU/CSU.)

Jetzt komme ich zum Kollegen Althammer. Er
verlangt z. B. von der Regierung, dall sie sich hier
iiber die Neuverteilung des Steueraufkommens zwi-
schen Bund und Léndern &ufiern solle. Nun sind wir
beide mit diesen Dingen ein wenig im Haushalts-
ausschull befaBt gewesen. Herr Kollege Althammer,
es hat bisher noch keine Regierung gegeben — und
ich wiirde thr das auch nicht raten, Sie hdtten das
fruher auch nicht getan —, von der verlangt wurde,
daB solche schwierigen Verhandlungen wie z. B.
die tUber die Neuverteilung des Steueraufkommens
hier im Parlament ausgetragen werden sollten. Die
Regierung wiirde sich doch jede Basis entziehen.
Sie haben mit uns im Haushaltsausschull immer den
Standpunkt vertreten -— dariiber waren wir uns
eigentlich alle einig, und ich wiiite nicht, warum
sich das nun ausgerechnet heute &ndern sollte —,

daB es das Bestreben der Lander war, Aufgaben dem
Bund zuzuschieben, aber mehr Geld einzunehmen.
Da der Kuchen fiir die Verteilung zwischen Bund
und Landern niemals groBer geworden ist, son-
dern immer derselbe geblieben ist, ist es fir eine
Regierung vollig ausgeschlossen, daB sie den Stand-
punkt akzeptieren koénnte: wir bernehmen mehr
Aufgaben, aber wir schieben mehr Geld den Léan-
dern und Gemeinden zu. Dies geht nicht. Ich meine,
im Interesse des Bundes und insbesondere dort, wo

{ wir jetzt durch die konkurrierende Gesetzgebung

die Gemeinschaftsaufgaben haben, miite das ganze
Haus daran interessiert sein, daB eine Position be-
zogen wird, die auch dem Bund die Méglichkeiten
gibt, die Aufgaben zu finanzieren.

Der ndchste Punkt bezieht sich auf die Frage des
Wohnungsbaus. Hier haben Sie gesagt, die fritheren
Regierungen hatten alle mehr Wohnungen gebaut
als die jetzige Regierung.

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt doch! —
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.)

Sie haben gesagt — Sie bringen mich hier nicht aus
der Ruhe, da haben Sie sich getduscht —, es seien
friher mehr Wohnungen gebaut worden als von
dieser Regierung. Herr Althammer, ich gebe Ihnen
recht, daB man in 20 Jahren mehr Wohnungen
baucn kann als in 16 Monaten. Aber haben wir
nicht hier dber sehr viele Jahre eine Debatte ge-
fihrt, weil Ihre frithere Regierung durch die Frei-
gabe des Wohnungsbaues immer mehr den sozialen
Wohnungsbau vernachldssigt hat? Dies war iiber
Jahre eine heftige Kritik an den damaligen Regie-
rungen.

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der
CDU/CSU.)

Sodann haben Sie die fantastische Zahl von 50 %o
Mietsteigerungen genannt. Ich muB mich in diesem
Fall sogar auf einen Artikel beziehen, den Kollege
Heck geschrieben hat, wobei aber klargestellt wird,
wie die Mietsteigerung in den Jahren 1960 bis
1970 verlaufen ist.

(Abg. Dr. Althammer: Ich habe doch von
Ballungsgebieten gesprochen!)

— Augenblick, Herr Althammer! Auch im Ballungs-
gebiet, wenn wir hier redlich bleiben wollen, kann
das nur punktuell in diesem oder jenem Fall zu-
treffen, aber es kann nicht gesagt werden, daf 50 %/
Mietsteigerungen in Ballungsgebieten vorhanden
sind. Dies haben Sie hier behauptet. Aber ich muB
trotzdem ein paar Daten nennen: 1960 hatten wir
eine Mietsteigerung von 6,1%, 1961 von 8,6 %,
1965 von 5,8°%9, 1966 von 9,49, 1967 von 6,6 %o,
1968 von 7,4 9%, 1969 von 9,1 /o und 1970 von 4,0 %.
Dies ist der Tatbestand im Durchschnitt. Man kann
hier also nicht sagen, daB Mietsteigerungen im
Schnitt von 50 %s vorhanden wdaren. So kann man
die Fakten nicht verdrehen.

Ferner haben Sie von Verschuldung gesprochen
und gesagt, die Regierung sei in Gefahr, sich zu sehr
zu verschulden. Auch dieses Thema ist in mehreren
Debatten schon angesprochen worden. Ich erlaube
mir deshalb, heute noch einmal zu zitieren, was der
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Kollege StrauBl zur Verschuldung gesagt hat. Er hat
namlich als ehemaliger Finanzminister gesagt:

Wir haben nicht den geringsten Grund und um
der gemeinsamen Verantwortung willen auch
nicht das Recht, dem Bundesbiirger von heute
das Gruseln vor der Verschuldung beizubrin-
gen. Die Erhdhung der Kreditfinanzierung be-
deutet die Nutzbarmachung der zur Verfiigung
stehenden Kreditmittel flir die allgemeine wirt-
schaftliche Entwicklung.

Was Herrn StrauB recht war, ist uns billig; dartiber
gibt es wohl keinen Zweifel. Niemand hat das Recht
zu sagen: Das, was ich als Mitglied der Regierung
erklart habe, gilt heute, wo ich in der Opposition
bin, nicht mehr. Das kénnen wir nicht zulassen.
Wenn Sie auBBerdem einmal nachlesen, was der Kol-
lege Leicht als Staatssekretar zur mittelfristigen
Finanzplanung und zur Verschuldung im Juli 1969
vor dem Haushaltsausschufl ausgefithrt hat, kom-
men Sie zu demselben Resultat. Es besteht doch
kein Zweifel daran, daB die Verschuldung auch da-
mals bereits bei 22,5 Milliarden DM lag. Das war
von Herrn StrauB in die mittelfristige Finanzpla-
nung hincingeschrieben worden.

Jetzt komme ich zum nachsten Punkt, den Sie an-
geschnitten haben. Sie haben gesagt, die Regierung
tue so, als sei alle Tage Weihnachten. Dazu will
ich Thnen folgendes sagen. Genau das ist es, was
ich am Anfang bemdngelt habe. Sie konnen uns
nicht auf der einen Seite vorwerfen, wir gaben zu-
viel aus, auf der anderen Seite aber erkldren, wir
taten zuwenig.

(Abg. Leicht: Wir sagen, ihr habt nicht das
Geld dazul)

—— Augenblick, Herr Kollege Leicht! Ich komme
gleich darauf. Ich mochte Sie nur einmal fragen, wie
Sie Thre Kritik mit den Gesetzentwiirfen in Einklang
bringen wollen, die Sie vorgelegt haben.

(Sehr richtig! bei der SPD)

Ihre Gesetzentwiirfe wiurden fir das Jahr 1971
Mehrausgaben von 2,9 Milliarden und Minderein-
nahmen von 1,1 Milliarden DM — das sind 4 Mil-
liarden DM — bedeuten, 1972 waren es 3,7 bis 4,1
Milliarden Mehrausgaben und 1,5 Milliarden DM

Mindereinnahmen — das sind 5,6 Milliarden DM —, |

1973 wiirden die Mehrausgaben 4 Milliarden und
die Mindereinnahmen 2 Milliarden DM — das sind
6 Milliarden DM — betragen, und 1974 wiirden die
Mehrausgaben eine Hohe von 3,8 Milliarden und
die Mindereinnahmen 2,6 Milliarden DM — das sind
6,4 Milliarden DM — erreichen. Enlweder ziehen
Sie, meine Damen und Herren, Thre Antrage zuriick
und sagen: das geht nicht oder aber Sie tun es nicht
und erklaren: Die Regierung ist solide genug, wir
konnen ihr das noch zumuten. Es gibt nur einen
dieser beiden Wege, oder Sie machen sich selbst un-
glaubwiirdig.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprisident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage?

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD): Kollege Leicht,
bitte!

Leicht (CDU/CSU): Herr Kollege Hermsdorf,
waren Sie so freundlich, uns jetzt einmal die Rech-
nung lUber das aufzumachen, was die Regierung fur
die nachsten Jahre versprochen hat.

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD): Verzeihung, ge-
nau auf diesen Punkt komme ich noch. Nur mufB}
ich Thnen dann auch folgendes sagen, Herr Kollege
Leicht. Nicht nur in der Regierung, sondern auch in
der Partei haben wir, wenn wir auf einem Parteitag
ein Wahlprogramm aufgestellt haben, im Gegensatz
zu lhnen immer gleichzeitig eine Finanzierungs-
moglichkeit aufgezeigt.

(Lachen und Zurufe von der CDU/CDU.)
- Augenblick! Wir haben gesagt, wie eine Sache
finanziert werden soll; Sie konnen es nachlesen.
Erstens habe ich die Vorlage eines Finanzierungs-
programms in Diusseldorf vermiBft. Zweitens habe

ich mir mit groBem Interesse das Programm des
kiinftigen Oppositionsfithrers in Schleswig-Holstein

(Abg. Wehner: Sehr wahr!)

angesehen. Darin habe ich nur einen Satz iiber die
Finanzierung gefunden, Herr Stoltenberg.

(Abg. Dr. Stoltenberg: Das haben Sie nicht
sorgfaltig genug gelesen!)

Das ist allerdings ein biBchen zu diirftig. Ich bin
bereit, mich dariiber einmal mit Ihnen zu unter-
halten. So kann man das natiirlich nicht machen.

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der
CDU/CSU.)

Jetzt komme ich zum entscheidenden Punkt.
(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine

. Zwischenfrage des Abhgeordneten Ott?

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD): Nein, jetzt nicht
mehr.

Diesen Punkt, den der Kollege Althammer ange-
sprochen hat, halte ich wirklich fiir entscheidend. —
Nein, ich muB vorher noch etwas anderes sagen,
namlich zu der Bemerkung, die Sie hinsichtlich
Herrn Reischl gemacht haben. Vielleicht kann mir
Herr Stoltenberg dabei helfen. Ich wiirde zunachst
freimiitig zugeben — ich empfinde das selber als ein
gewisses Argernis —, daB einzelne Ressortminister
mitunter zuviel reden. Darin bin ich mit Thnen einig.
Aber der zweite Punkt ist folgender. Man kann
eben — das gilt sowohl fiir die Opposition dls auch
fir die Regierung — leider nicht immer das fir
bare Munze nehmen, was in der Zeitung steht.

(Abg. Dr. Althammer: Die haben ihn ja
gefragt!)

-— Ja, gut! Da ich dariiber genau im Bilde bin,
erlauben Sie mir folgende Aussage. Herr Stolten-
berg wird festgestellt haben, daB die schleswig-
holsteinischen Zeitungen und die norddeutschen
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Zeitungen iberhaupt vollig anders als etwa ,Die
Welt” berichtet haben und auch anders, als es uber
dpa gelaufen ist. Herr Reischl hat in einer Ver-
sammlung auf die Frage, ob der Konjunkturzuschlag
zuriickgezahlt werde — daB hier eine gewisse Un-
sicherheit, nicht zuletzt auch auf Grund der dauern-
den Unkenrufe, vorhanden ist, ist klar —, eindeutig
geantwortet: Es steht im Gesetz, daB bis zum
31. Marz 1973 zuriickgezahlt wird; wir, die Regie-
rung, liberlegen uns, ob wir frither oder teilweise
frither zuriickzahlen konnen. Wir wiirden das gern
tun, das hangt aber davon ab, ob das konjunktur-
politisch jeweils moglich ist oder nicht. — Dies ist
eine korrekte Aussage, gegen die nichts gesagt wer-
den kann. Aber wenn sie dann so verdreht
wird — —

(Abg. Dr. Althammer: Dann stellen Sie es
doch hier klar!)

— Das habe ich klargestellt. AuBerdem steht heute
sogar ein Dementi in der ,Welt", daB das von ihrem
Korrespondenten falsch verstanden.worden sei.

Nun zum letzten Punkt, was finanzierbar ist, was
nicht finanzierbar ist und daB die Stunde der Wahr-
heit vertagt sei. Der Herr Kollege Leicht hat einmal,
als er noch Staatssekretar war, in Ausfihrungen zur
mittelfristigen Finanzplanung gesagt, dal es da viele
Risiken gibt und daB diese Risiken noch nicht ganz
Uberschaubar sind —

(Zuruf des Abg. Leicht)

— einen Augenblick! —, man miisse das zu einem
spéteren Zeitpunkt noch einmal erdértern und nach-
tragen. Der Bundesfinanzminister hat heute hier zu
Thren Aussagen zum Haushalt 1970/71 und zum
Teil zu Ihren Fehlprognosen Stellung genommen.
Was konnen Sie eigentlich von einer Regierung noch
mehr erwarten, als daB sie den Versuch macht, in
ihren Aufstellungen zum Haushalt 1972 und in der
Fortschreibung der mittelfristigen Finanzplanung so
nahe an eine zuverldssige Ubersicht hinsichtlich der
konjunkturellen Daten kommen zu konnen, wie das
uberhaupt moglich ist? Was ist eigentlich dagegen
zu sagen? Und was ist eigentlich dagegen zu sagen,
daB die Regierung sagt, wir bewegen uns jetzt im
Madrz noch auf ziemlich unsicherem Boden? DaBl wir
uns noch auf unsicherem Boden bewegen, geht aus
Thren eigenen Aussagen hervor.

(Zuruf des Abg. Althammer.)

— Augenblick, lassen Sie mich den Gedanken zu
Ende fithren. — Das geht aus Ihren eigenen Aus-
sagen hervor, denn Sie haben gesagt, wir wirden
in eine Rezession kommen. Inzwischen hat sich
herausgestellt, daB das nicht so ist, sondern es wird
einen Konjunkturablauf geben, wie er allerdings
urspringlich nicht eingeschatzt worden ist. Und
wenn dann diese Regierung sagt, wir haben im Ka-
binett mehr Anforderungen, als uns lieb ist, dann
jault alles und fragt: Wie wollt Ihr das finanzieren?

Ich erinnere mich an Zeiten, als Adenauer noch
Bundeskanzler war, der damals sagte: Es sind zwolf
Milliarden DM mehr angefordert, als ich ausgeben
kann. Das hat ja jeder Mensch zur Kenntnis genom-
men, und keiner hat dariiber geredet. Die Anforde-

rungen der Ressorts werden immer zundchst hoher
sein als das, was ausgegeben wird.

Nun hat die Regierung am 25. Februar in der
Kabinettsitzung, in der das beschlossen worden ist,
gesagt: Wir bewegen uns so, daBl wir im Spatsom-
mer den Versuch machen konnen, die Haushaltsvor-
anschldge der einzelnen Ressorts zu bekommen, und
wir werden Anfang September oder, wenn es geht,
schon Ende August den Versuch machen, auf Grund
der Daten und Ubersichten, die dann vorliegen, den
Haushalt 1972 im Kabinett zu verabschieden und die
mittelfristige Finanzplanung fortzuschreiben. Was
wollen Sie eigentlich mehr? Ich meine, das ist die
Grundvoraussetzung der Soliditdt, dal man namlich
Daten nimmt, die einigermaBen iiberschaubar sind,
und nicht heute bereits von 1980 und anderen Din-
gen redet. Die Stunde der Wahrheit wird bei der
Verkiundung des Haushalts 1972 kommen. Dort steht
es dann drin.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Das Wort hat der
Abgeordnete Kirst. Seine Fraktion hat eine Rede-
zeit von 30 Minuten angemeldet.

Kirst (FDP): Herr Président! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich will mich bemiihen, mich
auf das Thema der Anfrage zu beschranken, wenn-
gleich wir ja etwas in Gefahr geraten, daB sich diese
Anfrage als das erweist, was sie vielleicht sein
sollte, eine Moglichkeit zur Fortsetzung der Haus-
haltsberatung mit anderen Mitteln.

(Abg. Wehner: Sehr wahr! — Abg. Leicht:
Das soll sie nicht sein!)

Der erste Redner der Opposition hat es nun aller-
dings heute morgen, jedenfalls {iber nicht wenige
Passagen seiner Rede, mihelos geschafft, den An-
schluB an den néachsten Landtagswahlkampf in der
Bundesrepublik zu finden. Nur, Herr Kollege Stol-
tenberg, das, was Sie gesagt haben, spricht nicht
dafiir, daB Sie mit viel Optimismus in diesen Wahl-
kampf gehen. Denn ein designierter Ministerprasi-
dent, der wirklich damit rechnet, das zu werden,
héatte vielleicht besser daran getan, hier an die Re-
gierungstatigkeit weniger solcher Forderungen zu
stellen, mit denen er sehr bald selbst konfrontiert
sein konnte.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Meine Damen und Herren, es war wohl kurz vor
Weihnachten, als diese Grofie Anfrage beschlossen
wurde und in Druck ging. Als ich sie las, war mein
erster Eindruck — ich sage das, ohne jemand zu
nahetreten zu wollen —: In welcher Welt, in wel-
cher Vorstellung von Mdoglichkeiten leben eigentlich
Menschen, die solche Anfragen produzieren? Ich darf
mich dabei besonders z. B. auf die Fragen C II und
D I beziehen, die doch sicher — es gibt andere Fra-
gen in dieser Anfrage, die durchaus verniinftig sind
— weit Uber das denkbare Ziel, iiber das verniinftig
denkbare Ziel einer solchen Anfrage hinausschieBen.

Ich frage mich: was ist eigentlich das Motiv dieser
Anfrage gewesen, wenn nicht nur das, hier eine
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Kirst
neue Debatte mit anderen Mitteln, wie ich eben | halt, sei sie die vierjahrige bzw. — wenn Sie das
sagte, zu ermoglichen? Soll diese Anfrage in dieser | Referenzjahr hinzunehmen — filinfjdhrige mittelfri-

Form eigentlich fiir Sie ein Gesinnungswandel von,
wie ich es einmal formulieren mochte, vollig apa-
thischer Einstellung zu Prognosen und Perspektiven,
ja, beinahe fatalistischer Hinnahme von Entwick-
lungen jetzt zu einem Wunderglauben an mdgliche
Quantifizierung und Determinierung gesellschaft-
licher Ablaufe sein bis zur letzten Kommastelle?
Denn daB Sie die letzte Kommastelle nicht wollen,
haben Sie hier nur in Zwischenrufen deutlich ge-
macht. Oder aber — das konnte ja vielleicht auch
die Absicht sein; dann waére sie begriiBenswert —
sollte durch eine fast bis zur Karikatur iberzeichnete
Darstellung ein solcher Wunderglaube an Mdoglich-
keiten der Bestimmung hier ad absurdum geflihrt
werden? Welche Motive Sie letztlich haben, kon-
nen wir natiirlich nur vermuten. Das kann man nicht
beweisen.

Ich meine, sicherlich — ich will auch damit nie-
mandem zu nahetreten — mag manchmal der Zweck
die Mittel heiligen, aber ich glaube doch nicht, daB
das soweit gehen darf, dal man auch jede unge-
eignete Methode damit qualifiziert, und ich meine,
vieles, was in dieser Anfrage steckt, ist eine unge-
cignetc Mecthode. Denn sicherlich kann man Fragen
subjektiv beliebig spekulativ ausdehnen. Hier sind
Grenzen nur durch die Phantasie der Fragesteller
gesetzt, aber bei den Antworten — das ist hier die
unterschiedliche Position zwischen Opposition und
Regierung — gibt es objektive Grenzen, die man
nicht tberschreiten kann und an denen man nicht
vorbeikommt. Ich will hier gar nicht — weil es
vielleicht nicht parlamentarisch ware — ein Sprich-
wort erwdhnen, das es auch fiir diese Problemstel-
lung gibt. Vielleicht fdllt es dem einen oder anderen
auch so ein.

Ich mochte eigentlich dem Kollegen Stoltenberg,
der hier die Antwort der Regierung auf diese An-
frage so sehr bemaéngelt hat, fragen: Sind Sie in der
Lage, ein Beispiel irgendwo auf dieser Erde zu nen-
nen, wo eine Regierung in der Lage gewesen ware,
solche Antworten zu geben, wie Sie sie von dieser
Regierung verlangt haben?

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Nach unserer Auffassung haben die Antwort der
Regierung und die Rede des Bundeskanzlers in
Uberzeugender Weise eben die Grenzen aufge-
zeigt, die solchen Planungen — wie sie hier ver-
langt werden — staatlicher Vorhaben nun einmal
gesetzt sind. Es ist auch sehr deutlich gemacht wor-
den, was wir an sich alle wissen — aber anschei-
nend gilt fiir manche doch der Spruch, daBl nur die
Wiederholung die Mutter der Weisheit ist —, daB
man bei Reformvorhaben auch die verschiedenen
Phasen unterscheiden muB und daB wir eben bei
vielen Punkten, wo wir ganz im Anfang stehen,
wo wir auch nichts {ibernehmen konnten, erst ein-
mal in der Phase der Vorbereitung, der Bestands-
aufnahme sind.

Ich mdchte dies, meine Damen und Herren, gern
mit einigen grundsatzlichen Klarstellungen verbin-
den. Wir miissen uns dariiber im klaren sein, daB3
jede Planung, sei sie nun der einjahrige Haus-

stige Finanzplanung, seien es dariiber hinausge-
hende Programme oder wie immer man es bezeich-
net, immer nur eine Momentaufnahme der Aus-
gangsbasis und der derzeit moglichen Erkenntnisse
iiber Zielvorstellungen sein kann. Fiir viele dieser
Planungen trifft zu, was ich jetzt sicher Ubertrieben
sage: daB die ihnen zugrunde liegenden Daten,
noch bevor die Druckerschwarze getrocknet ist, zum
Teil schon tiberholt sind.

Lassen Sie mich nur zwei Beispiele nennen. Wir
haben vor etwa zehn Tagen in der deutschen Presse
interessanterweise feststellen konnen, daB sich un-
sere Bevolkerungsstatistiker in ihren Voraussagen
ganz erheblich geirrt haben. Auf Grund des jetzigen
Datenmaterials wird unsere Bevodlkerung im Jahre
2000 nicht, wie urspriinglich angenommen, 70 Mil-
lionen, sondern nur 62 bis 63 Millionen Menschen
umfassen, mit einer entsprechenden Riickschreibung
der Zahlen bis zu diesem Zeitpunkt. Ich glaube, wir
sind uns alle darliber im klaren, was solche nicht
erwarteten Entwicklungen, was solche Datenédnde-
rungen fiir Planungen aller Art im staatlichen Be-
reich, z. B. fiir die Bildungsplanung — und da schon
sehr schnell: in sechs oder sieben Jahren —, bedeu-
ten werden.

Wir wissen — der Finanzminister hat vorhin auch
dariiber gesprochen —, daB sich die Erwartungen
des Jahres 1970 nicht erfiillt haben, wahrend auf
der anderen Seite im Januar/Februar 1971 eine er-
freuliche Zuwachsrate in den Steuereingdangen zu
verzeichnen ist. Dabei bin ich gar nicht so leichtfer-
tig, zu sagen, daB damit das Ergebnis des Jahrgangs
1971 nun schon endgiiltig bestimmt ist. Wir wissen
alle, daB die groBen Steuertermine Mérz, Juni usw.
dafiir viel entscheidender sind. Aber immerhin ist
auch dies ein Beispiel dafiir, wie schnell sich Vor-
ausschatzungen und Daten d&ndern konnen.

Das zweite, was mir in diesem Zusammenhang
wichtig zu sein scheint, ist, hier einmal sehr deut-
lich etwas liber das Verhéltnis zwischen Regierungs-
programm, Regierungserkldarung und Initiativen ein-
zelner Ressorts zu sagen. Es kann kein Zweifel dar-
iiber bestehen — das ist deutlich und wiederholt ge-
nug hier und anderswo erklart worden —: das Re-
gierungsprogramm, die Regierungserkldrung vom
28. Oktober 1969 ist verbindlich, sie kann realisiert
werden. Thre Realisierung ist auch finanziell ge-
sichert, Das ist auch in der Antwort der Bundesre-
gierung Drucksache VI/1953 dargestellt.

Aber darlber hinaus ist es sicherlich die selbstver-
standliche Aufgabe der Ressorts — man muB} das in

seiner Bedeutung nur richtig einordnen —, ange-
fangen vom Minister liber die zustdndigen Beam-
ten — dafiir werden sie schlieBlich bezahlt —, sich

Gedanken tiiber die Entwicklung ihrer Ressorts zu
machen, beginnend mit Bestandsaufnahmen bis zur
Entwicklung sicher auch von Ideal-, wenn nicht von
Maximalvorstellungen.

Nur ist der TrugschluBf, der dann immer began-
gen wird, an dem diese Leute selbst eigentlich un-
schuldig sind, doch der, daB man aus der Addition

©
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solcher in Ressorts entstandenen Vorstellungen
meint ein verbindliches Regierungsprogramm ablei-
ten zu konnen. Das ist natirlich nicht moéglich. Sie
konnen sicherlich nicht — das geschieht ja teilweise
seitens der Opposition und anderer — eine Rech-
nung aufmachen, in der Sie die Einnahmeschatzun-
gen der Regierung den Ressortwiinschen aller Art
gegeniiberstellen. Das ergibt natiirlich ein schiefes
Bild und muB zu solchen phantastischen Zahlen fiih-
ren

(Abg. Leicht: Das hat noch keiner gemacht!)

— Herr Kollege Leicht, ich komme spéater darauf
zuruck —, wie Sie sie gelegentlich der Offentlichkeit
zur Verunsicherung unterbreiten.

Natirlich entwickeln auch Ressorts Vorstellungen.
Nur sollten sie dann immer so ehrlich sein, zu sagen:
Das sind noch nicht von der Regierung insgesamt
abgesegnete Vorstellungen.

(Abg. Leicht: Ich habe ja Giberhaupt nie von
Vorstellungen gesprochen!)

Vielleicht verschafft uns diese Unterrichtung des
Parlaments und der Offentlichkeit das, was wir nicht
haben — wir beméngeln das manchmal —, namlich
Alternativen der Entscheidung. Oder will etwa die
Opposition oder will die Offentlichkeit immer nur
mit der bereits vollig abgedeckten und voéllig abge-
segneten Meinung der gesamten Regierung kon-
frontiert werden? Ich glaube, das wirde sicherlich
auch nicht im Sinne eines Meinungshildungsprozes-
ses und einer offenen Gesellschaft sein, in der wir
nun einmal leben und wohl alle leben wollen.

Dann kommt standig die Aufgabe der Abstim-
mung der Prioritdten, grundséatzlich, mittelfristig in
der Finanzplanung, kurzfristig fiir die jeweiligen
Haushaltsjahre. Weil Sie mich gerade so skeptisch
ansehen, Herr Kollege Leicht: auch die Addition der
Einzelprogramme der Opposition, wie sie sich in
Veroffentlichungen oder in Reden zu Einzelplanen
hier bei der Haushaltsberatung dokumentiert, gibt
sicherlich nicht das gesamte Alternativprogramm
der Oppisition wieder und ist sicherlich auch nicht
zu realisieren.

Aus dieser Tatigkeit der Ressorts, die man in den
notigen Grenzen sehen muB, ergibt sich das, was
als Ankiindigungseifekt bezeichnet und gern der
Regierung und der Koalition zur Last gelegt wird;
das hat auch hier in der Debatte eine groBe Rolle
gespielt. Dabei sind wir uns woh!l dariiber im Kkla-
ren, daB diese Ankiindigungseffekte zum Teil reine
Suggestionen seitens der Opposition sind oder sein
sollen. Aber davon unabhéngig sind sie sicher vor-
handen. Ich meine, wir miten einmal grundséatzlich
sehen, wie solche Ankindigungseffekte entstehen,
wer dafiir verantwortlich ist. Sicherlich nicht nur
die Politiker. Das, was ich dazu festzustellen habe,
konnte eigentlich unsere gemeinsame Auffassung
sein.

Wir stoBen bei diesen Ankiindigungseffekten auf
etwas, was ich einmal als das Phdnomen der
Schlagzeile bezeichnen mochte. Dabei sind drei Be-
teiligte festzustellen.

(Abg. Hermsdorf [Cuxhaven]: Herr Altham-
mer! — Heiterkeit.)

— Nein, ich will jetzt keine Personen nennen, Herr
Kollege Hermsdorf, sondern, wenn Sie so wollen,
Kategorien von Menschen. Da sind einmal diejeni-
gen, die die Schlagzeilen erzielen wollen; das sind
naturlich auch Minister, immer und tberall, unab-
hdngig davon, wer gerade wo regiert. Auch andere
Politiker wollen das sehr gern. Da sind zweitens
diejenigen, die die Schlagzeilen drucken oder pro-
duzieren wollen, die sie manchmal auch provozie-
ren, namlich die Journalisten. Da sind letztlich die-
jenigen, die die Schlagzeilen verkaufen wollen, weil
sie davon leben, ndmlich die Verleger. Ich glaube,
diese drei Gruppen miissen wir einmal sehen, wenn
wir das Phanomen der Ankiindigungseffekte in die-
sem Staat und iiberall richtig beurteilen wollen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)
Es sollte sicher eine Informations- wenn nicht

sogar Erziehungsaufgabe der Journalisten sein, so-
wohl gegeniiber den Agierenden — das ist die erste

Kategorie — als auch gegeniiber den von ihnen zu
Unterrichtenden — das sind die Leser, die Zu-
schauer, die Horer — durch peinlich genaue Dar-

stellung der Zusammenhdnge klarzumachen, daB
alles, was sich gelegentlich einmal in Schlagzeilen
darstellt, noch — um nun ein modernes Wort zu
gebrauchen — des langen Marsches durch die Insti-
tutionen bedarf. Ich glaube, daflir sollte bei der
Berichterstattung immer Verstdndnis gewedkt wer-
den, das sollte sehr deutlich dargestellt werden,
damit nicht durch eine dies nicht beriicksichtigende
Berichterstattung in der Tat bei der Masse der

(€)
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gungseffekte entstehen.

Auch das Parlament sollte insgesamt Wert darauf
legen, daB nicht Pline, von wem und wo sic immer
publiziert werden, als feststehende Tatsachen Dbe-
richtet werden — ich hdtte beinahe gesagt: kolpor-
tiert werden —, sondern daB in der Regel immer
nur Parlamentsentscheidungen feststehende Tat-
sachen sein konnen. Ich glaube, hier liegt ein ge-
meinsames Interesse des Parlaments vor, das ein-
mal deutlich darzustellen. Aber man kann und

[ sollte, glaube ich, das gar nicht verhindern; denn

wir leben — ich sagte es schon — in einer offenen
Gesellschaft mit Rede- und Informationsfreiheit, die
zwangsldufig eben auch eine stdndige Diskussion
bedeutet.

Es ware sicher nur eine FleiBarbeit — ich denke
jetzt an die Dokumentation der CDU/CSU-Fraktion
vom 18. Midrz 1971, die ja auch nicht mehr als eine
FleiBarbeit ist, ohne Beweiswert —, solche Dinge
iberall und fur alle Zeiten festzustellen. Diese
Dokumentation ist ein Sammelsurium solcher Aufe-
rungen, mit denen das, was bewiesen werden soll,
in keiner Weise zu beweisen ist. Vielleicht ist das
alles nicht schon, vielleicht ist das alles unbequem.
Aber machen wir uns doch einmal klar, was denn
die Alternative zu einer solchen Situation wéare! Das
wire doch jene Nacht- und Nebelalternative totali-
tarer Systeme, in denen die Offentlichkeit die
Dinge immer erst dann erfdhrt, wenn sie perfekt
sind. Das aber wollen wir doch auch nicht.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)
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Wir mussen eben, glaube ich, damit fertig wer-
den. Nur eignet sich das, meine ich, nicht dazu —
und die geringe Beteiligung hier heute nachmittag
spricht wohl dafiir, daf ich da recht habe —, nun
grofe politische Auseinandersetzungen zu fihren.
Wir miussen eben mit dieser Erscheinung ftertig
werden.

Bundesregierung und Bundeskanzler haben in der
Antwort und in der Regierungserkldarung noch ein-
mal den Reformgedanken klar abgegrenzt und ver-
deutlicht. Ich kann mich hier auf das beziehen, was
ich bei der ersten Lesung des Haushalts 1971 im
September — ich will das nicht wiederholen — da-
zu im Anschluf an die damalige Debatte gesagt
habe, die mit der Einbringung des Haushalts 1970
begann und die unter der fiir meine Begriffe falschen
totalen Alternative zwischen Reform und Geldaus-
geben gefiilhrt worden ist. Diese Regierung ist — das
mochte ich in dem Zusammenhang noch einmal be-
tonen — als solche auch schon Reform.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.
Leicht: Nur was fiir eine?!)

Ich glaube, das sollten die Kritiker dabei nicht ver-
gessen.

Nun die groBe Streitfrage — und darauf haben so-
wohl Herr Stoltenherg als auch Herr Althammer ab-
gestellt —: Hatte die Antwort der Bundesregierung
im Detail quantifizierter ausfallen kénnen oder miis-
sen? Wer die Dinge objektiv sieht, wird diese Frage
nur eindeutig verneinen konnen. Denn der Hinweis
auf die geltende Finanzplanung in der Antwort der
Bundesregierung ist absolut richtig. Der Zeitpunkt
fir eine Fortschreibung der Finanzplanung ist noch
nicht gekommen. Ich frage mich, ob die Opposition
vielleicht eine tdgliche Fortschreibung der Finanz-
planung fiir ihren Hausgebrauch wiinscht. Es war
sicherlich richtig, daB die Regierung nicht, nur weil
diese Grofie Anfrage kam, von der normalen Termin-
gestaltung der Fortschreibung abgegangen ist, ganz
abgesehen davon, daB — ich glaube, Kollege Herms-
dorf hat es schon erwdhnt — sachliche Gesichts-
punkte dafiir sprechen, diese Fortschreibung erst
vorzunehmen, nachdem wir mindestens zwei grofie
Steuertermine dieses Jahres 1971 gehabt haben. Da-
bei wird sicher auch die fortgeschriebene Finanz-
planung 1971 bis 1975, die wir mit dem Haushalt im
Herbst zu erwarten haben, unter genau denselben
Einschrdankungen zu beurteilen sein, die ich vorhin
generell fiir solche Planungen aufgezeigt habe.

Insofern, Kollege Leicht — Sie haben das am
5. Mérz irgendwo erklart —, kann die Entscheidung
der Bundesregierung vom 25. Februar nicht als eine
Vertagung von Finanzproblemen angesehen werden.
Das ist ein falscher Vorwurf, der nur dann zutrife,
wenn ohne finanzpolitische Absicherung verbindlich
— ich unterstreiche: verbindlich — durch Regie-
rungsbeschluf, und nicht durch Programme, Ankin-
digungseffekte oder Schlagzeilen einzelner, Aus-
gaben festgelegt wiirden, fiir die keine Deckung vor-
handen ist. Das ist nicht der Fall. Regierung und Par-
lament haben die notige Entscheidungsireiheit.

Auch Thre Rechnung, Herr Kollege Leicht, die,
glaube ich, in derselben Verdffentlichung enthalten

ist und bei einem Risiko in Hohe von 40 Milliarden
DM endet, ist natilirlich dadurch falsch, daB Sie als
Ausgangspunkt einen Betrag von 25 Milliarden DM
genommen haben. Dieser Summe fehlt jede Ver-
bindlichkeit, weil sie eben einfach eine Addition von
Ressortwiinschen ist, die noch nicht endgiiltig be-
schlossen sind. Ressorts konnen wiinschen, soviel
sie wollen. Verbindlich fiir solche Berechnungen
sind die Entscheidungen der Regierung bzw. die
durch das Parlament bestatigten Entscheidungen der
Regierung.

Vizeprdsident Dr, Schmid: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage?

Kirst (FDP): Bitte schon, Herr Leicht!

Leicht (CDU/CSU): Wiurden Sie zur Kenntnis
nehmen, Herr Kollege Kirst, dal die von mir ge-
nannte Summe von 25 Milliarden DM, d. h. die vom
Finanzkabinett festgestellte Summe von 25 Mil-
liarden DM fiir vier Jahre bzw. von 4 bis 8 Milliar-
den DM pro Jahr, ohne die Anforderungen errech-
net worden ist, die die Ressorts demnaéachst stellen
werden, und chne die normalen Risiken festgelegt
worden ist — Devisenausgleich usw. —, wie sie
der Herr Finanzminister heute morgen selbst auf-
gezeigt hat?

Kirst (FDP): Herr Kollege Leicht, ich wei nicht,
woher Sie Ihre Informationen haben. Nach meiner
Kenntnis der Dinge stimmt das so nicht.

(Abg. Leicht: Sie miissen sich die Informa-

tionen von der Regierung geben lassen!

Damit miissen Sie sich schon ein biichen
mehr auseinandersetzen!)

— Selbstverstandlich werden wir uns damit aus-
einandersetzen, Herr Kollege Leicht. Wenn wir die
endgiiltigen Zahlen bei der Vorlage der mittel-
fristigen Finanzplanung des Haushalts erfahren,
werden wir ja feststellen kénnen, wer recht gehabt
hat. Jedenfalls kann man Bedarfsanmeldungen der
Ressorts,
(Abg. Leicht: Waren es nicht!)

denen die politische Verbindlichkeit fehlt, nicht zum
Ausgangspunkt solcher Berechnungen machen. Aber
umgekehrt werden Sie mir zustimmen, daf man
natiirlich erst einmal die Bedarfsanmeldungen ken-
nen mufB, wenn man Prioritdten setzen will. Bedarfs-
anmeldungen als solche sind sicherlich keine Stinde.
Wir haben ja sicherlich auch alle schon die Erfahrung
gemacht, dal Wunschzettel von Familienmitgliedern
noch kein Familienbudget darstellen. Ich meine also,
daB wir im Gegensatz zu den Spekulationen und
der Panikmache, die nicht zuletzt immer wieder als
Motiv hinter dieser Debatte steht, feststellen miis-
sen — ich kann an das anschlieBen, was der Finanz-
minister heute morgen dazu kurz gesagt hat —: Der
Haushalt 1970 war sparsam und konjunkturgerecht
— die Ausgaben sind um sieben Prozent gestie-
gen —, der Haushalt 1971 ist konjunkturgerecht
und ausgeglichen, er ist verabschiedet worden, und
wir zweifeln nicht daran, daB der Haushalt 1972 und
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die Fortschreibung ebenso solide sein werden. Da-
fur werden die Regierung und die Mehrheit in die-
sem Parlament mit Sicherheit sorgen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Ich will im einzelnen nicht noch einmal zur
Finanzierung der Reformen Stellung nehmen, auch
wenn heute morgen wieder der Versuch einer Ver-
unsicherung des Steuerzahlers gemacht wurde. Ich
darf an das erinnern, was ich im Februar bei der
zweiten Lesung des Haushalts zum Einzelplan 08
in diesem Zusammenhang zum Ausdruck gebracht
habe. An den Feststellungen, die wir damals getrof-
fen haben, hat sich nichts gedndert. Ich kann inso-
weit darauf verweisen.

Ich mochte nur folgendes sagen. Was der Kollege
Althammer heute morgen iber die gesellschafts-
politische Bedeutung der staatlichen Verschuldung
gesagt hat, habe ich beim besten Willen nicht ver-
stehen konnen. Ich habe hier klargestellt — nur
diesen einen Punkt will ich wiederholen —, daB3 wir
der Auffassung sind, es sei auch und gerade gesell-
schaftspolitisch besser, wenn der Staat zuséatzliche
Aufgaben, soweit das moglich ist — und es besteht
kein Zweifel, daB der Spielraum dafiir zumindest
beim Bund vorhanden ist —, durch zusatzliche An-
leihen anstatt durch mehr Steuern finanziert, weil
ndmlich, Herr Kollege Leicht, der Birger, der die
Erfillung dieser Aufgaben auf dem Wege der An-
leihen finanzieren hilft — es sind in der Tat Auf-
gaben, aus deren Verwirklichung weitere Genera-
tionen Nutzen ziehen werden —, zugleich seiner
eigenen Vermogensbildung dient, wenn er das
durch Anleihen tut. Wenn die Finanzierung dage-
gen durch zusdtzliche Steuern erfolgt, sind diese
bekannterweise vom Steuerzahler nicht wiederzu-
bekommen.

Ich stelle abschlieBend fest, dal Regierung und
Koalition — der bisherige Verlauf der Debatte
spricht wohl fiir diese Feststellung — der Oppo-
sition fir diese Anfrage eigentlich bis zu einem
gewissen Grade dankbar sein sollten, weil Sie uns
eine zusatzliche Gelegenheit geboten haben, heute
erneut — und das wird noch fortgesetzt werden —
eine Uiberzeugende Zwischenbilanz dieser Regierung
nach etwa 16 Monaten zu dokumentieren.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Das Wort hat der
Herr Parlamentarische Staatssekretdr von Dohnanyi.

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretdar beim Bundesminister fiir Bildung und Wis-
senschaft: Herr Prasident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Mir liegt daran, hier einige
Dinge zurechtzuriicken, die heute morgen von den
Vertretern der Opposition vorgetragen worden sind.
Herr Kollege Stoltenberg, Sie haben gesagt, es fehle
der Bildungspolitik an einem tragfdhigen Budget.
Ich mochte hier nur feststellen, daB wir in der mit-
telfristigen Finanzplanung eine Steigerung der Mit-
tel von 3 Milliarden DM im Jahre 1970 — im Jahre
1969 waren 2,1 Milliarden DM in Ihrem Haushalt

eingesetzt — auf 9 Milliarden DM im Jahre 1974 @

vorgesehen haben. Herr Kollege Stoltenberg, wir
haben bei Regierungsbeginn alles andere als eine
tragfdahige Finanzplanung Ihrerseits vorgefunden.
Sie hatten z. B. kurz zuvor in der Planung fir das
Jahr 1973 4!/ Milliarden DM eingesetzt, wéhrend
von uns fir das Jahr 1973 in der mittelfristigen
Finanzplanung heute 7,1 Milliarden DM vorgesehen
sind. Daran sieht man, daB man wirklich nicht da-
von ausgehen kann, daB es an einer tragfahigen
Grundiage fehle.

(Abg. Leicht: Daran fehlt es!)

Meine Damen und Herren, die Regierung soll an
der Regierungserklarung und nicht an dem gemes-
sen werden, was die Opposition in diese Regie-
rungserklarung hineinzuinterpretieren  versucht,
etwa in der Weise, wie Herr Althammer das heute
morgen getan hat. Herr Althammer, wenn ich mich
richtig erinnere, haben Sie im Zusammenhang mit
dem Umweltschutz die immense Summe von 240
Milliarden DM genannt.

(Zurufe: Millionen!)

— Milliarden! Dadurch werden doch drauBen die
Erwartungen geweckt. Solche Zahlen fihren doch
zu der Debatte, um die es geht.

(Beifall bei den Regierungsparteien.
Abg. Dr. Althammer meldet sich zu einer
Zwischenfrage.)

— Herr Althammer, lassen Sie mich noch ein Stuck
fortfahren. Dann beantworte ich Ihre Frage gerne.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat denn
diese Zahlen genannt? — Abg. Dr. Altham-
mer: Sachverstandige sagen es!)

Meine Damen und Herren, wir wollen an der
Regierungserkldrung gemessen werden. Der Bun-
desfinanzminister hat hier heute morgen schon zu
einem Punkt der Regierungserkldrung aus dem Be-
reich von Bildung und Wissenschaft, namlich zur
Frage der gemeinsamen Planung von Bund und Lan-
dern, zum Stand der Beratungen in der Bund-Linder-
Kommission Stellung genommen. Herr Kollege Stol-
tenberg, Sie haben ein internes Protokoll der SPD
zitiert. In gewisser Weise ist das natiirlich auch ein
Beitrag zur Erfiillung der Regierungserklarung, in
der von mehr Transparenz die Rede war. Ihnen ist
hier also etwas zugdnglich geworden, was sonst
vielleicht nicht zugénglich wére.

(Abg. Dr. Stoltenberg: War nicht beab-
sichtigt!)

— Aber der Erfolg, Herr Kollege Stoltenberg, von
dem Sie immer sprechen, soll doch zdhlen. Sie haben
die Information.

Lassen Sie mich zu dem Protokoll ein paar Worte
sagen. Das Protokoll behandelt einen ersten Ent-
wurf eines Unterausschusses der Bund-Lédnder-Kom-
mission. Herr Kollege Stoltenberg, Sie sind einfach
falsch informiert: Niemand in dieser Bund-Léander-
Kommission, kein Minister irgendeines der Lander
hat irgendeine dieser Quantifizierungen in dieser
Sitzung akzeptiert. Wir haben vielmehr alle ein-
stimmig gesagt, daB es in dieser Sitzung nur um die
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Parlamentarischer Staatssekretdr Dr. von Dohnanyi
Fragen langfristiger Strukturen und nicht um die
Quantifizierungen im einzelnen gehen kann. So ist
es beschlossen worden, und so steht es in den Pro-
tokollen. Wir haben iibrigens von der Bundesregie-
rung her darauf gedrdngt, daB in Zukunft auch der
Deutsche Bundestag mittels der Protokolle iiber die
Ergebnisse der Beratungen der Bund-Lander-Kom-
mission informiert wird. Sie werden hier also in
Zukunft etwas mehr wissen kénnen.

Herr Kollege Stoltenberg, wie Herr Kirst schon
gesagt hat, gibt es eben in der Zwischenzeit eine
Reihe von Entwicklungen — z. B. die riicklaufige
Geburtenrate, aber auch bestimmte Probleme in der
Planung der Ganztagsschulen —, die uns erkennen
lassen, daB jeweils eine Zahlenreihe, die dieser
UnterausschuBl fiir die verschiedenen Problembe-
reiche erarbeitet hat, eben noch nicht entscheidungs-
reif ist. Mehr steht zu dieser Frage nicht im Proto-
koll.

Ein weiterer Punkt sind die Termine. Herr Kol-
lege Stoltenberg, wir gehen davon aus — der Herr
Finanzminister hat das heute morgen noch einmal
bestétigt —, daB durchaus die Moglichkeit besteht,
in diesem Sommer einen Bildungsplan und das da-
zugehorige Bildungsbudget zu verabschieden. Aber
nicht von allen Landern, z. B. nicht von Rheinland-
Pfalz, liegt eine mittelfristige Finanzplanung auch
nur bis 1974 vor, und insofern haben wir in der
Vorbesprechung gesagt — —

(Abg. Leicht: Das wird jetzt anders! Da gibt
es einen neuen Finanzminister! Es wird
besser dort!)

— Sie meinen, es gibt einen neuen Finanzminister?
Ich dachte, Sie hatten dort ein Angebot gemacht.

(Abg. Leicht: Aber nicht den Finanzmini-
ster! Da haben Sie falsch gelesen!)

Aber wie dem auch sei, Herr Kollege Leicht: Es
sieht so aus, dal wir in der mittelfristigen Finanz-
planung der Lénder nicht auf dem letzten Stand
sind. Da es aber darauf ankommt, eine gemeinsame
Grundlage zu finden, haben wir gesagt, man miisse
den Versuch machen, den Termin dennoch weiter
im Auge behalten und trotz dieser Tatsachen heute
nicht etwa Defaitismus hinsichtlich der Termine ver-
breiten.

Ein weiterer Punkt aus der Regierungserklarung!
Wir haben gesagt: wir bediirfen einer zusammen-
fassenden Konzeption der Entwicklung unseres Bil-
dungswesens. Herr Kollege Stoltenberg, die Mit-
glieder Threr Fraktion haben dem Bildungsbericht
der Bundesregierung im Ausschuf} ihre Zustimmung
versagt, obwohl die Ziele, die im Bildungsbericht
formuliert worden sind, in der ganzen fachlichen
und allgemeinen Offentlichkeit nur Anerkennung
gefunden haben.

(Abg. Dr. Althammer:
nicht!)

Stimmt doch gar

Das heifit: Sie haben sich hier, Herr Kollege Stol-
tenberg, in der Frage wirklicher Entscheidungen
wiederum abstinent und als nicht in der Lage ge-
zeigt, eine Entwicklung aufzugreifen, die in der
offentlichen Debatte schon weit vorangetragen wor-

den ist. Das ist, Herr Kollege Stoltenberg, etwa
ebenso wie beim Hochschulrahmengesetz, wo wir
in der Regierungserkldarung geschrieben haben, daB
wir einen solchen Entwurf vorlegen werden. Er
wurde vorgelegt im Dezember, und er wurde hier
eingebracht im Marz.

Ein weiterer Punkt! Wir haben in der Regierungs-
erklarung darauf hingewiesen, daB Hochschulen
und staatliche Forschungszentren wirksamer in ihrer
Organisation, d. h. durch Abbau ihrer hierarchischen
Strukturen verdndert werden missen. Wir haben
die Leitlinien vorgelegt. Sie wissen, daBl an einigen
Instituten auf der Grundlage der Leitlinien sogar
bereits entsprechende Veranderungen eingetreten
sind.

(Abg. Dr.

Althammer: Unter

Kritik!)

— Herr Kollege Althammer, sicherlich wurde das
kritisiert. Reformer kriegen immer Prigel von bei-
den Seiten. Thr Problem ist nur, daB Sie bei Ihren
Vorschldgen auch noch Priigel aus der Mitte bekom-
men. Das ist der Unterschied.

(Abg. Dr. Martin: Und Sie? — Heiterkeit
bei der CDU/CSU.)

Ein weiterer Punkt! Wir haben in der Regierungs-
erklarung gesagt: wir miissen ein Schnellbaupro-
gramm machen,

(Abg. Dr. Martin: Das haben Sie abge-
schriebenl!)

heftiger

um moglichst schnell den Numerus clausus anzuge-
gehen. In der Zwischenzeit sind, wie Sie wissen,
auf der Grundlage dieses Programms mit Investitio-
nen von etwa 500 Millionen DM iiber 30 000 studen-
tische Arbeitspldatze geschaffen worden. Herr Kolle-
ge Stoltenberg, Sie haben heute morgen mit Recht
darauf hingewiesen, dafi ein Teil dieser Investitio-
nen in der Tat durch Preissteigerungen wieder auf-
gefressen worden ist. Das ist unbestritten. Aber
wenn ich auch die Debatte iiber die Vergangenheit
hier nicht wieder aufgreifen will, so muB ich doch
feststellen, daBl wir diese Preissteigerungen von
1970 ja vorausgesehen haben.

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU\)

Sie haben auf jeden Fall, Herr Kollege Stoltenberg,
Sie haben — —

(Anhaltendes Lachen und Zurufe von der
CDU/CSU.)

— Wir haben gewarnt, Herr Kollege Barzel — ich
komme auch gleich zu Ihnen —, wir haben gewarnt
im Jahre 1969. Sie haben, Herr Kollege Stolten-
berg — ich zitiere die ,Kieler Nachrichten” vom
22. September 1969 — damals von angeblich bevor-
stehenden Preissteigerungen gesprochen.

(Abg. Dr. Althammer: Da hatten wir sie

noch verhindern kénnen! — Abg. Haase
[Kassel]: Da wolltet ihr noch die Steuern
senken!)

Herr Kollege Barzel, ich zitiere Sie aus einem Inter-
view vom 21. August 1969. Da haben Sie gesagt:

In der Industrie verspiirt man bereits ein erstes
Nachlassen der Auftriebskrdfte, insbesondere
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der Nachfrage aus dem Ausland. Man sucht
wohl vergeblich nach sachlichen Argumenten,
die hier eine Rechtfertigung fiir diistere Progno-
sen in der Preisentwicklung geben sollen. Auch
Minister Schiller hat erkennen miissen, wie be-
grenzt die prognostische Kraft ist.

Herr Kollege Barzel, so haben Sie noch im August
1969 gesprochen, wahrend wir auf die Gefahr gerade
auf dem Bausektor hingewiesen haben, die durch
Thre Fehlentscheidungen eben nicht eingedimmt
werden konnten.
(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.
Haase [Kassel]: Da wollten Sie doch die
Steuern noch senken! — Weitere Zurufe
von der CDU/CSU.)

‘Wir haben in der Regierungserkldrung ferner ge-
sagt: die Bundesregierung wird priifen, wie man
den Landern bei der Uberwindung des Numerus
clausus helfen kann. Der Rahmenplan, Herr Kollege
Stoltenberg, wird zum 1. Juli 1971 vorgelegt wer-
den. Sie haben, Herr Kollege Stoltenberg, heute
morgen in einer mir unverstandlichen Naivitat,
wenn ich das sagen darf, von der Frage gesprochen,
wie es moglich sei, daB diese Regierung den Nume-
rus clausus abbauen wolle und zugleich davon spre-
che, daB nur fir 50 % der Abiturienten Zugang zu
den Hochschulen geschaffen werden solle. Herr
Kollege Stoltenberg, Sie haben heute morgen posi-
tiv auf die Empfehlungen des Bildungsrats und des
Wissenschaftsrats Bezug genommen. Ich muB Thnen
sagen, soviel Unbildung in Bildungspolitik sollte
man eigentlich nicht haben.

(Abg. Dr. Stoltenberg: Lesen Sie mal nach,
was ich gesagt habe!)

Denn in diesen Empfehlungen steht drin, daB es in
Zukunft einen AbschluB in der Sekundarstufe II ge-
ben wird, der eben nicht notwendigerweise fiir alle
auch in die Hochschulen fithren wird. Dies ist die
Grundlage der AbschluBempfehlungen des Bildungs-
rats und der Empfehlungen des Wissenschaftsrats.
Das sollte man wissen, Herr Kollege Stoltenberg.
Deswegen war die Frage, so scheint mir, tiberflissig.

Ich will mir die anderen Punkte ersparen, die
deutlich zeigen, wie diese Regierung in der Frage
der Grundlagenforschung, in der Frage der Reform
der Entscheidungsmechanismen und Beratungsgre-
mien Fortschritte gemacht und in der Frage der
Datenverarbeitung mit Steigerungen beachtlichen
Umfangs vorangegangen ist.

Nur einen Punkt, Herr Kollege Stoltenberg. Sie
haben verschiedentlich darauf hingewiesen, daBl wir
die europdische Arbeit hier vielleicht nicht so voran-
treiben, wie das hatte geschehen sollen. Dieser Re-
gierung ist es immerhin gelungen, in der Frage
der Reform von Euratom

(Abg. Dr. Stoltenberg: Ein trauriges Thema!)

Grundlagen fiir eine mogliche gemeinsame euro-
pdische Forschungspolitik aus einem neu strukturier-
ten Forschungszentrum zu schaffen. Jedenfalls haben
alle Mitgliedstaaten der EWG diese Losung, Herr
Kollege Stoltenberg, akzeptiert. Ich muBl sagen, ich
hatte diese Losung IThnen etwa zwei oder anderthalb
Jahre, bevor wir die Regierung tibernahmen, mehr-

fach nahegelegt. Aber Sie konnten sich dazu nicht
entschlieBen.

(Abg. Dr. Stoltenberg: Grotesk, so etwas
hier zu behaupten!)

— Herr Kollege Stoltenberg, Sie rechnen uns alles
einzeln vor. Dann lassen Sie auch mit sich einzeln
abrechnen. Nur so kann man hier eine Grundlage
schaffen.

(Beifall bei der SPD.)

Dann haben Sie erklart, wir hatten in der Regie-
rungserklarung gesagt, die Ministerien miiBten in
ihren Strukturen modernisiert werden. Wir haben
den Versuch dazu gemacht durch Planungsstab,
Umgliederung und Ausgliederung, und ich glaube,
einige Erfolge sind dort zu spiiren.

Wir haben auch den Versuch gemacht, das so
weit verbreitete Schlagwort von ,,mehr Demokratie”

(Zurufe von der CDU/CSU: Ja, ja!)

— ja, Herr Wohlrabe, haben Sie doch einen Augen-
blick Geduld! — wirklich zu exerzieren.

(Abg. Wohlrabe: Das merkt man beim VDS!)

Das Verfahren etwa, wie das Hochschulrahmen-
gesetz entwickelt worden ist, war 6ffentlicher, als
Gesetze sonst diskutiert werden. Wir haben auch,
was in fritherer Zeit sicherlich ungewdhnlich ge-
wesen ware, den Vorsitzenden der Oppositions-
fraktion gebeten, uns in die Beratungen zur Entwick-
lung eines zweiten Datenverarbeitungsprogramms,
bevor die Regierung dieses Programm verabschie-
det, einen Abgeordneten Threr Fraktion zu entsen-
den.
(Hort! Hort! bei der SPD.)

DaBl kein Abgeordneter Ihrer Fraktion Zeit dafiir
gefunden hat und Sie uns dafiir Herren Thres Pla-
nungsstabs geschickt haben, die wir selbstverstdnd-
lich auch an allen Beratungen teilnehmen lassen,
Herr Kollege Barzel, ist ein Problem Threr Fraktion
und nicht der Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD.)

Ein weiterer Punkt, der heute morgen in dem
anklang, Herr Kollege Stoltenberg, was Sie in Ihrer
Kritik gegeniiber der Regierung vorgebracht haben,
ist die Frage der Leistungsidhigkeit der Beamten-
schait durch Demokratisierung. Ich hoffe, ich habe
Sie hier miBverstanden. Wir haben in der Tat im
Ministerium begonnen, eine Diskussion auf viel
breiterer Basis zu fithren, als das frither moglich
war. Ich glaube nicht, wenn ich die Leistungskraft
unserer Beamten heute betrachte, daB diese durch
mehr Mitwirkung und mehr EinfluB auf die Ent-
scheidungen der Spitze etwa an Leistungswillen
oder Leistungsféhigkeit nachgelassen hatten. Ich
wollte das nur generell zur Frage der Demokratisie-
rung im oOffentlichen Bereich sagen. — Bitte sehr.

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Herr von Doh-
nanyi, darf ich Sie darauf hinweisen, daB ich iiber-
haupt nicht iber dieses Problem der Leistungs-
steigerung durch Demokratisierung gesprochen habe,
wie Sie auch sonst — —
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Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretdr beim Bundesminister fiir Bildung und Wis-
senschaft: Doch, Sie haben auf Dortmund hingewie-
sen.

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Nein, ich habe auf
parteipolitische Personalpolitik hingewiesen. Das ist
etwas ganz anderes.

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretar beim Bundesminister fiir Bildung und Wis-
senschaft: Nein, Herr Kollege Stoltenberq, Sie haben
gesagt: Dortmund, Mitbestimmungsmodelle, — wenn
Sie das auf die Verwaltung iibertragen — so haben
Sie gesagt —, dann kann das auch zu einem Lei-
stungsabfall fithren. So habe ich Sie jedenfalls ver-
standen. Das ist auf jeden Fall, glaube ich, bei uns
nicht so.

SchlieBlich geht es um eine Reihe grundsatzlicher
bildungspolitischer Zielsetzungen. Hier mochte ich
doch darauf hinweisen, daf das, was in unserem
Hause, von dieser Bundesregierung inzwischen im
Bereich des Hochschulausbaues geschehen ist, Herr
Kollege Stoltenberg, auch quantitativ weit iber das
hinausgeht, was frithere Bundesregierungen auch
nur eingeplant hatten. Sie hatten fiir den Hochschul-
ausbau fiir 1972 eine Planung von 900 Millionen DM;
unsere Mittel fiir den Hochschulausbau — gesichert
in der mittelfristigen Finanzplanung — liegen jetzt
bei 1,6 Milliarden DM. Ich bitte Sie, diese Zahlen
zu vergleichen und zu fragen, ob man hier nicht in
der Tat eine Grundlage fiir eine tragfahige bil-
dungspolitische Konzeption geschaffen hat.

Aber in der Debatte spielt ein Punkt die ent-
scheidende Rolle, namlich die Frage nach der bil-
dungspolitischen Konzeption, die hier zugrunde
liegt. Wenn ich Sie richtig verstehe, wollen Sie
weiterhin statt einer reformierten Gesamthoch-
schule eine gegliederte Hochschule, auch in Zukunft
die kiinstliche — und nicht nur bildungspolitisch,
sondern auch investitionspolitisch —, falsche Tren-
nungen zwischen den verschiedenen Hochschulberei-
chen aufrechterhalten. Sie haben das heute mor-
gen hier nicht erwahnt — das ist richtig —, aber
man mul} ja, wenn man uUber die Mittel in der Bil-
dungspolitik diskutiert, natiirlich auch diese Frage
sehen.

Wir haben im ibrigen als Grundlage eine Kon-
zeption, die neben dem physischen Ausbau der Hoch-
schule auch die Entwidklung des Hochschulnach-
wuchses sieht. Herr Kollege Stoltenberg, Sie haben
in der ersten Numerus-clausus-Debatte, die dieses
Haus im November 1966 gefiihrt hat, darauf hinge-
wiesen, daf} die Frage des wissenschaftlichen Nach-
wuchses fiur die Zukunft der Hochschule eine ent-
scheidende Rolle spielt. In der mittelfristigen Finanz-
planung aber, die wir vorgefunden haben, waren da-
fir nur Mittel in Hohe von 4 oder 5 Millionen DM
fir die Jahre 1971 beziehungsweise 1972 vorge-
sehen. Wir haben jetzt in der Verbindung mit dem
Graduiertenprogramm eine Planung in Hoéhe von
51 Millionen DM bzw. 90 Millionen DM fir die von
mir genannten Jahre. Also auch hier ist eine trag-
fahige Grundlage gegeben.

Meine Damen und Herren von der Opposition,
Sie verlangen von dieser Regierung alles auf ein-
mal.

(Abg. Leicht: Sie haben es angekindigt!)

Wir sollen alle Dinge, die in der Regierungserkld-
rung stehen, gleichzeitig und nebeneinander durch-
fiihren.

Ich bestreite nicht, Herr Kollege Leicht, da auch
friihere von der CDU gefiihrte Regierungen, wenn

! sie uns auch wenig Basis fiir Planungen hinterlassen

haben, in die Zukunft geblickt haben, aber eben
nicht — und das auch fir die heutige CDU/CSU-Op-
position — entschlossen zu planvollem Handeln,
sondern, meine Damen und Herren, letzten Endes
bestimmt von Furcht. Die Forschungspolitik von
Herrn Stoltenberg — ich konnte das hier im einzel-
nen belegen — basierte nicht auf einer gesellschafts-
politischen Konzeption, sondern in erster Linie auf
Aspekten wie Bedrohung durch internationalen
Wettbewerb, auf der Angst, zuriickzubleiben, auf
der Furcht vor der technologischen Liicke.

(Abg. Dr. Martin: Na und!)

Herr Stoltenberg, Sie haben das heute morgen sel-
ber noch einmal beyrindet, indem Sie gesagt haben,
der wissenschaftlich-technische Fortschritt habe ein
Eigengewicht, auf das man gewissermaBen defensiv
reagieren miisse. Wir meinen, man kann auf diesen
Fortschritt nicht defensiv, sondern nur planvoll und
nach vorn gerichtet reagieren und nicht ein Eigen-
gewicht des technischen Fortschrittes akzeptieren.

(Beifall bei der SPD.)

Vizeprdasident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine

Zwischenfrage?

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Herr Kollege von
Dohnanyi, darf ich Sie darauf hinweisen, daf} Sie
mich erneut — wie jetzt schon finfmal — falsch zi-
tieren. In meiner Rede findet sich nichts von einer
defensiven Reaktion, sondern von der Aufgabe,
vorausschauend diesen ProzeB so zu beeinflussen,
daB er den Menschen dient. Ich méchte das nur noch
klarstellen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretdr beim Bundesminister fiir Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Stoltenberg, Sie haben
davon gesprochen, dafl man sich diesem Proze8, der

ein Eigengewicht hat, gewissermaBlen anpassen
musse.
(Abg. Katzer: Hat er doch auch! — Zu-
ruf von der CDU/CSU: Zitieren Sie doch
richtig!)

— Aber so waren Sie zu verstehen. So ist viel zu
erklaren, was in Ihrer Konzeption, Herr Kollege
Stoltenberg, gestanden hat.

Ich mochte darauf hinweisen, daB eben diese
reaktive Haltung fiir uns in der Tat einen der grofen
Unterschiede zwischen dieser Regierung, die den
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Versuch macht, planvoll zu arbeiten, und Ihnen
ausmacht.

(Abg. Dr. Golter: Shakespeare: Viel Larm
um nichts! — Abg. Leicht: Planen Sie nicht
zuviel, sonst verplanen Sie sich!)

— Sie wollen ja von uns Planung. Jetzt stehen Sie
wieder in einem Widerspruch, Herr Leicht. Sie sagen,
wir sollten Planung machen. Machen wir das, dann
sagen Sie: verplanen Sie sich nicht.

(Abg. Leicht: Zwischen planen und ver-
planen ist doch ein Unterschied!)

Sie haben, Herr Kollege Stoltenberg, heute morgen
darauf hingewiesen, Sie héatten sich auf Herrn Vize-
prasidenten Schmid, damals Minister fiir Bundesrats-
angelegenheiten, abgestiitzt, als Sie in den Aus-
schuBiberatungen in der Tat derjenige waren, der
nach einer vorliegenden Definition, wonach alle
Hochschulen in den 91 a einzubeziehen seien, da-
fiir gesorgt hat, daf nur wissenschaitliche Hoch-
schulen einbezogen wurden. Sie haben dann aber,
kaum waren Sie in der Opposition, den Gegenstof
gefiihrt. Das ist eben die Art von Konsequenz, mit
der hier von lhnen gearbeitet wird. Erst im Aus-
schuB als Regierung die Dinge so und dann als
Opposition anders.

(Beifall bei den Regierungsparteien, — Abg.

Dr. Althammer: Er hat ausdriicklich gesagt,

daBl das ein KabinettsbeschluB von Ihren
Ministern war!)

-— Meinen Sie, Herr Kollege Althammer, daf} dieser
Kabinettsbeschlufl ohne den Willen und die Zustim-
mung von Herrn Stoltenberg zustande gekommen
ware? Das kann ich mir kaum vorstellen, Es war,
Herr Kollege Stoltenberg, statt einer nach vorn ge-
richteten Politik eine furchtsame Politik gegeniiber
den Landern. Sie haben einen Konflikt gescheut, den
man manchmal durchstehen mufBl, wenn man hier
Politik machen will.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

In dieser Weise lieBe sich die Abrechnung fort-
setzen.

Ich will nur einen weiteren Punkt aufgreifen. Auf
dem KulturkongreB der CDU/CSU im Jahre 1969
haben Sie, Herr Stoltenberg, gesagt — Herr Prasi-
dent, ich darf zitieren —:

1965 wurde schlieBlich unter dem Vorzeichen
der angeblich drohenden Bildungskatastrophe
von Edding, Picht und anderen erklart, wir hat-
ten einen unbegrenzten Mehrbedarf an Akade-
mikern in allen Berufen. Aber bereits 1967 war
in vielen Disziplinen fiir die Absolventen von
Hochschulen ein Gleichgewicht von Angebot
und Nachfrage erreicht.

Neulich in der Debatte bei der Einbringung des Rah-
mengesetzes hat Kollege Martin erneut den gleichen
Punkt aufklingen lassen, namlich die Furcht vor dem
akademischen Proletariat.

Durch die Bagatellisierung des Problems der Bil-
dungsexpansion einerseits und die Dramatisierung
dieser Frage des akademischen Proletariats anderer-
seits, Herr Kollege Stoltenberg, haben Sie sich — ich

will das hier einmal ganz klar sagen — gemeinsam
mit Thren Kollegen im Finanzministerium, aber auch
im Innenministerium damals mit zu einem der Véater
des Numerus clausus gemacht, der bereits 1966 hier
diskutiert und dann von fritheren Bundesregierun-
gen nicht entsprechend bekdampft wurde. Das ist doch
der Punkt.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.

Dr. Gélter: Jetzt wird es ein bichen zu

primitiv! Drauflen der Edelmann und
hier — —1)

— So ist es gewesen, Herr Kollege Golter. Das hat
mit Edelmann gar nichts zu tun. So ist doch das
Faktum!

1966 war hier eine Numerus-clausus-Debatte, und
dann wurden in vier Jahren die Mittel fiir den Hoch-
schulbau um 200 Millionen DM gesteigert. Wir
haben in einem Jahr die Mittel fiir den Hochschul-
bau um 300 Millionen DM gesteigert. Das ist doch,
Herr Kollege Stoltenberg, was man hier sehen muf.
Deswegen sind Sie mit schuldig an dem, was dort
geschieht.

(Sehr richtig! bei der SPD. — Beifall bei den
Regierungsparteien. — Abg. Dr. Stolten-
berg meldet sich zu einey Zwischenfrage.)

— Nein, Herr Kollege Stoltenberg, ich mdochte jetzt
abschlieflen. Es tut mir leid.

(Abg. Pfeifer: Warum Sie diese Frage nicht
zulassen, wissen Sie ganz genau!)

— Gut. Bitte sehr, Herr Kollege Stoltenberg!

Dr. Stoltemberg (CDU/CSU): Herr von Doh-
nanyi, Sie haben gesagt, Sie hdtten in vier Jahren
die Mittel um 200 Millionen DM gesteigert. Darf ich
darauf hinweisen, dafi die Ist-Ausgaben des Jahres
1965 280 Millionen DM waren, der Haushaltsansatz
1969 750 Millionen DM, die Mittel aber nicht voll
ausgegeben werden konnten, weil die Lander nicht
in der Lage waren, ihren Komplementéranteil aufzu-
bringen. Wollen Sie weiterhin mit Fakten und Zah-
len so leichtfertig und demagogisch umgehen, wie
Sie das hier tun?

(Beifall bei der CDU/CSU. — Unerhort! bei
der SPD.)

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretdr beim Bundesminister fiir Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Stoltenberg, ich gehe mit
Fakten nicht demagogisch um, wenn ich hier noch
einmal wiederhole, dafl im Jahre 1969 unter Ihrer
Fiihrung des Bundesministeriums fiir wissenschaft-
liche Forschung die Mittel fiir den Hochschulbau
zuriickgegangen und nicht gesteigert worden sind.

(Zurufe von der CDU/CSU: Mehr Wahr-
heit!)

Das ist ein Faktum, das miissen Sie akzeptieren. So
war es.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage?
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Pieifer (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, ist
IThnen bekannt, daB diese Mittel im wesentlichen
auf Grund von Empfehlungen des Wissenschafts-
rates eingestellt worden sind, und zwar zu einer
Zeit, als Herr Leussink Vorsitzender des Wissen-
schaftsrates war?

{Lachen und Oh-Rufe bei den Regierungs-
parteien.)

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretar beim Bundesminister fiir Bildung und Wis-
senschaft: Das letztere ist nicht richtig. Was immer
man iber Herrn Leussink als Vorsitzenden des
Wissenschaftsrates sagen kann,

(Abg. Dr. Golter: Ahal)

muB man wenigstens priifen, in welchen Jahren
Herr Leussink Prasident des Wissenschaftsrates
war. Die Empfiehlungen des Wissenschaitsrates, auf
denen die AuBerungen von Herrn Stoltenberg — das
wird er mir bestidtigen kénnen — basierten, sind
vor der Zeit von Herrn Leussink vom Wissen-
schaftsrat verabschiedet worden.

(Abg. Dr. Gélter: Das simmt doch gar nicht!
Das ist schon wieder falsch! Eine falsche
Behauptung nach der anderen! — Weitere
Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Dr. Mar-
tin meldet sich zu einer Zwischenfrage.)

— Herr Kollege Martin, ich mochte jetzt wirklich
zum Schlufl kommen.

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU.)

— Nein, es tut mir leid. Jetzt miissen Sie mir die
Geschiftsordnung schon zugute halten.

(Zuruf des Abg. Dr. Martin.)

Meine Damen und Herren, fast alles, was wir
hier von Ihnen horen, beruht eben auf der Politik
der Furcht. Was wir horen, sind Warnungen, Sor-
gen und Bedenken, aber keine Vorschldge, keine
Plane, keine Alternativen. Die Opposition in diesem
Bundestag schuldet dem deutschen Volk, so scheint
mir, mehr Mut.

(Beifall bei den Regierungsparteien. —

Lachen und Zurufe von der CDU/CSU. —

Abg. Leicht: Sagen Sie das mal IThrer Re-
gierung!)

Denn wer selber Furcht vor der Zukunft hat, der

mubB auch bei anderen Furcht erzeugen.

(Abg. Dr. Martin: Sie haben zu lange Leib-
eigene gehabt! Deshalb sind Sic jetzt so
sehr fir die Freiheit!)

Deswegen, meine Damen und Herren, ist es politi-
cche Schwache, wenn Sie versuchen, mit starken
Worten, mit Inflationshysterie und Ausverkaufsge-
rede, Angst in unserem Volk zu verbreiten. Es ist
nicht Ausdruck lhrer Stdrke, sondern Ihrer politi-
schen Schwaiche, dal Thre Politik eine Politik der
Furcht ist.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
rufe von der CDU/CSU.)

Aber, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, Sie sind heute die Minderheit in diesem Hause,
weil das Volk auf die notwendigen Reformen zu
lange warten muBite. Das Volk hat deswegen mit
Mehrheit die Reformer in diesen Deutschen Bun-
destag gewahlt,

(Lachen bei der CDU/CSU — Abg. Dr. Gol-
ter: Eijeijeijei! — Abg. Leicht: Dann wartet
mal die Landtagswahlen ab/)

und die Mehrheit in diesem Hause — dessen bin
ich sicher — wird dafir sorgen, dafl die Furchtsamen
und Zaghaften in den kommenden Monaten und
Jahren Reformen in diesem Lande nicht wieder auf-
halten koénnen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.

Abg. Dr. Golter: Oh Kinder, ist die SPD

weit gekommen! — Weitere Zurufe von
der CDU/CSU.)

Vizepridsident Dr. Schmid: Das Wort hat der
Abgeordnete Katzer. Seine Fraktion hat eine Rede-
zeit von 35 Minuten erbeten.

Katzer (CDU/CSU): Herr Kollege von Dohnanyi,
Sie beziehen sich auf die Regierungserkldrung und
sagen, Sie wollten sich an dem messen lassen, was
in der Regierungserklarung steht. Dafiir sind wir
Ihnen sehr dankbar. Genau das tun wir, und deshalb
fiihren wir hier und heute diese Debatte.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wenn Sie dann aber sagen, Herr von Dohnanyi, wir
verwendeten das weit verbreitete ,Schlagwort”:
Mehr Demokratie!, geben Sie damit zu, daB Sie die
Regierungserkldrung nicht richtig gelesen haben,
denn darin steht just dieses Wort.

(Zurufe von der SPD.)

Ich mochte den Herrn Bundeskanzler fragen, was er
eigentlich dazu sagt, daB Sie das als Schlagwort
bezeichnen. Dazu sollte sich der Herr Bundeskanz-
ler hier einmal klipp und klar duBern.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Go!-
ter: So muffl man es ihm geben! — Wei-
tere Zurufe von der CDU/CSU.)

Meine Damen und Herren, zu Beginn der Rede
des Herrn Bundeskanzlers hdérten wir einen be-
merkenswerten Satz, der lautete: ,In den finfziger
Jahren hat das deutsche Volk in der Bundesrepublik
in einem stiirmischen und erfolgreichen Wiederauf-
bau aus einer Triimmerlandschaft eine der leistungs-
tdhigsten Industrienationen der Welt geschaffen.”

(Sehr richtig! bei der SPD.)

Nun, meine Damen und Herren, diesen Satz hatte
ich gern damals, als es um die Durchsetzung der
sozialen Marktwirtschaft ging, von Thnen gehort.
Ich habe die betreffende Debatte in sehr guter
Erinnerung. Ich weiB}, daBl damals Herr Agartz unser
Gegenpart war und dall wir gegen den Willen der
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Sozialdemokraten die soziale Marktwirtschaft durch-
gesetzt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und
Zurufe von der SPD.)

Das hdtte, glaube ich, mit dazugehort.

(Abg. Haehser: Luzifer war das!)

Heute hort man unterschwellig: Na ja, jetzt wollen |

wir euch mal akzeptieren, den wirtschaftlichen Auf-
stieg habt ihr geschafft, die Zeit liegt lange genug
hinter uns; aber bei den Reformen hétte mehr getan
werden missen. Das ist das Thema, um das es heute
geht.

Meine Damen und Herren, ich glaube, daB nicht
nur die finanzpolitische Situation die Ursache fiir eine
zunehmende Enttauschung bei einer anfangs erwar-
tungsvollen Offentlichkeit ist. Mehr noch ist es das
Fehlen einer geistigen Konzeption der von dieser
Regierung propagierten Reformpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Meine Damen und Herren, nach der Bilanz dieser
anderthalb Jahre Regierung haben sich in der Be-
vilkerung geweckte Erwartungen ganz sicher nicht
erfiillt, im Gegenteil — hier unterstreiche ich ganz
nachdriicklich, was heute morgen Kollege Stolten-
berg gesagt hat —, Sie haben mit dem Wort ,Re-
form” Schindluder getrieben, und das ist sehr zu be-
dauern; denn es verbreitet sich eine weitgehende
Abnutzung des Wortes Reform, und es besteht die
Gefahr, daB sich diese Abneigung gegen das Wort
eines Tages auch gegen Reformen selbst wenden
konnte,

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.)

Ubersteigertes Reformgerede nutzt nichts, sondern
schadet. Damit haben Sie der Sache einen schlechten
Dienst erwiesen.

Gesellschaftspolitische Reformen bedeuten immer
eine Anpassung der inneren Ordnung an neue ge-
sellschaftliche Entwicklungen und Strukturen. Aber
nur der kann gestalterisch wirken, der gesellschafts-
politische Entwicklungen sieht und sie auch der Be-
volkerung gegentiiber deutlich zu machen versteht,
was Thnen weifl Gott nicht gelungen ist. Das erfor-
dert nicht nur eine klare Sicht der Dinge, sondern
auch den Mut, unter Umstdanden unbequeme Wahr-
heiten zu sagen. Daran haben Sie sich hier und heute
vorbeigemogelt — bis jetzt jedenfalls.

(Beifall bei der CDU,CSU.)

Wer die Regierungserkldarung von 1969 aufmerk-
sam liest, stellt fest, daB es sich dabei — das haben
wir damals schon gesagt — und eine Summe von
Einzelvorhaben handelte. Wo aber, meine Damen
und Herren, finden wir beispielsweise die geistige

waltung in allen Bereichen unseres Lebens, sej es
im offentlichen, sei es im privaten Bereich,

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!)

wo eine Antwort auf die offenen Fragen, die sich
mit einer zunehmenden Freizeit stellen, wo eine
Antwort auf die zunehmende Anonymisierung und
Verfremdung vieler Lebensbereiche?

(Abg. Haase [Kassel]: Sehr gut!)

Wo liegen denn die Ursachen dieser Erscheinungen,
die viele Menschen in unserem Lande beunruhigen?
Ist der technologische Fortschritt die Ursache dieser
Erscheinungen? Oder liegt die Ursache tiefer? Herr
von Dohnanyi, Sie machen es sich doch einfach zu
leicht, wenn Sie nur sagen, der technische Fort-
schritt misse vorwartsgetrieben werden. Sicher,
dieser technische Fortschritt wird selbstverstandlich
vorwdrtsgetrieben, aber es gibt auch Sorge vor
diesem anonymen technischen Fortschritt, wie ihn
die Menschheit und unsere Bevolkerung sieht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wir wollen uns nicht seelenlosen Apparaturen aus-
geliefert sehen, sondern wir wollen diese Gestal-
tungsprozesse mit beeinflussen helfen. Wer refor-
mieren will, muB die Wandlungen, die im Zusam-
menleben und in der Ordnung unserer Gesellschaft
unwiderruflich im Gange sind, sehen.

(Abg. Haehser: Wir kommen demndchst
mit der Pferdebahn nach Bonn!)

— Nein, wir kommen nicht mit der Pferdebahn. Ich
werde Thnen das nachher noch sehr deutlich zeigen.
Ohne den Fortschritt, den die Christlich-Demokra-
tische Union gegen Sie erreicht hat, hdtten Sie gar
nicht die Chance, heute solche Zwischenrufe zu
machen.

(Beifall bei der CDU/CSU, — Lachen bei
der SPD.)

Meine Damen und Herren, besonders die jungere
Generation stellt vieles in Frage, auch wirtschaft-
liche und soziale Institutionen. Die Bereitschaft zu
tiefgreifenden Reformen ist ausgeprdagt. Das spon-
tane Interesse an den Fragen unseres politischen
Gemeinwesens und an unserem weiteren Weg ist
unverkennbar. Ich sage noch einmal, der Mensch

! — Sie sehen das offenbar in Threr Planungsfreudig-
t keit nicht — sieht sich — und das ist doch der

Auseinandersetzung mit der Tatsache, daB eine zu- -

nehmende Zahl unserer Mitbiirger von selbstdndi-
ger zu unselbstandiger Tatigkeit hintiberwechselt,

(Abg. Dr. Barzel: Sehr gut!)

wo eine Antwort auf die Frage der Auswirkung

einer zunehmend komplizierter werdenden Ver-

Tatbestand, uber den wir zumindest diskutieren und
iber den Sie nicht ldcheln sollten — eben weit-
gehend einem anonymen Schicksal ausgeliefert.

(Zuruf von der SPD.)

Technische und wirtschaftliche Sachzwinge be-
dricken ihn. Es gibt ein neues Problem der Ent-
fremdung und der Einsamkeit des Menschen in die-
ser industriellen Gesellschaft, Herr von Dohnnanyi.
Das wissen Sie ganz genau.

(Abg. Dr. von Dohnanyi: Politik der Furcht!)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch
das hinzufiigen, es gibt in dieser Auseinanderset-
zung wichtige positive Ansdtze, die die Gesell-
schaftspolitik zu beachten hat. Besonders die junge

©

(D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 109. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 24. Marz 1971

6435

Katzer

Generation wehrt sich gegen ein einseitiges und
ausschlieBliches Erfolgs- und Niitzlichkeitsdenken.
Sie fragt mehr und mehr nach dem Sinn dieses
Lebens und nach dem Sinn der gesellschaftlichen
Entwidcklung. Das sollten wir begriien, und dafir
sollten wir dankbar sein.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr.
Schifer [Tibingen]: Was Sie da erzahlen,
ist ja eine Philosophie!)

— Ich wiinschte sehr, daB sich die sozialdemokra-
tische Fraktion etwas mehr mit dieser Philosophie,
etwas mehr mit dem konkreten Menschen, wie es
der Miinchner Oberbilirgermeister einmal ausge-
driickt hat, auseinandersetzen wiirde und nicht mit
Utopien, mit denen Sie das Volk speisen mochten,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Die Antwort auf die Frage: ,Welche Politik?”
kann auch eine Antwort auf die Fragen des wirt-
schaftlichen und sozialen Strukturwandels und eines
zunehmenden gesellschaftlichen BewuBtseins sein.
Sie kann auch auf diese Fragen, die Sie ja gar nicht
stellen, eine Antwort geben.

(Abg. Haehser: Sozial-liberale Koalition!)

Eine Antwort kann sicherlich nicht die Sozialpolitik
oder die Wirtschaftspolitik oder die Kulturpolitik
allein geben. Die traditionelle Fachpolitik, die ein-
zelne Aspekte verabsolutiert, bekommt die Pro-
bleme nicht in ihrer vollen Tragweite in Sicht, ins-
besondere gibt sie keine zureichenden Losungen.
Die moderne Industriegesellschaft braucht Leitbil-
der, mit denen sich die Menschen drauBen identifi-
zieren konnen und mit denen sie die Nur-Konsum-
gesellschaft uberwinden. Sie miissen der Orientie-
rung des Menschen in seiner neuen Welt dienen und
seiner Befihigung und Bereitschaft zu selbstandigem
Denken und der Entwicklung seiner schopferischen
Kréafte dienen. Der Mensch in der industriellen Ge-
sellschaft braucht viele Felder der personlichen Ent-
faltung, der personlichen Entwicklung.

Lassen Sie mich das hier mit allem Nachdruck
sagen: zu diesen Leitbildern gehdrt nicht zuletzt
das Bild der Personlichkeiten, das wir, die Politiker,
geben, und gehort nicht zuletzt der Stil der Ausein-
andersetzung, wie er hier im Hause von uns ge-
pragt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Auf all diese Fragen, meine Damen und Herren,
gibt die Regierung keine Antwort. Ja, sie versucht
noch nicht einmal, die Fragen zu stellen. Aber nur
wer diese Fragen sieht, wird gesellschaftspolitisch
iiberzeugende Losungen finden. Wer reformieren
will, muB den Boden erkennen, auf dem das Re-
formwerk errichtet wird.

(Zuruf von der SPD: Disseldort!)

Reformen setzen Kenntnis und Bewultsein der ge-
schichtlichen Entwicklung voraus.

(Abg. Wehner: Was liest denn der da?)

—- Herr Wehner, wenn Sie zuhorten, wiirde es Thnen
vielleicht niitzen. Ich gehe noch einen Schritt weiter.

Wer Reformen will, mufl das geschichtlich Gewor-
dene annehmen. Nur der kann es verandern.

(Beifall bei der CDU/CSU\)

Wer nicht so handelt, wird entweder unbewuft ein
Gefangener gerade der Tradition, oder sein Wol-
len bleibt im bloBen Gefiihl, daB etwas verandert
werden misse, stecken.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich dies
an wenigen Sachpunkten deutlich zu machen ver-
suchen:

Erstens. Eine bedenkliche Erscheinung unserer
gesellschaftlichen Verhaltnisse ist die ungleichge-
wichtige Verteilung des Produktivvermoégens. In
unseren Uberlegungen zum Beteiligungslohn, die
unter dem Namen ,Burgbacher-Plan* der Offent-
lichkeit drauBen bekannt sind, haben wir nachge-
wiesen, dafl nach unserer gegenwartigen Wirt-
schaftsfinanzierung der Zugang zum Produktivver-
mogen fur alle gar nicht moglich ware. Das Verhalt-
nis zwischen Fremdfinanzierung und Finanzierung,
die eine Eigentimerposition verschafft, muf ver-
dndert werden. Hier hat sich durch die gesellschaft-
liche Entwicklung eine Verzogerung gebildet, dic
autgeholt werden muB. Die Bundesregierung hat es
bisher bei einer Verdoppelung des gefdrderten
Sparbetrages bewenden lassen. Wie der Herr Bun-
deskanzler dies als eine Verdoppelung der Vermo-
genshildung bezeichnen kann, ist mir vollig unver-
standlich.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage?

Katzer (CDU/CSU): Bitte schon, gern.

(Zuruf von der SPD: Aber den Finger
drinhalten!)

-— Das haben Sie noétig, Herr Kollege!

Junghans (SPD): Herr Kollege Katzer, Sic spra-
chen soeben vom Burgbacher-Plan. Ich frage Sie,
gehort der Burgbacher-Plan zu den Disseldorfer
Beschlissen Threr Partei?

Katzer (CDU/CSU): Ja, er gehort dazu. Wenn Sie
die Beschliisse nachlesen, werden Sie das feststellen.
Herr Kollege, Sie kénnen ganz beruhigt sein.

Aber gerade von einer Regierung, die sich der
Schwachen annehmen will, hatte man erwartet, daB
sie denjenigen unter die Arme greift, die bisher
iberhaupt nicht sparfahig sind. Statt dessen werden
ohnehin gut Verdienende doppeit geférdert und
doppelt privilegiert. Das halten wir nicht fiir sinn-
voll.

(Beifall bei der CDU'CSU.)

An der Verteilung des Produktivvermogens é&n-
dert die Verdoppelung der vermodgenswirksamen
Anlage auf 624 DM gar nichts. Das gleiche ware
nach dem unausgegorenen Papier von vier Staats-
sekretaren der Fall, das vor einiger Zeit bekannt-
wurde, aber schnellstens wieder in der Versenkung
verschwand. Denn auch dort war doch die entschei-
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dende Frage der Anlage in Beteiligungen nicht ge-
16st.

Die vorliegende Antwort enthalt keinerlei Lo-
sungsvorschlige, so wie wir sie mit dem Beteili-
gungslohngesetzentwurf in den Gang des Gesetz-
gebungsverfahrens gebracht haben. Nicht einmal an-
deutungsweise ist davon die Rede, was die Bundes-
regierung hier zu tun gedenkt. Wieder einmal wird
dagegen der Vermoégensbildungsbericht angekiin-
digt. Die Regierungserklarung, auf die Sie, Herr von
Dohnanyi, abheben, versprach diesen Bericht schon
fir die Zeit nach den Parlamentsferien 1970.

Vor Wahlen hort man dann andere Tone. Auf
einer Arbeitnehmerkonferenz der SPD in Schwein-
furt — es ist immerhin interessant, daf3 die Arbeiter-
partei von gestern zur Beruhigung des Unmuts der
Arbeitnehmer in ihrer eigenen Partei heute eine
Arbeitnehmerkonferenz durchfithren muff —

(Buh-Rufe von der SPD)

erkldrte just vor den hessischen Landtagswahlen
der Bundesarbeitsminister im Oktober 1970

(Abg. Haehser: Wir heilen doch mnicht
Katzer!)

— das hat schon einmal einer gesagt; zitieren Sie
nicht weiter, es kann sehr teuer werden —:

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU)

GroBen Raum in den Uberlegungen der Bun-
desregierung iber eine gerechtere Vermdgens-
bildung nimmt die uberbetriebliche Ertragsbe-
teiligung der Arbeitnehmer ein. Dazu hat der
Bundesarbeitsminister dem Bundeskanzler kon-
krete Vorschldge gemacht.

Herr Arendt fahrt fort:

Willy Brandt hat es sich vorbehalten, diese Vor-
schlage den Arbeitnehmern selbst bekanntzu-
geben. Thr werdet verstehen, daBl ich dem Kanz-
ler nicht vorgreifen mochte.

(Lachen bei der CDU/CSU.)

Nun, das haben wir verstanden. Heute, ein halbes
Jahr spater, sagt der Herr Bundeskanzler zu dieser
entscheidenden gesellschaftspolitischen Frage nichts.

Ich darf in diesem Zusammenhang darauf hinwei-
sen, daB die Bundesregierung gerade in dieser Frage
keineswegs auf der grunen Wiese beginnen mufite.
Die Regierung der GroBen Koalition hat Grund-
sdtze und Modelle — Herr von Dohnanyi, Sie waren
da beteiligt; Sie miissen das wissen — fiir die Be-
teiligung aller am Produktivvermdgen entwickelt.
Sie sind in einer Broschiire unter dem Titel ,Ver-
mogenspolitik in einer wachsenden Wirtschaft” un-
ter der Federfihrung des Arbeitsministers ver-
offentlicht worden. Meine Damen und Herren von
der Koalition, hier hatten Sie eine Basis fiir eine
Konzeption, die auch die Ergebnisse einer langjéh-
rigen Debatte in Wissenschaft, Politik und Offent-
lichkeit enthalt.

Lassen Sie mich zu diesem Punkt zweierlei sehr
deutlich sagen.

Erstens. Wenn die Regierung hier keinen Mut
oder keine Kraft findet, dann wére sie gut beraten,
wenn der Beteiligungslohngesetzentwurf der CDU/
CSU-Fraktion im Ausschufl endlich behandelt wiirde.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Zweitens. Ich glaube, es geht nicht an, bei Wahl-
kdampfen drauBien im Lande die einseitige Vermo-
gensbildung zu beklagen

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!)

und hier im Hause den vorliegenden Gesetzentwurf
zu blockieren. Das steht nicht miteinander in Uber-
einstimmung.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage?

Bedker (Nienberge) (SPD): Herr Katzer, Sie wis-
sen doch, daB nach dem bisher nach dem 312-DM-
Gesetz praktizierten Verfahren

(Zurufe von der Mitte: Eine Frage stellen!)

— ich frage ja — Millionen von Arbeitnehmern gar
keinen Nutzen von der Vermoégensbildung hatten.
Jetzt wird diesen Arbeitnehmern eine Sparzulage
gewahrt — es sind mehrere Millionen —, und zwar
genau denen, die besonders einkommensschwach
sind. Nun will ich nicht beanspruchen, daf das eine
Reform ist. Aber halten Sie es wenigstens fiir einen
wesentlichen Fortschritt?

Katzer (CDU/CSU): Ich bin schon dankbar fir
Ihre Bemerkung, dafl das keine Reform ist. Streichen
Sie das einmal aus Ihrem Reformkatalog, den Sie
dem Hohen Hause immer wieder vorlegen.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Matt-
hofer: Nach der Demagogie jetzt zur Sache!
— Weitere Zurufe von der SPD.)

— Ich habe schon mehrfach gesagt, da man nicht
dagegen sein kann. Es war auch in der genannten
Broschiire schon vorgeschlagen.

(Erneuter Zuruf des Abg. Matthofer.)

-— Aber lieber Herr Kollege, Sie wissen doch selbst,
daB es um die Frage geht, ob wir dem Personen-
kreis, der 624 DM festlegen kann — das sind doch
nicht die Armsten —, die héheren Prédmien geben
oder ob wir statt dessen bei denjenigen, die nicht
sparfahig sind, die Sparfahigkeit herstellen. Darauf
kommt es an. Das war doch friher ein Programm-
punkt, der auch auf Ihrer Seite stand.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Leicht:
Das haben sie vorher nicht gehort!)

Lassen Sie mich zusammenfassend zwei Punkte
ganz klar hier sagen. Ich wiederhole: Sie koénnen
sich drauBlen nicht beschweren, wenn Sie hier un-
seren Gesetzentwurf nicht beraten. Ich mochte auf
eine Bemerkung des Kollegen Schellenberg bei der
damaligen Debatte klar sagen: Wer hier sagt, er
wolle kein Zwangssparen, aber durch die Politik
des leichten Geldes gerade den kleinen Mann zum
Zwangssparen iber den Preis zwingt, dem kann ich
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nur antworten, das ist unsozial und das Gegenteil
von Eigentumsbildung. Das sollten Sie nicht mit-
einander verbinden.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Zweitens. Zum sicheren Boden einer effektiven
Reformpolitik gehort die Soliditat von Wirtschaft
und Finanzen. Ich sage dies im Blick auf die Rent-
ner, die durch die gegenwartigen Preissteigerungen
besonders hart getroffen werden. Ich erhalte tdg-
lich eine Fiille von Briefen aus der ganzen Bundes-
republik, in denen sich die Rentner mit Recht dar-
iber beklagen, daB die Rentenerhohung vom
Januar 1971 durch die im Jahre 1970 eingetretenen
Preissteigerungen fast vollig aufgezehrt worden sei.
Durch die hohe Preissteigerungsrate haben wir da-
mit den Fall, daB eine reale Rentenerhdohung prak-
tisch ausfallt. Es ist dies das erste Mal seit der Ren-
tenreform des Jahres 1957.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Rentenreform — das war ein Reformgesetz, das
unter diesem Namen rubriziert werden kann.

Ich glaube, die Bundesregierung hitte allen An-
1aBs, diese Tatsache sehr ernst zu nehmen. Herr Kol-
lege Spitzmiller und Herr Kollege Schellenberg, wir
haben es in den letzten zehn Jahren so gehalten,
daB wir in dieser entscheidenden Frage der Renten-
versicherung, die das Kernstiick unserer sozialen
Sicherung bleibt, ein moglichst groBes MalB an
Gemeinsamkeit erzielten. Eckpfeiler dieses Siche-
rungswerks sind Soliditat, Solidaritdt und Stabilitdt.
Jeder mufl sicher sein, daBl er erstens seine Rente
iiberhaupt und zweitens eine geniigend hohe Rente
erhalt.

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!)

Deshalb haben wir auf die Sicherung stabiler Finan-
zen der Rentenversicherung durch das Dritte Ren-
tenversicherungs-Anderungsgesetz so groBen Wert
gelegt.

(Abg. Dr. Barzel: Der Kanzler verspricht
alles mogliche, und die Renten sinken!)

Ich wiederhole: es ehrt dieses Parlament, daB wir
damals vor den Bundestagswahlen den Beitragssatz
ab Januar 1973 auf 18 %/ festgelegt haben, und zwar
einmiitig, einschlieBlich der Opposition, was ich
damals als Arbeitsminister der FDP hoch angerech-
net habe.

Ist nun die Soliditdt bei den kiurzlich bekannt-
gewordenen neuen Vorausschdtzungen gegeben?
Ich will diese Frage nicht a priori verneinen. Aber
der Herr Bundesarbeitsminister, der in der Offent-
lichkeit unentwegt von flexibler Rente spricht, sollte
sich heute und hier von diesem Platz aus dazu ein-
mal klar und verbindlich duBlern.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Er wird sich fragen lassen miissen, ob alle Annah-
men realistisch und vollstandig sind. Ist beispiels-
weise die Annahme richtig, daB wir im Jahre 1985
2,5 Millionen ausldndische Arbeitnehmer haben
werden? Waire es nicht solider, mit vorsichtigeren
Margen zu arbeiten? Denn, meine Damen und Her-
ren — das habe ich eindrucksvoll erfahren —: Was

die Rentner vor allem anderen brauchen, ist Sicher-
heit auf lange Sicht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wir mochten auch Antwort haben auf die Frage
des erheblichen Riickgangs der Geburten. Das muBl
AnlaB zur Uberpriifung der Vorausschatzungen sein.
In der ,Welt" ist zu lesen, daBl im Jahre 1985 der
Anteil der Fiinfzehnjdahrigen nicht, wie in unseren
Berechnungen angenommen -— Herr Kollege, Sie
verstehen doch etwas von Zahlen —, 23,4 %0, son-
dern nur 19,8%0 betrdgt. Das hat doch selbstver-
standlich in starkem MaBe Auswirkungen auf die
Rentenversicherung. Wir méchten dann doch von
dieser Regierung eine Antwort haben auf die
Frage, welche Auswirkungen das hat und wie das
aussieht.

(Beifall bei der CDU/CSU\)

Und schlieBlich dies — bis jetzt habe ich das nur
von dem Kollegen Schellenberg gehort, aber ich
hdtte es gern vom Herrn Arbeitsminister dieser
Bundesregierung gehoért —: Das Rentenniveau wird
in diesem Jahr und im kommenden Jahr mit 42,5 %0
der Bruttoverdienste den niedrigsten Stand haben,
der jemals erreicht wurde.

(Zuruf von der SPD: Rezessionspolitiker!
— Weitere Zurufe von der SPD.)

Noch nie seit der Rentenreform waren die Renten
im Vergleich zum Einkommen der Aktiven so
niedrig wie heute.

(Zuruf des Abg. Dr. Schafer [Tibingen].)

— Das wird den Rentner sehr wenig beruhigen. Herr
Kollege Schéafer, weshalb hat denn der Kollege
Arendt damals ein Weihnachtsgeld empfohlen? Doch
eben deshalb, weil er selber das Gefuihl hatte, daB
die Rentner zuriickbleiben und daB hier etwas nach-
geholt werden muB. Das ist doch aus seinem eigenen
Munde gekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr.
Schafer [Tlbingen]: Herr Katzer, das wissen
Sie doch besser!)

— Ich weiB gar nicht, warum Sie sich so aufregen.

(Abg. Dr. Schifer [Tiibingen]: Ich rege mich
auf, weil Sie wider Ihr besseres Wissen
reden!)

— Herr Kollege Schéfer, das weise ich nachdriicklich
zurlck. Ich spreche hier aus der Verantwortung fiir
die Soliditdt und die Sicherheit unserer Rentenver-
sicherung. Die scheint mir mehr wert zu sein als
Ihre Bemerkungen.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Geiger
meldet sich zu einer Zwischenfrage.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage?

Katzer (CDU/CSU): Einen Augenblick!
mochte den Gedanken zu Ende bringen.

Ich

Um nicht falsch verstanden zu werden, Herr Kol-
lege Schifer, mochte ich Thnen hier sagen: Wir hal-
ten eine flexible Altersgrenze fiir sozialpolitisch
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notwendig und haben das in unserem Diisseldorfer
Programm klar gesagt. Aber massive Ankiindigungs-
effekte halten wir fir gefdhrlich. Wir mochten, dai
die Offentlichkeit weiB, welcher Preis dafiir gezahlt
werden muf.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Und das niedrige Rentenniveau ist ein Preis daftr.
Das mufl man wissen, und das mufl abgewogen wer-
den.

Wer hier reformieren will, meine Damen und
Herren, wird nur dann keine Fehlentscheidungen
treffen, wenn er iber eine Gesamtschau der hier an-
stehenden Probleme verfiigt.

(Zuruf von der SPD: Das haben wir gemerkt!)

Ich nenne hier die wichtige Frage der Offnung fiir
Selbstindige, ich nenne die Frage der Sicherung der
Frau.

(Zuruf von der SPD: Ach?!)

‘Wir haben dazu von dem Herrn Bundeskanzler
heute ein paar Worte gehort. Aber, Herr Bundes-
kanzler, vielleicht darf ich mir erlauben, noch dies
zu sagen: Ich glaube, Sie unterschatzen doch die
Wachsamkeit unserer Frauen, insbesondere auch
der Hausfrauen. Die wissen sehr wohl, was mit dem
Gelde los ist, und sie wiirden gerne hier und heute
horen, wie es mit ihrem Haushaltsgeld und mit den
Preissteigerungsraten fiir die Zukunft aussieht. Das
sind die Fragen, die sie in entscheidender Weise
beschaftigten und die beantwortet werden miissen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Ich nenne als ein weiteres Problem die Frage der
Kleinrenten. Hier haben wir ein sozialpolitisches
Anliegen von besonderer Dringlichkeit. Wir haben
mit unserem Gesetzentwurf liber die Nichtanrech-
nung eines Teils der Rente bei der Sozialhilfe einen
Schritt zur Losung des Problems getan. Wir geben
uns damit nicht zufrieden.

Ferner steht die Offnung der Rentenversicherung
fiir Selbstindige an. Von der Bundesregierung sind
hierzu Vorstellungen bekanntgeworden, deren
Durchfiilhrung den Selbstdndigen keine Sicherung
fir das Alter bringen, wohl aber die Rechte und
Pflichten in der Rentenversicherung ungleich ver-
teilen wiirden. Die CDU/CSU-Fraktion wird in den
kommenden Wochen einen Gesetzentwurf zur Off-
nung der Rentenversicherung fiir Selbstdndige ein-
bringen, der eine systemkonforme und den Anlie-
gen der Selbstdndigen entsprechende Regelung ent-
halten wird.

Die Verlautbarungen der Regierung lassen eine
solche Gesamtschau vermissen. Beziiglich der Klein-
rentner hat diese Regierung offenbar nichts im
Sinn —

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind ja nur
wenigel)

eine merkwiirdige Haltung fiir eine Regierung, die
angeblich gerade dem schwachen und im Schatten
stehenden Leben ihr besonderes Augenmerk wid-
men will.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Sie will die Verantwortung in diesem Punkt offen-
bar dem Parlament zuschieben. Ich glaube, Sie soll-
ten keine Sorge haben, dafl auch wir diese Ver-
antwortung tragen.

Mehr als widerspriichlich — darauf hétten wir von
dem Herrn Arbeitsminister ebenfalls gern eine Ant-
wort geh6rt — sind die AuBerungen zur Renten-
hohe. Wahrend der Bundesgeschéftsfihrer der SPD,
Herr Wischnewski, 6ffentlich erklart, die Regierung
prife eine Verkiirzung des time-lag in der Renten-
versicherung auf zwei Jahre, antwortet die Bundes-
regierung auf eine entsprechende Anfrage, sie stelle
eine solche Priufung nicht an und werde sie auch in
absehbarer Zeit nicht anstellen.

Noch verwirrender sind die AuBerungen zur
flexiblen Altersgrenze. Das Bundesarbeitsministe-
rium laBt verlauten, daB bei einem friheren Renten-
bezug an sogenannte versicherungsmathematische
Abschldge in Hohe von 5 bis 6% pro Jahr nicht
gedacht sei. Der Kollege Spitzmiiller und Frau Kol-
legin Funcke halten dagegen gerade solche Ab-
schlage fir notwendig. Ich meine, es ist dringend
erforderlich, daB hier Klarheit in die Haltung der
Regierung gebracht wird.

Ich wiederhole: Wir sind fur eine individuelle Al-
tersgrenze, aber nur, wenn vorher — ich sage ,vor-
her”, Herr Kollege Schellenberg, und nicht, wie Sie
gemeint haben, ,nachher” — alle damit zusammen-
hédngenden Fragen — einige davon habe ich ge-
nannt — klar und befriedigend beantwortet sind.

Lassen Sie mich ein Wort zur betrieblichen Alters-
versorgung sagen. Fir die arbeitenden Menschen
ist es von auBergewohnlichem Interesse, ob ihre
betriebliche Zusatzversorgung verlorengeht, wenn
die Unternehmen in finanzielle Schwierigkeiten ge-
raten, ob sie ihren Arbeitsplatz wechseln konnen
und ihre Anspriiche am neuen Arbeitsplatz fortgel-
ten — um nur einige Probleme zu nennen. Es hatte
zundchst den Anschein, dafl diese Regierung auf
dem von mir begonnenen Wege weitergehen wiirde.
In der Antwort der Bundesregierung, die wir be-
kommen haben, wird diese Frage, die Millionen von
Arbeitnehmern bewegt, mit keinem Wort mehr
erwahnt.

(Ahg. Dr. Barzel: Sehr wahr!)

Drittens. Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung
konkreter Art machen, insbesondere weil der Herr
Bundeskanzler in dieser Frage keine Aussage ge-
macht hat. Ich meine die Familienpolitik. Die Fa-
milie als erste und wichtigste Heimat personlicher
Bindungen verdient — ich fiige hinzu: und braucht
— den Schutz und die Férderung des Staates.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Fur die Entwicklung gerade der Kinder in den ersten
Lebensjahren ist es von besonderer Bedeutung, daB
sie in gesicherten Familienverhaltnissen aufwachsen.
Auch auf die Gefahr hin, daB3 der eine oder andere
von Thnen das fiir antiquiert halt, bekenne ich mich
dazu — ich sage das nachdriicklich —, daf die Er-
ziehungskraft der Familie durch nichts Gleichwerti-
ges ersetzt werden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

(D)
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Auch hier mull deutlich gesaglt werden, daBf die
Preissituation neben den Rentnern die kinderreiche
Familic am hértesten trifft. Die Verbesserung des
Kindergeldes fiir das dritte Kind durch diese Bun-
desregierung ist unzureichend. Wir haben Vor-
schlage zur Verbesserung des Familienlastenaus-
gleichs gemacht, die von dieser Koalition abgelehnt
wurden., Wir haben es uns nicht leichtgemacht, son-
dern gleichzeitig Deckungsvorschlige unterbreitet,
die Sie dann selbst nicht mehr wahrnehmen konn-
ten, weil Sie die Aufhebung der Ergdanzungsabgabe
und die Verdoppelung des Arbeiltnehmerfreibetra-
ges zwar versprachen, aber nicht realisierten.

Lassen Sie mich schlieBlich als Beispiel fiir den
Willen der Union zu realistischen Reformen auf un-
seren Initiativantrag zur Krankenhausreform hin-
weisen. Unsere Fraktion hat sich bemuht. mit ihrem
Antrag zur Krankenhausreform, den wir hier am
vorletzten Freitag in erster Lesung behandelt haben,
das Problem von Grund auf anzugehen. Wir haben
damit eine klare Alternative zum klassenlosen Kran-
kenhaus vorgelegt. Ich kann nur mein Erstaunen
dariber zum Ausdruck bringen, daB Sie drauflen
in den Wahlkdmpfen — insbesondere in Hessen —

unentwegt vom klassenlosen Krankenhaus spre- |
chen, aber hier in der Sachdebatte diesen Begriff |

noch nicht einmal erwahnen,

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Geiger:

Ich glaube, Sie haben noch ein Manuskript

von Threm Parteitag erwischt, das dort ver-
gessen worden ist!)

- Sie haben meine Parteitagsreden schlecht ge-
lesen. Ich werde Thnen eine zustellen, damit Sie das
vergleichen kénnen, Herr Kollege. Es lohnt sich fir
Sie. Sie konnen heute in Threr Partei das ja gar nicht
mehr sagen, was wir auf unserem Parteitag disku-
tiert haben.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr.
Nolling: Billig!)

Die Beantwortung der GroBen Anfrage durch die
Bundesregierung sowie die Erklarung des Herrn
Bundeskanzlers haben, glaube ich, hinreichend deut-
lich werden lassen, daB die Regierung die allge-
meine Reformbereitschaft, die zweifellos vorhanden
ist, nicht mit konkretem Inhalt zu fiilllen vermochte.
Sie rufen ja bei jedem zweiten Wort der Opposi-
tion: Alternative, Alternative! Wir von der Oppo-
sition haben im gesellschaftspolitischen Feld vier,
tinf groBe Alternativen aufgezeigt, und zwar Alter-
nativen, die zugleich Reformcharakter haben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

‘Wir waren dankbar — lassen Sie mich damit zum
Schiuf kommen — —

(Zurufe von der SPD.)

— Ich kann mir vorstellen, daB Sie dariiber sehr
glicklich sind.

(Abg. Dr. Barzel: Dann nimm Dir doch
Zeit, Hans! — Zurufe von der SPD.)

—— Meine Damen und Herren von der Sozialdemo-
kratie, es gibt in Ihren Reihen den einen oder an-
deren, mit dem ich seit langerem auch personlich

naher hekannt hin. Ich kann nicht behaupten, daB
die Betretfenden sich in dieser Koalition wohler
fihlten als etwa zu der Zeit, als wir gemeinsam
in der GroBen Koalition gearbeitet haben.

(Widerspruch und Ah-Rufe von der SPD.)
— Dann sind sie alle nicht hier.
(Heiterkeit bei der CDU/CSU.)

Es ist vielleicht auch bezeichnend, dal} sie alle nicht
hier sind.

(Abg. Dr. Nélling: Dann konnen es nicht
vicle sein, Herr Katzer!)

-— Es miussen aber doch viele sein, denn die Mehr-
zahl von Thnen ist ja heute nicht da. Diese Tatsache
scheint mir angesichts des Themas bemerkenswert
zu sein, Es ist bezeichnend, mit welchem Ernst Sie
sich diesem Thema in diesem Hohen Hause stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Meine Damen und Herren, ich komme zum
SchluB. Ich meine, Sie sollten weniger iiber Refor-
men reden und mehr fiir Reformen tun.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizepridsident Dr. Schimid: Das Wort hat der
Abgeordnete Professor Schellenberg. Seine Fraktion
erbittet fiir ihn eine Redezeit von 40 Minuten.

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Herr Katzer hat das Wort
+Alternativen" in den Mund genommen, aber keine
Alternativen entwickelt.

(Widerspruch bei der CDU/CSU.)

Das ist ein prinzipieller Unterschied zu den Leistun-
gen der sozial-liberalen Koalition.

(Abg. Rosing: Die liegen dem Haus vorl!)

— Ich gehe auf alles ein; deshalb habe ich auch um
verlangerte Redezeit gebeten.

Zu Beginn der Arbeit dieser Legislaturperiode hat
die CDU/CSU im August 1969 ein Schwerpunkt-
programm veroffentlicht. Es heiBt darin: Die CDU/
CSU-Fraktion hat keine Veranlassung, in der Sozial-
politik umwélzend neue Programme vorzulegen. —
Die CDU fiihrte ferner aus: ,Die Leistungen in unse-
rem sozialen Sicherungssystem sind so hoch und im
ganzen so ausgewogen, dal wir keine aufwendige
strukturelle Leistungsverbesserung anstreben wol-
len.”

(Hort! Hort! bei der SPD.)

Das war lhre Ausgangsposition. Das war ein Pro-
gramm der Selbstgefdlligkeit,

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind nicht auf
dem laufenden!)

das nicht den Erfordernissen der heutigen Industrie-
gesellschaft entspricht.

Demgegeniiber hat die Bundesregierung in ihrer
Regierungserkldarung und in der Antwort auf die
GroBe Anfrage nicht nur Reformen angedeutet, son-
dern es sind in wichtigen Bereichen schon Reformen
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durchgefiihrt worden. Das will ich IThnen an einigen
gesellschaftspolitischen Tatsachen beweisen.

(Abg. Wawrzik: Weihnachtsgeld fiir Rentner!)

Erstens. Die Gewahrung gleicher Lebenschancen
fur alle jungen Menschen ist fiir die Bundesregie-
rung eine Leitlinie ihrer Politik. Diesem Ziel dient
die Ausbildungsiérderung. Meine Fraktion hat hier-
zu schon im Jahre 1958 einen Initiativantrag einge-
bracht. Mehr als ein Jahrzehnt hat die CDU sich
gegen eine solche Ausbildungsforderung gestraubt.
Noch in der allerletzten Phase, Herr Kollege Barzel,
namlich am 9. September 1968, haben Sie wortlich
erklart:

(Abg. Dr. Barzel: Da haben Sie sich bei mir
fiir den sozialpolitischen Fortschritt be-
dankt!)

.Die Ausbildungsférderung kostet 3 Milliarden
jahrlich.” Auf diese Weise wollte die CDU durch
Zugrundelegung von Berechnungen einer Maximal-
16sung

{Abg. Dr. Barzel: Das ist doch jetzt Méarchen-
stundel)

den Einstieg in die Ausbildungsférderung verhin-
dern. Aber das war historisch gesehen 1968 schon
zu spdat. Nach dem kldglichen Scheitern des CDU-
GieBBkannen-Penndlergesetzes — Herr Kollege Stol-
tenberg?!

Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine Zwischen-
frage.
Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Herr Professor

Schellenberg, glauben Sie, dafl es den Erwartungen
der Offentlichkeit tiber zukiinftige Reformkonzepte
entspricht, wenn Sie in der Art Ihres Kollegen
von Dohnanyi jetzt zum Teil falsche Behauptungen
uber die Vergangenheit hier weiter anstellen?

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Kollege Stolten-
berg, ich stelle fiir die Ausbildungsforderung die
Tatsache fest, daBl die CDU sie bis in die letzte Phase
zu verhindern suchte, und daBl dann, nachdem die
Gesetzentwiirfe der FDP — damals Opposition —
und der Sozialdemokraten von der Offentlichkeit ge-
tragen wurden — nach Scheitern des Penniler-
gehalts —, die CDU schnell noch einen Referenten-
entwurf des damaligen Familienministeriums ein-
brachte. Das war genau 10 Jahre und 5 Monate nach
unserer ersten Initiative zur Ausbildungsférderung.
Das hat dann endlich den Weg frei gemacht zur Ver-
abschiedung des Ausbildungsférderungsgesetzes, das
am 1. Juli 1970 endlich in Kraft getreten ist.

(Abg. Dr. Barzel: Das tragt wirklich nicht
zum Image der Koalition bei, was der Mann
da erzahlt!)

— Diese Bundesregierung ist auf dem Wege der
Ausbildungsférderung weitergegangen.

(Abg. Dr. Martin meldet sich zu einer
Zwischenfrage.)

--- Nein, Herr Kollege Martin, ich moéchte thnen jetzt
nicht antworten. Ich mochte meine Gedankengange
zu Ende fithren, weil ich noch einige Tatsachen sagen
will.

Der Entwurf des neuen Bundesausbildungsférde-
rungsgesetzes, der in dieser Woche auf der Tages-
ordnung steht, ist ein weiterer grofer Schritt auf
dem Wege der Verwirklichung gleicher Lebens-
chancen fiir alle jungen Menschen. Diese Regie-
rungsvorlage, meine Damen und Herren von der
CDU/CSU, die Sie hoffentlich gelesen haben, ist ein
vorldufiger Hohepunkt des Bemiihens um Verwirk-
lichung gleicher Ausbildungschancen fiir alle jungen
Menschen. Sie wird 300000 jungen Menschen aus
den breiten Schichten unseres Volkes einen Rechts-
anspruch auf Ausbildungsférderung gewdhrleisten.

Nun, Herr Katzer, zum Familienlastenausgleich.
Beim Familienlastenausgleich hat die Bundesregie-
rung begonnen, Versdumnisse der Vergangenheit
abzubauen. Die Novelle zum Kindergeldgesetz vom
November 1970 hat erstmals seit 1964 fiir 2/2 Mil-
lionen Familien das Kindergeld mit Wirkung vom
1. September vergangenen Jahres erhoht.

Dieses Gesetz ist aber nur der Beginn zu einem
familienpolitischen Reformwerk, das sich die Bun-
desregierung — und zwar mit Recht — im Zusam-
menhang mit der Steuerreform vorgenommen hat.
Die Koordinierung von Familiengeidleistungen und
Steuerreform ist ndamlich fir ein grofles Konzept
unausweichbar erforderlich. Die CDU, Herr Kollege
Katzer, hat weder als Regierungspartei noch als
Opposition eine eigene Konzeption fiir eine grund-
legende Reform des Familienlastenausgleichs einge-
bracht. Sie haben Antrdge gestellt, mal diesen Be-
trag, mal jenen Betrag zu erhohen. Aber ein Kon-
zept fiir eine grofle Reform des Familienlastenaus-
gleichs hat die CDU nicht vorgelegt. Ich habe die
Auffassung, daf Thre Fraktion, Herr Kollege Katzer,
hier voll auf die Arbeit der Bundesregierung —
Neuordnung des Familienlastenausgleichs im Zu-
sammenhang mit der Steuerreform — vertraut. Und
das mit gutem Recht.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Nun, meine Damen und Herren, zu einem zweiten
Punkt der Gesellschaftspolitik. Die gesundheitliche
Sicherung aller Biirger ist ein weiterer Schwerpunkt
der inneren Reformen. Auch in diesem Bereich hat
die CDU viele Jahre den sozialen Fortschritt be-
hindert. Sie wollte nach antiquierten Vorstellungen
den in der sozialen Krankenversicherung geschiitz-
ten Personenkreis entscheidend begrenzen. Wenn
es nach dem CDU/CSU-Entwurf in der letzten Phase
der letzten Legislaturperiode gegangen wére, hat-
ten heute weniger als ein Drittel aller Angestellten
als Pflichtversicherte den Schutz der gesetzlichen
Krankenversicherung. Das ist die Tatsache.

(Beifall bei der SPD.)

Und was hat die neue Bundesregierung getan?
Nachdem die Gleichstellung der Arbeiter mit den
Angestellten im Krankheitsfall durch die Lohnfort-
zahlung erreicht war — dafiir haben wir hier im
Hause mit vielfdltigen Initiativen seit 1955 ge-
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kampft -, wurde durch die Regierung der sozial-
liberalen Koalition zielstrebig der Krankenversiche-
rungsschutz der Angestellten grundsatzlich neu ge-
regelt. Seit dem 1. Januar dieses Jahres haben erst-
mals in der deutschen Sozialgeschichte alle 7 Millio-
nen Angestellten ohne Riicksicht auf die Hohe ihres
Gehalts einen Rechtsanspruch auf den Arbeitgeber-
anteil. Das ist ein wichtiger sozialpolitischer Fort-
schritt fiir die Angestellten und ihre Familien. Denn
sie sind durch die gesetzliche Neuregelung jetzt
auch erstmalig bei Krankheit in der von ihnen frei
gewadhlten Versicherung geschitzt.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Eine weitere Tatsache, Herr Kollege Katzer: Un-
iallversicherung der Schulkinder. Vor iber drei
Jahren, am 17. Januar 1968, haben wir Sozialdemo-
kraten hierfiir einen Antrag eingebracht. Er wurde
dann vom Plenum angenommen, und die Bundes-
regierung erhielt den Auftrag, einen entsprechen-
den Gesetzentwurf vorzulegen. Der damalige Ar-
beitsminister Katzer hat diesen Auftrag des Parla-
ments nicht erfiilllt; 1968 von diesem Hause be-
schlossen, nicht erfiillt. Erst die Regierung der so-
zial-liberalen Koalition entsprach dem Auftrag des
Parlaments. Vom 1. April dieses Jahres an werden
alle Schiiler, Studenten, Kinder in Kindergarten
— das sind iiber 10 Millionen junge Menschen — in
den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung ein-
bezogen.

(Beifall bei den Regierungsparteien:)

Damit, meine Damen und Herren, wird ein Wandel
in der Struktur der gesetzlichen Unfallversicherung,

{Abg. Ruf: Herr Schellenberg, das war doch
unser Antrag')

die bisher grundsatzlich auf den Zusammenhang
von Unfall und Erwerbsarbeit begrenzt war, fir
10 Millionen Kinder erreicht.

(Abg. Franke [Osnabriick] meldet sich zu
einer Zwischenfrage.)

-—— Nein, ich mochte jetzt Fragen nicht beantworten.
IHerr Kollege Franke, Sie konnen sich nachher gern
melden, und ich werde Ihnen dann in der weiteren
Debatte antworten. Jetzt mochte ich meine Konzep-
tion im Zusammenhang vortragen.

Herr Kollege Katzer, Sie waren in Ihren Ausfiih-
rungen sehr stolz auf Thren Antrag zur Kranken-
hausfinanzierung. Herr Kollege Katzer, in einem
Zeitpunkt, in dem hier im Hause ein Gesetzentwurf
zur Krankenhausfinanzierung mit allen Schwierig-
keiten des Details vorliegt, kam der CDU-Antrag
Jahre zu spit; ein Antrag mit allgemein gehaltenen,
mehr oder weniger unverbindlichen Vorstellungen.
Herr Kollege Katzer, das werden auch die Aus-
schuBberatungen zeigen und das werden, wenn
Hearings stattfinden, auch die Sachverstdndigen sa-
gen. Es kommt namlich jetzt auf die konkrete LO-
sung der Probleme der Krankenhausfinanzierung
und nicht auf allgemeine Zielsetzungen an.

Meine Damen und Herren, die Frau Gesundheits-
minister Strobel hat erstmals in unserer Geschichte
einen Gesetzentwurf zu den schwierigen Kranken-

hausfragen vorgelegt und damit einen wichtigen
Beitrag zur Gesundung unserer Krankenhduser ge-
leistet.

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion
nimmt auch mit Befriedigung davon Kenntnis, daf3
die Bundesregierung einen Gesetzentwurf iiber die
Einbeziehung aller Landwirte in den Schutz der
Krankenversicherung vorbereitet, bei dem — und
das hat groBe gesellschaftspolitische Bedeutung —
alle alten Landwirte genauso wie die Rentner bei-
tragsfrei Krankenversicherungsschutz erhalten sol-
len.

Nun zumn dritten Punkt, zur sozialen Sicherung.

Herr Kollege Katzer, Sie haben das aufgenom-
men, was Herr Barzel Anfang dieses Monats in einer
Presseerklarung gesagt hat, namlich das Renten-
niveau sei auf 42,5°%0 des Lohnniveaus gesunken.
Herr Kollege Katzer, diese Behauptung haben Sie
entweder von Herrn Barzel {ibernommen, oder Sie
haben sie fir Herrn Barzel konzipiert. Ich stelle
fest, diese Behauptung der Herren Katzer, Dr. Barzel
ist irrefithrend. Ich weise sie energisch zuriudk, und
ich will dies begriinden.

(Abg. Katzer: Wir haben die Regicrung
gefragt; was sagt die Regierung denn?)

Augenblick, ich begriinde es Thnen genau. a) Ren-
ten sind Nettoeinkommen und lassen sich deshalb
nur mit Nettoeinkommen der Arbeitnehmer verglei-
chen.

(Abg. Katzer: Ach, auf einmal!)

b) Da nicht nur Beitragszeiten, sondern in groBem
Umfang auch beitraglose Zeiten sich rentensteigernd
auswirken, ist bei einem vollen Arbeitsleben nicht
von 40, sondern von 49 und bei dlteren Menschen
von 50 Versicherungsjahren auszugehen. c) Es er-
gibt sich bei einem vollen Arbeitsleben ein durch-
schnittliches Altersruhegeld nicht — wie Sie und
Herr Katzer behauptet haben — von 42,5, sondern
von 67,5%0 des Nettoverdienstes eines versicher-
ten Arbeitnehmers. Das werden wir, wenn wir den
Rentenanpassungsbericht demnéachst zu beraten ha-
ben, dem AusschuBl und der Offentlichkeit beweisen.

(Abg. Ruf: Das ist doch Demagogie! — Abg.
Katzer: Das ist sehr wertvoll!)

Im tbrigen, Herr Kollege Katzer, sollte Thnen
doch in lhrer Eigenschaft als stellvertretender Frak-
tionsvorsitzender nicht unbekannt sein, daB dem
Deutschen Bundestag kiirzlich vom Deutschen Be-
amtenbund ein Gutachten von Herrn Dr. Heubeck,
einem bekannten Versicherungsmathematiker, zu-
gegangen ist, in dem nachgewiesen wird, dafB die
Renten der Sozialversicherung den Nettobeamten-
pensionen entsprechen. Es wird sogar in den Gut-
achten dargelegt, daB bei Beriicksichtigung der bei-
tragsfreien Krankenversicherung es nicht selten vor-
kommt, dafB3 die Sozialversicherungsrenten die gleich-
artigen Beamtenpensionen iibersteigen. Gutachten
Dr. Heubeck! Herr Ruf, Sie sind doch auf Herrn
Heubeck immer sehr stolz gewesen.

SchlieBlich empfehle ich Herr Kollegen Katzer,
wenn er hier von 42,5%, Rente spricht, sich doch
einmal mit den Beamtenvertretern Ihrer Fraktion
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uber deren Meinung zu Beamtenpensionen
Renten der Sozialversicherung zu unterhalten.

(Zuruf von der CDU/CSU: Trotzdem hat
Kollege Katzer recht! — Abg. Katzer: Mit
anderen Worten, Sie wollen senken!)

und

Meine Damen und Herren, noch eine weitere Be-
merkung: Herr Barzel hat in der Presseerkldrung
von ,leichtfertig gendhrten Hoffnungen” in Zusam-
menhang mit der Weiterentwicklung der Renten-
versicherung gesprochen. Herr Kollege Katzer hat
das nicht so stark, wie Herr Barzel betont, aber
auch dieses Thema aufgenommen. Ich mufBl eine
Behauptung von leichtfertig gendhrten Hoffnungen
zuriick weisen.

(Abg. Katzer: Ich wollte das ja gar nicht
von lhnen héren! Das wiirden wir gern
von der Regierung horen!)

lch muB sie zurickweisen, Herr Kollege Katzer.
Da wende ich mich insbesondere an Sie als fritheren
Arbeitsminister.

(Abg. Katzer: Wir wollen das von der Re-
gierung horen!)

— Sie waren der frithere Arbeitsminister, mit dem
ich damals intensiv zusammenzuarbeiten hatte, zu-
erst als Sprecher der Opposition und dann als der
Arbeitsminister unserer gemeinsamen Regierung.

(Abg. Katzer: Es war schon vorher! Wir
wollen das von der Regicrung horen! Ich
habe gar nicht Sie gefragt!)

Es war Schuld der CDU/CSU, daBl beim Beginn der
Rezession nicht fir eine ausreichende Liquiditat der
Rentenversidierung gesorgt war, sondern dafi der
Rentenversicherung damals iiber 6 Milliarden DM
Schuldbuchforderungen auferlegt waren. Herr Kol-
lege Katzer, schon als die ersten Rentenversiche-
rungstrager
2. September 1966 als damaliger Arbeitsminister
die Rentenversicherung veranlassen wollen, eine
dreiviertel Milliarde DM Mobilisierungspapiere zur
Finanzierung von Stationierungskosten zu tberneh-

" men. Das war der Tathestand.

(Abg. Katzer: Davon ist kein Wort wabhr,
Herr Kollege!)

— Das kann ich dokumentarisch beweisen!

(Abg. Katzer: Aber die Regierung soll ant-
worten!)

Meine Damen und Herren, die schweren Fehler der
CDU haben dann zu Eingriffen in die Rentenver-
sicherung gefiihrt, zu einer Beeintrachtigung des
Vertrauens unserer Biirger in die gesetzliche Alters-
versicherung.

Herr Kollege Katzer, Sie erhielten damals einen
Auftrag von Herrn Kiesinger als damaligem Bundes-
kanzler, zu berechnen, was die Beseitigung der
bruttolohnbezogenen Rente, der Ubergang zur
nettolohnbezogenen Rente an Einsparungen brin-
gen wiirde. Sie haben mit Schreiben vom 17. Marz
1967 den Auftrag erhalten, zu berechnen, welche
finanziellen Ergebnisse eine Heraufsetzung der
Altersgrenze von 65 auf 66 Jahre haben wirde.
Solche Leistungssenkungen konnten zwar verhindert

ins Defizit gerieten, haben Sie am |

werden, aber es wurde der Rentnerkrankenversiche-
rungsbeitrag als Kirzung der Renten beschlossen.

(Abg. Katzer: Herr Schellenberg, dann ge-

ben Sie doch fairerweise die Antwort be-

kannt! — Weitere Zurufe von der CDU/
CSU)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Meine Damen und
Herren, ich darf doch bitten, den Redner ungestort
sprechen zu lassen und Zwischenfragen am Mikrofon
zu stellen.

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Kollege Katzer,
Sie haben hier sehr stolz vom Rentenfinanzierungs-
gesetz gesprochen.

(Abg. Katzer: Ich habe gar nicht Sie gefragt!
Ich habe die Regierung gefragt!)

Ich muB Sie daran erinnern, Herr Katzer, daB3 Ihre
Vorlage damals einen Deckungsabschnitt fiir die
Rentenversicherung von nur vier Jahren vorsah.

(Abg. Katzer: Ich habe die Regierung und
nicht Sie gefragt!)

Sie waren noch im Juni 1968, als Sie als Minister
in den AusschuB kamen, nicht iber die tatsidchliche
Entwicklung des Rentenberges unterrichtet, sondern
mufBiten auf unsere Kritik hin ein halbes Jahr spa-
ter berichtigte Zahlen vorlegen.

(Abg. Dr. Wulff :Unerhort ist so etwas!)

Im Ausschuff haben wir, CDU, SPD und FDP gemein-
sam, jenes Rentenfinanzierungsgesetz erarbeitet,
das die Rentenfinanzierung fiir 15 Jahre im voraus
vorschreibt und mit allen nur denkbaren Sicher-
heitsregelungen ausstattet. Auf Grund dieser ge-
setzlichen Regelung kann ein solches Finanzdesa-
ster der gesetzlichen Rentenversicherung, wie es
sich in der letzten Rezession ergeben hat, nicht mehr
eintreten.
(Abg. Leicht: Abwarten!)

Nachdem im Zusammenhang mit der Wirtschafts-
und Finanzpolitik eine Konsolidierung der Renten-
versicherung erreicht war, hat die sozial-liberale
Koalition — das war eine ihrer ersten MaBnah-
men den Rentnerkrankenversicherungsbeitrag
von 2% bescitigt und damit die volle bruttolohn-
bezogene Rente wiederhergestellt.

(Beifall bei den Regierungsparteien.
Abg. Dr. Wulff: Und 4 % Preissteigerung!)

Der ndchste gesetzlich vorgeschriebene Renten-
anpassungsbericht, der zum 31. Mé&rz dem Hause
vorzulegen ist und dessen Zahlenmaterial mit der
Deutschen Bundesbank, den Rentenversicherungs-
tragern und dem Bundesrechnungshof abgestimmt
ist, wird zeigen, dafl bei voller lohnbezogener Rente
ungeachtet des Rentenberges nach allen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen beachtliche Uberschiisse
crzielt werden.

Jeder Politiker, der die Ricklagen der Renten-
versicherung nicht als Selbstzweck, sondern als ein
Instrument sicherer Leistungsgestaltung fiir Gegen-
wart und Zukunft betrachtet, hat sich, wenn die
Reserven liberproportional steigen — das ist der
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Fall —-, zu uberlegen, wie diese Reserven sinnvoll
einzusetzen sind. Damit, meine Damen und Herren,
steht die Regierung nach vier Jahren -— vor vier
Jahren schrieb Herr Kiesinger an Herrn Katzer
jenen Brief beziiglich der Berechnungen iiber Her-
aufsetzung der Altersgrenze -—

(Zurut des Abg. Katzer)

vor eciner neuen Aufgabe, eine wohlabgewogene
Verbesserung zu iiberlegen.

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht er-
kléart, daB sie an einer Konzeption fir eine flexible
Altersgrenze arbeitet,

(Abg. Leicht: Sie ,prift”, steht darin!)

-— Sie sagt, daB sie an einer Konzeption arbeitet.
Meine Damen und Herren, die {lexible Altersgrenze
beriicksichtigt nach Auffassung der sozialdemokra-
tischen Bundestagsfraktion die Bedirfnisse der ar-
beitenden Menschen in der modernen Industriege-
sellschaft. Eine tlexible Altersgrenze tragt auch
dem — trotz aller gesundheitlichen MaBnahmen —
viel zu frihen Verschieil der Leistungskraft vieler
Arbeitnehmer Rechnung. Eine flexible Altersgrenze
entspricht in besonderer Weise dem Grundsatz der
inneren Reformen: mehr Frerheit fir den einzelnen
und mehr soziale Gerechtigkeit, vor allen Dingen
auch im Vergleich zu anderen Berufsgruppen, fiir die
die flexible Altersgrenze seit langem eine Selbst-
verstandlichkeit ist. Meine Damen und Herren, die
CDU hat noch zu Beginn dieser Legislaturperiode
erklart, sie halte eine Herabsetzung der Alters-
grenze in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht
fir vertretbar. Wir freuen uns, dalBl sie ihre Auf-
fassung woh! wandeln will.

Meine Damen und Herren, die flexible Alters-
grenze wdre eine sehr bedeutsame Leistungsver-
besserung, die vielfdltige Auswirkungen hat. Des-
halb ist es gut, daB die Bundesregierung alle sozia-
len, finanziellen und volkswirtschaftlichen Tatbe-
stande besonders sorgsam pruft, damit zu gegebener
Zeit dem Hause ein entsprechender Gesetzentwurf
mit den selbstverstdndlich erforderlichen langfristi-
gen Berechnungen vorgelegt werden kann. Da es
sich hier um einen gesellschaftspolitischen Fort-
schritt groBen Formats handelt, sind wir uns dariber
im klaren, daB eine so grofie Zielsetzung nur schritt-
weise verwirklicht werden kann.

Ich mochte aber die Gelegenheit benutzen, dem
Bundesarbeitsminister fir die besondere Tatkraft zu
danken, mit der er sich fur diese Reform einsetzt.

(Beifall bei der SPD.)
Dem Bundesminister der Justiz
(Abg. Dr. Wulff: Der ist nicht da!)
gebiithrt Dank dafiir, daB er die Notwendigkeit einer
sozialen Sicherung fiir nicht erwerbstitige Frauen in
die oOffentliche Diskussion gebracht hat. Dabei han-
delt es sich auch um eine gesellschaftspolitische Aui-

gabe von groBer Bedeutung, zu der ich einige Be-
merkungen machen mochte.

Im Jahre 1968 haben wir daflir gesorgt, daB} die
Beitragsrickerstattung bei EheschlieSung

abge- |

schafft wurde. Das sichert den Frauen bei Heirat ihre
erworbenen Rentenanspriiche. Als zweiten Schritt
haben wir dann aus dem Ausschull heraus durchge-
setzt, daBl Frauen durch Nachentrichtung friher er-
statteter Beitrdge ihre Anspriiche wieder aufleben
lassen konnen. Es ist ein dritter Schritt im Interesse
der sozialen Sicherung nicht berufstdtiger Frauen,
wenn die Bundesregierung in Verdeutlichung der
Regierungserkldarung jetzt ausdricklich sagt, daB bei
der Erarbeitung der Konzeption fur die Offnung der
Rentenversicherung nicht berufstatige Frauen einbe-
zogen werden sollen. Das ist eine bemerkenswerte
Erklarung in dem vorliegenden Bericht der Bundes-
regierung —.

Im Hinblick auf die groBe Bedeutung der sozialen
Sicherung fir Frauen sollte die Bundesregierung fer-
ner priifen, ob und inwieweit fiir Zeiten der Kin-
dererziehung sozialversicherungsrechtliche Nachteile
bei Frauen schrittweise beseitigt werden konnen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Mit all diesen Schritten sind wir auf dem richtigen
Wege zu einem ganz groBlen Ziel.

Meine Fraktion hilt es flr sozialpolitisch, finanz-
politisch und volkswirtschaftlich sinnvoll, wenn die
Bundesregierung die angesprochenen Rentenpro-

i bleme, zu denen auch die soziale Sicherung der Selb-

stindigen gehort, in ein Gesamtkonzept bringt. Las-
sen Sie mich zu dieser sozialen Sicherung der Selb-
stindigen wenige Bemerkungen machen. Seitdem
alle Angestellten in die gesetzliche Rentenversiche-
rung einbezogen sind, ist es ein unertraglicher MiB-
stand, daB Selbstdndige, die sich oft in einer schwie-
rigeren sozialen Lage als Arbeitnehmer befinden,
keine Moglichkeit haben, der gesetzlichen Renten-
versicherung beizutreten. Herr Katzer, Sie haben als
Arbeitsminister von diesem Hause am 8. Dezember
1967 den Auftrag erhalten, baldmoglichst eine Geset-
zesvorlage Uber die Ausdehnung der gesetzlichen
Rentenversicherung auf Selbstandige vorzulegen.
Sie haben auch diesen Auftrag des Parlaments nicht
erfillt.
(Hort! Hort! bei der SPD.)

Das ist ein politisches Verschulden des damaligen
Arbeitsministers Katzer. Die Erklarung der Bundes-
regierung, daB sie an einer Konzeption fiir die Off-
nung der Rentenversicherung fir die Selbstandigen
arbeitet, begriiBen wir. Wir nehmen davon Kennt-
nis, daB die Bundesregierung jetzt durch ihre Erkla-
rung einer Offnung der Rentenversicherung fur
Selbstédndige auf freiwilliger Basis ihr Konzept pra-
zisiert. Wir begriBlen es schlieBlich, daB durch die
Offnung der Rentenversicherung nach Meinung der
Bundesregierung Mehrbelastungen fir Pflichtver-
sicherte ausgeschlossen werden sollen.

Meine Damen und Herren, wenige Bemerkungen
zu einem anderen Thema der sozialen Sicherung.
Es war ein unwiirdiger Zustand, daB, solange die
CDU CSU die Bundesregierung fuhrte, die Kriegs-
opfer wegen der Anpassung ihrer sozialen Siche-
rung an die wirtschaftliche Entwicklung immer wie-
der zu Protesten genoétigt wurden. Schon wenige
Wochen nach Bildung der neuen Bundesregierung
hat die sozial-liberale Koalition eine grundlegende
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Neugestaltung des Kriegsopferrechts verwirklicht
und damit fir die Kriegsopfer mehr soziale Gerech-
tigkeit geschaffen. Uber eine betrdchtliche Erhéhung
aller Geldleistungen und strukturelle Verbesserun-
gen insbesondere zugunsten der Witwen hinaus
wurden die Renten dynamisiert. Die jahrliche An-
passung der Leistungen der Kriegsopferversorgung
an die wirtschaftliche Entwidklung entsprechend dem
bewdhrten System der bruttolohnbezogenen Rente
ist eine grofie Leistung der neuen Bundesregierung.
Das ist ein entscheidender Wendepunkt in der Ver-
sorgung unserer Kriegsopfer.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.
Harzschel: Im Augenblick sind sie aber
schlechter dran!)

Meine Damen und Herren, im Anschlufl an das,
was Herr Stoltenberg gesagt hat und was auch Herr
Katzer hat anklingen lassen, mochte ich einige kon-
krete Bemerkungen zur Frage der Rentenerhéhung
und der Preisentwicklung machen. Seit Oktober
1969,

(Zuruf von der CDU/CSU: Steigen die
Preise fortwdhrend!)

also seit Ubernahme der Bundesregierung, ist der
Lebenshaltungskostenindex der Rentner um 5,7 %o
gestiegen. Die Beschddigtenrenten in der Kriegs-
opferversorgung sind im gleichen Zeitraum um
229/, die Witwenrenten der Kriegsopferversorgung
im gleichen Zeitraum um 32906 erhoht worden.

(Abg. Leicht: Eine Milchmadchenrechnung!)

Selbst bei den Renten der Rentenversicherung be-
tragt, obwohl sich durch die von der CDU verschul-
dete Rezession gegenwartig ein relativ niedriger
Anpassungssatz ergibt — das liegt in der Renten-
formel des Jahres 1957 —, die Steigerung aller Ren-
ten seit Ubernahme der Regierung durch die sozial-
liberale Koalition 14,5%. Die Rentenanpassungen
sind somit weit hoher als die Preisentwicklung. Des-
halb ist die Behauptung von Herrn Stoltenberg, die
Rentner wiirden durch die Preisentwidklung um
ihre Rentenerhohung gebracht, falsch. Ich muB sie
nachdriicklich zuridkweisen.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Leicht: Sie
ist nicht falsch!)

Es war ein schlechter politischer Stil, durch eine
solche Behauptung zu versuchen, bei Kriegsopfern
und Rentnern Unruhe zu wedken.

(Abg. Harzschel: Das ist eine Tduschung der
Unwissenden!)

Viertens. Einige Bemerkungen zu der Frage der
Vermogensbildung. Ungeachtet der Tatsache — das
hat die Bundesregierung in ihrer Antwort erklart —,
daB die Vermégensstruktur noch ungerecht ist, hat
die Regierung mit dem Dritten Vermogensbildungs-
gesetz einen wesentlichen Durchbruch in Richtung
auf Vermogensbildung fiir alle erreicht. Was Herr
Katzer dazu gesagt hat, entspricht in dieser Form
keineswegs den Tatsachen. Er hat nur ein Teilpro-
blem angeschnitten. Das Zentralproblem hat Herr
Katzer nicht gewiirdigt. Im Interesse der Arbeitneh-
mer wurde die unsoziale Befreiung von Lohnsteuer

und Sozialabgaben durch eine familiengerechte Spar-
zulage ersetzt, der Forderungsrahmen verdoppelt
und durch Einkommensgrenzen das Sparen fiir Be-
zieher kleinerer und mittlerer Einkommen gezielt
gefordert. Das war eine grofie sozialpolitische Lei-
stung.

Ich will das Ausmall des Erfolges dieses Gesetzes
der neuen Regierung in Zahlen belegen. 1969 haben
5,7 Millionen Arbeitnehmer vermogenswirksam ge-
spart. Heute sind es bereits 14,5 Millionen Arbeit-
nchmer; das sind 70 %o der gesamten Arbeitnehmer-
schaft. Dies erreicht zu haben, ist ein grofier gesell-
schaftspolitischer Erfolg.

(Beifall bei der SPD.)

Meine Damen und Herren, dennoch geht es um
mehr. Es geht um eine umfassende Reform der Spar-
forderung auch in Richtung auf eine stdarkere Be-
teiligung der Arbeitnehmer am wachsenden Pro-
duktivvermégen. Die Bundesregierung hat mit Recht
unterstrichen, dafl die Losung dieser Aufgabe in Zu-
sammenhang mit der Steuerreform erfolgen muf.
Das ist ein realistischer Schritt auf dem Wege zur
Vermoégensbildung fiir alle.

Herr Kollege Katzer und auch Herr Stoltenberg
haben auf den Gesetzentwurf, der den Namen
.Burgbacher-Plan” tragt, hingewiesen. Was die
CDU-Sprecher hierzu sagten, zeigt eine erstaunliche
Unkenntnis der Fakten. Ich will das erkldren. Weder
Herr Katzer noch Herr Stoltenberq, die stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende sind, haben den Schrift-
lichen Bericht iiber die Beratungen des Dritten Ver-
mogensbildungsgesetzes, dessen Entwurf von der
Bundesregierung eingebracht wurde, gelesen. Aus
den detaillierten Berechnungen, die mit Vertretern
der CDU/CSU abgestimmt worden sind, ergibt sich,
daB der CDU/CSU-Plan fiir Bund und L&nder im
Jahre 1971 Mehrkosten von 5,26 Milliarden DM er-
fordert. Selbst wenn man beriicksichtigt, daBl sich
durch das Dritte Vermdgensbildungsgesetz der Auf-
wand infolge der Einfiihrung des Zulagesystems
etwas vermindert, verbleibt nach den Berechnungen,
die ich mir in den letzten Tagen habe erstellen las-
sen, fur den CDU/CSU-Gesetzentwurf immer noch
ein Mehraufwand von rund 5 Milliarden DM fiir die-
ses Jahr.

Das war wohl der Grund, weshalb die Abgeord-
neten der CDU/CSU aller beteiligten Ausschiisse
seit dem 26. Mai vergangenen Jahres niemals einen
Antrag gestellt haben, diesen Gesetzentwurf auch
nur auf die Tagesordnung eines Ausschusses zu
setzen. Es ist kein solcher Antrag von CDU-Abge-
ordneten gestellt worden.

(Hort! Hort! bei der SPD.)

Eigentlich miifiten ja Herr Stoltenberg und Herr
Katzer dies wissen. Oder wollten Sie heute eine
Initiative ankiindigen, daB Mehrausgaben, die fiir
1971 mit 5 Milliarden DM berechnet sind, noch nach-
traglich im Haushalt eingeplant werden sollen? Das
sind die Fakten, um die es heute beim Burgbacher-
Plan geht.

Fiinftens. Meine Damen und Herren, eine wichtige
Zielsetzung unserer Politik der inneren Reformen ist

(&

)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 109. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 24. Marz 1971

6445

Dr. Schellenberg

es, mehr Demokratie im Arbeitsleben zu schaffen.
Obwohl das Betriebsverfassungsgesetz von 1952
seit langem nicht mehr unserer gewandelten Arbeits-
welt entsprach, hat die CDU/CSU in den 18 Jahren,
in denen sie den Bundeskanzler und den Arbeits-
minister stellte, keinen Gesetzentwurf zur umfassen-
den Neugestaltung des Betriebsverfassungsgesetzes
zustande gebracht. Ein Wandel trat erst nach Bil-
dung der sozial-liberalen Koalition ein. Die CDU/
CSU wollte diesen Wandel nicht wahrhaben. Des-
halb hat sie am 13. November 1970 das Gesetz Uber
die Verlingerung der Amtszeit der Betriebsrate, den
unerlaBlichen Einstieg in die Reform der Betriebs-
verfassung, abgelehnt. Das war Opposition um der
Opposition willen. Mit dieser Ablehnung wollte die
CDU ihre Verddchtigungen stiitzen, die Bundes-
regierung sei zu der in der Regierungserkldrung
angekindigten Reform der Betriebsverfassung iiber-
haupt nicht fahig.

Wenige Wochen spater befand sich aber der Ge-
setzentwurf der Bundesregierung zur Neuregelung
der Betriebsverfassung bereits in der Gesetzgebung.
Allen Unkenrufen der CDU/CSU zum Trotz! Noch in
diesem Jahr wird ein neues Betriebsverfassungs-
yeselz verabschiedet.

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber was fur
eins!)

Anfang nédchsten Jahres werden in weit mehr Be-
trieben als jemals zuvor Betriebsrdte und Jugend-
vertreter nach dem neuen Recht gewdhlt, am 1. Mai
1972 werden die neu gewdhlten Reprdsentanten der
Arbeitnehmer im Betrieb ihre erweiterten Aufgaben
iibernehmen, und der Freiheitsraum des Arbeitneh-
mers wird erweitert sein.

(Beifall bei der SPD.)

Es ist eine entscheidende Leistung der Bundesregie-
rung, trotz der vielfdltigen Probleme diese Gesetzes-
vorlage eingebracht zu haben.

Gemeinsam mit unserem Koalitionspartner —— das
lassen Sie mich zum Schluf sagen — werden wir
unsere erfolgreich begonnene Gesellschaftspolitik
fortfihren. Das wird die soziale Landschaft veran-
dern. Wir werden damit erreichen, was der Bundes-
kanzler heute morgen umriff: mehr Gerechtigkeit,
mehr Freiheit, mehr Demokratie und mehr Huma-
nitdt in unserer Gesellschaft.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der
Abgeordnete Spitzmiiller.

Spitzmiiller (FDP): Herr Prdsident! Meine sehr
verehrten Damen, meine Herren! In den vergange-

nen Stunden ist hier eine Fiille von Versdumnissen’

vorgetragen worden, die diese Regierung begangen
haben soll, von Versdaumnissen, die in der Vergan-
genheit bis zuriick in das Jahr 1949 liegen. Es ist
gesagt worden, daB das Wort ,Reform” zu oft und
zuviel gebraucht worden sei und daB man konkrete
Losungen anstreben miisse, da durch Ankiindigun-
gen Erwartungen in weiten Teilen der Bevolke-
rung erzeugt worden seien, die nicht erfullt worden

seien. Wenn wir selbstkritisch sind, k6nnen wir
sagen: all das kann jeder dem anderen vorhalten.
Auch die CDU hat Ankiindigungseffekte erzielt und
die Erwartungen nicht erfiillt. Ankiindigungseffekte
sind aber von dieser Regierung in der Regierungs-
erkldarung nicht verursacht worden, bei denen die
Erwartungen nicht zu erfiilllen widren. Denn man
muB beim Lesen der Regierungserkldrung sehr deut-
lich unterscheiden zwischen dem, was die Bundes-
regierung als Reformen angekiindigt hat, die sie
anpacken und durchfiihren will, und den Reform-
vorhaben, die sie priifen und einer Losung ent-
gegenfiihren will.

(Abg. Ruf: Das meiste will sie ,prifen”!)

Man muB doch ehrlich feststellen, daB keine Regie-
rung je zuvor in einem solchen Umfang und mit
einer solchen Intensitdt die Offentlichkeit an der
Diskussion ihrer Reformvorhaben beteiligt hat, so-
gar an der Diskussion erkannter Detailprobleme.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Diese Regierung hat eine Fiillle von Berichten
vorgelegt, die zundchst einmal eine ganz massive
Bestandsaufnahme zum Inhalt haben, damit die
Fakten, von denen man ausgehen kann, nicht nur
im Parlament, sondern in der ganzen Offentlichkeit
bekannter sind, und sie hat an diese Berichte Zu-
kunftsperspektiven — ausdricklich mit allen Vor-
behalten versehen — geknupft, um die Diskussion
anzureichern und die Offentlichkeit am politischen
Leben und an der Gestaltung der politischen Dis-
kussion teilnehmen zu lassen. Das ist doch, wahr-
haftiger Gott, ein Demokratisierungsfortschritt
ohnegleichen. Aber ein solcher Demokratisierungs-
fortschritt verwirrt offensichtlich jene politischen
Krafte in der CDU/CSU, die es gewohnt waren,
wegen der eklatanten inneren Gegensdtze in der
eigenen Partei unter der Decke etwas auszu-
muscheln und dann mit den so erzielten Ergebnis-
sen an die Offentlichkeit zu treten und diese zu
iiberraschen. So beispielsweise mit dem Burgbacher-
Plan, den Herr Kollege Katzer hier angesprochen
hat.

Dazu nur ein Wort, nur fiir den Notfall, zur Er-
innerung an die Anhdérung im Ausschufl. Herr Dr.
Irmler hat dazu erklért:

Ich halte es nur fiir eine Kapitulation des Ge-
setzgebers, wenn er die Beteiligungsrechte in
den Vordergrund schiebt und das andere de-
klassiert einstuft; denn der Arbeitnehmer hat
zundchst einmal das Interesse, eine im gegebe-
nen Fall auch einmal auflésbare Vermégens-
anlage zu machen, damit er sich etwas dafir
kaufen kann.

Nur das dazu. — Herr Kollege Burgbacher, eine
Frage? — Gern. Aber vielleicht kénnen wir uns
kurz fassen. — Bitte schon!

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter
Burgbacher zu einer Zwischenfrage.

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Herr Kollege, ist
IThnen der Unterschied zwischen Beteiligungssparen
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und Geldsparen in der laufenden Okonomie be-
kannt, und wissen Sie, daBl auch die Anhanger des
Beteiligungslohngesetzes zundchst das Geldsparen
bei allen haben wollen, damit sie verfigbhare Mittel
haben, daB aber mit dem Geldsparen die vorhan-
dene Dissonanz in der Verteilung des Produktiv-
kapitals nicht verkleinert, sondern vergroéBert wird?
Ist Thnen das bekannt?

(Abg. Katzer: Das ist der Punkt!)

Spitzmiiller (FDP): Herr Kollege Dr. Burgbacher,
mir ist nicht nur alles das bekannt, was Sie hier
ausfiuhren, sondern mir ist auch alles bekannt, was
in der Anhorung der Sachverstindigen ausgefithrt
wurde. Mir ist auch bekannt, welche Argumente in
der Wirtschaft vorgebracht werden: zu welch unge-
heuren Belastungen es gerade in den kleinen und
mittleren, lohnintensiven Betrieben fithren wirde,
wenn Thr Plan verwirklicht wiirde, und daB8 es
auBerordentlich schwierig wire, das Geld in den
ersten Jahren tberhaupt am Aktienmarkt unterzu-
bringen. Herr Kollege Burgbacher, ich lberlasse es
Thnen, Ihren Plan in mittelstandischen Kreisen zu
vertreten. Die von uns gefundene Form der Um-
wandlung des 312-DM-Gesetzes in ein 624-DM-
Gesetz — nicht mehr steuerfrei, sondern mit Zu-
lagensystem, mit erhéhten Zulagen fiir Kinderreiche
— halte ich im Augenblick fiir die einzig mogliche,
bessere und sofort gangbare Form. Deshalb haben
wir diese Form gewahlt und in Gesetzeskraft um-
gesetzt mit der Wirkung, daB viele an dieser Ver-
mogensbildung schon teilnehmen kénnen, wahrend
Ihr Plan, wenn er verwirklicht werden sollte, viel-
faltige Anderungen erfahren miifite, weil er sonst
tiberhaupt nicht durchsetzbar ware und auch den Be-
troffenen mnichts nutzte in dem Sinne, wie es sich
viele auf Grund der Ankiindigungseffekte vorstel-
len, die Sie hervorgerufen haben. Aber bitte, Herr
Kollege Burgbacher, wir wollen uns nicht weiter
tber Thren Plan unterhalten. Ich will das hier nur
einmal in die Debatte hineinstellen. Wir kénnen uns
spédter weiter unterhalten. Ich bitte um Verstdndnis,
daB ich Thnen keine weitere Zwischenfrage geben
kann. Aber wenn Sie in der Frageform etwas rich-
tigstellen wollen, bitte schon.

(Abg. Héarzschel: Herr Kolege Spitzmiiller,
wollen Sie denn die kleinen Einkommen
draufien lassen?)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter
Spitzmiller, gestatten Sie die Zwischenfrage?

Spitzmiiller (FDP): Ja, bitte schon!

Dr. Burgbacher (CDU/CSU): Ich muBl also fra-
gen. Zunéchst muB ich Sie fragen, ob Sie wissen, daf}
es eigentlich keine ,lohnleichten” und ,lohnschwe-
ren" Betriebe gibt, weil bei den ,lohnleichten” die
Lohnschwere in dem anteiligen Lohn aller Investi-
tionen genauso enthalten ist, so daB diese Unter-
scheidung unwissenschaftlich ist? Und wissen Sie
auch, daB sich Herr Irmler in dem Hearing das Er-
staunliche erlaubt hat, die Kredite als ,Beteiligungs-

werte" zu bezeichnen, und wissen Sie, dal} das in der
Okonomischen Wirkung vollig daneben ist?

Spitzmiiller (FDP): Herr Kollege Burgbacher,
ich uiberlasse es lhnen, sich mit Herrn Irmler iiber
diese wissenschaftliche Frage auseinanderzusetzen.
Fur mich ist das praktische Ergebnis entscheidend,
und das praktische Ergebnis wire eben fir viele
Klein- und Mittelbetriebe eine auBerordentliche Be-
lastung. Damit méchte ich diesen Punkt abschlieBen.

Ich mochte weitergehen und sagen: die Bundes-
regierung miiBte, wenn sie dem, was Sie in dieser
GroBen Anfrage formuliert haben, wenn sie Thren
Forderungen im einzelnen nachginge und nachgébe,
mehr oder weniger zu einer zentral gelenkten Plan-
wirtschaft kommen. Sie konnte dann alle Fragen be-
antworten; die Frage wire nur, ob eine so geartete
Finanzplanung zu den erwiinschten Zielen flhren
wiirde.

Meine Damen und Herren, die Fragen stellende
Opposition weill ganz genau, daB durch die Form
der Fragestellung Teile von Aussagen in einen
Sachzusammenhang geriickt werden, der dem In-
halt und Sinn der zitierten Erkldrungen nicht ent-
spricht. Es handelt sich fiir mich dabei um ein Pa-
radebeispiel besonderer Dialektik, mit der von den
Dingen abgelenkt werden soll, um die es wirklich
geht: von der Tatsache, daBB diese Regierung eine
ganze Fiille von Dingen vorzuweisen hat, die ich
nicht mehr aufzuzdhlen brauche. Fir den sozial-
politischen Bereich hat Herr Kollege Schellenberg
hier bereits auBlerordentliche Leistungen aufgezeigt.

Meine Damen und Herren, die Rede des Kanzlers
hat deutlich gemacht, daB diese Regierung eine pla-
nende Vorausschau betreibt, aber nicht als fixe,
statische GréBe, sondern elastisch, in Anpassung
an das, was volkswirtschaftlich verkraftbar und ver-
antwortbar ist.

Wenn Herr Kollege Katzer nun in einer leiden-
schaftlichen Rede die Fragen der Gesellschafits- und
Sozialpolitik angesprochen hat, so meine ich mit
Thnen, Herr Kollege Katzer, daB viele der Punkte,
auf die Sie eingegangen sind, Dinge betreffen, tiber
die man sprechen muB. Aber ich hatte ein biBichen
den Eindruck, daB es an der Debatte vorbeifiihrt,
wenn Sie so ungefdhr die Rundumerneuerung des
abendléandischen Menschen mit in diese Fragen ein-
gefiihrt haben.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Denn darauf lief doch manches hinaus, was Sie an-
gesprochen haben.

(Abg. Rasner: Das war iiber dem Niveau!)

Herr Kollege Althammer hat heute morgen er-
klédrt, diese Regierung sei — ein sehr hartes Wort
-— eine Regierung der leeren Versprechungen. —-
Nun, diese Regierung ist 16, 17 Monate im Amt.
Man kann eine Zwischenbilanz ziehen, und diese
Zwischenbilanz ist auBerordentlich positiv. Ich be-
daure eigentlich, daB wir hier nicht das System des
amerikanischen Reprasentantenhauses haben, in dem
man bestimmte Akten zu Protokoll geben kann;
sonst konnte ich nadmlich jetzt einmal eine Aus-
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arbeitung des wissenschaftlichen Dienstes zu Proto- -

koll geben, in der deutlich gemacht wird, was alles
eingeleitet und realisiert wurde oder in den nach-
ten Jahren zur Realisierung ansteht. Eines aber
kann man doch klarmachen: die Leistungen einer
Regierung kann man an zwei wesentlichen Kriterien
messen, an dem, was sie sich selbst vorgenommen
hat und was sie voranbringt, und an dem, was ihre
Vorgangerinnen in vergleichbaren Zeitraumen an-
gekiindigt und geleistet haben. In diesem Punkte
war die Rede von Herrn Kollegen Stoltenberg heute
morgen fiir mich hochinteressant. Er hat eine Fille
von Reformen der Jahre 1950 bis 1957 aufgefiihrt;
er hat dann abgebrochen. Das kann Zufall sein, aber
ich glaube, es war nicht Zufall. Denn im Jahre 1957
war eine gewisse Aufbauphase nach dem Kriege
beendet, und nach dieser Aufbauphase hatte die
CDU/CSU - nicht zuletzt dank der groBartigen An-

kiindigungseffekte beim Rentenreformgesetzentwurf |

— die absolute Mehrheit bekommen. Mit dieser
absoluten Mehrheit hat sie vier Jahre regiert, hat
eine Fiille von Reformen angekiindigt und nicht
eine einzige davon verwirklicht. An die Verwirk-
lichung der angekiindigten Reformen ist sie erst
gegangen, nachdem sie mit der FDP oder dann mit
der SPD jeweils einen Koalitionspartner hatte, der
sie befdahigte, das, was sie angekiindigt hatte, we-
nigstens vier, sechs, acht oder neun Jahre spiter
in die Wirklichkeit umzusetzen. Manches davon ist
bis heute noch nicht umgesetzt.

(Beifal! bei den Regierungsparteien.)

Herr Kollege Katzer, wenn Sie vorhin die Frage
angeschnitten haben, die die Selbstdndigen betrifft,
wenn Sie gesagt haben, dal} die Zahl der Selbstan-
digen bei den Landwirten immer mehr zuriickgeht
und daB man diesen Menschen helfen muf}, dann
kann ich nur sagen: absolut Ihrer Meinung, aber
das Problem ist nicht neu. Herr Dr. Adenauer hatte
hier bereits im Jahre 1957 die Umbencnnung des
Ministeriums fir Arbeit in Ministerium flir Arbeit
und Sozialordnung damit begriindet, daB sich das
Ministerium dieser besonderen Belange annehmen
solle. Sie selbst haben mit Ihrer Rede deutlich wer-
den lassen, daB Sie bis heute — nachdem Sie, als
CDU/CSU, nicht Sie als Person, das Ministerium fiir
Arbeit und Sozialordnung von 1957 bis 1969 inne-
hatten — diesen Wunsch, den die Union damals ge-
duBert hat, nicht erfilllen konnten. Meine Damen
und Herren, wem so etwas beispielhaft, nur punk-
tuell fir vieles andere, nachzuweisen ist, der sollte
in der Kritik an den 16 Monaten Reformarbeit und
Reformansédtzen dieser Regierung etwas zuriickhal-
tender sein.

Meine Damen und Herren, in der Zeit, als die

Die Sozialdemokraten und die Freien Demokraten
haben im Jahre 1957 gefordert, die Offnung der
gesetzlichen Rentenversicherung fiir Hausfrauen und
fiir Selbstdandige zu belassen. Sie ist von Thnen ab-
geschafft worden.

Herr Kollege Katzer, Sie haben von der einseiti-
gen Vermogenshildung mit dem Blick auf das Pro-
duktivvermogen gesprochen. Diese Entwicklung ist
nicht in den 16 Monaten dieser Regierungskoalition,
condern in den 20 Jahren des Wiederaufbaus nach
dem verlorenen Krieg eingetreten. Auch in dieser
Hinsicht sollte man etwas bescheidener und zuriick-
haltender auftreten. Man sollte sich deutlich ma-
chen, dafl wir die Pflicht haben, auf dem Wege Uber
gemeinsame Anstrengungen und nicht Uber gegen-
seitige Verdachtigungen bessere Situationen zu er-
reichen.

Um die Ziele, die c=ich diese Regierung gesetzt
hat, durchsetzen zu kénnen, bedarf es nicht nur der
politischen Einsicht der Mehrheit der Koalitions-
fraktionen, sondern auf vielen Gebieten auch der
politischen Einsicht und der Mitwirkung der Oppo-
sition. In vielen Bereichen miissen wir durch Ver-
fassungsdanderungen idberhaupt erst die notwendige
Zuctindigkelt erreichen. Ich denke hiel an das Pro-
blem der Landerneugliederung und an das Problem
des Umweltschutizes.

Mir scheint in dieser Debatte das von der Oppo-
cition vorgebrachte Argument bemerkenswert zu
sein, daB sich das Reformprogramm der Koalition
im Laufe des letzten Jahres mehrfach gedndert habe.
Urspringlich stand doch die Behauptung der Oppo-
sition im Vordergrund, dafB diese Koalition entge-
gen ihren Erkldarungen zuwcenig Reformen in An-
griff nehme. Nun sind es plotzlich zu viele. Sie ver-
langen von uns detaillierte Angaben, die mit Hel-
ler und Pfennig und mit Daten versehen sind. An-
scheinend kommt die Opposition mit der von der
Koalition vorgelegten Dynamik nicht immer mehr
mit. Zur Zeit steht bei der Opposition die Behaup-
tung im Vordergrund, das Reformprogramm der
Bundesregierung habe entsetzliche finanzpolitische
Auswirkungen. Der Bundeskanzler und die Spre-
cher der Koalitionsfraktionen haben hier eindeutig
erklart, daB wir auf dem Teppich des volkswirt-
schaftlich Vertretbaren und Verantwortbaren blei-
ben werden. Ein Blick auf den Finanzplan zeigt
doch eindeutig, daB das von der Regierung verkiin-
dete Reformprogramm Stiick fiir Stiick angepackt
und der Verwirklichung entgegengefithrt werden
wird, Wenn Sie die Drucksache VI/1953 zur Hand
nehmen, werden Sie feststellen, daB3 im Hinblick auf

i die Finanzierung vielfach gesagt ist, daB die Ent-

CDU/CSU die absolute Mehrheit hatte, ist. in der |

Finanzreform, die auch angekindigt war, dann aber
nicht vellzogen wurde, noch nicht einmal der soge-

nannite Mittelstandsbauch entfernt worden. Das ge- . zusemmenhang mit der Haushaltsplanung 1972 und

schah dann erst vier Jahre spater mit Hilfe des
Koalitionspartners FDP,

wicklung und die gegebenen Deckungsméglichkeiten
im Herbst 1971 iberprift bzw. fortgeschrieben wer-
den. Das hedeutet doch, daB nicht schon im Marz
cine klare Antwort aut alle Fragen gegeben wer-

den kann, weil diese Antwort eben auch im Gesamt-

. der Fortschreibung der lingerfristigen Finanzpla-

‘Wir haben die Umstellung der Finanzierung des
Kindergeldes von lohn- auf kopfbezogene Abgaben |

erreicht. Es war schwer, das zu erreichen.

nung gesehen werden muB.

Ich darf nur noch cinmal erwdhnen: die Opposi-
tion scheint Schwierigkeiten beim Lesen des Regie-
rungsprogramms zu haben. Ich mochte sie dringend
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bitten, zwischen dem zu unterscheiden, was im Re-
gierungsprogramm als beschlossene ReformmaB-
nahme verkiindet worden ist, und dem, was gepruft
werden soll, d. h. den Reformaspekten, die in dieser
Koalition noch untersucht und abgestimmt werden
milssen und deren Verwircklichung gleichzeitig von
der finanz- und konjunkturpolitischen Situation ab-
hangt. Dabei handelt es sich selbstverstandlich um
eine Reformreserve. Aber diese Debatte hat eines
deutlich gemacht — und das sollten wir doch dank-
bar feststellen —, daBl diese Regierung es ablehnt,
planwirtschaftlichem Denken mit vorfixierten Ter-
minierungen irgendwie das Wort zu reden. Ferner
hat sie deutlich gemacht, daB diese Regierung in die
von Thnen in dieser Hinsicht gestellten Fallen nicht
hineingelaufen ist, sondern sich ganz klar und ein-
deutig zur Marktwirtschaft, zur Leistungsgesell-
schaft, zur Reformpolitik mit Schritten im Rahmen
des volkswirtschaftlich Moglichen bekannt hat. Die
Regierung hat das Gerede der Opposition erfolg-
reich zuriickgewiesen, das Gerede ndmlich, daB
gestern die Inflation ausgebrochen sei, heute die
Arbeitslosigkeit folge und morgen womoglich die
Russen einmarschieren wiirden.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Das ist doch der Tenor, mit dem Sie gelegentlich
auf diese Regierung und auf diese Reformpro-
gramme losgehen.

Was ist gegeben? Gegeben sind fundierte Berichte
und Unterlagen fiir ebenso fundierte Gesetze, die
brauchbar sind. Gegeben sind Reform- und Ergédn-
zungsgesetze im Kriegs- und Kriegsfolgenbereich,
die lange verschleppte Probleme klaren und iiber-
winden helfen, Gesetze, die den heutigen und kiinf-
tigen Erfordernissen Rechnung tragen, wie das Aus-
bildungsférderungsgesetz, das Krankenhausfinan-
zierungsgesetz, das Betriebsverfassungsgesetz; fer-
ner Kommissionen, die nicht eingesetzt werden, um
Probleme zu neutralisieren, zu vertagen oder ihnen
ein Staatsbegrdbnis erster Klasse zu besorgen, son-
dern zur Klarung umstrittener und unbekannter
Fakten zu fiihren.

Vielleicht Herr Kollege Katzer, hatten Sie recht
in der vergangenen Woche, als Sie sich dariiber
beschwerten, daB man im AusschuB8 mit der Arbeit
uberfordert sei. Aber diese Klage beweist doch,
daB diese Regierung handelt,

(Abg. Katzer: Nein, nein, die Ausschiisse
wurden reduziert!)

daB diese Regierung die Abgeordneten zwingt,
Punkt fur Punkt bei einem Gesetz nicht Ankiindi-
gungseffekte zu erreichen, sondern Taten zu voli-
bringen, Taten, die die Biirger in wenigen Monaten
zu spiren bekommen. Es wdre zuviel verlangt, daB
wir uns nach den Alternativen der Opposition rich-
ten sollten. Denn Alternativen, die in Gesetze um-
gewandelt werden kénnen, die auch als verniinftig
bezeichnet werden, haben Sie weder heute noch in
den vergangenen Monaten hier auf den Tisch des
Hauses gelegt. Was Sie heute geboten haben, ist
mir bei der Begriindung ein bifchen vorgekommen

wie eine von der Opposition verabreichte Diat-
Wasserschleimsuppe.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprasident Dr. Jaeger: Das Wort hat der
Bundesminister Dr. Ehmke.

Dr. Ehmke, Bundesminister fiir besondere Auf-
gaben: Herr Prdsident! Meine Damen und Herren!
Lassen Sie mich einige Ausfiihrungen zu dem allge-
meinen Teil der Ausfiihrungen des Herrn Kollegen
Katzer machen. Ich muB sagen, ich hatte den Ein-
druck — bei diesem allgemeinen Teil der Ausfiih-
rungen —, daB der klassenpolitische Durchbruch, den
die Herren Kollegen StrauB}, Dregger und Stolten-
berg auf dem CDU-Parteitag in Diisseldorf erzielt
haben, offenbar die Sozialausschiisse der CDU in
ihrem Selbstverstdndnis getroffen hat.

(Zuruf von der CDU/CSU: So was Billiges!)

Herr Kollege Katzer hat zwar eine Konzeption ge-
fordert, aber ich muB} sagen: was er hier vorgetragen
hat, war im Grunde nur ein konservatives Weltbhild.
Ich wiirde sagen: es war eine Art Negativabzug der
Lesebuchbilder aus der heilen Welt. Natiirlich geht
es immer um den Menschen, und es ist sicher richtig,
daB in der modernen Gesellschaft der Mensch einsam
sein und in der Gefahr stehen kann, den Apparaturen
oder den sogenannten Sachzwangen ausgeliefert zu
werden. Aber von dieser Einsicht darf man sich nicht
forttreiben lassen in einen Kulturpessimismus, der
genau zu der defensiven Haltung fiihrt, die Herr Kol-
lege von Dohnanyi an der Politik fritherer CDU-
Regierungen geriligt hat. Es geht bei diesem Problem
nicht, wie manche meinen, um einen Mangel an
Moral, sondern um einen Mangel an Politik. Der
Mangel an Politik in fritheren Zeiten hat dazu ge-
fiithrt, daB die Gefahr besteht, daB Sachzwédnge uns
beherrschen, statt daB umgekehrt wir die Sach-
zwange unter Kontrolle bringen.

Herr Kollege Katzer hat von der Einsamkeit des
Menschen gesprochen und hat dann gesagt, es sei
auch die Frage nach dem Sinn des Lebens zu beant-
worten. Herr Kollege Katzer, ich glaube, wir beide
konnen uns schnell einigen. Wenn die Frage im
theologischen Sinn gemeint ist, dann sind wir sicher
einig, daB die Politik nicht in der Lage ist, diese
Frage zu beantworten, und sich auch nicht anmafBen
sollte, eine solche Antwort zu versuchen.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Katzer: Sehr
wahr!)

Es geht vielmehr darum, die Situation der Gesell-
schaft, die u.a. zur Vereinsamung des Menschen
fiihren kann, zu andern. Da sind wir genau bei der
Reformpolitik.

Wenn Sie, Herr Kollege Katzer, uns gewisser-
maBen ein technisches Verstindnis der Reform vor-
werfen, ist das doch nicht wahr. Wir wollen doch
einmal feststellen, wieviel —

(Zuruf des Abg. Katzer.)

— Ich glaube nicht, daB wir das tun. — Der Herr
Bundeskanzler hat zur Reformpolitik am Beispiel
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der Frauen gesagt, was wir fiir die &lteren Frauen
tun. Das machen wir doch nicht um einer ,Reform
an sich” willen oder um irgend etwas vorzuweisen,
sondern um diesen Frauen zu helfen. Und den jun-
gen Frauen zu helfen mit Kindergarten und Stadte-
bau und Bildung. Wenn wir Bildungsreform sagen,
so machen wir das doch nicht, damit der Wissen-
schaftsminister dafiir einen Orden kriegt, sondern
um die Jugend durch Erziehung und Bildung in die
Lage zu versetzen, die immer komplexeren Zusam-
menhdnge unserer Gesellschaft zu verstehen, Das ist
die Grundvoraussetzung dafiir, daf§ die jungen Men-
schen sich nicht einsam fihlen, sondern ihre Fahig-
keiten entwickeln und sich als Teil dieser Gesell-
schaft verstehen konnen. Gerade das Nicht-Uber-
sehen-Konnen, Herr Kollege Katzer, fiihrt doch zur
Einsamkeit im nicht-theologischen Sinn, zu der Ver-
einzelung und zu den Kurzschlissen, die daraus fol-
gen miissen.

Ich muB Thnen sagen, ich bin nicht der Meinung,
daB diese Gesellschaft ,Leitbilder” braucht. Ich halte
das fiir einen sehr konservativen Topos. Diese Ge-
sellschaft muB sich insgesamt in freier Diskussion
dariiber klarwerden, wie die Ordnung der Gesell-
schall aussehen mub, die es dem einzelnen ermog-
licht, Freiheit und Ubersicht zu gewinnen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Herr Kollege Katzer, Sie haben dann gesagt, die
Bundesregierung — ich hoffe, Sie nicht miBverstan-
den zu haben — gehe auch nicht auf die Tatsache
ein, daB immer mehr Selbstdndige in unselbstdindige
Berufe iibergehen miiiten. Herr Katzer, das ist doch
ungerecht. Wenn wir ein Aktionsprogramm fiir Be-
rufsbildung machen, wenn wir in den Foérderungs-
gesetzen und in den Bildungspldanen das Problem der
Umschulung anfassen, dann ist das doch genau das,
was konkret fiir diese Leute getan werden muB. Da
lag frither — vielleicht ist das inzwischen anders —
einer der groBen Unterschiede zwischen uns. Jahre-
lang — wir haben heute morgen am Anfang tber
die Landwirtschaft gesprochen — ist z. B. eine Poli-
tik gemacht worden, die den selbstandigen Land-
wirten einzureden versuchte, sie konnten so lange
auf ihrer ,Scholle” bleiben, wie sie nur wollten,
wenn nur die richtige Politik gemacht werde. Da
kommt doch ein Teil des Dilemmas her.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Wir alle wissen heute: Nein, so geht es nicht, ein
Teil wird unselbstandig werden. Das ist hier leicht
gesagt. Ich weiBl genau, fiir denjenigen, der den Hof
verlassen muB, auf dem die Familie jahrhunderte-
lang gesessen hat, ist das hart, so hart, dafl der
Stadter es sich gar nicht vorstellen kann. Trotzdem
hat es keinen Zweck — was Sie zu lange gemacht
haben, zu sagen: Du konntest schon bleiben, wenn
wir da etwas mit Subventionen helfen.

(Abg. Rosing: Das hat niemand behauptet!
— Abg. Dr. Barzel: Ehmke schimpft auf
Popanze!)

Das heiBit, dieses Problem des Ubergangs vom
Selbstdandigen zum Unselbstdndigen nehmen wir
doch, auch mit dem, was Herr Kollege Schiller in

der GroBen Koalition mit der Struktur- und der (©

Regionalpolitik begonnen hat, gerade in Angriff.

(Abg. Dr. Woérner: Das sind doch Papp-
kameraden!)

Sie sagen, wir scheuen uns, Unbequemes zu tun.
Herr Kollege Katzer, ich kann nur sagen: die Situa-
tion in der Agrarpolitik wie die Situation im Kohlen-
gebiet beruhte darauf, daB frithere CDU-Regierungen
nicht den Mut hatten, den Leuten die Wahrheit zu
sagen, wie es weitergehen kann.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
ruf von der CDU/CSU: Das Gegenteil ist
der Falll)

Wenn die Wahrheit frither gesagt worden ware,
hatten wir auf diesen Gebieten nicht diese Probleme.
Und wo wir bei Unbequemheit sind: Sie haben vom
Herbst 1969 an nach Stabilitat gerufen. Aber als es
unbequem wurde, als die Regierung ndmlich im
Sommer 1970 ihr Stabilitatsprogramm vorlegte, da
haben Sie sich der Stimme enthalten.

Natiirlich war das Programm unpopular. Ich kann
mich sehr gut an die Diskussionen erinnern, die wir
mit den Gewcerkschaften und in den Betrieben ge-
habt haben, um klarzumachen, warum der Kon-
junkturzuschlag notwendig ist. Aber Sie konnen
doch wirklich nicht dieser Regierung vorwerfen,
Herr Kollege Katzer, vor unpopularen oder unbe-
quemen MaBnahmen zurickzuscheuen.

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Stoltenberg?

Dr. Ehmke, Bundesminister fiir besondere Auf-
gaben: Im Augenblick nicht; ich wiirde dies gern zu
Ende fiihren, Herr Kollege Stoltenberg. — Wenn
Sie sagen, Herr Kollege Katzer, es diirte nicht bei
der Konsumgesellschaft bleiben: .dariiber haben
wir doch lange, lange diskutiert. Der Herr Bundes-
kanzler hat heute morgen gesagt, nach der Wieder-
aufbauphase, die natiirlich ungeheuer viel Krafte
gefordert hat, haben wir zu lange gewartet, nicht
nur den Konsum und den individuellen Wohlstand
zu sehen, sondern auch die strukturellen Vorausset-
zungen im offentlichen Sektor fiir individuellen
Wohlstand zu schaffen. Denn individueller Wohl-
stand ist in zunehmendem MaBe von den Leistungen
der offentlichen Hand abhéangig.

Ich konnte nun, wenn wir heute {iber Planung
und Thre Anfrage diskutieren, natiirlich eine end-
lose Zitatensammlung uber das ausbreiten, was von
Threr Seite jahrelang gegen Planung gesagt wor-
den ist. Ich will das nicht tun. Aber Sie geben mir
doch zu, daB die Krise von 1966/67 ein Ergebnis
nicht geniigender Voraussicht und Planung war. Thr
Parteivorsitzender, Bundeskanzler Kiesinger, hat es
doch damals hier vor der deutschen Offentlichkeit
in seiner Regierungserkldarung gesagt. Er hat gesagt:
Das Scheitern der CDU-Regierung ist das Ergebnis
einer langen schwelenden Krise und von Versdum-
nissen, die Jahre zuriickliegen. Das waren doch
Thre Versaumnisse und nicht unsere. Dariiber soll-
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ten wir uns doch einigen konnen und sollten jetzt
eher den Blick nach vorn richten, statt bei dem Ver-
such, das nicht zu wiederholen, nun so zu tun, als
ob in der Zwischenzeit nichts gedndert worden
ware.

Wir haben die Ubersicht tiber das Programm.
Die Ubersicht uiber die neuen steuerlichen und die
stabilitatspolitischen Moglichkeiten werden wir im
Herbst schaffen. Dann wird man beides wieder in
Abstimmung bringen miissen. Aber eines darf ich
sagen — und das ist einer der groBlen Unterschiede
zwischen der CDU-Regierung 1966 und der Regie-
rung der sozial-liberalen Koalition 1971 Sie
hat diese Ubersicht und kann sich jetzt iberlegen,
was sie strecken und was sie nicht strecken muB.

Ich habe gestern in den Zeitungen mit groBer
Sorge gelesen, dall die CDU als Partei so grofle
Finanzierungsprobleme hat. Offenbar haben Sie die
Ubersicht — jedenfalls insofern — auch heute noch
nicht.

(Beifall bei den Regierungsparteien. —
Abg. Rasner: Reine Rabulistik, Herr
Ehmke!)

— Nein, dann waren vielleicht die Meldungen
falsch, Herr Rasner, was mich freuen sollte, weil ich
mir wunsche, daB alle demokratischen Parteien
finanzstark und leistungsfdhig sind. Ich bin nur der
Meinung, die andere Seite mufl dann auch nicht nur
so negativ argumentieren, wie Sie es hier getan
haben.
(Beifall bei der SPD.))

Sicher, man wird in einigem vielleicht strecken
mussen, man wird vielleicht Bauprogramme strecken
mussen — je nach Konjunktur- und Haushalts-

lage —, aber wir sollten uns doch nichts vormachen:
das ist doch nicht eine Frage des Alles oder Nichts.

(Zuruf des Abg. Dr. Barzel.)

— Ja sicher, Herr Kollege Barzel, man mull ein
Programm haben, man muB wissen, wie das von
der Sache her realisiert werden kann, und dann
mufl man die stabilitdts- und haushaltsmaBigen Er-
fordernisse dazutun.

(Abg. Dr. Barzel: Das hétten wir gerne
heute morgen gehort!)

— Aber, Herr Kollege, dann héatten Sie hinhoren sol-
len; das ist in der Rede des Bundeskanzlers mehr-
fach gesagt worden, und Sie reagieren darauf so:
Aha, nun gehen keine Reformen. - Es hat doch
wirklich keinen Zwedk, so zu diskutieren Es ist nicht
die Frage des Alles oder Nichts, es ist die Frage,
was man wann mit welchen Mitteln in welchem Zeit-
raum verwirklichen kann.

(Zustimmung bei der CDU/CSU.)

-— Ich freue mich tiber Thre Zustimmung; ich sehe,
wir werden, noch bevor ich zu Ende bin, zusammen-
kommen. Denn dann missen Sie auch diese rein ne-
gative Kritik aufgeben und durfen nicht so tun, als
ob die Regierung entweder iiberhaupt nichts fur
Reformen getan hat oder viel zuviel tut.

(Abg. Frau Kalinke: Zuviel verspricht!)
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Sie stehen vor einem Problem. Sie miussen sich
heute nach dieser Debatte entscheiden, was Sie
der Regierung eigentlich vorwerfen, ob Sie ihr vor-
werfen — wie der Kollege Stoltenberg es getan
hat —, daB sie in bezug auf Reformen zuviel tut,
oder ob Sie ihr vorwerfen — wie der Kollege Katzer
es getan hat —, daf sie auf diesem Gebiet zuwenig
tut.
(Abg. Rasner: Sie ist unsolide! Das ist das
ganzel)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Geslatten Sie eine
Zwischenfrage?

Dr. Ehmke, Bundesminister fiir besondere Auf-
gaben: Herr Stoltenberg, im Augenblick nicht.

(Abg. Dr. Stoltenberg: Sie zitieren falsch!)

Das ist nicht die Frage des Alles oder Nichts. Dar-
iiber sollte man sich doch einigen kénnen und nicht
die Pferde scheu machen.

Sie sind dann auf die Frage der Prioritdten ge-
kommen. Ich sage noch einmal: Die Regierung hat
herausgestellt, was sie vorrangig in dieser Legis-
laturperiode behandeln will. Natirlich kann es —
ich wiederhole, was der Bundeskanzler gesagt hat —
keine Einzelprioritaten etwa zwischen Gesundheits-
vorsorge und Umweltschutz geben, es sei denn in der
finanziellen Bedienung, und die erfolgt beim jeweili-
gen Haushalt. Sie haben ja erlebt, auf welchen
Gebieten wir da Prioritaten setzen. Im tUbrigen muf
man flexibel sein. Wenn man jetzt von dieser ganz
natiuirlichen Tatsache, dafl man flexibel sein muff —
Sie haben die Diskussion ja so gewdhlt, dal wir auf
die Finanzfortschreibung noch keine Antwort geben
kénnen; das ist Thr gutes Recht -——, wenn man von
diesem taktischen Vorteil einmal absieht, dann ist
doch die Antwort, dafl das flexibel gestaltet werden
mull, ganz klar. Ich sage nur: Thre Prognosen fir
1970 waren falsch, Thre Prognosen fir 1971 waren
falsch, Thre Prognosen fir 1972 werden auch falsch
sein.

{Abg. Dr. Barzel: Fur 1973 sind sie her-
vorragend! — Weiterer Zuruf von der CDU/
CSU: Aber Ihre waren richtig!)

Man kann jetzt natirlich der Regierung sagen:
Nun gut, Thr habt uns hier diese Ubersicht gegeben;
wir sehen, in welcher Richtung es weitergehen soll;
aber werdet ihr das wirklich machen? Ich bin der
Meinung, die Menschen draullen sollten diese Frage
am besten nach dem beurteilen, was schon getan
worden ist. Sie brauchen nicht auf Versprechungen
zu horen. Wenn diese Leute sich ansehen, was diese
Regierung in diesen 18 Monaten gemacht hat,

(Abg. Rasner: Das war kimmerlich!)

dann werden sie sagen: Sie hat in diesen ersten
18 Monaten mehr gemacht als irgendeine andere Re-
gierung vorher in 18 Monaten.

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei der
CDU/CSU. — Abg. Rasner: Mehr kaputt-
gemacht!)

--- Herr Kollege Rasner, ich bin uber Thren Zwi-
schenruf sehr erstaunt; denn Tatsache ist doch, dali
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Sie nach vorheriger vehementer Kritik aus Ihren
Reihen mit ganz wenigen Ausnahmen fast allen gro-
Ben Reformgesetzen dieser Koalition zugestimmt
haben.

{Abg. Rosing: Da sehen Sie, wie konstruktiv
wir sind!)

Das gilt fur die Kriegsopferversorgung, das gilt
fir die Anderung der Krankenkassenversicherung,
das gilt fiir die Vermogensbildung,

(Abg. Rasner: Eben sprach ich von der AuBlen-
politik!)

das gilt fur das Wohngeld, das gilt fur das Kinder-
geld. Meine Damen und Herren, wenn Sie so und
fast immer einstimmig der Politik dieser Regierung
am Ende zustimmen, dann kann diese Politik doch
wohl so schlecht nicht sein.

(Beifall bei der SPD.)

Ich bin der Meinung, Sie sollten doch IThr Abstim-
mungsverhalten im Bundestag, das ich als verant-
wortliche Politik hochschatze, in Ubereinstimmung
bringen mit Thren 6ffentlichen AuBerungen iiber die
Reformpolitik dieser Regierung. Ich fande es jeden-
falls gut, wenn wir in diesen zweifachen Problem
vom Programm der jeweiligen Regierung einerseits
und den Bedingungen modernen Regierens anderer-
seits dorthin kdmen, daB wir das cine im sachlichen
Gegeneinander und das andere im nationalen Mit-
einander machen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr.
Abgeordneter Dr. Martin.

Jaeger: Das Wort hat

Dr. Martin (CDU/CSU): Meine Damen und Her-
ren! Der Herr Minister Ehmke hat hier mit bemer-
kenswertem Mut von dem Erfolg seiner Regierung
gesprochen und damit glatt ins Angesicht der ganzen
offentlichen Meinung geredet, denn daB das, was er
hier gesagt hat, nicht stimmt, ist nicht nur die Mei-
nung der Opposition, sondern es ist, glaube ich, die
Meinung der gesamten Offentlichkeit und der we-
sentlichen Trager der 6ffentlichen Meinung.

(Abg. Haehser: Das hatten Sie gern!)
— Ich werde das gleich nachreichen.

(Zuruf von der SPD: Ach, Sie werden uber-
haupt nichts sagen!)

Ich mochte auf einige Punkte, die er angeschnitten
hat, antworten, weil der Bundestag ja dazu da ist,
zu diskutieren. Ich habe es bedauert, daB auf die
substantiellen AuBerungen uber das Selbstverstdand-
nis des Menschen von Herrn Katzer mit der etwas
schnoden Bemerkung von der Rundumerneuerung
des abendldndischen Menschen von der FDP reagiert
wurde.

(Abg. Dr.

Ich finde das nicht sehr gut.

Wagner |[Trier]: Typischl!)

Ich kann auch Herrn Ehmke nicht folgen, wenn er
sagt, die Politik brauche keine Leitbilder, sondern
es gehe darum, in der Gesellschaft frei zu diskutie-

ren. Meine Damen und Herren, so einfach ist es
nicht.
(Zuruf von der SPD: Das ist auch nicht
gesagt worden!)

—— Ich kann mich gern korrigieren; ich glaube doch,
daB es so gesagt worden ist. — Meine Damen und
Herren, eine Politik, die nicht von einem bestimm-
ten Selbstverstdndnis des Menschen ausgeht, wird
direktionslos.

(Beifall bei der CDU/CSU))

Die Alternative hier Mensch und dort Gesellschaft
ist ja nicht wahr. Das Entscheidende ist, daB sich der
Mensch in der Gesellschaft jeweils begegnet, daB er
sie hervorbringt und sie wieder zuricknimmt und
daB er als Mensch und Politiker gerade fiir die Zu-
stande in dieser Gesellschaft verantwortlich zeich-
net. Ich wirde diese Grundsdtze nicht geringschdt-
zen, sondern empfehlen, einmal dartiber nachzuden-
ken. Das ist auch nicht allein meine Meinung. Wer
einmal Heisenbergs Betrachtungen in seinem letzten
Buch nachliest, der sieht, daB das Ausgehen vom
Menschen unabdingbar ist.

Ich komme jetzt zu den Ausfithrungen von Herrn
von Dohnanyi. Ich hatte nach seiner Wortmeldung
erwartet, daB er eine Antwort auf die dringenden
Fragen der Bildungsreform geben wiirde, zumal der
Minister, der leider erkrankt ist, heute dazu nicht in
der Lage ist und auch der Bundeskanzler die eigent-
liche Frage und auch die Fragen von Herrn Ehmke,
was heute und morgen wie und mit welchen Mitteln
getan werden soll, einfach nicht beantwortet hat.
Auch Herr Ehmke hat das nicht getan.

(Zustimmung bei der CDU/CSU))

Herr von Dohnanyi hat sich dadurch aus der
Klemme gezogen, daB er in recht unqualifizierter
Weise Herrn Stoltenberg angegriffen und sich wie-
der auf einen Ritt in die Zukunft begeben hat. Meine
Damen und Herren, der Angriff auf Herrn Stolten-
berg war in zweifacher Weise unberechtigt und
falsch. Wer die Geschichte jener Zeit und die Ande-
rungen der Verfassung kennt, die damals intendiert
und durchgefiihrt worden sind, der weiB, daB} unter
Herrn Stoltenberg die Phase einer neuen Aktivitat
in der Bildungs- und Wissenschaftspolitik durch den
Bund eingeleitet worden ist.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Alles, was jetzt geschieht, und die Handlungsmog-
lichkeit, die die Bundesregierung hat, basieren auf
der Vorarbeit, die dieser Minister fiur dieses Haus
und fiir die deutsche Politik geleistet hat.

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.)

Es wdre fair gewesen, das zu sagen.

Es wire auch fair gewesen, Herr von Dohnanyi,
Zu sagen,

(Abg. Dr. Barzel: Er ist gar nicht mehr dal)

daB wahrend der Krise, des Riickgangs, die Mittel
fir die Wissenschaftspolitik Jahr fir Jahr durch
Herrn Stoltenberg uberproportional erhéht worden
sind, z. B. um 23%0 bei Zuwdchsen in anderen Be-

reichen von 7, 6 und 59, Wir wissen heute, daB das
damals auch Thren Beifall gefunden hat und als
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Fortschritt gewertet wurde. Auch das hdtte man
sagen miuissen.

Drittens hdtte man sagen missen, dafl wir damals
Zug um Zug den Vorschldagen und Empfehlungen
des Wissenschaftsrates gefolgt sind. Wir sind hinter
seinen Empfehlungen nicht zurlickgeblieben. Der
damalige Prédsident des Wissenschaftsrates ist der
heutige Wissenschaftsminister.

In einem Jahr waren die Mittel geringer. Es wdre
fair gewesen, die Griinde dafiir zu nennen. Sie la-
gen darin, daB zwei sozialdemokratisch regierte
Lander nicht in der Lage waren, die Mittel abzu-
rufen, die ihnen der Bund zur Verfigung gestellt
hatte.

(Abg. Dr. Barzel: Hort! Hort!)

Das ist die Wahrheit, meine Damen und Herren,
und es wdre gut gewesen, das hier zu sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Hier ist wieder der Eindruck erweckt worden, als
ob die Steigerungen im Bundeshaushalt, die ich
ohne weiteres anerkenne, das Problem ldsten. So
wie es Herr von Dohnanyi darstellt, redet er ele-
gant und perfekt an der Situation vorbei. Diese
Mittel machen 6% dessen aus, was wir brauchen.
Die Zusage, die wir hatten, lautete nicht, diese
69 ,fulliger” zu machen, sondern sie lautete in der
Regierungserkldarung des Bundeskanzlers: Wir wer-
den die Lander instand setzen, ihre groflen Aufga-
ben durchzufiihren.

(Abg. Dr. Stoltenberg: Sehr wahr!)

Davon kann bis zur Stunde uberhaupt keine Rede
sein.
(Beifall bei der CDU/CSU.)

Herr Bundeskanzler, im Oktober waren zwei
Ministerprasidenten, Herr Filbinger und Herr Oss-
wald, bei Thnen, und zwar aus folgendem Grunde.
Die Bundesregierung hat auf Grund der neuen Zu-
stdndigkeiten und auf Grund der Ausfithrungen von
Bildungsrat und Waissenschaftsrat ein Programm
von 100 Milliarden DM angekiindigt, das die Linder
durchzufiihren hdtten. Die Ministerprdsidenten ha-
ben Sie, Herr Bundeskanzler, gefragt, wie das denn
vor sich gehen solle, ob Sie die Steuerverteilung
dndern oder den Landern direkt helfen wollten
oder wie das sonst geschehen solle. Es entbehrt
nicht der Komik — ich darf die Geschichte, die da-
mals passiert ist, vielleicht einmal erzdhlen —, wie
dieses Problem geldst worden ist. Herr Lauritzen hat
gesagt: Das Verhdltnis zwischen dem Bund und den
Léndern ist so wie zwischen einem armen Jungen
und einem armen Mddchen, die sagen: Also lafit uns
heiraten. Das war die Antwort, die damals gegeben
wurde. Die Zusage, an der die gesamte Bildungs-
reform hédngt, ndmlich die Lander instand zu setzen,
ihre Aufgaben durchzufiihren, ist nicht eingehalten
worden, und es gibt iiberhaupt keine Anzeichen da-
fir, daB das geschehen wird.

(Abg. Pfeifer: Im Gegenteil!)
Ein Zweites, meine Damen und Herren. Heute ist

uns wieder als letzte Weisheit und als letztes Kon-
zept die integrierte Gesamtschule und die integrierte

Gesamthochschule vor Augen gefiihrt worden. Hier
legt sich die Regierung ohne Not fest und fihrt sich
selbst aus der Bildungsdiskussion heraus. Sie haben
sicher gestern und vorgestern gelesen, daB} ein so
guter Kenner wie Herr Professor Hitpass, der dem
gegliederten Schulsystem Kkritisch gegenibersteht,
gesagt hat — ich zitiere mit Erlaubnis des Prasiden-
ten —, daB nicht nur ,die voreilige Expansion und
Zementierung der Gesamtschule ein funktionsfdahi-
ges Bildungswesen zerschldagt, sondern daB dadurch
auch sinnvolle und notwendige Innovationen und
Reformen zunichte gemacht werden”. Das ist ein
Zitat aus der ,Welt", meine Damen und Herren. Sie
haben sicher gestern gelesen, daBl die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft nun plotzlich dahinter-
kommt, daff Sie in Hessen allein 12 800 Lehrer fur
die Sekundarstufe 1 und 6 000 Lehrer fir die Forder-
stufe brauchen. Das heifit, die MaBnahmen, die hier
eingeleitet werden, verscharfen die Krise des gegen-
wadrtigen Bildungs- und Wissenschaftssystems ohne
Not, weil man mit dogmatischen Vorurteilen defini-
tiv an die Dinge herangeht.

Meine Damen und Herren, demgegentiber hat hier
Herr Ehmke wieder versucht, uns in die konserva-
tive Ecke zu stellen. Ich mochte dazu sagen, die
CDU hat hier und andernorts ein geschlossenes
Konzept der Bildungs- und Wissenschaftspolitik
vorgetragen, ein Konzept, das in die Zukunft fihrt
und das in der Lage ist, die groBen Ziele der Bil-
dungspolitik, Chancengleichheit, Steigerung der Lei-
stungen, auch zu garantieren und ein modernes Bil-
dungswesen zu entwickeln.

(Zuruf von der SPD.}

Wenn Herr Dohnanyi hier gesagt hat, wir sdBen in
der Opposition, weil wir nicht genug Reformen ge-
macht hédtten, kann ich ihm folgendes sagen: Er hat
sich in Rheinland-Pfalz als Erneuerer und Reformer
angeboten. Das Volk in Rheinland-Pfalz hat sich
hoflich bedankt; Sie werden uns also hier erhalten
bleiben.
(Zuruf des Abg. Wehner.)

Das war es, was dazu zu sagen war.

Wir hétten erwartet, daBl nach der Bildungskom-
mission und nach den Peinlichkeiten, die durch die
Protokolle entstanden sind, hier eine Antwort
kommt. Tatsache ist aber, daB in dieser Sitzung
die Leute, namlich Herr Leussink und Herr Lohmar,
die drauBlen die groBen Konzepte vortragen miissen,
nicht anwesend waren. Es sieht so aus, als ob sich
die Affdre Evers noch einmal wiederholte, daB3 der
grofe Prediger der Reform in die Wiiste geht.

(Beifall bei der CDU/CSU )

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der
Abgeordnete Raffert.

Raffert (SPD): Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Herr Dr. Martin hat gesagt, Klaus von
Dohnanyi habe sich unqualifiziert gegeniiber Herrn
Stoltenberg geauBert. Ich hoffe, Thnen nachweisen
zu konnen, dafB} eine Reihe von Punkten — ich will
nur wenige nehmen — auch lhrer Ausfiihrungen
nicht die Qualitdt haben, die Sie in ihnen vermuten,
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Sie haben sich in verschiedenen Punkten geirrt,
obwohl Sie inzwischen Zeit gehabt haben, nachzu-
rechnen, was Kollege von Dohnanyi Thnen vorge-
legt hat. Ich will ganz absehen von der Bemerkung,
daB auch schon, bevor wir angetreten sind und
bevor Herr Stoltenberg — ibrigens mit uns — in
der GroBen Koalition diese Grundgesetzanderung
bei Art. 91 b zustande gebracht hat, Gelegenheit
gewesen ware, die Ldnder in ausreichendem Mafie
zu entlasten und von seiten des Bundes tatig zu
werden.

(Beifall bei der SPD.)

Wir entlasten die Lander heute schon. Sie konnen
das gar nicht bestreiten. Sie brauchen sich nur die
Etatposten fir GroBforschungsanlagen anzusehen,
wo nachweisbar ist, da wir von Jiilich bis hin zu
anderen Einrichtungen die Beteiligungsverhdltnisse
des Bundes geandert

(Abg. Dr. Stoltenberg: Das habe ich ge-
macht, wenn Sie nichts dagegen haben!)

und allein 110 Millionen DM im Haushalt 1971 auf-
gebracht haben, um die Lander zu entlasten. Das
ist aber in der Bemerkung — nicht von Ihnen, Herr
Dr. Stoltenberg, aber von Herrn Dr. Martin — be-
stritten worden. Dies kann man nur schlicht und
einfach zurickweisen.

(Zuruf von der CDU/CSU.)
Der letzte Punkt. Ich will nur noch auf diesen

eingehen. Sie konnen nicht behaupten, wir hatten
in dieser Zeit nicht mehr getan als Sie. Sie haben

es in vier Jahren fertiggebracht, die Haushaltsmittel |

fiir den Hochschulbau um 200 Millionen DM zu
erhohen; wir haben es fertiggebracht, diese Haus-
haltsmittel in einem Jahr um 300 Millionen DM zu
erhohen. Wenn Sie allein diese beiden Zahlen
nebeneinandersetzen, werden Sie sehen, dafl das
Zahlenspiel, das Sie hier vorgefithrt haben, nicht
den Realitaten entspricht, in denen wir uns be-
wegen.

Sie konnen sicher sein und werden es erleben,
daBl wir beim Abschluf des Gesamtbildungsplans und
bei der Vorlage des Bildungsbudgets die richtigen
Zahlen auf dem Tisch haben werden. Leider haben
Sie nicht alle Protokolle zu Héanden, die bei uns
gemacht worden sind; sonst wiiten Sie, daB in der
Ministerbesprechung, in der diese Dinge mit Herrn
Leussink und unseren Landerministern besprochen
worden sind, Einstimmigkeit geherrscht hat. Die
wird auch herrschen, wenn wir den Gesamtbildungs-
plan und das Gesamtbildungsbudget vorlegen.

(Beifall bei der SPD.}

Vizepridsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der
Abgeordnete Hocherl.

Hocherl (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Meines Er-
achtens hat die Bundesregierung eine grofie Ge-
legenheit versdumt. Sie héatte heute Gelegenheit
gehabt, die Opernauffithrung, die Premiere, vom

29, Oktober 1969 als schlichtes Volksstlick zu wie-
derholen. Mehr ist es namlich nie gewesen.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.)

Herr Bundeskanzler, kiirzlich haben Sie bei einer
der letzten Debatten erklart, Sie wiirden heute eini-
ges anders schreiben, als es damals in der Regie-
rungserklarung war. Sie haben einige tippelnde
Schritte auf dem Pfade der Tugend gemacht. In der
Zwischenzeit ist das alles wieder vorbei. Sie sollten
sich an die Bibel erinnern: Uber einen reuigen Sun-
der ist im Himmel mehr Freude als tber einen
Gerechten.

(Zurufe von der CDU/CSU: 99 Gerechte!)
— 907 Ich wollte nicht so weit gehen.,
(Heiterkeit.)

Die Experten der verschiedenen Fraktionen, vor
allem der Opposition, haben die finanzielle Seite
dieses Reformprogramms dargelegt. Da Thnen nun
der Geldwert zwischen den Handen wegschmilzt,
besteht nicht die geringste Aussicht, daB Sie auch
nur einen anstandigen Teil von dem werden erfiil-
len kénnen, was Sie damals versprochen haben. Es
wire ein gute Sache gewesen — und die Offentlich-
keit hatte Verstandnis dafiir —, wenn Sie heute
hier hergetreten wéaren und gesagt hatten: ,Wir
haben uns getduscht, die Entwicklung war anders,
wir milssen es einschranken”, und wenn Sie ein
realistisches Programm vorgelegt hétten. Das ware
sehr gut gewesen und ware lhnen auch sehr gut
bekommen. Aber gut, es ist Ihre Entscheidung.

Ich mochte auf einen anderen Gesichtspunkt zu
sprechen kommen: den Umgang mit der deutschen
Sprache. Ganz einfache, alltagliche Routinevorgéange
mit dem Etikett ,Reformen” zu versehen, das ist
kein ordentlicher, sondern ein schludriger Umgang
mit der Sprache. Das sind kleine Novellen, ganz
kleine Aktenvorgdnge. Ich bezweifle ja gar nicht,
dafB Sie in diesen 18 Monaten auch etwas getan
haben. Wir gehen nicht so weit, das zu heugnen.
Sie haben bloB nicht das getan, was Sie versprochen
hatten.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Herr Bundeskanzler, es ware ja noch schéner, wenn
Sie in den 18 Monaten, die Sie in der Regierung
sind, iberhaupt nichts geleistet hatten. Das wére ja
noch schéner! Aber das wenige, was Sie getan
haben, verdient nicht den anspruchsvollen Namen
Reform”. Unter ,Reform” gehéren Vorgange wie
z. B. die Rentenreform vom Jahre 1957,

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU)
wie das Ausbildungsférderungsgesetz,
(Sehr wahr! bei der CDU/CSU)

wie die soziale Marktwirtschaft in ihrem ganzen
Proze8.
(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.)

Sie haben einen Lernprozefl von zehn Jahren durch-
machen miissen, um die nicht mehr zu tibersehenden
Ergebnisse anzuerkennen und sie heute mihselig
gegen Thren linken Fliigel zu verteidigen. Das wa-
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ren Reformen, im geistigen Gehalt, in der Wirkung
und im Ergebnis. Wer dieses anspruchsvolle Wort
gebraucht und wer im Umgang mit der Sprache
nicht die Delikatesse bewahrt, der verrat eigentlich
eine ganz gefdhrliche und bedenkliche Einstellung.

Es ist nicht anders als z. B. bei der Konzertierten
Aktion. Meine Damen und Herren, was ist Aktion?
Das ist ein bedeutender und groBer Vorgang mit
Wirkungen. Das hier sind doch nur unverbindliche
Kaffeegesprache.

(Heiterkeit.)

Herr Professor Schiller traut sich nicht einmal zu
sagen, daBl seine Zahlen Leitlinien sind, weil der
zweite Vorsitzende der IG Metall ihm vor einigen
Tagen eine kleine Abreibung verpafBt hat. Das soll
eine Aktion sein? Das alles sollen Reformen sein?
Seien wir bescheidener, seien wir ehrlicher!

(Abg. Wehner: Sie sagen einfach ,Reak-
tion"?)

Sie bemiihen sich — das bestreitet gar niemand —,
Dinge fortzuentwickeln. Das ist alles. Das hat man
friher als Novelle bezeichnet. Sie machen auf eine
Flasche, in der Sauerampfer ist, ein Etikett ,Tafel-
wein”. Das ist doch der Vorgang, meine Damen und
Herren.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.)
So geht es nicht.

Sie haben diese Debatte auch gar nicht angenom-
men. Sie haben sich gar nicht darauf eingelassen.
Warum? Weil Sie ein schlechtes Gewissen haben.
Sie haben halt einmal zuviel versprochen. Sie wa-
ren ja drei Jahre in der Regierung. Viele haben den
gleichen Stuhl beibehalten. Es ist ja nicht so, daB

Sie nicht gewuBt hatten, wie die Lage ist, was mog- |

lich ist und was Sie ausfiihren koénnen.
(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!)

Aber wenn Sie im Vollgefithl dieses Mini-Koali-
tions-Ereignisses den Mund so voll nehmen, dann
stellen Sie sich hin und geben es zu! Das ist bes-
ser fur Sie, fiir uns und vor allem fiir die Offent-
lichkeit, fiir unser Volk.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Was marschiert nun alles unter dieser Fahne
+Reform”? Ich nenne das Vermdgensbildungsgesetz.
Es ist zweifellos eine gute Sache, aber doch keine
Reform. Das ist eine ganz einfache Multiplikation
mal zwei plus eine kleine Pramie. Das ist alles. Das
hat man friher als Novelle bezeichnet.

Zum ,Stabilitatskurs”. Was Sie sagten, hatte ich
an Ihrer Stelle nicht erwdahnt. Sie haben das beste
Instrumentarium. Sie waren sehr stolz darauf. Es
ist in der Zeit der GroBen Koalition eingefithrt wor-
den. Sie haben kein Glick mit der Stabilitat und
kein inneres Verhdltnis zu ihr. Sie wollen Geld
ausgeben,

(Beifall bei der CDU CSU)

und Sie wollen sich beliebt machen. Das vertragt
sich eben mit Stabilitat nicht.

Die Bildungsproblematik ist bereits wiederholt
behandelt worden. Das ist eine Fortsetzung all der

Dinge, die dem Grunde und der Entwicklung nach @

langst in anderen organisatorischen Formen in der
Gesetzgebung wdhrend der GroBen Koalition ein-
geleitet worden sind. Es ist ein organisatorischer,
technischer Vorgang, aber doch nicht irgendwie ein
Geistesblitz, der sich hier entfaltet und wirklich den
anspruchsvollen Namen ,Reform” verdient hatte.

Bezliglich des Betriebsverfassungsgesetzes darf
ich Sie, Herr Wehner, an lhren letzten Artikel in
der ,Welt der Arbeit” erinnern. Sie haben selbst
erklart: ,Es ist eine miserable Sache. Das hatten
wir gar nicht gemacht. Wir wurden von unserem
kleinen Koalitionspartner gebremst.”

(Abg. Wehner: Wollen Sie das mal richtig

zitieren?! Ich kann es Ihnen geben! Wenn

Sie suichtig sind! Die Worte, die Sie zitiert
haben, finden Sie dort nicht!)

-—— Gut. Ich bin gar nicht siichtig. Das war dem Sinne
nach, Herr Wehner, ein Eingestdndnis, daf§ Sie mit
der Losung natirlich nicht zufrieden waren. Sie
haben nicht den Mut gehabt, unserer Vorlage zuzu-
stimmen, die in der Frage der Mitbestimmung einen
sehr interessanten Fortschritt beinhaltet.

(Zuruf des Abg. Wehner.)

Diesen Mut haben Sie nicht aufgebracht. Ihre Koa-
lition ist so fragil, so zerbrechlich, daB Sie fortge-
setzt Ridksicht nehmen miissen. Ich verstehe das.
Aber Sie nehmen Riucksicht auf Kosten wichtiger
Interessen. Regierungsverantwortung ist eben, auch
das Unangenehme durchzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

An diesem Geburtsfehler leiden Sie eben. Er befa-
higt Sie nicht zum Handeln, auch nicht zum notwen-
digen Handeln.

Sie sprachen von der Steuerreform. Nun, dafiir
war in der GroBen Koalition alles vorbereitet. Es
wurden Kommissionen eingesetzt. Nur, wir haben
noch nichts. Wir haben zundchst ein Gutachten.

(Zuruf des Abg. Wehner.)

Wir werden uns iiberraschen lassen. Vielleichl wird
es eine Reform. Es gibt Leute, die diese Reform be-
reits firchten, und zwar aus guten Griinden.

Was die Justizreform betrifft, so wissen Sie ja,
Herr Kollege Wehner, daB sich Herr Kollege Jahn
damit groBe Miihe gegeben hat. Die wirklich echten
Gedanken sind bei seinen Vorschlagen zum Vor-
schein gekommen. Sie haben sie wieder verjagt,
weil sie nicht in die Wahllandschaft gepafit haben.
Das war es doch. Aber das Echte ist schon zum
Vorschein gekommen.

Nun zur Post. Auch die Post wird uns in dem Re-
tormprojekt vorgestellt. Ich erinnere mich sehr
deutlich an unerhorte Defizite, die uns Hunderte
von Millionen kosten und sich demndchst in dem
neuen Gebiihrenkatalog niederschlagen. Das andere,
die organisatorische Umwandlung, ist ja langst be-
reits unter Stiicklen vorbereitet und durch eine
Kommission begutachtet worden. Das soll eine Re-
form sein? Nein, das ist eine Gesellschaftsumwand-
lung, ein ganz einfacher rechtlicher Vorgang. Dabei
konnten Sie Thre Mitbestimmungsabsichten gar
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nicht verwirklichen; das konnten Sie sich alles
nicht gestatten. Auch hier sind Sie — — Bitte schon,
Herr Dorn!

Dorn (FDP): Herr Kollege Hocherl, nachdem Sie
uns so demonstrativ klarzumachen versuchen, daB
wir eigentlich nur die Politik fortsetzen, die Sie
frither schon eingeleitet haben, frage ich mich, ob
Sie dann die kritischen Bemerkungen gegeniiber
dieser Politik nicht mit auf sich selbst beziehen
miilten.

. Hocherl (CDU/CSU): Herr Kollege Dorn, Sie
irren vollig. Ich halte mich dariiber auf, daB Sie
etwas als Reform bezeichnen, was eine Fortentwick-
lung ldngst vorbereiteter, eingeleiteter MaBnah-
men ist. Das ist es doch. Die Art, wie Sie mit der
Sprache und den Begriffen umgehen, ist es, was
beanstandet werden muB. Das ist eine Werbe-
sprache — der Duft der groBen weiten Welt —,

(Heiterkeit bei der CDU'CSU)

die drauBen ankommen soll. Da werden harmlose,
bescheidene, selbstverstdndliche Routineangelegen-
heiten als Reform etikettiert, und das ist eine innere
Unwahrhaftigkeit. Nennen Sie die Dinge beim
Namen, dann werden wir uns sehr rasch verstandi-
gen.

(Zuruf des Abg. Dorn.)

Es kommt das Kartellrecht. Ich glaube, es ist der
vierte oder fiinfte Entwurf, der nun in der Mache
ist, und demndchst sollen wir iberrascht werden. Ich
bin sehr gespannt. Das Kartellrecht war einmal eine
groBe Reformidee in den fiinfziger Jahren. Bisher
hat es im Jahre 1962 noch eine Novelle gegeben,
dann war es aus. Sie probieren standig und feilen
standig an einer neuen Novelle. Vielleicht gibt es
einige positive Dinge, in denen wir sogar lberein-
stimmen. Aber von einer Reform kann doch nicht die
Rede sein.

Arznei- und Lebensmittelgesetz, Unfallschutz und
die Krankenhausfinanzierung.

(Zurufe von der SPD.)

Ich habe zur Krankenhausfinanzierung gelesen, dal
alle Beteiligten dagegen sind. Nur der Gewerk-
schaftsbund hat eine schwachliche Pflichtiibung ge-
leistet und gesagt, das ware gerade noch etwas.
Alle anderen Beteiligten haben es als ungeniigend
abgelehnt. Das sind merkwiirdige Reformen.

Dann kommen die Gemeinschaftsaufgaben. Das
hat es alles schon gegeben, nur in einem anderen or-
ganisatorischen Gewand.

Zusammenfassend mochte ich sagen:

(Zuruf von der SPD: Was gibt es denn da
zusammenzufassen! —— Heiterkeit bei der
SPD))

Sie haben hier im Hause und in der Offentlichkeit
wiederholt erkldrt, daB Sie ein vollstandiges, finan-
ziell ausgestattetes, zeitlich geordnetes Reformpro-
gramm héatten. Heute haben wir darauf gewartet;
Sie sollten es auf den Tisch legen. Sie haben es nicht
auf den Tisch gelegt, Sie haben sich in allgemeinen

Redensarten ergangen, und Sie haben die Debatte
nicht angenommen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Aber ich will Thnen zum SchluBl eines sagen: ein
Reformprogramm haben Sie noch, némlich die Re-
torm der Bundesregierung. Die ist dringend nétig.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der
Abgeordnete Oftt.

Ott (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Wenn man heute hier und drauBlen im
Lande die Regierungsvertreter hort, dann gewinnt
man den Eindruck, daBl so viel Schutt wegzuraumen
war, daB nichts anderes an Positivem geschehen
konnte. Da anscheinend verschiedene Leute in die-
sem Lande in den letzten zwanzig Jahren in einer
Art innerer Emigration geblieben sind, weil sie von
1949 bis 1969 diese Regierungspolitik nicht getra-
gen haben, mochte ich einige Zahlen in den Raum
stellen, um zu zeigen, was alles geschehen ist.

(Zurufe von der FDP.)

— Sie waren nur zeitweise dabei. Sie werden aber
sicherlich auch froh sein, wenn Sie das hoéren, was
geschehen ist.

Zunéachst ist von 1949 bis 1969 — in der Zeit, in
der die CDU/CSU den Regierungschef gestellt hat —
der Bestand an Wohnungen immerhin um 9,8 Millio-
nen angewachsen. Der Bestand an Sozialwohnungen
wurde in dieser Regierungszeit von uns um 5 Millio-
nen erhoht. Der Bestand an Kraitwagen bei Arbeit-
nehmern ist von sage und schreibe 44000 auf
8,3 Millionen angewachsen. Die Autobahnen sind in
dieser Zeit von 2 000 auf 4 000 km gewachsen. Dank
unserer Politik ist es so gekommen, daBl Sie heute
mit dem StraBenbau gar nicht nachkommen, weil
wir in diesen zwanzig Jahren durch unsere Politik
dafiir gesorgt haben, daBl in diesem Land insgesamt
11 Millionen Kraftwagen mehr zur Verfliigung stan-
den.

(Zurufe von den Regierungsparteien.)

DrauBen im Lande stehen die Briickenfundamente,
ohne daB Sie die StraBen bauen koénnen; das ist
Ihr Werk von zwei Jahren.

Wir haben nicht Steine gegeben, wie Sie es
manchmal mit Thren Versprechungen tun, sondern
wir haben tatsdchlich Brot gegeben. Verfolgen Sie
bitte die Zahlen der fiir den Kauf von Lebensmitteln
und anderen Produkten auizuwendenden Arbeits-
minuten im Jahre 1949 und 1969, als wir von ihnen
abgelost wurden. Fir ein Kilo Butter mufte ein
Arbeitnehmer 1949 253 Minuten arbeiten, 1969
83 Minuten, fur einen Liter Milch 1949 17 Minuten,
1969 8 Minuten, fur ein Kilo Kotelett 1949 257 Mi-
nuten, 1969 89 Minuten, fiir ein Kilo Brot 1949 23
Minuten, 1969 13 Minuten, fiir einen VW-Standard
— das ist vielleicht besonders interessant — 1949
236 000 Arbeitsminuten, 1969 nur noch 50000 Ar-
beitsminuten; das heiBt, 20 %0 von dem, was er im
Jahre 1949 arbeiten muBte, muBite er daflir noch
arbeiten, als Sie uns abgeldst haben und mit Thren
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Wunderversprechungen kamen. Das sind Zahlen, die
sich immerhin sehen lassen konnen. Fur ein Herren-
oberhemd mulBite gearbeitet werden 1949 314 Minu-
ten und 1969 204 Minuten. Und man hore: Gleich-
viel arbeiten muBl er immer noch fir einen Gewerk-
schaftsbeitrag; fiir den muB er noch genauso sechzig
Minuten arbeiten wie zwanzig Jahre zuvor.

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter
Ott, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Zander?

Ott (CDU/CSU): Bitte schon!

Zander (SPD): Herr Kollege, wiirden Sie uns
bitte auch mitteilen, wieviel Prozent des Vermo-
gens in dieser Gesellschaft sich im Jahre 1950 in
den Hénden von wieviel Prozent der Bevolkerung
befanden und wie das Verhaltnis heute ist?

Ott (CDU/CSU): Herr Kollege, ich bin durchaus
in der Lage, Ihnen darauf die Antwort zu geben,
die niemand in diesem Hause geben kann und die
auch Sie selbst nicht geben konnen. Die Zahl, die
im Jahre 1960 einmal genannt worden ist, dal an-
geblich 1,7 % der Bevdlkerung 70°%s der Produk-
tionsmittel hétten, ist durch gar nichts beweisbar.
Hier in diesem Hause sind Anfragen gestellt und
bearbeitet worden. Ich habe dieses Material beisam-
men. Weder von der Vermdogensteuerseite noch von
sonstigen Statistiken her haben Sie tiberhaupt eine
stichhaltige Unterlage daflir, wie sich die Vermo-
gensverteilung entwickelt hat.

(Zurufe von der SPD.)

— Meine Damen und Herren, Sie werden doch nicht
sagen, daB eine Vielzahl von Bausparbriefen, daf}
beispielsweise die Zahl von 3,7 Millionen Eigen-

heimen nicht auch ein Beweis fiir Vermodgensbildung |

in der breiten Masse sind? Oder sind das jene an-
geblichen 1,7 %6, von denen Sie sagen, daB sie die
Produktionsmittel in Handen héatten?

(Zuruf von der SPD: Das ist doch kein
Produktivvermdgen!)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter
Ott, gestatten Sie eine Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Zander?

Zander (SPD): Herr Kollege, wiirden Sie es als
einen ausreichenden Beweis fiir die einseitige Ver-
teilung ansehen, daB diese Zahl in einer Rede Ihres
Kollegen Katzer hier in diesem Haus wiederholt
genannt wurde?

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.)

Ott (CDU/CSU): Ich will Thnen folgendes sagen.
Die Zahlen, die der Herr Kollege Katzer genannt
hat, sind genauso auf Schatzungen und MutmaBun-
gen aufgebaut,

(Hort! Hort! bei den Regierungsparteien)

weil es bisher némlich nirgends — das ist gar kein
Abriicken — Statistiken gibt. Es tut mir leid, da3 es

so ist. Aber Sie konnen mich nicht daflir verantwort-
lich machen, daB statistische Zahlen hieriiber nir-
gends zu erhalten sind.

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Franke (Osna-
briick)?

Ott (CDU/CSU): Bitte schén!

Franke (Osnabriik) (CDU/CSU): Herr Kollege
Ott, lassen wir einmal dahingestellt, ob die Zahlen
in dem Krelle-Gutachten richtig sind oder nicht! Ist
Thnen bekannt, was diese Regierung tut, um die
Verhéltnisse, die hier von dem Kollegen Zander
kritisiert werden, zu verdandern?

(Abg. Haehser: Sicher ist Ihnen das be-
kannt! Das weill doch jeder im Lande!)

Ott (CDU/CSU): Ich darf Thnen noch folgende
Zahlen sagen: Die Sparguthaben haben sich vom
Jahre 1949 bis zum Jahre 1969 von 3 Milliarden DM
auf 186 Milliarden DM erhoht. Ich glaube, daBl das
immerhin der Ausdruck einer Vermégensbildung ist,
die sich sehen lassen kann.

Wenn Sie, meine Damen und Herren, in zwanzig
Jahren das fertigbringen, was wir in zwanzig Jah-
ren fertiggebracht haben, dann konnen wir dem
deutschen Volk blofy gratulieren. Wenn Sie aber so
fortfahren wie in den letzten sechzehn Monaten,
werden Sie in zwei Jahren das verwirtschaften, was
wir in zwanzig Jahren aufgebaut haben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter
Ott, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Junghans?

Ott (CDU/CSU): Bitte schon!

Junghans (SPD): Herr Kollege Ott, Sie bekla-
gen den Mangel an statistischen Unterlagen. Ist
Ihnen bekannt, daB die Antrdage unserer Fraktion
auf die Durchfiihrung einer Einkommens- und Ver-
moégensstatistik bisher immer von der CDU/CSU ab-
gelehnt worden sind, um hier den Schleier zu be-
halten?

Ott (CDU/CSU): Herr Kollege, das kann gar
nicht stimmen, weil namlich nicht der BeschluB die-
ses Hauses diese Statistik zustande bringt, sondern
weil dann in der Finanzverwaltung nach ganz ande-
ren MaBstaben steuerliche Erklarungen abgegeben
werden miiiten. Sie haben eine Vielzahl von ge-
werblichen Gewinnen.

(Abg. Wienand: Denken Sie an den Ver-
mittlungsausschuBl! Zweimal!)

Diese Gewinne, die in der Statistik als gewerb-
liche Gewinne laufen, beinhalten den Unternehmer-
lohn, sie beinhalten die Kapitalverzinsung, und sie
beinhalten die Uberschiisse aus der Vermietung und
Verpachtung von Gebauden und Grundstiicken. Das
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Arbeitnehmereinkommen teilt sich auf in Arbeits-
einkommen, zum zweiten in Kapitaleinkiinfte und
zum dritten in die Einkunfte aus Vermietung und
Verpachtung.

Im ubrigen ist Thnen ja heute mit der Post eine
Aufschlisselung des Bundesfinanzministeriums dar-
iuber zugegangen, in welcher Weise die angebliche
Mehrbelastung der Arbeitnehmer tiber die Lohn-
steuer gewachsen sei oder nicht. Lesen Sie das ein-
mal genau durch! Ich will es Thnen blof andeuten.
Man hat bisher mit dem Argument gearbeitet, dal
die Arbeitnehmer mehr Steuern zahlen miufiten als
die Selbstandigen. Wenn Sie diese statistischen
Unterlagen lesen, stellen Sie fest, daB bis zu 9 Mil-
liarden DM Lohnsteuer, die in der Lohnsteuer ver-
einnahmt worden sind, zu Lasten der Einkommen-
steuer zuriickgezahlt worden sind, so daB sich auf
diese Weise vollig verzerrte Zahlenverhéltnisse er-
geben haben. Sie kénnen so also nicht arbeiten. Bitte
lesen Sie das durch, was Sie hier heute zur Ver-
figung bekommen haben!

Vizepradsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter
Ott, gestatten Sie nun eine Zwischenfrage des Herrn
Abgeordneten Ollesch?

Ott (CDU/CSU): Wenn es mir nicht angerechnet
wird, sehr gern.

Vizeprdsident Dr.
nicht angerechnet.

Jaeger: Nein, es wird

Ollesch (FDP): Herr Kollege Ott, sind Sie be-
reit, mir zuzustimmen, daB die Aneinanderreihung
von Zahlen, die sicherlich sehr interessant ist —
vielleicht kénnte man sogar den Vergleich noch aus-
dehnen auf die Anzahl der Bundestagsabgeordneten;
die hat sich ja von 1969 bis heute auch nicht erhoht;
und vielleicht koénnte man diese Nichterhohung der
Regierung als Minderleistung ankreiden —, dieser
Debatte heute nicht besonders dienlich ist?

Ott (CDU/CSU): Herr Kollege Ollesch, ich kann
verstehen, daB es Ihnen sehr unangenehm ist, wenn
Sie einmal den Schleier von dem, was Thre Regie-
rung gegenwartig behauptet, weggerissen und Tat-
sachen vorgelegt bekommen. Bei Threr Regierungs-
koalition hat man drauBen im Lande den Eindruck,
als ob Sie bloB Schutt wegrdumen miBten, als ob
Sie Schuttarbeiter waren, StraBenkehrer, Mullader
usw. Dabei ist das gar nicht der Fall; im Gegenteil,
wenn gewisse Dinge in diesen 20 Jahren

(Zurufe von der CDU/CSU)

vielleicht nicht getan worden sind, so doch deshalb,
weil die anderen Dinge auch uns so groB gemacht
worden sind, daB einiges am Rande unerledigt ge-
blieben ist. Und wenn Sie 20 Jahre regieren, dann,
davon sind wir tiberzeugt, wird viel mehr liegen ge-
blieben sein als bei uns in 20 Jahren,

(Zuruf des Abg. Dorn und weitere Zurufe
von der FDP)

weil Sie, meine Damen und Herren, doch kein Ver-
haltnis zum Geld haben. Sie werden doch nicht

sagen, daB Sie dann mehr geben, wenn Sie mehr
Geld geben. Das haben Sie doch langst begriffen.

Nun will ich aber noch einige Zahlen nennen, die
beweisen, daB wir in diesen 20 Jahren wirklich
ctwas gegeben haben; damit mdchte ich schlieflen.
Weil Thnen die Zahlen so unangenehm sind,

(Zuruf von der FDP: Nicht unangenehm,
langweilig!)

scheint ja doch etwas dran zu sein. Auch das be-
weist, daB wir in diesen 20 Jahren etwas getan
haben und daB Sie nicht nur Schuttraumer gewor-
den sind. Der Verbrauch je Einwohner ist in der
Bundesrepublik vom Beginn unserer Regierungszeit
bis zur Ablosung durch Sie folgendermaBen gewach-
sen: beim Rindfleisch von 11 auf 20 Kilogramm,

(Lachen bei den Regierungsparteien)

— meine Herren, Ihr Erndhrungsminister hat meines
Wissens sogar Prdamien dafir gezahlt, daB mehr
Kiihe geschlachtet werden; also mull auf der ande-
ren Seite wohl jemand dagewesen sein, der das
Fleisch in dieser Zeit kaufen konnte —, beim Gefli-
gel von 1 auf 7 Kilogramm, beim Frischobst von
65 auf 178 Kilogramm, bei Kondensmilch von 2 auf
gramm. Ich konnte Thnen noch viel Zahlenmaterial
geben. Dieses Zahlenmalerial stammt iibrigens vom
Wissenschaftlichen Dienst

(Zurufe von der SPD)

— Sie konnen es dort nachpriifen lassen —, weil ich
namlich, da Sie die ganze Zeit so tun, als ob nichts
geschehen waire, lhnen das einmal gesagt haben
wollte.

(Zuruf von der SPD: Bravo!)

Meine Damen und Herren, Sie hatten auf Thren
Plakaten vor der Bundestagswahl den Slogan: Wir
haben die richtigen Ménner. — Wir sollten das nicht
vergessen. Ich meine, das Volk beginnt allméhlich
daran zu glauben, daB dieser Slogan falsch war,
denn wenn wir das, was uns in diesen 16 Monaten
auf allen Gebieten der Politik geboten worden ist,
beurteilen, missen wir sagen, meine Herren von
der Regierungskoalition: die richtigen Manner haben
Sie nicht — die haben wir 20 Jahre lang gehabt.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von
den Regierungsparteien: Gehabt!)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der
Abgeordnete Porzner.

Porzner (SPD): Herr Prasident! Meine verchrten
Damen und Herren! Was soll eigentlich diese Auf-
zdahlung, wieviel Kondensmilch der Bundesbirger in-
zwischen im Durchschnitt verbraucht?

(Zurufe von der CDU/CSU.)

Was soll eigentlich diese mir unverstdndliche und,
Herr Ott, rechthaberische Vorweisung der Lebens-
standardsteigerung der breiten Massen in unserem
Volk? Die Produktivititssteigerungen, die es in der
Bundesrepublik gegeben hat und die niemand be-
streitet, miissen allen zugute kommen, wenn wir
dem Anspruch halbwegs gerecht werden wollen, daB
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das, was erarbeitet wird, auch gerechter verteilt
werden soll. Es sind doch keine Geschenke an die
Arbeitnehmer.

(Zuruf von der CDU/CSU.)

Hier rechnet doch auch niemand vor, wie viele Ar-
beitstage man heute braucht, um sich einen Merce-
des 280 zu kaufen; da wird immer nur mit Butter
und mit Kdse und bei Ihnen sogar noch mit Kondens-
milch argumentiert.

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.)
Das ist doch unwiirdig!

(Zuruf des Abg. Dorn.)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter
Porzner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Ott?

Porzner (SPD): Ja, bitte!

Ott (CDU/CSU): Herr Kollege Porzner, Sie kon-
nen auf andere Fragen antworten. Bestreiten Sie
die Tatsache, daf die Lebenshaltungskosten in un-
serer Regierungszeit jahrlich um durchschnittlich
2,19%0 und daB sie wahrend der Zeit dieser Regie-
rung um 3,8 %o jahrlich angewachsen sind?

(Zuruf von der FDP: Warten Sie doch mal
20 Jahre! — Zuruf von der SPD: Warten
Sie mal ab!)

Porzner (SPD): Ich bestreite nicht die Tatsache,
daB die Lebenshaltungskosten, wenn ich das jetzt
aus dem Geddchtnis sagen darf, seit 1948, gerech-
net etwa in Funf-Jahres-Zyklen gestiegen sind, un-
abhangig davon, wer regiert hat. In diesen Abschnit-
ten hat sich die Steigerungsrate der Lebenshaltungs-
kosten erhoht. Das hdngt mit der Veranderung des
Angebots an Arbeitskriften und auch an Kapital
zusammen. Ubrigens gilt das auch fir andere Volks-
wirtschaften, nicht nur fiir die Bundesrepublik.

(Abg. Stucklen: Konrad, du warst auch schon
besser!)

— Es kann doch niemand bestreiten, daB sich seit
1950 die durchschnittliche Steigerungsrate der Le-
benshaltungskosten — von den jahrlichen Schwan-
kungen abgesehen — erhoht hat.

Herr Hocherl, obwohl wir Thren Humor hier schét-
zen, muBl ich lhnen doch eines sagen. Ich will ver-
suchen, das nicht schulmeisterlich zu tun. Seitdem
Sie nicht mehr Minister sind, werden Sie in allem,
was Sie hier sagen, immer ldssiger. Sie beschaftigen
sich immer weniger ernsthaft mit den politischen
Fragen, die uns alle angehen.

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal]: Er hat doch
den Orden wider den tierischen Ernst!)

Diese ldssige Distanz 1Bt nicht zum Ausdruck kom-
men, daBl Sie das, was Sie sagen, lberhaupt ernst
nehmen. Deswegen werden Sie nicht einmal mehr
in Threr eigenen Fraktion ernstgenommen.

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Abg.
Dr. Marx [Kaiserslautern]: Sie sind doch erst
hereingekommen, als er gerade fertig war!)

Sie sagen, es gebe Leute, die sich vor der Steuer-
reform fiirchteten. Wir haben diese Reform doch ge-
meinsam begonnen. Hat nicht ein Minister, der Ihrer
Partei angehort, die Vorbereitungen fir eine Steuer-
reform in der vergangenen Legislaturperiode mit be-
gonnen, natiirlich nicht mit Lust. Sie kritisieren hier,

' daB es mit der Steuerreform nicht vorangehe. Wenn

der damalige Finanzminister und der damalige Bun-
deskanzler die Steuerreformkommission frither ein-
gesetzt hdtten, wenn sie nicht ein ganzes Jahr hdt-
ten verstreichen lassen, dann hédtten auch die Ergeb-
nisse frither vorliegen konnen. Der damalige Finanz-
minister Strau3 hat bei der Einsetzung der Kommis-
sion den Wunsch geduBert, daBl diese Kommission
das Gutachten spétestens Mitte 1970 vorlegt. Das
war nicht moglich. Die Steuerreformkommission wird
erst in der ndchsten Woche ihren Bericht vorlegen.
Weil wir solide Arbeit leisten miissen,

(Abg. Niegel: Das glauben Sie doch selber
nicht!)

wird es mindestens ein halbes Jahr dauern, bis die
Gesetzentwiirfe im Finanzministerium ausgearbeitet
sein werden.

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal]: Und wie-
viel Zeit geben Sie uns im FinanzausschuB
nachher dafiir?)

— Ich rede davon, Herr Dr. Schmidt, dall der Finanz-
minister der GroBen Koalition, Herr StrauBl, durch
sein Verhalten vieles verzogert hat. Die Arbeit der
Kommission hat viel Zeit in Anspruch genommen.

(&}

Trotzdem muf die Regierung all die schwierigen )

Fragen sorgfaltig prifen. Sie muB tiefgriindig arbei-
ten und kann nicht mit Gesetzentwiirfen vor den
Bundestag und den Bundesrat treten, die dann
eventuell nicht akzeptiert werden.

Herr Hocherl, Sie meinten, es gebe Leute, die sich
vor einer Steuerreform flrchteten, und diese Leute
hatten sogar recht. Der Bundesfinanzminister hat ge-
sagt, er wolle ein einfacheres, iiberschaubareres und
gerechteres Steuersystem. Das Steuersystem misse
mehr nach dem Grundsatz der Leistungsféahigkeit ge-
staltet werden, und der Grundsatz der sozialen Ge-
rechtigkeit miisse mehr beriicksichtigt werden. —
Davor braucht sich niemand zu fiirchten. Nach diesen
Grundséatzen wird die Bundesregierung auch arbei-
ten. Es ist unverantwortlich, hier iiber eine Arbeit,
die seit langem ansteht, in dieser Weise zu spre-
chen. Es geht um eine Reform, die von vielen ge-
winscht wird, freilich nicht von denen, die privi-
legiert sind. Viele, die auf diese Reform warten,
wollen Sie nur verstéren. Sie wollen sie verangsti-
gen, damit ein solches Reformwerk von vornherein
jene Bewertung bekommt, die Thnen lieb ist. Oder
furchten Sie sich vor dem, Herr Hécherl, was Mini-
ster StrauBl damals sagte, als er die Reformkommis-
sion einsetzte? Namlich: Die Kommission erhalt den
Auftrag, ein Gutachten zur Vorbereitung einer um-
fassenden Steuerreform auszuarbeiten und dabei
Zielsetzungen einer modernen Finanzpolitik gerecht
zu werden sowie den Grundsatz der GleichmaBig-
keit und sozialen Gerechtigkeit der Besteuerung zu
beriicksichtigen. Ich wiederhole: es ist unverant-
wortlich, was Sie dazu sagen.
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Porzner
Diese Steuerreform wird von zwei Seiten her |
attackiert, einmal von Leuten wie Sie, die allen

Angst machen wollen, zum anderen von jenen, die
Hoffnungen auf allgemeine Steuersenkungen wek-
ken. Ich mochte fiir meine Fraktion sagen — ohne
daB wir es diskutiert haben; es ist eine Selbstver-
standlichkeit allerdings, aber es ist notig, das zu
sagen ——: diese Steuerreform kann nicht allgemeine
Steuersenkung bedeuten, und jeder, der das er-
wartet, mufl enttdauscht sein.

(Zustimmung bei der SPD.)

Die Steuerreform mufl zwar unser Steuersystem ge-
rechter gestalten. Aber sie darf nicht zu Milliarden-

betrdgen von Steuerausfallen fithren. Man kann auch

nicht —zig Milliarden Steuerausfalle bei den direk-
ten Steuern allein durch Erhéhung der Mehrwert-
steuer ausgleichen wollen. Das ist kein Weg, den
diese Koalition gehen wird.

Wir haben trotzdem, Herr Dr. Schmidt, noch ge-
nug Zeit. Wir koénnen ja auch im FinanzausschuB,
wie andere Ausschisse es machen, sitzungsfreie
Wochen des Bundestages verwenden, um die Ge-
setze, die vorgelegt werden, in Ruhe und sachver-
stdndig, ohne Zeitdruck zu beraten.

Wir lassen uns nicht, Herr I16cheil, durch Reden,
wie Sie sie halten, von dem abbringen, was wir uns
vorgenommen haben und was diese Regierung zu
ihrem Programm gemacht hat, namlich: auf diesem
Gebiet, dem Bundestag einen Gesetzentwurf vorzu-
legen, Reformvorschlage vorzulegen, die dem
Grundsatz sozialer Gerechtigkeit naherkommen und
ihn verwirklichen helfen.

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter Porzner, gestatten Sie eine Frage des Abge-
ordneten Dr. Schmidt (Wuppertal)?

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU): Herr Porz-
ner, haben Sie die Antwort der Regierung auf
unsere Kleine Anfrage gelesen, daf die Umsatz-
steuernovelle immer noch nicht erwartet werden
kann, die wir seit Jahresfrist erwarlen? Wie lange
sollen wir uns denn mit der Umsatzsteuernovelle
befassen, wenn wir uns mit den Reformgesetzen zu
beschdftigen haben?

Porzner (SPD): Ich bin mit Ihnen der Meinung,
daB die Bundesregierung die Novelle zur Umsatz-
steuer moglichst bald vorlegen sollte, und ich

stimme mit Thnen persénlich darin iiberein, daf an -

der Umsatzsteuer moglichst wenig geandert wer-
den sollte.

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU): Wenn die- :
ser Grundsatz gelten soll, dann héatte uns die Regie- '

rung vor einem Jahr die Umsatzsteuernovelle vor-
legen sollen, dann wire sie langst tiber die Bihne.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter
Schmidt, ich darf Sie bitten, Fragen zu stellen und
nicht im Indikativ zu sprechen.

Eine Zwischenfrage des

Mertes.

Herrn Abgeordneten

Mertes (FDP): Herr Kollege Porzner, kénnen Sie
sich an eine Rede des Kollegen Schmidt erinnern,
eine Rede in bezug auf einen Antrag meiner Frak-
tion Ende 1968, der eine Novellierung des Mehr-
wertsteuergesetzes vorsah, eine Rede, in der Herr
Kollege Schmidt diec Meinung vertreten hat, man
miisse noch einige Jahre zuwarten und Erfahrungen
sammeln, bevor man an eine Novellierung des
Mehrwertsteuergesetzes herangehen kénne?

(Vorsitz: Vizeprasident Frau Funcke.)

Porzner (SPD): Die Bundesregierung wertet alle
Erfahrungen, die bisher in der Wirtschaft und in
der Finanzverwaltung gemacht wurden, sorgfaltig
aus. Die Bundesregierung wird hoffentlich eine
Novelle vorlegen, die nicht so ausfiihrlich sein wird,
Herr Dr. Schmidt, daB wir damit viele Monate
beschiftigt sein missen. Alle diejenigen, die damals
dic Mehrwertsteuer gemacht habhen, die ja bei-
spielhaft fur alle tbrigen Lander in Europa ist, sind
daran interessiert, daB Mangel beseitigt werden.
Aber wir diirfen das System der Mehrwertsteuer
nicht aushohlen, aus verschiedenerlei Griinden. Die-
ses Gesetz hat sich insgesamt gut bewdhrl. Je mehr
Erfahrungen Wirtschaft und Verwaltung damit ge-
macht haben, desto geringer ist ja auch die Kritik an
der Mehrwertsteuer geworden.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Fundke: Das Wort hat der
Abgeordnetle Dr. Barzel.

Dr. Barzel (CDU/CSU): Frau Prdsidentin! Meine
Damen und Herren! Am Schluf der Debatte iiber
die GroBe Anfrage halten wir fest, daBl die Bundes-
regierung im Grunde in ihrer Drucksache die Ant-
wort verweigert hat und daB sie auch im Laufe
des Tages die vielen Fragen, die hier von den Kol-
legen gestellt worden sind, nicht beantwortet hat.

Der Kollege Ehmke hat in dem sachlichen Teil
seiner Ausfithrungen mitgeteilt, daBl dies im Herbst
bei Fortschreibung der mitteliristigen Finanzpla-
nung crfolgen werde. Das heiBt, diese Debatte ist
damit auf den Herbst vertagt.

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.)

Herr Bundeskanzler, sollte sich darin die Hoffnung
auf einen goldenen Herbst ausdriicken, einen
Herbst, der Thnen die Entscheidung, die Sie dies-
mal vor sich hergeschoben haben, erspart, namlich
entweder zum Rotstift zu greifen oder die drin-
gendste aller Reformen endlich diesem Hause mit-
zuteilen? Die dringendste aller Reformen ist das
Zusammenstreichen des Versprechenskatalogs lhrer
Bundesregierung. Das ist das, worum es geht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wenn Sie glauben, bis zum Herbst warten zu kon-
nen, Herr Bundeskanzler, dann ist dies lhre Sache.
Nur, wer glauben sollte, es wirde einen so glick-
lichen Herbst geben in der Bundeskasse, bei den
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Dr. Barzel

Preisen, bei den Steuereingangen und bei der Be-
schaftigungslage, der mufite dann schon sagen, wo-
her er diesen Optimismus zu dieser Stunde nimmt.

Wir halten fest, meine Damen und Herren, daB
die UngewiBheit, die drauBen im Lande wegen tag-
lich neuer Versprechungen und Finanzausgaben
herrscht, die unrealisierbar sind, die Blirger des
Landes, die Gemeinden des Landes, die Unterneh-
men des Landes berithrt. Kaum ein Vorhaben
irgendeines unserer Mitblirger, einer der Gemein-
den oder einer der Unternehmungen ist nicht durch

hier im Hause dazu stehen und dann Ihr Bundes-
kanzler kommt und diese Kinderkrankheit-Verspre-
chungen nochmals wiederholt, ohne sie zu revidie-

' ren, dann iibernehmen Sie doch die Verantwortung

irgendeinen der Pldne dieser Bundesregierung be- !
rithrt oder beeintrachtigt. Keiner weiB sich auf das |

einzurichten, was morgen sein wird. Sie haben,
Herr Bundeskanzler, nicht nur die Chance vertan,
von der Hermann Hocherl hier ibrigens sehr ernst-
haft gesprochen hat, sondern Sie haben unseren
Biirgern nichts gelassen als andauernde UngewiB-
heit auf den Herbst. Das muB hier festgehalten
werden.
(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wir haben mit einer gewissen Spannung in dieser
Debatte auf den Beitrag des Kollegen Wehner ge-
wartet, der ausgeblieben ist; denn dies wéare noétig
gewesen. Das, was hier heute zur Debatte stand
und steht, ist der rote Faden der innenpolitischen
Kontroverse schlechthin vom ersten Zeitpunkt der
Bildung dieser Regierung an. Noch vor der Abgabe
Threr Regierungserkldarung, vor lhrem Aufwertungs-
beschluB, hatten wir Ihnen den Rat gegeben, der hier
oft erdrtert worden ist, das durch ein Programm
binnenwirtschaftlicher Mafinahmen zu begleiten:
Preisstabilitdt, sparsamer Haushalt, dauerhafte Ab-
sicherung der agrarpolitischen Beschliisse. Sie kamen
dann am 28. Oktober hierher und machten deutlich,
daB Sie in allen diesen Fragen das Gegenteil tun
werden. Daraufhin fragten wir Sie am 29. Oktober,
auf welche Zahlen, auf welche Erwartungen, auf
welche Finanzlage Sie all diese Versprechungen
grindeten, und sagten, das sei eine Regierung, die
mit leichter Hand beginne, erst einmal einen aus-
gebe und nicht die Anstrengungen fordere, die unser
Land machen misse.

(Abg. Wehner: Das haben Sie gesagt, Herr
Barzel!)

— Das haben wir gesagt als Antwort auf die erste
Regierungserkldrung. An dieser Stelle haben Sie
damals so bose reagiert wie jetzt eben auch, Herr
Wehner.

(Abg. Wehner: Gar nicht bose, sondern ich
wollte das nur feststellen!)

Das waren unsere Fragen, Herr Kollege Wehner.

fir auszehrende Schwindsucht, um in Threr Sprache
zu bleiben, Herr Kollege Wehner.

(Beifall bei der CDU/CSU )

Meine Damen und Herren, wir halten fest: Diese
Debatte hat nicht zur Antwort auf unsere Fragen
geftihrt. Diese Debatte wird erneut spéatestens im
Oktober dieses Jahres stattfinden.

Herr Bundeskanzler, lassen Sie mich Thnen noch-
mals sagen: Wenn Sie glauben, allein auf einen
goldenen Oktober warten zu konnen, iibernehmen
Sie eine schwere Verantwortung. Sie verunsichern
die Biirger; Sie verunsichern die Unternehmungen;

(Zurufe von der SPD)

. Sie verunsichern, meine Damen und Herren, indem

Sie eine Chance, Stabilitdt zurlickzugewinnen, hier
vertan haben.

(Zuruf von der SPD: Sie sollten mal Ihre
Kraft auf Thre Alternativen konzentrieren,
anstatt zu lamentieren!)

Lassen Sie mich, Herr Bundeskanzler, noch eins hin-
zufligen: Die Tatsache, daB Sie Thre Versprechungen
heute nicht eingeschrénkt, zurtickgenommen, son-
dern ausgedehnt haben, erzeugt doch drauBen im
Lande Hoffnungen, die keiner realisieren kann. Es
sollte keiner den Eindruck erwecken, als sei er
plotzlich der Erfinder der Politik als der Kunst des
Unmoglichen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat
der Abgeordnete Wehner.

Wehner (SPD): Frau Présidentin! Meine Damen
und Herren! Am Abend, verehrter Herr Kollege
Barzel, kann der eigentiimliche Beginn der Debatte
iiber Thre GroBe Anfrage durch Ihren Herrn Kolle-
gen Stoltenberg nicht mehr gedndert werden. Sie
haben selber das Gesetz bestimmt, nach dem diese
Debatte gefiihrt worden ist; denn Sie haben sich
selbst nicht dazu aufgemacht, mit uns im Streit an
den Kern des Streitens um die Notwendigkeiten
und um die Mdoglichkeiten der sozialen Reformen

. vorzudringen.

Inzwischen — und deshalb wollte ich eigentlich, |

daB Sie ein Wort dazu sagen — hat Herr Kollege

Wehner in dem berithmten, hier schon ofter zitier- + ° . . .
. - . . verloren, auch wenn ich nichts weiter von Ihnen

ten Interview vom 7. Marz anerkannt, daB die von | .. ) .
' gehort habe als jetzt diesen Versuch.

ihm als Fraktionsvorsitzenden mitverantwortete

Startposition dieser Koalition — so ist es doch nun .
einmal im parlamentarischen Leben, wie wir es hier -

kennen eine ,Kinderkrankheit” gewesen sei.
Herr Kollege Wehner, wenn Sie diese Versprechun-
gen mit den Steuersenkungen als ,Kinderkrank-
heit” betrachten und dies 6ffentlich sagen, aber nicht

Ich gebe zu, daB ich auch den ganzen Tag ge-
wartet habe, was Sie wohl eigentlich sagen werden.

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD.)

Aber da ich sowieso hier gewesen wdare und die
ganze Zeit hier gewesen bin, habe ich keine Zeit

Sehen Sie, daBl die Opposition nicht mit dem zu-
frieden ist, was der Bundeskanzler sagte, und mit
dem, was auf diese sehr ausgekliigelte GroBe An-
frage, die Sie da zurechtgebastelt haben, in einer
schr gefdcherten Antwort entgegnet worden ist, das
konnte ja gar nicht anders sein, das wullite ja jeder.

(€
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‘Wehner

Sie wollten die Regierung hereinlegen, und ich
habe mir gedacht: Das ist Thnen gelungen. Sie wer-
den sie also wirklich dazu bringen, daB sie ganze
Biiros und Abteilungen in Marsch und in Arbeit
setzen. Naturlich, das ist der ganze Zweck der Ge-
schichte: wegzukommen von dem, was eigentlich
bearbeitet und erarbeitet werden kann. Das ist
allerdings auch Ihr gutes Recht. Sie sind ja die
Opposition, und Sie probieren alle Mdglichkeiten
aus.

(Zuruf von der CDU/CSU.)

— Aber horen Sie mal, Sie kriegen mich doch am
Abend nicht auf die Palme. Das hat doch keinen
Sinn.

(Heiterkeit. — Beifall bei der SPD.)

Ich hatte das gern gehabt, vor allen Dingen nach
einigen sehr beckmesserisch — auch auBerhalb die-
ses Hauses — vorgebrachten Vorweg-Urteilen des
besonders verehrten — ich mochte beinahe sagen:
des von mir generalverehrten — Herrn General-
sekretars der CDU.

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU/CSU.)

—— Ach, horen Sie mal, keine Minderwertigkeits-
komplexe!
(Erneute Heiterkeit.)

Es ist hier natiirlich unausbleiblich, daf die
Streite sich mischen, aus unterschiedlichen Ursachen
gefithrt werden, némlich Streit, wer eigentlich regie-
ren miBte und es auch konnte. Das haben wir hier
auch gehort. Sie haben vorhin im Imperfectum ge-
sprochen: daBl Sie die Madnner hatten. — Na ja,
bitte! Das habe ich doch gehort, und es wird viel-
leicht noch im Protokoll korrigiert.

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Worner: Blof Sie
haben sich noch nicht daran gewdhnt, daf3
Sie sie haben!)

— Ach Gott, Sie wissen doch, wie das eigentlich zu-
geht. Sie haben ja schon dreimal dieselbe Rede ge-
halten und sind dabei nicht strahlender geworden,
Herr Kollege Worner.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.)

Man wird matt mit der Zeit. Wenn man iber einen
bestimmten Punkt ist, dann geht's.

Aber nun, ich sagte, es werden sich bestimmte
Streite in diese Auseinandersetzung mischen miis-
sen. Das ist ganz naturlich: der Streit, wer eigent-
lich regieren sollte, wer das kann, wer auch wiirdig
ist vom — — na ja, aus verschiedenen Griinden;

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn die Kin-
derkrankheiten iiberwunden sind!)

ich will mich hier nicht verfranzen. Der Streit dar-
uber, was eigentlich notwendig ist und was davon
moglich gemacht werden kann, das ware die inter-
escanteste von all den Auseinandersetzungen; der
Streit iber die Rolle des Staates und der Gesell-
schaft insgesamt und auch angesichts der Vorhaben,
die wir unterschiedlich vor uns sehen, und auch der
Streit um die Leistungen. In diesem Punkt sind Sie
noch am wenigsten generds, weil Sie ganz ein-
fach sagen: Da ist nichts. Entweder haben Sie das

alles schon vorweggemacht, und diese Regierung
hat es dann nur unterschrieben, oder sie hat es nur

i vollzogen. Am unbeschwertesten ist dabei der nicht

ganz leichte — ich meine jetzt, was die Korpulenz
betrifft — Herr Kollege Hocherl. Das ist ihm aber

! hier schon bescheinigt worden. Der kann das am

besten.

Der Streit um die Leistungen ware auch zugleich
der Streit um den Stellenwert, den Sie und den wir
dem, was da gemacht worden ist, zuschreiben. Ich
gehore auch nicht zu denen, die alles, was getan ist,
als Reform bezeichnen. Aber es hatte heute heraus-
gepuhlt werden kdnnen, was denn von Wert wire.
Dazu hatte der Bundeskanzler einen Einstieg ge-

! macht, auf den Sie majestdtisch, wie Sie sind, iber-

haupt nicht eingegangen sind.
(Lachen bei der SPD.)

Ich will das jetzt zu spdter Stunde nicht wiederho-
len. Ich meine nicht Herrn Barzel, ich meine die
Sprecher. Herr Stoltenberg konnte das gar nicht,
denn er mubte hier eine Kandidatenrede halten, ob
es nun die fir den Oppositionsfithrer oder fiir den
Ministerprdsidenten an einem dritten Ort ist, ist die
andere Frage. Was nitzt denn das mide Winken,
Herr, der Sie vor dem Herrn Stoltenberg sitzen. Das
hat doch gar keinen Sinn.

Der Stellenwert, den man diesen MafBnahmen und
den Schritten und auch den Reformen zumiBt —
dem, was wirklich Reform ist und worauf wir hin
miiiten und wovon wir manches schon in Angriff
genommen haben —, hdangt natiirlich ab vom sozia-
len Standort bzw. von der Auffassung iiber die De-
mokratie und ihren sozialen Gehalt. Wenn wir die-
sen Streit heute wirklich ehrlich héatten fihren koén-
nen und wenn auch Sie dazu AnlaB gesehen hatten,
statt hier nur vordergriindig zu diskutieren, dann
hatten wir Uber das soziale Demokratieverstandnis
sowohl der Ideologen als auch der gehobenen Prak-
tiker in der Union, das ndmlich ein gespaltenes ist,
sprechen kdnnen. Da widren wir wahrscheinlich ein-
ander nahergekommen, nicht in der Auffassung,
aber im Kennlernen der Unterschiede, die wir ha-
ben und die ja sein miissen. Dann bliebe immer
noch das, was wir dem gemeinsamen Staat schuldig
sind. Das ist es, weswegen ich vorhin eine etwas sa-
loppe Bemerkung iiber den Generalsekretir ge-
macht habe, der dauernd auf eine etwas subversive
Weise zu examinieren versuchte,

(Abg. Dr. Worner: Das hat er bei [hnen ge-
lernt!)

ob wir denn wirklich zum Eigentum stiinden und
colche Scherze mehr,

Ich sage Thnen, wenn das dann in Volksausgabe
und in Massenerregqung und Hysterie iibersetzt
wird, wie das jetzt zeitweilig an manchen Stellen
geschieht, dann lohnt es nicht, nur zu sagen, daB
man die Opfer bedauert, die dabei auf der Sirecke
geblieben sind.

(Beifall bei der SPD.)

Die Bauerngeschichten sind tragisch. Ich halte sie
fir sehr tragisch und wehe denen, denen eines Ta-
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ges gesagt werden muB — und sie kénnen es nicht = abend nicht vielleicht doch noch an einer Stelle auf (€

von sich weisen —, daB sie das geschiirt haben.
(Zuruf von der CDU/CSU.)

Das geschiirt zu haben, ist eine schlimme Sache.
Zu versuchen, damit durch Auseinandersetzungen
fertig zu werden, ist keine schlimme Sache. Ich

habe hier bei der Debatte, die wir gehabt haben, ge- |

sagt, daB es viele gibt, die dabei Verantwortung tra-
gen. Ich laste sie Thnen keineswegs allein an. Sie
kénnen aber nichts vertragen, Sie konnen nicht ein-
mal diskutieren.

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr.
Worner: Sie vielleicht! — Weitere Zurufe
von der CDU/CSU.)

— Natiirlich, nicht einmal das konnen Sie! Das
haben Sie doch oftmals bewiesen. Aus diesem
Grunde verzichte ich auch hier, die Bedkmesserei
Thres Herrn Heck ernsthaft zu priifen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Was Sie hier bie-
ten, ist die reinste Bedkmesserei, die es
iiberhaupt gibt!)

Es sind ,Heckmessereien”, wie man hier sagen muB.

(Abg. Dr. Worner: Sie sind doch der Schul-
meister der Nation!)

Es lohnt nicht, daB wir in einen Punktewettbewerb
treten. Aus lhren 106 Punkten — das waren schon
Sommersprossen — des Berliner Programms sind in-
zwischen in Diisseldorf 131 geworden.

{Abg. Dr. Worner: Aus Thren 400 Reformen
31

Das 14Bt ja noch hoffen, daB sie noch eine ganze
Menge dazu bekommen werden.

(Abg. Rasner: Zum Schlufl kommt der HaB!)

— Im Gegenteil. Bei Thnen weiB ich das! Da kommt
er nicht erst zum SchluB}, sondern da scheint er die
ganze Zeit hindurch giftig.

(Zuruf des Abg. Dr. Worner.)

Sie haben doch die Geschichte mit dem Zeigefinger,
falls der zeigt, schon ldngst gehort. Es hat keinen
Sinn. Es ist spat. — Sie sind nicht herausgekommen
aus Threm Schneckenhaus. Sie hatten gedacht: mal
sehen, was die anderen machen. Das ist ganz nor-
mal. Mein verehrter Herr Vorredner sagte, im
Herbst wiirden wir dariiber wieder diskutieren. Ich
habe das umgesetzt in Ihre eigentlichen Termine.
Das ist dann die Zeit nach der Landtagswahl in
Bremen; denn das sind ja wohl die Termine, nach
denen Sije solche Grofien Anfragen ordnen und be-
stimmen und dann auch die Debatte dariiber fithren.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.
Rasner: Junge, Junge! Aber er wird schwa-
cher! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.)

Vizeprisident Frau Funcke: Das Worl hat der |

Herr Abgeordnete Dr. Barzel.

Dr. Barzel (CDU/CSU): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Ich will jetzt nicht mit Thnen
dariiber streiten, ob der Kollege Wehner heute

|
I
|

die Palme geraten ist.
(Heiterkeit bei der CDU/CSU.)

Ich mochte nur eines zuriickweisen, Herr Kollege
Wehner, namlich das Sie gesagt haben, wir schiir-
ten die Unruhe der Bauern.

(Abg. Glombig: Was denn sonst?!)

— Sehen Sie, das, meine Damen und Herren, ist im
Hinblick auf das, was der Bundeskanzler heute mor-
gen gesagt hat, eine giftige und bose Unterstellung.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Wér-
ner: Der eine spielt Staatsmann, der an-
dere schirt!)

Sie hdtten Gelegenheit gehabt, Herr Kollege Weh-
ner und Herr Bundeskanzler,

(Abg. Glombig: Scheinheilig ist gar nichts
dagegen!)

bei der Agrardebatte, die wir unlangst gefiithrt ha-
ben, als die Regierung Worte und die Opposition
Vorschlage bot, aut die Vorschlage einzugehen.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und
Zurufe von der SPD.)

Wenn Sie das getan hatten, séhe die Lage heute
anders aus.

(Zuruf des Abg. Dr. Schéfer [Tibingen].)

Vielleicht kommt Herr Wehner noch einmal darauf
zuriick, so daB es doch noch eine interessante De-
batte iiber die Fragen gibt, die er hier aufzugreifen
versucht hat. Aber er will ja nicht auf die Palme
geraten. Nun haben Sie ausgerechnet in die griine
Farbe gegriffen. Das sollten Sie jedoch heute abend
nicht mit einer Unterstellung tun,

(Zuruf von der SPD: Oberlehrer!)

die nach dem, was der Bundeskanzler heute mor-
gen gesagt hat,

(Abg. Wehner: Humor ist nicht Thre starkste
Seite, das weil} ich!)

nur giftig hat sein kénnen und wohl auch hat sein
sollen.

Das weisen wir zuriick, Herr Wehner.
(Beifall bei der CDU/CSU,)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Abgeordnete Dorn.

(Abg. Rasner: Uns bleibt doch nichts er-
spart!)

Dorn (FDP): Frau Prasidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es bleibt IThnen deswe-
gen nicht erspart, Herr Kollege Rasner, weil Sie —
nicht Sie, sondern Ihre Fraktion — es provoziert
haben. Das zu Ihrer Bemerkung.

Wenn man die Debatte am heutigen Tag aufmerk-
sam verfolgt hat und die Reden, die von den Ver-
tretern der Opposition gehalten worden sind, mit-
einander vergleicht, kommt man eigentlich, wenn
man sie zum Schlul analysiert, zu dem Ergebnis,
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daB sich die Opposition in ihrer gesamten politischen
Argumentation stdndig im Kreise gedreht hat. Wenn
ich das werte, was der Kollege Barzel gerade ge-
sagt hat — —-

(Abg. Baron von Wrangel: Sie sollten Aus-
sagen machen und nicht falsche Wertungen
abgeben, Herr Dorn! Das wdre viel besser!)

— Ach, Herr Kollege von Wrangel, Wertungen -
das wissen wir auf Grund langer Erfahrungen in
diesem Hause -— diirfen nur Sie hier vortragen;
alle anderen dirfen hochstens Sachbeitrage leisten.

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs-
parteien.)

Das kennen wir aus der Praxis in diesem Hause,
und Thr Fraktionsvorsitzender hat es gerade in sei-
nem letzten Diskussionsbeitrag noch einmal demon-
strativ unter Beweis gestellt. Er sagte, die Regie-
rung habe bei der Agrardebatte Worte, die Opposi-
tion aber Vorschlage geboten.

(Tronischer Beifall bei der CDU/CSU. -—
Abg. Rasner: So war esl)

—- Herr Kollege Rasner, da Sie nicht dabei waren,
(Abg. Rasner: Doch!)
koénnen Sie das schwerlich beurteilen.
(Abg. Rasner: Ich war dal)
— Sie waren da?
(Abg. Katzer: Sie haben schlecht gesehen!)
— Dann bitte ich um Entschuldigung.
(Abg. Rasner: Bittel)

Ich dachte, Sie wéren noch langere Zeit abwesend
gewesen.
(Abg. Rasner: Nein, ich war da!)

— Nun gut!

Dieses Beispiel ist symptomatisch fiir die ganze
Art der Diskussionsfithrung hier. Alles, was die
Regierung sagt, sind nach Ihrer Auffassung Worte;
alles, was Sie sagen, sind konkrete Vorschlage,
ist Politik. So reden Sie in diesem Punkt auch drau-
Ben. In einem anderen Punkt reden Sie drauBlen
vOllig anders als wir. Darauf komme ich nachher zu
sprechen.

Herr Kollege Barzel, ich mdchte noch eines sagen.
Wenn es bei der Agrardebatte so gewesen ist und
Sie so viele Vorschlage gemacht haben, frage ich
mich ernsthaft: Warum haben wir dann die Unruhe
in der Landwirtschait, warum ist die Situation in
Brissel so verfahren, obwohl Sie, weil Sie viele
Jahre lang die Agrarminister gestellt haben, Gele-
genheit hatten, das zu realisieren, was Sie jetzt iiber-

Vizeprdsident Frau Fundke: Herr Kollege
Dorn, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn
Abgeordneten Dr. Ritz?

Dorn (FDP): Nein, Frau Prasidentin, ich gestatte
keine Zwischenfrage.

(Abg. Dr. Ritz: Tut mir sehr leid, so einfach
kann man es sich nicht machen!)

— Sie konnen nachher sprechen, Herr Kollege Ritz.
Jeder hat die Moglichkeit, hier zu sprechen. Sie
konnen nachher mit Sicherheit davon Gebrauch ma-
chen.

(Abg. Rasner: Billigl)

Der Kollege Barzel hat dann gesagt, die Bun-
desregierung habe die Antwort verweigert, die
Debatte sei auf den Herbst vertagt — das kann man
mit ein paar plastischen kurzen Satzen vortragen —;
der Versprechenskatalog der Bundesregierung be-
reite die grofie Sorge.

Herr Kollege Barzel, wenn wir den Katalog der

. Versprechungen, die in den letzten Monaten in

Wahlkampfen drauBen von lhren Parteifreunden ge-
macht worden sind, mit dem vergleichen, was Sie
hier im Hause realisieren wollen, dann fallt das in
dieselbe Rubrik. Auf der einen Seite haben Sie
permanent drauflen bei Verb&dnden und Veranstal-
tungen und Podiumsdiskussionen durch die Vertre-
ter Threr Fraktionen Zusagen um Zusagen in einer
Fille gemacht, und wenn es dann nachher darauf
ankommt, das hier realisieren zu wollen oder rea-
lisieren zu miissen, dann hoért man —

(Abg. Dr. Woérner: Dann stimmen Sie dagegen!)

— Herr Kollege Wérner, wir konnen deswegen gar
nicht dagegen stimmen, weil Sie das, was Sie drau-

" Ben versprechen, hier nicht in Forin von Antrdgen

all an Vorschlagen auf den Tisch legen? Es ist doch

in der Praxis nichts dabei herausgekommen. Sie
haben sich in Briissel nicht durchsetzen konnen. Das
ist doch eindeutig unter Beweis gestellt worden.
Was Sie jetzt hier mit Vorschlagen nachholen wol-
len, ist doch nur das Eingestdndnis der Versaum-
nisse Ihrer eigenen Regierungstatigkeit.

(Beifall bei den Regierungsparteien. —
Zuruf des Abg. Haase [Kassel].)

auf den Tisch des Hauses legen. Das ist der eine
Teil Threr Argumentation.

(Zustimmung bei Abgeordneten der Regie-
rungsparteien. — Abg. Dr. Worner: Jetzt
widersprechen Sie sich doch!)

— Entschuldigen Sie, ich habe gesagt, das ist der
eine Teil Threr Argumentation. Sie miissen nur zu-
horen. Ich weil}, daB es schwerfallt, — —

(Abg. Schulhoff: Wenn es zu lange dauert!)

-— Es dauert nicht zu lange, Herr Kollege Schulhoff.
Ich glaube nicht, daB ich Sie allzusehr zeitlich strapa-
ziere.

Und dann sagen Sie — das klang bei Herrn Bar-
zel wieder an, das klang bei Herrn Stoitenberg heute
morgen an, das klang bei Herrn Ott an und bei allen
Rednern, die Sie hier heraufschicken; bei Herrn
Hocherl wurde es noch einmal sehr deutlich —,
eigentlich betreibe diese Bundesregierung nur das,

| was Sie als CDU vorbereitet hatten. Das sagen Sie
auf der einen Seite. Auf der anderen Seite sagen

Sie, was diese Regierung mache, sei falsch, und des-

wegen miisse es abgelehnt werden. Ich frage mich,

ob da nicht ein logischer Knick ist.

(Abg. Baron von Wrangel: Wir wollen endlich
wissen, was die Regierung macht!)
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— Nun, Herr Kollege Wrangel, das haben wir ja
vorhin alles gehort. Der Kollege Hoderl hat ja
hier einen ganzen Katalog vorgetragen, der Kollege
Ott hat ihn in hervorragender Weise erganzt und

der Kollege Barzel hat dann abgeschlossen und ge- |
sagt, die Bundesregierung habe die Chance, Stabili- '
. — Aber entschuldigen Sie einmal! Das ist doch das

tdit zu gewinnen, heute verpaBt. So reden Sie auf
der einen Seite und dann reden Sie, wie der Kol-
lege Hocherl das vorhin versucht hat, iiber die Frage
der Steuerreform und tun so, als ob diese Bundes-
regierung versagt hdtte und als ob eigentlich das,
was realisiert werden mii3te, nicht realisiert worden
sel.

Herr Kollege Barzel, wir haben doch in der vori-
gen Legislaturperiode in diesem Hause eine groB
angekiindigte Steuerreformdiskussion gehabt, und
was hat der damalige Finanzminister Franz Josef
StrauB nicht alles zugesagt, in Aussicht gestellt und
versprochen! Und was ist dann dabei herausge-
kommen? Was ist dabei in der Praxis herausgekom-
men?

(Abg. Ott: Mehrwertsteuer! — Abg. Dr.
Woérner: Eine solide Wéahrung!)

Sie haben damals in diesem Hause 90 %o und im
Bundesrat 100 %o der Mandate fiir die Regierungs-
parteien gehabt, und Herr StrauB hat das, was er
selbst angekiindigt hat, permanent vertagt.

(Abg. Baron von Wrangel: Das stimmt
schon wieder nicht!)

Die Termine, unter denen wir heute gemeinsam mit
IThnen stehen, sind nicht von dieser Regierung fest-
gesetzt worden, sondern sie sind unter einem
CDU-Bundeskanzler mit einem CDU-Finanzminister
abgesprochen worden, und die Kommissionen haben
diese Auftrige bekommen.

Lassen Sie mich zum letzten Problem kommen,
ein Problem, das nach meiner Auffassung mit zu
den {iibelsten Methoden der politischen Ausein-
andersetzung gehort. Es wurde in den letzten Mona-
ten immer wieder ibersteigert vorgetragen und
wurde auch heute noch einmal sichtbar bei dem, was
der Kollege Ott vorgetragen hat. Es soll also der
Eindruck entstehen, als ob diese Bundesregierung
die Verantwortung dafiir trige — so hat er es

mit anderen Worten gesagt —, dal die Verbrau- :
cherpreise erheblich mehr gestiegen sind als in der |

Zeit, als die CDU/CSU die Regierungsverantwor- |

tung trug. Dann werden vom VW-Standard bis
zum Joghurt oder bis zur Trockenmilch Preisrela-
tionen und Minuten von Arbeitszeit miteinander
verglichen.

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich
weiBl gar nicht, warum Sie auf der einen Seite
stdndig versuchen, diesen Eindruck zu erwedken,
obwohl Sie die volkswirtschaftlichen Zusammen-
hdnge in unserem Lande und die wirtschaftspoli-
tischen Zusammenhédnge in Europa und in der Welt
genauso gut kennen wie wir und genau wissen, daB
dieser Eindruck, den Sie stédndig erwedken wollen,

um die Inflationsangst in der Offentlichkeit zu schii- |

ren und dann zusatzlich, wie Herr Barzel das vor-
hin in seinem vorletzten SchluBwort anklingen lieB,
Unruhe in die Bevoélkerung, in die Arbeitnehmer-

schaft, in die Arbeitgeberschaft
systematisch hineinzutragen — —

(Abg. Dr. Worner: Wiirden Sie das auch

dem Herrn Klasen sagen? — Abg. Baron
von Wrangel: Bundesbank!)

hineinzutragen,

politische System, das Sie anwenden, um hier stan-
dig zu diffamieren.

(Abg. Baron von Wrangel: Ruhe ist die
erste Pflicht der Opposition!)

Auf der anderen Seite miissen Sie doch folgen-
des einfach zur Kenntnis nehmen. Lassen Sie mich
in dieser Richtung einen doch wohl auch fiir Thre
politischen Freunde unverddchtigen Zeugen zitieren,
Herr von Wrangel: Der Unternehmerbrief des Deut-
schen Industrie-Instituts vom 25. Marz 1971 hat noch
einmal die Frage der Steigerung der Verbraucher-
preise behandelt und die Steigerung in Prozenten
vorgetragen.

(Abg. Dr. Barzel: Der Brief ist von mor-
gen?! — Abg. Rasner: Innenministerium!)

-— Herr Barzel, Sie wissen doch genau, daB bei
Publikationen, die nicht tdglich erscheinen, das
Erscheinungsdatum, wie bei Illustrierten, einige
Tage vordatiert ist. Ich kann nun nichts dafir. Ich
habe diesen neuesten Unternehmerbrief, und ich
dachte, ich kénnte Thnen mit den neuesten Zahlen
dienen. Aber ich bin auch bereit, einen anderen
Brief zu nehmen. Ich miiBte dann nur wieder an
mein Pult zuriick.

Dieser Unternehmerbrief vergleicht die Entwick-
lung von 1967 bis 1970, Herr Ott. Ich meine, das soll-
ten Sie mit IThren Freunden endlich auch einmal zur
Kenntnis nehmen. Aus diesen Zahlen, die Zahlen
der 18 OECD-Lander sind, die hier miteinander ver-
glichen werden und die man als Industrienationen
auch sinnvollerweise in etwa miteinander verglei-
chen kann, ist eindeutig zu erkennen, dal die Bun-
desrepublik im Jahre 1967 bei der Steigerung der
Verbraucherpreise an 13. Stelle von diesen
18 OECD-Landern stand. 1969 stand sie an 15. Stelle,
und 1970 stand sie an 16. Stelle, an drittletzter
Stelle dieser 18 Léander.

(Abg. Rasner: Wie das die Hausfrauen
trostet!)

Vizeprdsident Frau Fundcke: Herr Kollege
Dorn, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn
Abgeordneten Ott?

Dorn (FDP): Mit Vergniigen!

Ott (CDU/CSU): Herr Kollege Dorn, da Sie die
Verantwortlichkeit der Regierung abstreiten wollen,
darf ich Sie fragen, ob Sie sich noch daran erinnern,
dafl Herr Wirtschaftsminister Schiller seinerzeit, als
er in der Opposition war, als Preissteigerungsraten
3 und 2%, nannte und dann sogar noch erklarte,
daB 2% zuviel waren und daB 1% zu verkraften
ware?

(€
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Dorn (FDP): Herr Kollege Ott, Ihre Pramisse ist
schon falsch. Ich lehne die Verantwortlichkeit gar
nicht ab, sondern ich bestatige fiir die Koalitions-
fraktionen und diese Regierung die Mitverantwort-
lichkeit fiir diese Entwicklung. Dariiber gibt es doch
gar keinen Zweifel. Aber nicht nur diese Regierung
hat in der Frage der Verbraucherpreissteigerungen
hier eine Entwicklung erlebt. Sie hat versucht, dem
Trend nach oben entgegenzuwirken, und durch
diese MaBnahmen immerhin erreichen koénnen, daB
wir in der Steigerungsrate der Verbraucherpreise
vom 13. auf den 16. Platz zuriickgefallen sind. Sie
koénnen doch einfach nicht bestreiten -— —

(Abg. Struve: Bei iiber 10%0 Senkung der
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise haben
Sie das erreicht!)

— Aber Sie wissen doch viel zu genau, daB eine
Vielzahl von Entscheidungen, die diese Regierung
in Brissel in eine andere Relation zu bringen ver-
sucht, von Thnen jahrelang nicht erreicht worden
ist. Diese Bundesregierung wird, so wie sich die
Dinge zur Zeit abzeichnen, mit Sicherheit auch in
Briissel einen besseren Erfolg haben. Sie kénnen
doch auch nicht bestreiten, Herr Struve, daBl dieser
Bundesernahrungsminister die eindeutige Unter-
stiitzung der Bundesregierung fir seine MaBnah-
men, Vorschlage und seine Ideen hat, die er in
Brissel vertritt.

Wir hatten uns das in der Vergangenheit viel-
leicht auch manchmal etwas stdrker gewlnscht. Ich
will das in der Vergangenheit nicht immer nur dem
Bundeserndhrungsminister zuschieben. Nur wehre
ich mich dagegen, daB durch das stindige Gerede
von dem Steigen der Verbraucherpreise gleichzeitig
der Versuch unternommen wird, dies der Bundes-
regierung in die Schuhe zu schieben. Damit wird
an den Realitdten und an der wirtschaftlichen Ent-
wicklung in der Welt vorbeigeredet. Was Sie sagen,
stimmt in der Praxis nicht. Durch dieses dauernde
Inflationsgerede tragen Sie stdndig die Unruhe in
die Bevolkerung hinein, um auf diese Weise poli-
tisch Thr Geschaft zu betreiben.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Bundeskanzler.

Brandt, Bundeskanzler: Frau Prdsidentin! Meine
Damen und Herren! Ich darf drei Bemerkungen
machen.

Es stimmt einen etwas traurig, wenn man gegen
Ende einer Debatte wie dieser den Eindruck haben
muf, daB} der Fuhrer der Opposition entweder nicht
zugehort hat oder nicht hat verstehen wollen.

(Zustimmung bei der SPD.)

Ich will das an folgendem Beispiel erlautern.

Ich habe heute vormittag wohliberlegt vorgetra-
gen, weswegen wir abweichend von der Regie-
rungserkldrung zu unserer Entscheidung in bezug
auf Arbeitnehmerfreibetrag und Ergdnzungsabgabe
im vorigen Jahr gekommen sind, und habe dann
gesagt — hier wie offentlich —, daB jetzt, da die

1

|

Vorschldage der Steuerreformkommission auf den
Tisch kommen, sich anschlieBend die Regierung
ihre Meinung bildet, ihre Grundsatze entwickelt,
diese beiden Themen doch zwangsldufig in diesem
Rahmen weiter behandelt werden missen. Sie ma-
chen daraus: der Bundeskanzler habe hier erneut
Steuersenkungsversprechen abgegeben.

(Abg. Rosing: Nein, das hat er nicht gesagt!)
Das ist nicht fair.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprasident Frau Fundke: Gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Barzel?

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, wir
kénnen das gleich vom Tisch bringen. Ich habe
gesagt: bleibt im Versprechenskatalog. Dies kann
man nicht leugnen nach dem, was Sie heute mor-
gen gesagt haben.

Brandt, Bundeskanzler: Dann bitte ich Sie, den
Text noch einmal genau anzuschauen.

Zweitens. Sie haben den Eindruck erweckt, als
habe sich die Regierung hier driicken wollen und
koénne nun halbwegs froh sein, daB es ihr gelungen
sei, die andere Seite des Geschafts, namlich die
finanzielle Bedienung der innenpolitischen Vor-
haben, bis zum Herbst vor sich herzuschieben.

(Abg. Rasner: So war's!)

— Nein, so war es nicht. Da kénnen Sie sich auf
den Kopf stellen. Hier ist im vorigen Monat iiber
Finanzen und Haushalt gesprochen worden. Dann
wird nicht im Marz, weil Sie es so haben wollen,
schon wieder dariiber geredet, sondern im vorigen
Monat — —

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.

Rasner: Fragen und keine Antworten! Das

ist gut! — Weitere Zurufe von der CDU/
CSU))

— Zu den Dingen dieses Staates gehodrt auch ein
MindestmaBl an Ordnung der Arbeit im Verhdltnis
zwischen Regierung und Opposition.

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar-

teien. — Abg. van Delden: Dann miissen Sie

auch einmal Thre Antworten geben! Wei-
tere Zurufe von der CDU/CSU.)

— Hier kann nicht jeden Monat dieselbe Debatte
aufgefiihrt werden.

(Abg. Rasner: Das ist aber gut! — Weitere
Zurufe von der CDU/CSU.)

— Sie haben in der Haushaltsdebatte vor sechs
Wochen die Antworten bekommen, die die Regie-
rung zu dem Zeitpunkt geben konnte.

(Abg. Rasner: Was im Parlament geschieht,
bestimmt der Kanzler!)

— Was die Regierung im Parlament sagt, Herr
Rasner, bestimmt die Regierung.
(Beifall bei den Regierungsparteien.
Abg. Rasner: Jetzt wird's schlimm! — Wei-
tere Zurufe von der CDU/CSU.)

(@]
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Bundeskanzler Brandt

Die Regierung hat ihre sachlichen Grunde dafur
gegeben, daB sie erst nach AbschluB der Sommer-

pause den Haushalt 1972 einbringen kann. Dann |

kann sie doch auch nicht die Fortschreibung ma-
chen, und dann soll man hier nicht den falschen
Eindruck erwedken.

(Abg. Dr. Luda: Aber die Prioritdten kon-
nen Sie heute sagen!)

-— Die Prioritdten, so wie sie im Februar klarzu-
stellen waren, haben wir hier bei der Haushalts-
beratung festgelegt. Sie kénnen doch nicht erwar-
ten, daf} wir hier im Marz andere Prioritiaten dar-
legen als im Februar.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Verehrte Kollegen, nicht die Regierung hat einen
Versprechenskatalog zusammenzustreichen, denn
sie kann und wird das durchfithren, was in der
Regierungserkldarung steht. Aber Debatten wie
diese wirden zu mehr Ergebnissen fithren, wenn
sie freier von propagandistischen Ubertreibungen
und Entstellungen sein konnten.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.
Dr. Luda: Das geht an Sie!)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Barzel.

Dr. Barzel (CDU/CSU): Frau Prisident! Meine
Damen und Herren! Die These ,iliber Finanzierung
wird im Herbst gesprochen” ergibt sich erstens aus
der Drucksache VI/1953, zweitens aus lhrer Erkla-
rung von heute morgen, Herr Bundeskanzler, und
drittens aus dem, was Herr Ehmke soeben gesagt
hat. Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, sich jetzt aber
hinstellen und sagen: Weil wir gerade eine Haus-
haltsdebatte hatten, wird jetzt nicht Gber Finanzen
gesprochen, dann mogen Sie als Regierung das ver-
weigern. Aber welche Fragen wir als Opposition
stellen, das bestimmen nicht Sie, sondern wir sel-
ber, Herr Bundeskanzler.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von
der SPD.)

Das kann man doch schlecht machen: In der Haus-
haltsdebatte am 3. Februar 1971 erkldrte dieser
Bundeskanzler, die Regierung werde bei der Beant-
wortung der GroBen Anfrage der CDU/CSU

(Abg. Dr. Wichert: Sie hitten diese Frage
in der Haushaltsdebatte stellen sollen!)

~wegkommen von den vagen, allgemeinen Formu-
lierungen, hin zu moglichst straffen Formulierungen

und quantifizierten Feststellungen”. Das haben Sie |

in der Haushaltsdebatte versprochen. Und heute,
da wir nun nach dem Bezahlen, nach Geld fragen,

nachdem Sie das fiir heute versprochen haben, sa- |

gen Sie, dies sei eigentlich unerhort. Ich denke, |

hieriiber wird sich jedermann im Hause und drau-
Ben sein eigenes Urteil bilden konnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepradsident Frau Fundkie: Das Wort hat
Herr Minister Professor Ehmke.

Dr. Ehmke, Bundesminister fiir besondere Auf-
gaben: Frau Prdasident! Meine Damen und Herren!
Ich glaube, der Herr Kollege Barzel macht es sich zu
einfach. Als wir in der Haushaltsdebatte waren,
hatten wir den Haushalt 1971 noch nicht. Wenn Sie
jetzt fragen, was die Quantifizierungen fiir die ein-
zelnen Programme sind, dann brauchen Sie sich nur
den Haushalt 1971 anzuschauen; dort wird verbind-
lich festgelegt, wie die Programme bedient werden.
Das steht also fest.

Herr Kollege Barzel, Sie dirfen nicht versuchen,
hier den Eindruck zu erwecken, als ob von heute
bis zum Ende des Jahres nicht heraus sei, wie die
Dinge finanziert werden sollen. Das kénnen Sie auf
den Pfennig im Haushalt nachlesen. Das wissen Sie
doch selbst,

(Abg. Dr. Barzel: Hat er doch selbst gesagt!)

— Nein, das hat er nicht gesagt. Es ging um die
Frage der Fortschreibung fur die Jahre nach 1971,
Den Haushalt haben Sie doch selbst gesehen.

(Abg. Rasner: Er hélt ja nicht einmal sein
Versprechen im Parlament!)

Sie tun so, als ob keine Finanzierungsgrundlage fiir
1971 da wadre. Das ist doch Volksverdummung.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Bis 1971 konnen Sie das aus dem Haushalt ablesen,
wie das immer der Fall war. Da koénnen Sie auch
ablesen, auf welchen Gebieten in der finanziellen
Bedienung Prioritdten gesetzt worden sind. Sie kén-
nen in dem Programm, das wir Thnen vorgelegt
haben — ich sage Ihnen noch einmal: keine frithere
Regierung wdre iberhaupt in der Lage gewesen,
eine solche Ubersicht vorzulegen —

'

(Abg. Rasner: Er hat es doch versprochen!)

die sachlichen Prioritdten nachsehen. Jetzt geht es
um die Fortschreibung fiir die Jahre nach 1971. Da
sagen wir aus wohlerwogenen stabilitdts- und steu-
erpolitischen Griinden: Diese Frage wird dann be-
antwortet, wenn die Regierung ihrer Verantwor-
tung gemdB diese Frage beantworten kann, und
das ist im Herbst.

(Abg. Rasner: Dann soll er es nicht
versprechen!)

Im Herbst werden Sie wissen, wie das 1972 aus-
sieht, weil dann der Haushalt fir 1972 vorgelegt
worden ist.

(Abg. Rasner: Gebrochene Versprechen
links und rechts!)

Wenn Sie es mit den Reformen und mit der
Durchfithrung der Reformpolitik ernst meinen, dann
sollten Sie hier lieber versuchen, die Reformen im
sachlichen Gegeneinander vorwartszubringen, statt
zu versuchen, durch die dauernde Erzeugung von
Unsicherheit im Lande alles so zu belassen, wie es

| ist.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprasident Frau Fundke: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Dr. Stoltenberg.
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Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Frau Présidentin!
Meine Damen und Herren! Der Bundeskanzler und
Minister Ehmke haben versucht, den Vorwurf zu-
rickzuweisen, daB die wesentlichen Aussagen bis
zum Herbst vertagt seien. Aber ich habe den Ein-
druck, daB Herr Minister Ehmke die Methode fort-
gesetzt hat, auf konkrete Fragen und Feststellungen
mit etwas ganz anderem zu antworten, wie wir es
den ganzen Tag lber hier schon erleben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Es geht im Ansatzpunkt unserer GroBen Anfrage,
so, wie wie sie formuliert und von der deutschen
Offentlichkeit verstanden ist,

(Lachen bei der SPD)

nicht um das Problem der — — Ja, lesen Sie ein-
mal den ,Spiegel”, den ,Ko6lner Stadtanzeiger”, die
yFrankfurter Rundschau”, die ,Frankfurter Allge-
meine” bis hin zur ,Neuen Ruhr-Zeitung”, dann
werden Sie feststellen, dall die Erwartungen gro-
Ber waren, als sie heute erfiillt wurden.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Es geht nicht um die Fortschreibung der Finanz-
planung bis 1974 und 1975. Es geht darum, daB
diese Regierung beansprucht hat, ein langfristiges
Reformprogramm fiir die siebziger Jahre zu besit-
zen, das nach Prioritdten geordnet und finanziell
fundiert ist. Bestimmte Detaildebatten, etwa iiber
die Frage eines Bildungsbudgets, und auch die Aus-
fuhrungen des Bundesfinanzministers haben ja klar-
gemacht, daB groBe, ibergreifende Aufgaben der
inneren Reform in diesem Bundesstaat gar nicht
sachlich verwirklicht werden konnen, wenn nicht
die Finanzperspektiven fiir die ausgehenden sieb-
ziger Jahre erstellt werden.

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort dar-
auf hingewiesen, daBl es ein abgestuftes Konzept
dariiber gibt, was bis 1973 verwirklicht werden soll,
was bis 1973 eingeleitet werden soll und was bis
1973 fur die spdatere Zukunft geplant werden soll.
Sie hat die Antwort darauf, welche Teile ihres Pro-
gramms in diese drei Stufenfolgen gehdren, bewuBt
und stdndig verweigert.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.)

Das ist durch Polemik, die wir ja in reichem MaBe
—— auch unter Ausnutzung des Rednerrechts der Mi-
nister und Parlamentarischen Staatssekretdre
hier erlebt haben, und durch eine entriistete Ver-
wahrung gegen solche abschliefenden Feststeliun-
gen, Herr Bundeskanzler, nicht aus der Welt zu
schaffen. Sie haben den selbst gesetzten Anspruch
— zuletzt in der Debatte vom 3. Februar —, den
Kollege Barzel noch einmal zitiert hat, nicht erfiillt.
Es ist keine Quantifizierung erfolgt, es ist nicht ein-
mal eine verbindliche Zahl genannt, und daran wer-
den wir und und wird eine weitere Offentlichkeit
diese Debatte zu bewerten haben. Und das bedeutet
eben: Wiedervorlage im Herbst.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

|
|
i

Vizeprdsident Frau Fundke: Das Wort hat
Herr Bundesminister Professor Ehmke.

(Abg. Rasner: Noch einmal Ehmke fiir den
angeschlagenen Kanzler! -— Abg. Dr. Luda:
Ehmke der Siindenbock!)

Dr. Ehmke, Bundesminister fiir besondere Auf-
gaben: Herr Prasident! Meine Damen und Herren!
Herr Kollege Stoltenberg scheint in seiner sehr
schwierigen Situation in Schleswig-Holstein zu sein,
wenn er zu solchen Argumenten Zuflucht nehmen
mubB.

(Beifall

bei den Regierungsparteien.
Zurufe von der CDU/CSU.)

Wir sehen uns da oben ja noch wieder.

Ich darf zundchst einmal sagen, Herr Kollege
Stoltenberg: Wenn Sie unsere Antwort genau gele-
sen hdtten — was Sie offenbar nicht getan haben —,
hdtten Sie festgestellt, daB dort steht, z. B. bei der
flexiblen Altersgrenze: bis 1973 Entwicklung einer
Konzeption. Wir erkldren auch, warum: weil das
zwar, abgesehen von der Knappschaft, keine Frage
des Bundeshaushalts ist, weil man aber erst die
gesamtwirtschaftlichen Kosten in Modellen errech-
nen mufl. Damit sind wir noch nicht durch.

(Ahg. Dr. Luda: Einzelkriegsschauplatz!)
Wir hatten ja keine Vorarbeiten dafiir.

(Abg. Rosing: Was sagt denn der Arbeits-
minister?)

Wenn wir durch sind, werden wir uns entscheiden.
Aber wir versprechen hier fiir diese Legislatur-
periode nur die Erarbeitung einer Konzeption. Das
konnte ich Thnen an vielen Beispielen zeigen. Und
uber das, was schon gemacht worden ist — das ist
ja fast die Halfte der Ankiindigungen in der Regie-
rungserklarung —, brauchen wir nicht zu reden;
denn das ist schon getan worden, obgleich Sie im-
mer so tun, als sei nichts getan worden.

Noch bestiirzter bin ich allerdings nun {iiber das,
was Sie, Herr Kollege Stoltenberg, iiber die Finan-
zen gesagt haben. Ich habe heute mit Aufmerksam-
keit dem Kollegen von Dohnanyi zugehort.

(Zurufe von der CDU/CSU.)

— Ja, ich hatte eigentlich wirklich gedacht — auch
bei den Belegen, die er Thnen aus dem Bildungs-
rat gebracht hat —, daB Sie als fritherer Minister,
der Verantwortung dafiir trug, ibrigens auch Ver-
antwortung daflir trdgt, Herr Kollege Stoltenberg,
daB Herr Leussink bei der Bildungsplanung erst
anfangen muBite — das war ja IThr Verdienst, nicht
wahr —, dazu etwas gesagt hitten.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Ich bin sehr erstaunt, daB Sie bei der Finanzplanung
mir &ahnlich Unverstandliches sagen. Quantifizie-
rung, wenn es nicht rein um Perspektivschatzungen
geht — Sie wissen, daB die in der Kommission ge-
macht werden —, kann doch vom Haushalt her nur
heifen, was in den jeweiligen Haushaltsentwurf
kommt. Sie haben offenbar ein falsches Verstdnd-
nis von mittelfristiger Finanzplanung. Das ist kein
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Haushalt fiir fiinf Jahre, sondern hier kann man
bei der Quantifizierung doch nur angeben, was im

|

Haushalt bedient wird, und kann dann — ohne |

verbindlich zu sein — fir die spatere Haushaltsauf-
stellung sagen, wie es im Vorgriff etwa fiir die
ndchsten Jahre aussicht.
verantwortliche Regierung natirlich dann, wenn
man die beste Ubersicht hat. Ich muB wirklich
sagen: ich bin erstaunt, daf Sie die Dinge hier so
darstellen, als ob es eine andere Quantifizierung
gabe als die im Haushaltsplan.

(Beifall bei den Regierungsparteien.
Abg. Rasner: Millungene Entlastung!)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat
der Herr Abgeordnete Dr. Barzel.

(Abg. Rasner: Na, so kommen die doch
nicht raus!)

Dr. Barzel (CDU/CSU): Frau Prasidentin! Meine
Damen und meine Herren! Der Bundeskanzler
Brandt hatte am 23. Oktober vor der Bundespresse-
konferenz erklart, die Bundesregierung verfiige

jetzt iiber ein — so sind seine Worte — ,internes
Arbeitsprogramm”,
(Zuruf von der CDU/CSU: Eine Geheim-
waffel)

in dem sie sich ,iiber die weitere Arbeit bis zum
Ende der Legislaturperiode bis ins einzelne ver-
standigt” habe, das der ,Konkretisierung und Ver-

wirklichung der Regierungserkldarung vom 28. Okto- |

ber 1969 dient und das jetzt sachlich verzahnt, zeit-
lich geplant und finanziell durch die bis 1974 fort-
geschriebene Finanzplanung abgesichert” sei.

(Zurufe von der CDU/CSU )

Auf Grund dieser Erklarung haben wir in der
Presse danach gefragt, ohne Antwort zu bekommen.
Daraufhin haben wir uns bei uns unterhalten und
den Auftrag gegeben, eine GroBie Anfrage wegen
Verweigerung von Auskiinften einzubringen. Uber
diese GroBe Anfrage haben wir in der Tat eine
Weile beraten. Dann sind einige der Fragen, die
dabei eine Rolle spielten, in der Haushaltsdebatte
aufgegriffen worden. Dies war notwendig, weil im
Altestenrat eine Verstandigung iiber den Termin,
zu dem diese schwierige Grofle Anfrage gelesen
werden sollte, noch herbeigefithrt werden muBte.

Wir haben, meine Damen und Herren — Sie
sehen ja, unsere Anfrage ist vom vorigen Jahr, und
jetzt haben wir Maérz; an sich ist hier eine Frist
von vier Wochen vorgeschrieben —, uns darauf
eingelassen vor dem Hintergrund folgender Erkla-
rung, die ich mit Genehmigung der Frau Prasidentin
doch in das Protokoll einfiigen mochte. Das Zitat
lautet:

Es ist in der Debatte der vergangenen Tage
des oOfteren verlangt worden, dafl der Herr
Bundeskanzler oder andere Kollegen der Bun-
desregierung, die sich zu diesem Thema gedu-
Bert haben, deutlicher das Arbeitsprogramm der

Und das macht man als |

Bundesregierung zu innenpolitischen Vorhaben
darstellen. Der Herr Bundeskanzler — das wird
hier im Hause, aber auch in der Berichterstat-
tung drauBen iitbersehen — hat wiederholt dar-
auf aufmerksam gemacht, dal die Bundesregie-
rung ihre Auffassung zum Arbeitsprogramm fiir
innenpolitische Vorhaben im einzelnen dann dar-
stellen wird. wenn die Beantwortung der Gro-
Ben Anfrage der Fraktion der CDU/CSU erfolgt.

(Abg. Rasner: Hort! Hort!)

Wenn Sie sich diese GroBe Anfrage ansehen —
es ist tatsdchlich eine ,groBe” Anfrage —, wer-
den Sie mir zugeben miissen, daB} Sie dort alle
nur denkbaren Gebiete flir Reformvorhaben an-
gesprochen haben. Wenn nun eine sorgfaltige
schriftliche Beantwortung dieser GroBen An-
frage vorbereitet wird und wenn im Altesten-
rat eine Verstandigung dahin gehend erzielt
werden konnte, dal diese GroBe Anfrage Ende
Februar oder Anfang Maérz im Plenum zu be-
handeln ist, dann sollte es doch selbstverstand-
lich sein, dafl man in der Debatte dieser Woche
nur mit grundsatzlichen Ausfihrungen auf das
Reformprogramm der Bundesregierung und die
Moglichkeiten seiner Realisierung eingeht. Aus-
fihrlich wird darliiber bei Beantwortung der
GroBen Anfrage zu sprechen sein. Dabei ist na-
tlirlich die Frage der Finanzierung von entschei-
dender Bedeutung.

Soweit das Zitat: eine Erklarung des Herrn Bun-
desministers der Finanzen, abgegeben in der Sit-
zung des Bundestages am 5. Februar 1971.

(Hort! Hort! bei der CDU/CSU.)

Sie haben uns damals vertrostet auf die Debatte
heute, und heute werfen Sie uns vor, daBl wir so
unverfroren seien, nach Geld zu fragen. Dies, glaube
ich, Herr Bundeskanzler, ist ein An-der-Nase-Her-
umfithren dieses Parlaments und der deutschen Of-
fentlichkeit.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. —
Oho-Rufe bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Dr. Stoltenberg.

(Abg. Rasner: Nun war's deutlich und klar!
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU: Das
safl! — Genau!)

Dr. Stoltenkerg (CDU/CSU): Frau Prisidentin!
Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Ehmke
hat es fir richtig gehalten, hier noch einmal einen
polemischen Part einzulegen und zur Bildungsdis-
kussion etwas nachzutragen. Ich mochte die Gele-
genheit dazu nutzen, ihm zu sagen, dall er mich vor-
hin in seiner ersten Rede falsch zitiert hat. Ich habe
— wie das Protokoll ausweisen wird — der Bundes-
regierung nicht vorgeworfen, dafl sie zuviel getan
hat, sondern daB sie zuviel versprochen und zu-
wenig getan hat. Das ist ein wesentlicher Unter-
schied, wie ich glaube.

(Beifall bei der CDU,'CSU.)
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Dr. Stoltenberg

Aber das ist ja die Art des Umgangs mit Fakten
und Zitaten, die wir allmahlich vom Chef des Bun-
deskanzleramtes kennen.

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.)

Da er es fiir richtig hielt, mir bei einem seiner
kieinen Tiefschlage zu sagen, Herr Leussink habe

mit der Bildungsplanung erst anfangen miissen, will |

ich doch nicht versdumen, das noch einmal zurecht-
zurilicken.
(Zurufe von der SPD.)

Herr Ehmke moge einmal das grundlegende Ab-
kommen aller Ministerprasidenten der Lander mit
der damaligen Bundesregierung aus dem Jahre 1965
lesen. Dann wird ihm deutlich, daB damals ver-
einbart wurde, ein gemeinsames Gremium, den Deut-
schen Bildungsrat, mit der Bildungsplanung zu beauf-
tragen. Der Bildungsrat hat diese Aufgabe bis zum
Frithjahr 1969 in seinen grundlegenden Gutachten in
hervorragender Weise erfiilit. Beamte der Bundes-
regierung und der Lander haben bei dieser Arbeit
mitgewirkt. In einem vo6llig ordnungsgeméBen Ver-
fahren sind diese fundamentalen Ergebnisse der
Bildungsplanung jetzt den zustdndigen staatlichen
Stellen zugeleitet. Das ist der wahre Sachverhalt,
den Sie in Zukunft bei Polemiken beriicksichtigen
sollten.

Sie haben sich dariiber gewundert, daf ich auf die
Ausfiihrungen des Herrn Parlamentarischen Staats-
sekretdrs nicht eingegangen bin. Dazu mochte ich
nur sagen: Was manche Polemiken angeht, so sollte
man sich auf die Bemerkung beschrdnken: niedriger
héangen!

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Herr Staatssekretdr von Dohnanyi.

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretar beim Bundesminister fiir Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Stoltenberg, Sie haben hier
soeben darauf hingewiesen, daf§ im Jahre 1965 eine
Vereinbarung getroffen worden ist und daB darauf-
hin im Jahre 1969 Vorlagen vom Bildungsrat unter-
breitet worden sind. Herr Kollege Stoltenberg, mei-
nen Sie nicht, daB die Bundesregierung hitte in der
Lage sein sollen, in der Zeit zwischen 1965 und 1969,
in Threr Amtszeit als Bundesminister fiir wissen-
schaftliche Forschung, in der Amtszeit IThrer Kollegen
im Innenministerium, Finanzministerium und Ar-
beitsministerium, Vorlagen iiber eine Reform des
Bildungswesens zu erarbeiten, und zwar unabhéngig
davon, was der Bildungsrat im einzelnen vorzuschla-
gen hatte? Sie haben gewartet, Herr Kollege Stolten-
berg, bis Sie eine zusdtzliche Rechtsgrundlage hat-
ten, die nach unserer Auffassung aber z. B. in der
Frage der Graduiertenféorderung, also der Férderung
des wissenschaftlichen Nachwuchses, auch in Art. 74
Nr. 13 des Grundgesetzes gegeben gewesen wére.

Es hatte auch die Moglichkeit gegeben, zu priifen, |
ob nicht die tdgliche Verletzung des Gleichheits- |

grundsatzes nach Art. 3 des Grundgesetzes durch
unser dreigeteiltes Schulwesen AnlaB fiir eine CDU/
CSU-gefiihrte Bundesregierung gewesen ware, die
Bildungsreform anzupacken. Herr Kollege Stolten-

berg, Sie waren ja — ich meine jetzt nicht Sie per-
sonlich, sondern die CDU/CSU-gefiihrten Bundes-
regierungen — in Verfassungsfragen sonst nicht
so pingelig. Ich erinnere nur an die Griindung der
Fernsehgesellschaft. Sie hétten also durchaus eine
Grundlage fiir eine gemeinsame Bildungsplanung
schaffen konnen. Das haben Sie versaumt. Dafiir
missen wir heute — das ist richtig — allerdings
die Konsequenzen tragen. Um diesen Mangel an
Planung, den wir vorgefunden haben, ging es.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Wird weiter das
Wort gewiinscht?

(Abg. Rasner: Kein SchluBwort, Herr Bun-
deskanzler?)

— Das ist nicht der Fall. Ich schlieBe dann die Aus-
sprache uber diesen Punkt.

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf:

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines
Zweiten Gesetzes zur Anderung des Arbeits-
platzschutzgesetzes

— Drucksache VI/1682 —

Miindlicher Bericht des
schusses (11. AusschuB)

— Drucksache VI/1966 —

Berichterstatter: Abgeordneter Petersen
(Erste Beratung 90. Sitzung)

Wird das Wort gewilinscht? — Das ist nicht der
Fall. Dann kommen wir zur Abstimmung in zweiter
Beratung. Wer Art. 1, Art. 2, Einleitung und Uber-
schrift zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? -— Es ist
so beschlossen.

Verteidigungsaus-

‘Wir kommen zur
dritten Beratung.

Wird das Wort gewilinscht? — Das ist nicht der
Fall. Wer dem Gesetzentwurf in dritter Lesung zu-
stimmen will, den bitte ich, sich zu erheben. —
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen.

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung und Schluflabstimmung iiber
den von der Bundesregierung eingebrachten
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen
vom 29. Januar 1969 zwischen der Regierung
der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
gierung des Konigreichs Belgien {iber die
Einziehung und Beitreibung von Beitrigen
der Sozialen Sicherheit

— Drucksache VI/1798 —

Schriftlicher Bericht des Ausschusses fir Ar-
beit und Sozialordnung (10. AusschuB)

— Drucksache VI/1949 —

Berichterstatter: Abgeordneter Becker (Pir-
masens)

(Erste Beratung 101. Sitzung)
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Wir das Wort in der zweiten Beratung ge-
wiinscht? — Das ist nicht der Fall.

Wir kommen zur Schlufabstimmung. Wer zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Angenommen.

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung und SchluBabstimmung uber
den von der Bundesregierung eingebrachten
Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag
vom 11. September 1970 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik
Osterreich lber Rechts- und Amtshilie in
Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopolangele-
genheiten

— Drucksache VI/1797 —

Schriftlicher Bericht des
(6. AusschuB)

— Drucksache VI/ 1986 —

Berichterstatter: Abgeordneter Baeuchle
(Erste Beratung 101. Stzung)

Wir das Wort in der zweiten Beratung ge-
winscht? — Das ist nicht der Fall.

Finanzausschusses

Wir kommen zur Schluflabstimmung. Wer zustim-
men will, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Angenommen.

Ich rufe Punkt 8 auf:

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur Anderung des Schaumwein-
steuergesetzes

— Drucksache VI/1871 —

Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses
(6. Ausschull)

— Drucksache VI/1987 —

Berichlerstatter: Abgeordneter Kahn-Acker-
mann

(Erste Beratung 103. Sitzung)
b) Zweite Beratung des von den Abgeordneten
Dr. Hauser (Sasbach), Lampersbach, Gewandt,
Bremm und Genossen eingebrachten Entwurfs
eines Gesetzes zur Anderung des Schaum-
weinsteuergesetzes

— Drucksache VI/1635 —

Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses

(6. Ausschub)
- Drucksache VI/1987 —

Berichterstatter: Abgeordneter Kahn-Acker-

mann
(Erste Beratung 90. Sitzung)

Zunéachst Punkt 8 a)! Wird das Wort gewunscht?
—- Das ist nicht der Fall. Ich rufe in zweiter Lesung
die Artikel 1, 2, 3, 4 und 5 sowie Einleitung und
Uberschrift auf. — Wer zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. -— Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig beschlossen.

|
|

Wir kommen zur
dritten Beratung.

Das Wort wird nicht gewilinscht. Wer in dritter Le-
sung dem Gesetz zustimmen will, den bitte ich, sich
zu erheben. — Gegenprobe! -— Enthaltungen? —
Angenommen.

Wir missen jetzt iber Punkt 2 des Antrags des
Ausschusses abstimmen. Darin wird Punkt 8 b) der
Tagesordnung fiir erledigt erklart. Wer dem zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. —
Gegenprobe! — Enthaltungen? -— Es ist so beschlos-
sen.

Ich rufe die Punkte 9 bis 13 auf — es handelt sich
um vom Bundesrat bzw. von der Bundesregierung
vorgelegte Gesetzentwiirfe —:

9. Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ande-
rung der StrafprozeBordnung und des Ge-
richtsverfassungsgesetzes

— Drucksache VI/1954 —

10. Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu
dem Ubereinkommen vom 27. September
1968 iiber die gerichtliche Zustdndigkeit und
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidun-

gen in Zivil- und Handelssachen
— Drucksache VI/1973 —

11. Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu
dem Ubereinkommen vom 29. Februar 1968
uber die gegenseitige Anerkennung von Ge-

sellschaften und juristischen Personen
— Drucksache VI/1976 —

12. Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes iiber
Wein, Likérwein, Schaumwein, weinhaltige
Getranke und Branntwein aus Wein (Wein-

gesetz)

— Drudksache VI/1963 —
13. Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur
Neuregelung der hittenknappschaftlichen
Pensionsversicherung im Saarland (Hiitten-
knappschaitliches Zusatzversicherungs-Gesetz
— HZvG)

— Drucksache VI/1980 —

Wird das Wort gewiinscht? — Das ist nicht der
Fall.

Die Uberweisungsvorschlage des Altestenrats er-
sehen Sie aus der Tagesordnung: die Drucksache
VI/1954 soll an den RechtsausschuBl, die Drucksache
V1/1973 ebenfalls an den RechtsausschuB, die Druck-
sache VI/1976 an den RechtsausschuB — federfiih-
rend — und an den Ausschufl fiur Wirtschaft dber-
wiesen werden. Fiir die Drucksache VI/1963 wird
Uberweisung an den AusschuB fur Jugend, Familie
und Gesundheit — federfihrend — sowie an den
AusschuB fiir Ernahrung, Landwirtschaft und For-
sten vorgeschlagen. Die Drudksache VI/1980 soll dem
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Vizeprasident Frau Funcke
Ausschull fiir Arbeit und Sozialordnung -— feder- ; finanzielle Verbesserungen der Leistungen ange-
fihrend — sowie dem AusschuB} fiir Wirtschaft und ' strebt. Ich beschranke mich darauf, einige besonders
dem HaushaltsausschuB3 iiberwiesen werden. — Ist ;| wesentliche hervorzuheben: Reditsanspruch auf
das Haus damit einverstanden? — Ich hore keinen  finanzielle Forderung einer zeitweisen oder vollen

Widerspruch; es ist so beschlossen.

Ich rufe die Punkte 14a) und 14 b) auf -— die
Punkte 14 ¢) und d) sollen am Freitag behandelt
werden -—:

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Bundesgeset-
zes uber individuelle Férderung der Ausbil-
dung  (Bundesausbildungsiérderungsgesetz)
— BAfoG -—

- Drucksachen VI/1975, zu VI/1975 —

Beratung des Antrags der Abgeordneten
Rollmann, Dr. Gotz, Dr. Martin, Burger, Frau
Stommel und der Fraktion der CDU/CSU
betr. Ausbildungsférderung

— Drucksache VI/1943 —

Das Wort hat Frau Minister Strobel.

Frau Strobel, Bundesminister fiir Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Frau Prasident! Meine Damen
und Herren! Die Fraktionen haben im Altestenrat
vereinbart, daB sie zu diesem Ausbildungsforde-
rungsgesetz nur ganz kurze Erklarungen abgeben.
Aus diesem Grunde will auch ich nur eine kurze
Einbringungsrede halten.

Die Bundesregierung hat es sich zur Aufgabe ge-
macht, cin umfassendes einheitliches System der in-
dividuellen Forderung der Ausbildung in allen Bil-
dungsbereichen zu schaffen. Sie will damit ihrer
durch das Grundgesetz begrindeten sozialstaatli-

chen Verptlichtung zur Herstellung gleicher Start-

chancen Hir die junge Generation gerecht werden
und damit zugleich dafiir sorgen, daB3 die in den
kommenden Jahrzehnten in allen gesellschaftlichen
Bereichen in zunehmender Zahl benotigten qualifi-
zierten Krafte ausgebildet werden konnen. Dieses
groBe, weitgesteckte Ziel 1aBt sich verstdndlicher-
weise nur schrittweise verwirklichen, nach MabB-
gabe der fir diesen Zweck zur Verfiigung stehen-
den finanziellen Mittel und in Ubereinstimmung mit
dem allgemeingesellschaftlichen BewufBtsein von
der sozialen Bedeutung dieser Frage.

Die Bundesregierung macht mit der Vorlage die-
ses Entwurfs des Bundesausbildungsforderungsge-
setzes einen wesentlichen weiteren Schritt auf dem
Weg zu dem umfassenden einheitlichen System in-
dividueller Ausbildungsforderung. Am 1. Juli 1970
ist bekanntlich das erste Ausbildungsférderungsge-
setz in Kraft getreten, das dic Forderung der Schii-
ler der weiterfithrenden allgemein- und berufsbil-
denden Schulen und der Ausbildungsstitten des
Zweiten Bildungsweges bundeseinheitlich regelte.
Durch den vorliegenden Entwurf sollen nunmehr
die Studierenden der Hoéheren Fachschulen, Akade-
mien und Hochschulen in das bundeseinheitliche
System individueller Aushildungsforderung einbe-
zogen werden. Dabei werden —— ausgehend von den
bestehenden Regelungen des Bundes und der Ldn-

der —— strukturelle und in gewissem Umfang auch

Ausbildung im Ausland, Forderung fir die Teil-
nahmen an Fernunterrichtslehrgangen, Férderung
der Praktika, die im Zusammenhang mit einer
Hochschulausbildung stehen, Verzicht auf uber-
durchschnittliche Leistungen als Forderungsvoraus-
setzung, vereinfachte Einkommensermittlung und
-berechnung, Vorausleistung der Férderung bei
Konflikten zwischen dem Auszubildenden und sei-
nen Eltern. Der Anlage des Ersten Ausbildungsfor-
derungsgesetzes folgend sind in diesem Gesetz be-
reits Regelungen enthalten, die noch nicht in Kraft
gesetzt werden konnen, wenn wir den Boden einer
soliden Finanzplanung nicht verlassen wollen. Es
handelt sich um die Férderung der Schuler von Be-
rufsfachschulen ohne die Zugangsvoraussetzung
RealschulabschluB sowie die Forderung der aus
Griinden der Ausbildung auBerhalb des Elternhau-
ses untergebrachten Schiiler der Klassen 5 bis 9 und
schlieBlich aller Schiiler der Klasse 10 der weiter-
fuhrenden Schulen. Die Bundesregierung kann die
umfassendcn Reyelungen dieses Entwurfs auf diesen
Gebieten erst einlésen, wenn dafiir die notwendigen
Mittel zur Verfigung stehen.

Ich weiB, daB der Entwurf bei der Erorterung mit
Sachverstdndigen und Betroffenen, die wir ausgie-
big gehort haben, auf manche Kritik gestoBen ist.
Soweit sie die Hohe der vorgesehenen Leistungen
und die noch bestehende Familienabhdngigkeit
der Forderung beméangelt, muB ich darauf erwidern,
daB es noch bis vor wenigen Jahren als ganz selbst-
verstdandlich angesehen wurde, daB die Sicherung
des Lebensunterhalts wédhrend einer Ausbildung
Privatsache sei, also vom Auszubildenden selbst
oder seinen Eltern lbernommen werden misse.
Langsam erst hat sich die Auffassung durchgesetzt,
daB die offentliche Hand -— und das heiBit eben: der
Steuerzahler — nicht nur fiir die Ausbildungsein-
richtungen und ihr Personal aufzukommen habe,
sondern auch fiir individuelle Ausbildungskosten.
Wenn aus einer Vielfalt kommunaler und staat-
licher, meist an strenge Bediirftigkeits- und hohe
Leistungsvoraussetzungen gekniipfter Stipendienre-
gelungen jetzt ein Gesetzentwurf mit Rechtsan-
spruch auf individuelle Ausbildungsforderung fir
den grofBten Teil des sekundaren Bildungsbereichs
oberhalb der Schulpflicht und fiir den ganzen ter-
tidren Bereich geworden ist, ist das ein ganz er-
hebliches Stiick Weg zum Abbau von Bildungs-
schranken.

Soweit die von mir erwahnte Kritik Versuche zu
einem Abbau bewdahrter Formen der Selbstverwal-
tung in dem Entwurf zu sehen meint, mufl ich auf
zweierlei hinweisen. Bei Entscheidungen, die die
Beurteilung von Ausbildungsvoraussetzungen oder
Ausbildungsleistungen betreffen, bleibt es selbst-
verstdndlich bei der Mitwirkung der Ausbildungs-
statten und ihrer Selbstverwaltung. Bei Entschei-
dungen aber, die von wirtschaftlichen Vorausset-
zungen abhangig sind, ist ein unterschiedliches Ver-
fahren je nach Ausbhildungsweg nicht angebracht.
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Bundesminister Frau Strobel

Im ubrigen kann die Erfullung von Rechtsanspri-
chen auf Leistungen aus offentlichen Mitteln nur
durch Verwaltungen geschehen, die im Interesse
des leistungsberechtigten Biirgers gerichtlicher und
im Interesse des steuerzahlenden, also leistungsver-
pflichteten Birgers parlamentarischer Kontrolle un-
terliegen.

Die heute gebotene Kiirze hat mich veranlafft,
mich auf diese ganz kurzen Hinweise zur Vorlage
des Bundesausbildungsforderungsgesetzes zu be-
schranken.

Gestatten Sie mir abschlieBend noch zu sagen:
Wenn es auch nicht moglich war, in diesem Entwurf
Leistungen in einem Umfang und in einer Hohe zu
gewdhrleisten, wie sie vielen vorschwebten, so darf
dies doch nicht dariiber hinwegtduschen, daB es
sich um erhebliche materielle Leistungen handelt,
die dieses Gesetz bringen soll, und daB dieser Ent-
wurf das Reformvorhaben Ausbildungsférderung
einen ganz beachtlichen, ja, entscheidenden Schritt
voranbringt zugunsten besserer Bildungschancen der
jungen Menschen in unserem Lande. Es ist vielleicht
kein schlechtes Omen, daB gerade dieser Gesetz-
entwurf nach der heutigen Debatte eingebracht
wird.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Abgeordnete Rollmann.

Rollmann (CDU/CSU): Frau Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Zum Regie-
rungsentwurf eines Bundesausbildungsforderungs-
gesetzes und zum Antrag der CDU/CSU-Fraktion
zur Reform der Studentenférderung und ihren Ein-
bau in das Ausbildungsforderungsgesetz darf ich
folgendes sagen. Die Regierungskoalition hat die
erste Lesung des Regierungsentwurfes des Bundes-
ausbildungsforderungsgesetzes fiir die heutige Sit-
zung des Deutschen Bundestages gewlnscht, ob-
wohl die Auffassung der Bundesregierung zu der
Stellungnahme des Bundesrates zum Regierungs-
entwurf erst heute den Abgeordneten des Bundes-
tages zugeleitet worden ist. Wir sehen hierin kei-
nen guten Stil gegeniiber dem Parlament, das einen
Anspruch darauf hat, die Auffassung der Bundes-
regierung zu einer auBlerordentlich gewichtigen
Stellungnahme des Bundesrates rechtzeitig kennen-
zulernen und bei seinen Beratungen berucksichtigen
zu konnen.

Es ist nicht das Verschulden des Bundestages,
sondern eine Folge des Versagens der Bundesregie-
rung, wenn wir jetzt schon, bei dem Beginn der
Beratungen tuber den Regierungsentwurf, unter
Zeitdruck stehen.

Bei der Verabschiedung des Ersten Ausbildungs-
forderungsgesetzes im Sommer 1969 hat der Bun-
destag die Bundesregierung aufgefordert, bis zum
1. April 1970 eine Gesetzesvorlage zur Neuregelung
der Studenteniérderung, die der wesentliche Inhalt
der Regierungsvorlage ist, vorzulegen. Jetzt, da wir
diese Regierungsvorlage haben, stehen wir wenige
Tage vor dem 1. April 1971, und dann mochte die
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Bundesregierung diesen Gesetzentwurf noch bis

zum 1. Oktober 1971 in Kraft setzen. Dazwischen
verbleiben dem Bundestag und seinen Ausschiissen
nach seinem Sitzungsplan und nach seiner sonstigen
Tagesordnung fur die Beratung dieses wichtigen
Gesetzes nur relativ wenige, fiir den Bereich des
Ausschusses fiir Jugend, Familie und Gesundheit
schon vermehrte Sitzungstage.

Wie soll in dieser Zeit — so fragen wir — dieser
Gesetzentwurf so eingehend und sorgfdltig bera-
ten werden, wie es erforderlich ist.

(Zuruf von der SPD: Wollen Sie eine Grofie
Anfrage machen?)

Wie sollen die Lander in der kurzen Zeit, die ihnen
allenfalls zwischen der Verabschiedung dieses Ge-
setzes und dem beabsichtigten Inkrafttreten am
1. Oktober 1971 noch verbleibt, alle jene Ausfiih-
rungsgesetze erlassen und alle jene administrativen
MaBnahmen ergreifen kénnen, um das Gesetz auch
wirklich in die Praxis umzusetzen? Darauf hat der
Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 12. Marz
1971 mit Recht hingewiesen. Durch die Saumselig-
keit der Bundesregierung ist der 1. Oktober 1971
als Termin des Inkrafttretens dieses Gesetzes vollig
unrealistisch geworden.

Wie bei allem, meine Damen und Herren, was
diese Regierung denkt, sagt und tut, wird auch fir
diesen Gesetzentwurf wiederum der einstmals so
inhaltsvolle und nun schon so abgenutzte Begriff
der Reform in Anspruch genommen. Wir erkennen
an, daB dieser Gesetzentwurf insbesondere gegen-
uber dem Ersten Ausbildungsforderungsgesetz,
aber auch gegeniiber der Studentenférderung nach
dem Honnefer und Rhondorfer Modell Verbesse-
rungen, Fortfihrungen und Vereinfachungen bringt.
Das ist durch das Regierungslager gebiihrend und
auch iber Gebuhr bereits gefeiert worden; aber
Reformen in des Wortes urspriinglicher Bedeutung
sind in diesem Gesetzentwurf doch nicht enthalten.

Von der Bundesregierung wurde fir diesen Ge-
setzentwurf eine einzige wirkliche Reform verlangt:
die Reform der Studenteniérderung des Honneier
und Rhondorfer Modells oder — wie es der Deut-
sche Bundestag im Sommer 1969 ausgedriickt hat —
die Neuregelung der Studentenférderung, die insbe-
sondere gegenuber den bisherigen Regelungen die
notwendigen strukturellen und finanziellen Ver-
besserungen enthalt.

Diese Reform hat diese Bundesregierung nicht zu-
stande gebracht. Wo ist die Neuregelung der Stu-
dentenforderung, wo ist in diesem Gesetz wirklich
ihre notwendige strukturelle und finanzielle Verbes-
serung?

Die Bundesregierung hat eineinhalb Jahre beno-
tigt, um in diesem Gesetzesentwurf nichts anderes
fertigzubringen als die Fortschreibung und Fest-
schreibung des von allen und nur offensichtlich von
der Regierung nicht als unzulanglich erkannten Hon-
nefer und Rhondorfer Modells. Die Bundesregierung
koppelt in ihrem Gesetzentwurf das Stipendium wie-
derum mit dem Pflichtdarlehen, genau wie beim
Honnefer und Rhondorfer Modell. Es ist doch Au-
genauswischerei, wenn die Bundesregierung es als
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Rollmann

Reform bezeichnet, daB sie das Pflichtdarlehen von |

DM 2500 auf DM 2400 herabsetzen will. Die Bun-
desregierung sieht in ihrem Gesetzentwurf keine
Ausbildungsférderung fiir die Studenten vor, die
kein Stipendium beanspruchen konnen, genauso-
wenig wie im Honnefer und Rhondorfer Modell.

Die Bundesregierung sieht in ihrem Gesetzesent-
wurf weder Familien- noch Kinderzuschldge vor, ge-
nausowenig wie im Honnefer und Rhondorfer Mo-
dell. Die Bundesregierung erkldrt in der Begriindung
des Regierungsentwurfs als eine strukturelle Ver-
adnderung gegeniiber dem bisherigen System der Stu-
dentenférderung — und Frau Minister Strobel hat
es soeben hier auch wieder ausgefiihrt — Verzicht
auf iiberdurchschnittliche Leistungen als Férderungs-
voraussetzung. Wo denn, Frau Minister Strobel, ist
im Honnefer Modell eine tiberdurchschnittliche Lei-
stung heute Forderungsvoraussetzung? Das hat es
noch nie gegeben. Das stimmt einfach nicht.

Die Bundesregierung sieht in ihrem Gesetzesent-
wurf eine Erhéhung der Bedarfissdtze und der Frei-
betrdage vor, aber doch nur in einem solchen Um-
fang, daB Sie damit nicht einmal der schleichenden
Infiation gerecht werden, die Sie Jahr fiir Jahr pro-
duzieren. Dann bezeichnet die Bundesregierung in
ihrem GrundsatzbeschluB zur Ausbildungsfoérderung
vom 4. Juni 1970 die Erhohung der Freibetrdge und
Bedarfssdtze auch noch als die ersten Schritte zu
einer stdrkeren familienunabhéngigen Forderung.
Da fiigt die Bundesregierung doch der geringen
Leistungserhéhung, die sie den Studenten anbietet,
noch den Hohn hinzu! Darf ich die Bundesregierung
fragen, ob sie durch die Regelung dieses Gesetzesent-
wurfs die Stipendienempfanger nicht auch noch von
dem Empfang vom Wohngeld ausschlieBft? Ich mochte
zu dem Komplex der Bedarfssdtze und der Frei-
betrdge den Vorschlag der Westdeutschen Rektoren-
konferenz aufgreifen, auf eine Fixierung der Be-
darfssatze und der Freibetrdge im Bundesausbil-
dungsférderungsgesetz zu verzichten und Bedarfs-
satze und Freibetrage jéhrlichen Rechtsverordnun-
gen der Bundesregierung mit Zustimmung des Bun-
desrates zu tberlassen.

Meine Damen und Herren, die Opposition hat aus
guten Griinden niemals von einer familienunabhin-
gigen Ausbildungsforderung gesprochen; denn wir
wissen, daB sie nicht zu verwirklichen ist. Aber die
Bundesregierung und die fithrende Regierungspartei
hat doch den Studenten die familienunabhéangige
Ausbildungsférderung versprochen: auf dem Saar-
briicker Parteitag der SPD 1970 die schrittweise Ver-
wirklichung, im GrundsatzbeschluB der Bundesre-
gierung vom 4. Juli 1970 die Entwicklung der indi-
viduellen Ausbildungsférderung in Richtung auf
Familienunabhéangigkeit. Wo sind denn in diesem
Gesetzesentwurf wirkliche Schritte zur familienun-
abhéngigen Ausbildungsférderung enthalten? Der
Begriff der Familienunabhéngigkeit taucht doch we-
der im Wortlaut noch in der Begrindung Ihres Ge-
setzesentwurfs an irgendeiner Stelle auf. IThre Worte
von der familienunabhéangigen Ausbildungsforde-
rung waren doch nichts anderes als hohle Phrasen
an die Adresse der Studentenschaft.

|

|

Die Bundestagsfraktion der CDU/CSU legt mit
ihrem Antrag auf der Drucksache VI/1943 wirklich
ein Konzept fiir die Reform der Studentenférderung
vor, das dem Auftrag des Deutschen Bundestages
vom Sommer 1969 gerecht wird. Im Gegensatz zum
Regierungsentwurf wollen wir eine Reform der Stu-
dentenférderung, die jedem Studenten die selbstdn-
dige und eigenverantwortliche Entscheidung iber
Art und Umfang seiner Ausbildung ermdglicht. Im
Gegensatz zum Regierungsentwurf wollen wir, daB
jeder Student Ausbildungsférderung erhalten kann
entweder als Stipendium, wenn bestimmte soziale
Kriterien erfiillt sind, oder als zinsvergiinstigtes
Studiendarlehen, wenn diese sozialen Kriterien nicht
gegeben sind und auch betrdchtliches eigenes Ver-
mogen nicht vorhanden ist. Im Gegensatz zum Re-
gierungsentwurf wollen wir, daB das Stipendium
nicht mit einem Pflichtdarlehen gekoppelt wird. Im
Gegensatz zum Regierungsentwurf wollen wir, daB
im Bereich der Studentenférderung auch Familien-

i und Kinderzuschldge gewéahrt werden.

Die Bundesregierung, die darauf verzichtet hat,
die Kosten der Studentenférderung in ihrem Ent-
wurf eines Bundesaushildungsforderungsgesetzes zu
préazisieren, wird die Opposition fragen: Was kostet
IThr Konzept der Studentenférderung? Lassen Sie
mich darauf bereits jetzt eine exakte Auskunft ge-
ben: Wir legen 500 000 Studenten im Gesamthoch-
schulbereich und einen monatlichen Bedarfssatz von
450 DM fiir jeden gefdérderten Studenten zugrunde.
Die 420 DM der Regierung reichen doch einfach nicht
aus!

Wir gehen davon aus, daB 25°%, der Studenten
einen Anspruch auf ein Stipendium haben, davon
12,5 %0 auf ein Voll- und 12,5 %0 auf Halbstipendium.
Das wiirde fiir die Stipendienférderung nach dem
gegenwartigen Stand jahrlich eine Summe von
500 Millionen DM bedeuten. Wir gehen weiter da-
von aus, daB 259%o der Studenten einen Anspruch
auf ein Darlehen erheben, davon 12,5% auf ein
Voll- und 12,5%0 auf ein Halbdarlehen. Das wiirde
fir die Darlehensforderung ebenfalls eine Summe
von zirka 500 Millionen DM aus dem Kapitalmarkt
plus einen 2°%oiigen staatlichen Zinszuschul von
10 Millionen DM aus Bundesmitteln bedeuten. Wir
gehen von 7000 Studentenehen aus, die einen An-
spruch auf einen Familienzuschlag von 100 bis 200
DM monatlich erheben kénnen, was jahrlich einen
Betrag von 8,4 bis 16,8 Millionen DM ausmachen
wirde. Wir gehen von 5000 Studentenkindern aus,
die einen Anspruch auf einen Kinderzuschlag von
50 bis 75 DM monatlich erheben kdénnen, was jahr-
lich einen Betrag von 30 bis 45 Millionen DM aus-
machen wirde.

Ohne die Darlehnsférderung aus dem Kapital-
markt und die Biirgschaft des Staates fiir diese Dar-
lehen wiirde unser Modell der Studentenférderung
nach dem Stand dieses Jahres aus Mitteln des Bun-
des und der Lander zwischen 548 und 571 Millionen
DM kosten, je nachdem, fiir welche Hohe der Fami-
lien- und Kinderzuschldge man sich entscheidet. Im
Jahre 1970 sind fur die Studentenférderung nach
dem Honnefer und Rhondorfer Modell — allerdings
einschlieBlich der Pflichtdarlehen — zirka 475 Mil-
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Rollmann

(A) lionen DM ausgegeben worden. Mit 100 Millionen
DM mehr kénnen wir also eine Studentenférderung

(B

bekommen, die den Namen Reform wirklich ver-
dient.

Es ware gut, hier einmal die Zahlen der Regie-
rung fur ihr fort- und festgeschriebenes Honnefer
und Rhoéndorfer Modell auf den Tisch des Hauses
gelegt zu bekommen. Es wiirde uns auch interessie-
ren, wie die Bundesregierung mit dem Bundesrat bei
der Finanzierung des Bundesausbildungsforderungs-
gesetzes zurechtkommen will; denn der Bundesrat

Vertriebene und Kriegssachgeschddigte und noch
einige Gruppen mehr. Es gibt jetzt die Schilerfor-
derung nach dem Ersten Aushildungsférderungs-
gesetz, die Studienf6rderung nach dem Honnefer
und Rhondorfer Modell und die Férderung der be-
trieblichen Ausbildung durch die Bundesanstalt fiir
Arbeit.

Wir begrien es daher, daB die Regierung durch
die heutige Vorlage mit ihrer Ankiindigung Ernst

. macht, dieser Vielfalt allmahlich ein Ende zu set-

hat in der vorigen Woche das vorgeschlagene Ko- !

stenteilungsverhdltnis von 65 : 35 fiir den Bund und
die Lander abgelehnt und statt dessen eine Kosten-
teilung von 75 : 25 vorgeschlagen.

Lassen Sie mich zusammenfassend folgendes sa-
gen. Bei allen Verbesserungen, Fortfiihrungen und
Vereinfachungen, die dieser Gesetzentwurf hier und
da bringt, ist er, was die Reform der Studenten-
forderung angeht, unserer Auffassung nach véllig
unzuldnglich und wird aus diesem Grunde auf den
entschlossenen Widerstand unserer Fraktion stofen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Abgeordnete Hauck.

Hauck (SPD): Frau Prasidentin! Meine sehr ver-

ehrten Damen und Herren! Bisher war ich der Mei-

nung, daBl man sich auf Abmachungen im Altesten-
rat verlassen konne. Nun erlebe ich zum dritten-
mal, daB aus Erkldrungen, die vereinbart worden
sind, Diskussionsbeitrage werden. Ich bedaure das
sehr, weil das hier den Grundsatz der Chancen-
gleichheit verletzt.

(Zurufe von der CDU/CSU.)

— Wenn jemand eine Vereinbarung nicht einhalt,
ist man ja nicht darauf vorbereitet.

Herrn Rollmann ware eigentlich sehr vieles zu |

antworten. Ich verzichte darauf und gebe zur
ersten Lesung des Bundesausbildungs[érderungs-
gesetzes und zum Antrag der CDU/CSU fiir die
sozialdemokratische Fraktion nur die vereinbarte
Erklarung ab.

Herr Kollege Rollmann, auch Sie werden nicht
bezweifeln konnen, daBl die Koalitionsfraktionen in
diesem Hause das Erstgeburtsrecht an der Aus-
bildungsforderung fir sich in Anspruch nehmen
konnen. Gegen den hinhaltenden Widerstand, ge-

es vor allem meine politischen Freunde durchge-
setzt,
auch durch individuelle Beihilfen zu den Ausbil-
dungskosten und zum Lebensunterhalt wahrend der
Ausbildungszeit gesichert werden mufB}. Erinnern
Sie sich noch daran, daBl bereits 1962 ein erster Ini-
tiativgesetzentwurf meiner Fraktion in diesem
Hohen Hause beraten wurde? Bis heute wird zu

daB Chancengleichheit in der Ausbildung !

Recht iiber die Zersplitterung der individuellen Aus-
bildungsforderung geklagt. Es gibt die Kategorien- |
forderung fiir Kriegsopfer oder Kriegerwaisen, fiir |

zen. Die Zusammenfiithrung der Schiiler- und Stu-
dienidrderung ist ein groBer Schritt auf dem Wege
zu einem einheitlichen System der Ausbildungsfor-
derung.

Die SPD-Fraktion will eine einheitliche, indivi-
duelle Ausbildungsférderung. Sie wei}, daB dieses
Ziel mit einem Gesetz und zu diesem Zeitpunkt
nicht voll zu erreichen ist. Sie wird sich nachdriick-
lich dafiir einsetzen, daB weitere Schritte rechtzeitig
erfolgen. Wir haben viel Verstandnis fiir die Kri-
tiker, denen das, was dieser Entwurf enthilt, nicht
genug ist. Sicher wird man sich in den weiteren
Beratungen iiber viele Details unterhalten miissen.

Lassen Sie mich aber auf eines jetzt schon hin-
weisen. Seitdem diese Regierung im Amt ist, sind
die Sdtze der Honnef-Forderung dreimal erhoht
worden, am 1. Januar 1970 von 300 auf 350 DM,
am 1. Januar 1971 von 350 auf 400 DM, und geplant
ist ab 1. Oktober 1971 ecine Erhéhung auf 420 DM.
Das sind in 20 Monaten 120 DM oder 40 %0. Die
Sdtze des Ersten Ausbildungsforderungsgesetzes
fur den zweiten Bildungsweg sind immer angepaBt
worden. Die dritte Novelle werden wir am kom-
menden Mittwoch, wie ich jetzt erfahren habe, noch
beraten.

(Abg. Rollmann: Das ist doch auch eine
Rede, die Sie hier halten!)

— Das ist eine Erklarung, Herr Kollege. Ich spreche
ja auch gleichzeitig zu dem Antrag der CDU/CSU.
Das habe ich vorher betont.

Der Entwurf enthalt weitere finanzielle Verbesse-
rungen, von denen ich nur den weitgehenden Weg-
fall der Vermogensanrechnung und die nach der
FamiliengroBe gestaffelten Freibetrdge nenne. Zu-
gegeben, der Entwurf bringt nicht die volle Fami-
lienunabhangigkeit. Wer heute vollige Familien-
unabhingigkeit verspricht, sieht nicht oder will
nicht sehen, dal Bund und Lander ganz erhebliche
Leistungen auch fiir den weiteren Ausbau der
Schulen und Hochschulen noch erbringen miissen

gen ewiges Taktieren und Verzégern fritherer Bun- i und daB Prioritdt der Bildungsausgaben nicht Mono-

desregierungen und der heutigen Opposition haben - Ihnen ganz offen, daf ich die gleichmédBige Forde-

pol fir Bildungsausgaben heiflen kann. Ich sage

rung von Schilern und Studenten einer stdrkeren
Familienunabhéngigkeit bei den Studenten allein
vorziehe.

(Abg. Rollmann meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage.)

Vizeprdsident Frau Fundke: Herr Kollege, an
sich ist bei einer Erklarung keine Zwischenfrage
vorgesehen, aber wenn der Herr Kollege Haudk
das als Rede betrachtet, dann ist es moglich.
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Hauck (SPD): Nein.

(Zurut von der CDU/CSU: Vor allen Din-
gen kommt er dann aus dem Konzept!)

— Das ist doch ganz billig. Das ist Kollegialitat:
,Dann kommt er aus dem Konzept"! Ich kann es
auch so sagen.

Der Abbau von Bildungsschranken beginnt bei
der Entscheidung iiber den Besuch einer weiterfiih-
renden Schule. Daher mufB, jedenfalls jetzt noch,
das begreifliche Interesse der Studenten an voller
Unabhingigkeit vom Elternhaus zuriicktreten.

Ich bitte vor allem Sie, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, um Thre Mitarbeit an einer
zligigen weiteren Beratung dieses Entwurfs.

Herr Kollege Rollmann hat hier und da, wenn die
Pressemitteilungen stimmen, ein ganz anderes Kon-
zept Threr Fraktion zur individuellen Ausbildungs-
forderung angekiindigt. Jetzt haben Sie, nachdem
der Regierungsentwurf auf dem Tisch liegt, funf
Thesen als Antrag veroffentlicht, Thesen iibrigens,
die nur von Studenten reden. Ich frage Sie, Herr
Rollmann: Soll iiber den Zugang zu weiterfiihren-
den Schulen immer noch auch die wirtschaftliche
Lage der Eltern entscheiden?

Diese Thesen sind auch kein neues Konzept. Ich
habe mich zum Beispiel gefragt, wieso der uns vor-
gelegte Entwurf der Regierung den Studenten die
selbsténdige und eigenverantwortliche Entschei-
dung iiber eine Ausbildung erschwert. Freie Wahl
der Ausbildungsstdtte und des Ausbildungsortes
werden selbstverstandlich gewdéhrleistet. Es werden
keine lberdurchschnittlichen Leistungen gefordert.
Eine Verléngerung der Forderung tber die Hochst-
dauer hinaus und ein Studienwechsel sind in be-
griindeten Féllen moglich. Die Mitarbeit in Selbst-
verwaltungsorganen wird honoriert. Es wird vorge-
leistet, wenn Eltern das nicht tun, was sie im Rah-
men ihrer zivilrechtlichen Unterhaltspflichten tun
missen. — Was soll dies eigentlich alles, daB Sie
das in Thre Thesen einarbeiten? DaB die noch be-
stehende Familienabhangigkeit der Forderung in
Einzelfallen als Abhangigkeit in und wahrend der
Ausbildung empfunden werden kann, leugne ich
nicht. Vollige Unabhangigkeit konnte es nur geben,
wenn offentliche Mittel jedem Auszubildenden ohne
irgendwelche Begrenzungen der Forderungsdauer,
ohne jede Kontrolle einer sachgerechten Ausbildung
gegeben wirden. Keiner hier im Hause wird zur
Zeit einer solchen Verwendung offentlicher Mittel
das Wort reden wollen.

Wir wollen, meine Damen und Herren von der
Opposition, gern mit Thnen priifen, ob bei der spa-
teren weiteren Entwicklung eines Systems indivi-
dueller Ausbildungsforderung starkere Darlehns-
forderung moglich und richtig ist. Zinsgiinstige Dar-
lehen fiir wirtschaftlich besser gestellte Studenten
und eine Bankenfdrderung durch Bundesblrgschaf-
ten fiir Ausbildungskredite stehen fiir uns jetzt je-
doch nicht auf der Tagesordnung. Die Schiiler der
10. Klassen, die noch vor der Tiir warten, und die

Schiiler der 5. bis 9. Klassen, die auBerhalb ihres ;
Elternhauses wohnen miissen, um eine weiterfiih- '

rende Schule besuchen zu konnen, haben nach unse-

rer Meinung zuerst einen Anspruch, als nachste

i Gruppe in die staatliche Forderung einbezogen zu

werden.

Die Zeit verbietet es, iiber Einzelheiten des Ent-
wurfs und iiber bisher in der offentlichen Diskus-
sion vorgebrachte Kritik jetzt etwas zu sagen.

Ich darf zum SchiuB noch einmal betonen: wir So-
zialdemokraten sehen in dem Entwurf trotz vorhan-
dener Méngel, von denen einige im Gesetzgebungs-
verfahren noch behoben werden konnen, einen ent-
schcidenden Schritt nach vorn. Wir werden alles
daran setzen, daB dieser Entwurf rechtzeitig ver-
abschiedet wird, damit zu Beginn des neuen Schul-
jahres und des Wintersemesters nach dem neuen
Bundesausbildungsforderungsgesetz ~ Ausbildungs-
forderung gewdahrt werden kann. Wir bitten alle
Fraktionen dieses Hauses dabei um ihre Mitarbeit.
Wir sind gern bereit, danach mit Ihnen allen grind-
lich zu erdrtern, welche weiteren Schritte fir wei-
tere Verbesserungen getan werden mussen.

(Beifall bei der SPD.)

Vizeprdsident Frau Fundke: Das Wort hat der
Abgeordnete Spitzmiiller.

Spitzmiiller (FDP): Frau Prasident! Meine sehr
verehrten Damen! Meine Herren! Wir Freien De-
mokraten begriiBen, daB es im Altestenrat eine Ver-
standigung dariiber geben konnte, daB dieses Ge-
setz heute auf der Tagesordnung steht und damit
in die AusschuBlberatung gelangen kann. Ich glaube,
das ist zundchst einmal das wichtigste Ergebnis,
das wir festzustellen haben.

Dieser Gesetzentwurf enthdlt — wie konnte das
anders sein — Mangel. Aber er bringt Verbesse-
rungen, er bringt vereinfachte Handhabungen. Er
bringt nicht die von vielen Studenten in groBen
Versammlungen und offentlichen Kundgebungen ge-
forderte familienunabhangige Foérderung. Aber,
meine Damen und Herren, welche Regierung, wel-
ches Parlament hétte die Mittel und die Moglichkei-
ten, solchen Forderungen nachzugeben, ohne das
Gleichgewicht des Haushalts auBerordentlich ins
Schwanken zu bringen?

Hinzu kommt, daB bei diesem Gesetz die Linder
als Mitfinanziers auftreten und hier Dissense be-
stehen. Wir miissen daher versuchen, Herr Kollege
Rollmann, uns im AusschuB schon weitgehend zu
verstandigen, damit dieser finanzielle Dissens nicht
iiber den Bundesrat und den VermittlungsausschuB
womoglich eine Verzogerung des Gesetzes und da-
mit eine Benachteiligung der zu Begiinstigenden im
Gefolge hat.

Wir Freien Demokraten stimmen diesem Gesetz-
entwurf zu. Wir sind bereit, in der AusschuBbera-
tung auch Gber die Grundsétze, welche die CDU/
CSU zur Ausbildungsforderung hier eingebracht
hat, zu diskutieren. Wir hoffen, daB wir im Inter-
esse aller derer, die durch dieses Gesetz begiinstigt
werden, eine schnelle Regelung erreichen.

Meine Damen und Herren, ein Blick auf das Vor-
blatt macht deutlich, daB es hier um Milliardenbe-
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Spitzmiiller

trige geht. Auf dem Vorblatt findet sich auch noch

ein Drudkfehler. Fiir das Jahr 1972 mulB es nicht
266 Millionen DM, sondern 1066 Millionen DM
heiflen. Das macht deutlich, daB hier umfangreiche

Studierenden zugute kommen sollen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

= =

Vizeprdsident Frau Fundcke: Meine Herren

Der Altestenrat schlagt Uberweisung an den (
HaushaltsausschuBl vor. Wer damit einverstanden
ist, den bitte ich um das Handzeichen. — Es ist so

| beschlossen.
Geldmittel flissig gemacht werden, die den jungen

und Damen! Wird das Wort noch zu a und b — denn

beide Punkte waren aufgerufen — gewlinscht?
(Abg. Koster: Zur Geschaftsordnung!)

—- Bitte schon!

Koster (CDU/CSU): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Soviel ich feststellen konnte,
ist nur Punkt a aufgerufen worden. Die interfrak-
tionelle Vereinbarung bezog sich darauf, daB die
Punkte 14 b und c¢ am Freitag bzw. am kommenden
Mittwoch beraten werden sollten.

(Abg. Wienand: Nein, ¢ und d!)

Vizeprdsident Frau Funcdke: Herr Kollege
Koster, dies stimmt nicht. Ich habe die Punkte a
und b aufgerufen. Die Punkte ¢ und d waren zu-
nachst fiir Freitag vorgesehen, sind nunmehr aber
auf interfraktionelle Vereinbarung hin ganz von der
Tagesordnung abgesetzt worden, um néchsten
Mittwoch beraten zu werden. Wir haben also jetzt
noch die Punkte a und b.

Wird das Wort dazu gewinscht? — Das ist nicht
der Fall.

Dann kommen wir zu.dem Uberweisungsvorschlag
des Altestenrates. Fiir Punkt 14 a schlagt der Alte-
stenrat die Uberweisung an den AusschuB fiir Ju-
gend, Familie und Gesundheit als federfithrenden
Ausschull sowie an den Ausschuf3 flir Arbeit und
Sozialordnung und an den AusschuB3 fiir Bildung
und Wissenschaft als mitberatende Ausschusse, zu-
dem an den HaushaltsausschuB gemaB § 96 der Ge-
schédftsordnung vor. Wer mit diesem Uberweisungs-
vorschlag einverstanden ist, den bitte ich um das
Handzeichen. — Es ist so beschlossen.

Wir kommen zur Uberweisung des Antrags der
CDU/CSU unter Punkt 14 b. Hier wird Uberweisung
vorgeschlagen an den AusschuB fiir Jugend, Familie
und Gesundheit — federfithrend —, an den Aus-
schuBf fir Bildung und Wissenschaft zur Mitbera-
tung und gemdB § 96 der Geschaftsordnung an den
HaushaltsausschuBl, Wer damit einverstanden ist,
den bitte ich um das Handzeichen. — Es ist so be-
schlossen.

Die Punkte 14 ¢ und d sind abgesetzt.

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf:

Beratung des Antrags des Bundesministers
der Finanzen betr. Entlastung der Bundesre-
gierung wegen der Bundeshaushaltsrechnung
fiir das Rechnungsjahr 1969

— Drucksache VI/1936 —

Ich rufe Punkt 16 auf:

Beratung des Miindlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (7. AusschuB) iiber den von
der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten
Antrag betr. notwendige haushaltspolitische

Mafnahmen

— Drucksachen VI/1154 (neu), VI/1962 —
Berichterstatter: Abgeordneter Hermsdorf
(Cuxhaven)

Im Miindlichen Bericht beantragt der Haushalts-
ausschuB, den Antrag Drucksache VI/1154 (neu)
durch die Verabschiedung des Haushaltsgesetzes
1971 fur erledigt zu erklaren. Wer dem zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlossen.

Ich rufe die Punkte 17, 18, 19, 20 und 23 auf:

17. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses fiir Wirtschaft (8. AusschuB) iiber
die von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschldge der EG-Kommis-
sion fur

eine Richtlinie des Rates iiber die Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten iiber Einheiten im MeBwesen

(

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber
Zusatzeinrichtungen zu Zahlern fiir Fliissig-
keiten (aufler Wasser)

— Drucksachen VI/1671, VI/1675, VI/1958 —
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Frerichs

18. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses fiir Wirtschaft (8. AusschuB) tiber die
von der Bundesregierung zur Unterrichtung
vorgelegten Vorschlige der EG-Kommission

fir

eine Verordnung des Rates zur Anwendung
der Entscheidung des Interimsausschusses
EWG/Ostafrika tliber die Begriffsbestimmung
fiir ,Erzeugnisse mit Ursprung in...” oder
y2uUrsprungserzeugnisse” sowie iiber die Me-
thoden der Zusammenarbeit der Verwaltun-
gen

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ande-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des
Rates vom 27. Juni 1968 liber die gemeinsame
Begriffsbestimmung fiir den Warenursprung

— Drucksachen VI/1349, VI/1699, VI/1959 —
Berichterstatter: Abgeordneter Kaffka

19. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses fiir Wirtschaft (8. AusschuB) iiber
den von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der Kommission

der EG fiir eine Richtlinie des Rates zur An-
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Vizeprisident Frau Funcke
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten iiber Bier

Drucksache Drucksache

aus
VI/1960 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Unland

20. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses fiir Wirtschaft (8. AusschuB) iiber den
von der Bundesregierung zur Unterrichtung
vorgelegten Vorschlag der Kommission der
EG fiir eine Richtlinie des Rates zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten betreffend elektrische Betriebsmittel
zur Verwendung in explosibler Atmosphire

— Drucksachen VI/1394, VI/1961 —
Berichterstatter: Abgeordneter Scheu

V1/1048,

23. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses fir Wirtschaft (8. AusschuB) iiber
das von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegte Memorandum der EG-Kom-
mission an den Rat {iber die Industriepolitik
der Gemeinschaft

— Drucksachen VI/606, VI/1985 --
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Sprung

Wiinscht einer der Berichterstatter das Wort? —
Das ist nicht der Fall.

Ist das Haus damit einverstanden daB wir der
Einfachheit halber iiber diese Vorlagen gemeinsam
abstimmen? — Das ist der Fall. Wer den Antrdgen

des Ausschusses zustimmen will, den bitte ich um |

(B) das Handzeichen. — Es ist so beschlossen.

Ich rufe die Punkte 21 und 22 auf:

21. Beratung des Berichts des Ausschusses fiir
Wirtschaft (8. AusschuB) iiber die von der

Bundesregierung erlassene Verordnung zur
Anderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr1.
4/71 — Angleichungszoll fir Trinkwein)

Verordnung zur Anderung des Deutschen
Teil-Zolltarifs (Nr. 3/71 — Zollkontingent fiir
Bananen)

Verordnung zur Anderung des Deutschen
Teil-Zolltarifs (Nr. 21/70 — Erhohung des
Zollkontingents fiir Fische)

Drucksachen VI/1712,
VI/1956 —

Berichterstatter: Abgeordneter Wiuster

VI/1827, VI/1863,

22. Beratung des Berichts des Ausschusses fur
Wirtschaft (8. Ausschufl) iiber die von der
Bundesregierung erlassene Zweiundzwanzig-
ste Verordnung zur Anderung der Ausfuhr-
liste — Anlage AL zur AuBenwirtschaftsver-
ordnung —

—Drucksachen VI/1773, VI/1957 —
Berichterstatter: Abgeordneter Wiister
Das Ilaus hat von diesen Beridilen des Aus-
schusses fur Wirtschaft nur Kenntnis zu nehmen.
Wiinscht jemand dazu das Wort? — Das ist nicht

der Fall. Dann haben wir die Berichte zur Kenntnis
genommen.

Damit, meine Damen und Herren, sind wir am
Ende unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe das Haus auf Donnerstag, den 25. Marz
1971, 14 Uhr, fir eine Fragestunde.

Die Sitzung ist geschlossen.

(SchluBl der Sitzung: 20.33 Uhr.)

Berichtigung

107. Sitzung, Seite 6350 D, Zeile 15 ist zu lesen statt
«§ 4": ,Viele Paragraphen” und in Zeile 17 statt

.bietet”: ,bieten”.

108. Sitzung, Seite 6359 C, Zeilen 1 und 2: Die
Worte ,den AusschuB fir Wirtschaft sowie” sind

- zu streichen.
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Liste der beurlaubten Abgeordneten

beurlaubt bis einschlieBlich

Dr. Achenbach 24. 3.
Bartsch 26. 3.
Berberich 29. 3. !
Blumenfeld ** 26. 3.
Breidbach 2.4. !
Dasch 5. 4. 5
Dr. Dittrich * 25. 3. |
Dr. Erhard 25. 3.
Flémig * 24. 3.
Freiherr von und zu Guttenberg 2.4.
Dr. Jenninger 26. 3.
Jung 24. 3.
Kater 26. 3.
Dr. Kempfler 3. 4.
Kienbaum 29. 3.
Dr. Koch * 24 3,
Krall 24. 3.
Dr. Kreile 24. 3.
Freiherr von Kihlmann-Stumm 24. 3. :
Lampersbach 24. 3. 5
Lautenschlager * 24. 3. |
Lemmrich ** 25. 3. !
Liehr 26. 3.
Dr. Lohr* 24. 3.
Frau Meermann 26. 3.
Memmel * 26. 3.
Mischnick 24. 3,
Miiller (Aachen-Land) * 26. 3.
Dr. PreiB 30. 3.
Richter ** 25. 3.
Dr. Rinderspacher ** 26. 3.
Rohde 26. 3.
Russe 3. 4.
Saxowski 4. 4,
Scheu 29. 3.
Dr. Schmuicker ** 26. 3.
Dr. Schober 3. 4.
Solke 26. 3. 1
Spilker 24. 3. |
Stein (Honrath) 29. 3. i
Dr. Tamblé 3. 4.
Walkhoff 24. 3.
Frau Dr. Walz ** 25. 3.
Wolfram 29. 3.
Zebisch 3. 4.
Zoglmann 26. 3.
b) Urlaubsantrdage
Maucher 30. 4.
Miiller (Remscheid) 17. 4.
Simon 14. 5.

.

Fir die Teilnahme an Sitzungen des Europaischen Par-
laments

Fiir die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates

. des
24, Mdrz 1971 auf die Miindliche Frage des Abge-

Anlagen zum Stenographischen Bericht

Anlage 2

Der Prasident des Bundesrates
Bonn, den 12. 3. 1971

An den
Herrn Bundeskanzier

Bonn

Der Bundesrat hat in seiner 363. Sitzung am
12. Marz 1971 beschlossen, dem vom Deutschen Bun-
destag am 3. Marz 1971 verabschiedeten

Ersten Gesetz zur Vereinheitlichung und
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund
und Ldndern (1. BesVNG)

gemafh Artikel 74a Abs. 2 und Artikel 84 Abs. 1
des Grundgesetzes zuzustimmen.

Der Bundesrat hat ferner folgende Stellungnahme
beschlossen:

die mit der Grundgesetzdnderung und dem vor-
liegenden Gesetz erstrebte Besoldungsvereinheit-
lichung nicht zu erreichen ist, wenn vor einer
Neuordnung des Laufbahnrechts bzw. vor Neu-
schaffung eines cinheitlichen Systems der Dienst-
postenbewertung bisher gleichbewertete Beamten-
gruppen unterschiedlich cingestuft wiirden. Der
Bundesrat miiBte solchen MaBnahmen seine Zu-
stimmung versagen.

Koschnick

An den
Herrn Prasidenten
des Deutschen Bundestages

Bonn
Bonn, den 12. 3. 1971

Vorstehende Abschrift wird auf Thr Schreiben vom
4. Mirz 197! mit der Bitte um Kenntnisnahme tber-
sandt.

Koschnick

Anlage 3

Schriftliche Antwort

Parlamentarischen Staatssekretdars Dorn vom

ordneten Strohmayr (SPD) (Drucksache VI/1983

Frage A 6):
Gedenkt die Bundesregicrung, den Vorschlag des Deutschen
Gemeindetags zur Vereinfachung und Verkleinerung der Perso-

nal- und sonstigen Auswecispapiere nach dem Polaroid-System
zu verwirklichen?

Die deutschen Pdsse und Personalausweise wer-
den bisher auf Sicherheitspapier gedruckt, das nach
derzeitigen Erkenntnissen einen umfassenden
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Schutz gegen Verfidlschungen und Nachahmungen
bietet. Mein Haus prift seit langerer Zeit, auf wel-
che Weise der Personalausweis in Form einer ein-
fachen Karte — etwa in der GroBe der Scheckkarte
— neu gestaltet werden kann. Ein solches Muster
miiBte aber die gleiche Sicherheit gegen Félschun-
gen gewdhrleisten, wie der jetzt verwendete Aus-
weis.

Der Vorschlag des Deutschen Gemeindetages sieht :

in Ubereinstimmung mit diesen Vorstellungen eine
Verkleinerung des Formats des Ausweises vor. Hin-
sichtlich der Herstellung des Ausweises nach dem
seit Jahren bekannten Polaroidsystem ergeben sich
jedoch erhebliche Sicherheitsbedenken. Das Ver-
fahren bietet namlich keinen Schutz gegen Total-
falschungen, da die erforderlichen Materialien und
Herstellungsapparate im Handel frei erhaltlich sind.
Nach einem Gutachten des Bundeskriminalamtes
1aBt sich die verschweiBte Plastikhiille 6ffnen, so
daB auch Verfdlschungen verhdltnismaBig leicht
moglich sind.

Die Bemilthungen meines Hauses gehen dahin,
einen neuen Ausweis aus besonderem Sicherheits-
papier herzustellen, der unlésbar in eine Plastik-
hiille eingeschweiBt wird und in besonderem MaBe
gegen Falschungen jeder Art geschitzt ist.

Anlage 4

Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Dr. Reischl
vom 24. Méarz 1971 auf die Mindliche Frage des
Abgeordneten Dr. Pohle (CDU/CSU) (Drucksache
VI/1983 Frage A 12):

Kann die Bundesregierung in Prézisierung einer dem Finanz-
ausschuB gegebenen Auskunft fiir die Zukunft verbindlich er-
kldren, daB die Verwendung von Petrolkoks der Nummer
27.14-B des Zolltarifs als Reduktionsmittel bei metallurgischen
Prozessen nicht der Mineralolsteuer unterliegt, oder ist die Bun-

desregierung der Auffassung, daB es hierzu einer Anderung
des Mineraldlsteuergesetzes bedarf?

Nach Auffassung der Bundesregierung darf Pe-
trolkoks steuerfrei als Reduktionsmittel verwendet
werden. Hieran bestehen auch unter dem Gesichts-
punkt keine Zweifel, daB Petrolkoks wdhrend des
Reduktionsprozesses zugleich Warme abgibt. Inso-
weit folgt die Bundesregierung einem Urteil des
Bundesfinanzhofs vom November 1969. Dort ist in
einem dhnlich gelagerten Fall die Reduktionslei-
stung als maBgeblicher Verwendungszwedk ange-
sehen worden, der die Steuerfreiheit begriindet. An-
gesichts dieser Rechtsauffassung bedarf es einer An-

derung des Mineraldlsteuergesetzes nicht mehr, um |

Petrolkoks als Reduktionsmittel bei metallurgischen
Prozessen von der Mineraldlsteuer freizustellen. Der
Bundesminister der Finanzen hat im {brigen die
ihm vorgetragenen Einzelfdlle in diesem Sinne ent-
schieden.

Anlage 5

Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Dr. Reischl
vom 24. Marz 1971 auf die Mindliche Frage des
Abgeordneten Meister (CDU/CSU) (Drucksache
VI/1983 Frage A 17):

Erscheint es der Bundesregierung vertretbar, dal wegen klei-
nerer VerstéBe gegen das Branntweinmonopolgesetz nach wie
vor eine zweijdhrige SchlieBung der Brennerci erfolgt, obwohl
in § 123 des Gesetzes iber das Branntweinmonopol zwischen-
zeitlich die strafrechtliche Ahndung mit einer Schliefung in das
Ermessen des Gerichts gestellt wird?

Ihre Frage beriithrt den Abfindungsverlust und
die Einziehung im Strafverfahren, zwei Tatbestdnde,

die miteinander nicht in Verbindung stehen.

Die Herstellung von Branntwein unter Abfindung,
d. h. in Brennereien, die nicht unter amtlichem Ver-
schluB stehen, ist eine Vergiinstigung und setzt ein
hohes MaB an Vertrauen voraus, das der Staat
dem Abfindungsbrenner entgegenbringt. Diese Be-
triebsform, die auf einer bloBen Anmeldung des
Brennvorgangs beruht, ist steuerlich nur schwer zu
tiberwachen und bietet zahlreiche Moglichkeiten,
Branntwein unangemeldet und vorschriftswidrig
herzustellen. Wird das in den Abfindungsbrenner
gesetzte Vertrauen durch ein rechtskraftig festge-
stelltes Monopolvergehen miBbraucht, so hat dies
den zeitweisen oder auch dauernden Abfindungs-
verlust zur Folge. Der Abfindungsverlust hat kei-
nen Strafcharakter, sondern bedeutet allein den
Verlust einer monopolrechtlichen Vergiinstigung.

Die erneute Zulassung zur Abfindung kann nur
nach einer angemessenen Wartefrist erfolgen, die
mindestens zwei Jahre seit der Feststellung des
Verlustes betragen soll. Bei geringfiigigen Mono-
polvergehen, in denen die vorschriftswidrig herge-
stellte Weingeistmenge 5 Liter nicht dberschreitet,
kann die Brennerei sofort wieder zur Abfindung zu-
gelassen werden.

Der in Threr Frage erwdhnte § 123 Branntwein-
monopolgesetz befaBt sich dagegen mit der Einzie-
hung von Gegenstdnden, die zur Begehung einer
Monopolstraftat gebraucht wurden. Diese Regelung
gilt fir Monopolstraitaten allgemein, unabhéangig
davon, ob sie in Abfindungs- oder in VerschluB-
brennereien begangen werden. Hier trifft es zu, daB
die Einziehung — etwa einer Brennereibetriebsein-
richtung — im Strafverfahren in das Ermessen des
Gerichts gestellt ist.

Da es sich, wie bereits eingangs erwdhnt, bei
Abfindungsverlust und Einziehung im Strafverfah-
ren um zwei durchaus verschiedene Tatbestdnde
handelt, die nicht miteinander in Verbindung ste-
hen, ist auch ein Zusammenhang der einen mit der
anderen Regelung nicht gegeben.

Anlage 6

Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdars Rosenthal
vom 24. Marz 1971 auf die Miundlichen Fragen des

©
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(A) Abgeordneten Léffler (SPD) (Drucksache VI/1983

Fragen A 18 und 19):

Wie steht die Bundesregicrung zu den Vorstellungen, die der
Zentralverband decs Deutschen Handwerks in einem Schreiben
vom 2. November 1970 hinsichtlich der Uberbetrieblichen Aus-
und Weiterbildung der Betriebsangehérigen im Handwerk ent-
wickelt hat?

Welche Moéglichkeiten sieht die Bundesregierung, die fir die
Gewerbeforderung vorgesehenen Mittel so zu erhohen, daf die
bereits angemeldeten Einzelprojekte und MaBnahmen mdoglichst
kurzfristig verwirklicht werden koénnen und die Ansatze den
vom Heinz-Piest-Institut fiir Handwerkstechnik ermittellen Zah-
len fiir die Schaffung von Ausbildungspldtzen (1,25 Milliarden
DM) und fir den laufenden Unterhalt (jéhrlich 111 Millionen
DMj nahekomumen?

Die Bundesregierung teilt die vom Zentralver-
band des Deutschen Handwerks vertretene Auffas-
sung, dafl die iiberbetriebliche berufliche Aus- und
Weiterbildung in Zukunft verstarkt werden mubB.
Sie hat deshalb in ihrem Bildungsbericht 1970 die
berufliche Bildung als offentliche Aufgabe bezeich-
net und die Gleichrangigkeit mit der Ausbildung
in Schule und Hochschule betont. Sie hat im Ak-
tionsprogramm ,Berufliche Bildung” ein Schwer-
punktprogramm fiir die Errichtung und den Ausbau
iberbetrieblicher Berufsbildungsstdtten angekin-

digt. Zur Feststellung des Bedarfs an Einrichtungen

und MaBnahmen sowie der benétigten finanziellen |

Mittel wurden die erforderlichen Untersuchungen

eingeleitet. Sie erstrecken sich auch auf das Hand- |

werk.

Die Gewerbeforderungsmittel sind in den letzten
Jahren erheblich erhoht worden. Wéahrend sie im
Jahre 1969 noch ca. 11,8 Mio. DM betrugen, sieht
die mittelfristige Finanzplanung bis 1974 eine Stei-
gerung auf ca. 22 Mio. DM vor. Der vom Heinz-
Piest-Institut fiir Handwerkstechnik an der Techni-
schen Universitdt Hannover fir ein Mindestpro-
gramm iberbetrieblicher Aus- und Weiterbildung
im Handwerk ermittelte Finanzbedarf erstreckt sich
auf einen Zeitraum von 10 Jahren. Die Dedkung
dieses Finanzbedarfs ist ein Problem langfristiger
Planung. Hieran sind neben der Bundesregierung
die Lander, die Bundesanstalt fiir Arbeit sowie die
Wirtschaft selbst beteiligt. Die Bundesregierung
wird bei der Aufstellung ihres Schwerpunktpro-
gramms fiir iberbetriebliche Berufsbildungsstatten
die Untersuchungsergebnisse des Heinz-Piest-Insti-
tuts verwerten. Dieses Programm ist im Zusammen-
hang mit dem von der Bund-Linder-Kommission fur
Bildungsplanung vorgesehenen Bildungsgesamtplan
und Bildungsbudget zu sehen.

Anlage 7

Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Rosenthal
vom 24. Médrz 1971 auf die Mindlichen Fragen des
Abgeordneten Maucher (CDU/CSU) (Drucksache
VI/1983 Fragen A 24 und 25):

Ist der Bundesregierung bekannt, daB die von ihr im Inter-
esse von Millionen Versicherungsnehmern bekundete Haltung
in der Frage Spartentrennung durch die Grindung weiterer
Rechtsschutzversicherungen seitens einiger Haftpflichtversiche-
rungsgesellschaften standig unterlaufen wird?

Sicht diec Bundesregierung darin eine Verletzung verbind-
licher Vorschriften, und was gedenkt sie gegebenenfalls beim
ﬁ:ler;‘d?esaufsichtsamt fiir Versicherungen dagegen zu unterneh-

Der Bundesregierung ist bekannt, da Haftpilicht-
versicherungsgesellschaften
rungsunternehmen griinden. Derartige Neugriindun-
gen von Redchtsschutzversicherungsgesellschaften
werden von dem Bundesaufsichtsamt flir das Ver-
sicherungs- und Bausparwesen (Bundesaufsichtsamt)
in stdndiger Praxis nur mit folgenden Auflagen ge-
nehmigt:

a) Kein Vorstandsmitglied, Prokurist, Handlungs-
bevollmdchtigter oder Schadenbearbeiter der
Rechtsschutzversicherungsgesellschaft darf gleich-
zeitig bei einer anderen Versicherungsgesell-
schaft tdatig sein.

Im AuBendienst der Rechtsschutzversicherung
darf niemand Schadenbearbeitung in solchen
Fallen ausiiben, in denen sowohl aus einem
Rechtsschutzversicherungsvertrag als auch aus
einem Haftpflichtversicherungsvertrag Versiche-
rungsschutz beansprucht werden koénnte und
beide Vertrdge zu den von dem betreffenden
AuBlendienstmitarbeiter verwalteten Bestdnden
gehoren. Die Einhaltung dieser Auflagen muB in
den Abmachungen mit dem AuBendienst der
Rechtsschutzversicherungsgesellschaft schriftlich
sichergestellt sein.

Die Bundesregierung ist sich bewuft, dal Inter-
essenkollisionen im Versicherungswesen nicht vol-
lig ausgeschaltet werden konnen. Sie glaubt aber,
daB durch die vorgenannten Auflagen etwaigen Kol-
lisionsmdoglichkeiten in ausreichender Weise begeg-
net wird. Die Einhaltung der Auflagen wird vom
Bundesaufsichtsamt im Rahmen der laufenden Auf-
sicht {iberwacht, wobei die in gewissen Zeitabstédn-
den durchzufiihrenden drtlichen Priaffungen der Ver-
sicherungsunternehmen eine genaue Uberpriifung
ermoglichen.

Dem Bundesaufsichtsamt sind bisher Beschwerden
iiber Interessenkollisionen nicht bekanntgeworden.
Nach den langjdhrigen Erfahrungen des Bundesauf-
sichtsamtes diirfte das darauf zuriickzufiihren sein,
daBl die Versicherer offenbar von sich aus etwaige
zwischen ihnen und ihren Versicherungsnehmern
bei der Regulierung von Schdden auftretende oder
zu befiirchtende Interessenkollisionen von vornher-
ein ausschlieBen.

Die Spartentrennung ist gesetzlich nicht ausdriick-
lich vorgeschrieben. Sie beruht auf stdndiger Ver-
waltungspraxis der Versicherungsaufsichtsbehdrden.
Grundlage dieser Verwaltungspraxis ist § 8 Abs. 1
Nr. 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes. Diese Be-
stimmung verpflichtet die Aufsichtsbehdrden, iiber
die Wahrung der Belange der Versicherten und die
dauernde Erfiillbarkeit der Versicherungsvertrage
zu wachen. Das Bundesaufsichtsamt sieht die Be-
lange der Versicherten bei einem gemeinsamen Be-
trieb von Rechtsschutz- und Haftpflichtversicherung
grundsédtzlich nicht als gewahrt an. Andererseits
darf das Bundesaufsichtsamt die Zulassung eines
Rechtsschutzversicherers zum Geschaftsbetrieb nur
dann versagen, wenn die Belange durch geringere

Redhtsschutzversiche- -
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(A)

(B)
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MaBnahmen nicht ausreichend gesichert werden
konnen. Der durch die vorgenannten Auflagen mog-
liche Schulz der Versicherten verbietet weiterge-
hende Eingriffe.

Die Bundesregierung beabsichtigt daher nicht,
eine Anderung der langjdhrigen Verwaltungspraxis
herbeizufihren.

Anlage 8

Schriftliche Antwort

des Staatssekretdrs Dr. Auerbach vom 24, Marz 1971

auf die Mundlichen Fragen des Abgeordneten Rai-

ner (CDU.'CSU) (Drucksache VI/1983 Fragen A 39
und 40):

Ist die Bundesregierung bereit, den Entwurl ecines Gesetzes

zur Anderung des Arbeilsforderungsgesclzes vorzulegen, soweit

scine Anwendung durch die Bundesanstalt fiir Arbeit zur Folge

hat, daf keine neuen privaten Kinstlervermittler mehr von ihr
beauftragt werden?

Haben die Millstinde in der zugelassenen privaten Kiinstler-
vewtmittlung einen Grad und Umfang erreicht, dafl der kunftige
Verzicht auf individuelle Betreuung der Kunstler durch sie ge-
rechtfertigt ist, und ist auf Grund dessen die Bundesreqgicrung
zu der Auffassung gekommen, dall nur die Bundesanstalt far
Arbeit Kiinstler vermitteln soll?

Die Bundesrepublik ist aufgrund des Ubereinkom-
mens Nr1. 96 der Internationalen Arbeitsorganisation
verpflichtet, die auf Gewinn gerichtete Arbeitsver-
mittlung schrittweise durch Offentliche Vermitt-
lungseinrichtungen zu ersetzen. Dementsprechend
bestimmt § 23 des Arbeitsiorderungsgesetzes, dab
die Bundesanstalt fiur Arbeit Auftrage zur Arbeits-
vermittlung nur in Ausnahmefdllen erteilen kann.
Das gilt allgemein — auch fir den Bereich der
Kiinstlervermittlung, unabhéangig davon, ob MiB-
stinde festgestellt werden oder nicht. Das Ratifika-
tionsgesetz zum Ubereinkommen Nr. 96 wurde von
den Mitgliedern dieses Hohen Hauses 1954 einstim-
mig verabschiedet.

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaff, einen
Gesetzentwurf zur Anderung des § 23 AFG vorzu-
legen.

Anlage 9

Schriftliche Antwort

des Staatssekretdrs Dr. Auerbach vom 24. Marz 1971
auf die Mindlichen Fragen des Abgeordneten Dr.
Aigner (CDU/CSU) (Drucksache VI/1983 Fragen A 41
und 42):

Tst der Bundesreqgicrung bekannt, wie hodh sich die Renten-
anspriche der ausldndischen Arbcitnehmmer in der Bundesrepu-
blik Deutsihland bis jetzt belaufen und wie sie schdatzungsweise

fortgeschriehen werden?

Reichien die geleistelen Bettrage der  auslandischen
nehimer  zur  gesctzlichen  Rentenversichiernng  zur
ihrer his jetzt entstandenden Rentenanspriiche aus?

Arbeit-
Abdedkung

Die Bundesregierung hat bisher keine Erhebungen
dariiber angestellt, wie hoch sich die Rentenansprii-
che der ausldndischen Arheitnehmer in der BRD bis
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jetzt belaufen. Es besteht hierzu auch keine Veran-
lassung, weil die ausldandischen Arbeitnehmer
grundsdtzlich den gleichen Rechtsvorschriften bezig-
lich der gesetzlichen Rentenversicherungen unterlie-
gen wie die deutschen Arbeitnehmer. Ihre An-
spriche sind daher in der gleichen Weise finanziell
gesichert wie die der deutschen Arbeitnehmer.

Anlage 10

Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Berkhan vom
24. Mirz 1971 auf die Mindliche Frage des Abge-
ordneten Krall (FDP) (Drucksache VI/1983 Frage
A 50):

Ist die Bundesregierung bereit, durch cine entsprechende Er-
gdnzung des Gesetzes dber die Rechtsstellung der Soldaten
(Soldatengesetz) der Interessenvertretung der Soldaten ein glei-
ches Beteiligungsrecht einzurdaumen, wie dies nach § 94 des
Bundesheamtengesetzes den  Spitzenorganisationen der zustan-
digen Gewerkschaften der Beamten gewdhrt wird?

Zur Verdeutlichung des Sachverhalts darf ich,
Herr Kollege, zundchst den von Ihnen herangezo-
genen § 94 BBG zitieren. Er lautet:

«Die Spitzenorganisationen der zustdndigen
Gewerkschaften sind bei der Vorbereitung all-
gemeiner Regelungen der beamtenrechtlichen
Verhaltnisse zu beteiligen.”

Im Rahmen dieser Bestimmung beteiligt der Bun-
desminister des Innern im beamtenrechtlichen Be-
reich den Deutschen Gewerkschaftsbund, den Deut-
schen Beamtenbund, die Gewerkschaft der Polizei-
beamten, den Deutschen Richterbund, den Bund
deutscher Verwaltungsrichter und den Christlichen
Gewerkschaftsbund.

Das Bundesministerium der Verteidigung hat bei
wichtigen soldatenrechtlichen Gesetzesvorhaben
seit langem mit Interessenvertretungen der Solda-
ten zusammengearbeitet und in vielen Fallen deren
Initiativen aufgegriffen.

Der Bundesminister der Verteidigung erwdgt die
Beteiligung von Interessenvertretungen der Solda-
ten in einem in Bearbeitung befindlichen Erlafl zu
verankern.

Eine Ergdnzung des Soldatengesetzes erscheint in
Anbetracht einer solchen Beteiligungsgarantie der-
zeit nicht erforderlich. Die Uberlegungen hierzu
sind jedoch noch nicht abgeschlossen.

Anlage 11

Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Berkhan vom
24. Marz 1971 auf die Miundliche Frage des Abge-
ordneten Bay (SPD) (Drucksache VI/1983 Frage
A 52):
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(A)

(B)

Wer haftet fiur Impfschaden, dic durch Impfungen gemdB § 17
Abs. 4 des Soldatengesetzes an Soldaten entstehen?

Nach § 17 Abs. 4 des Soldatengesetzes ist der
Soldat verpflichtet, seine Gesundheit zu erhalten
und zu diesem Zweck auch dienstlich befohlene
Impiungen zu dulden. Solange die Impfung recht-
maBig ist und nach den Regeln der arztlichen Kunst
ausgefiihrt wird, kommt es im Falle eines Impi-
schadens nicht zu einer ,Haftung” nach den Regeln
des Schadensersatzrechtes. Vielmehr wird eine
Wehrdienstbeschddigung im Sinne von § 81 des
Soldatenversorgungsgesetzes vorliegen, und zwar
eine gesundheitliche Schidigung, die durch die dem
Wehrdienst eigentiimlichen Verhaltnisse herbeige-
fiihrt worden ist. Die Wehrdienstbesch&digung fiithrt
wahrend der Dienstzeit des Soldaten zu einem An-
spruch auf Ausgleich (§ 85 SVG) und danach auf
Versorgung entsprechend den Vorschriften des
Bundesversorgungsgesetzes (§ 80 SVG). Der Aus-
gleich fur Wehrdienstbeschddigung wird von Amts
wegen geleistet. Der Antrag auf Versorgung wegen
Wehrdienstbeschddigung ist beim Versorgungsamt
des Wohnsitzes zu stellen.

*

Anlage 12

Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Berkhan vom
15. Marz 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Dr. Hammans (CDU/CSU) (Drucksache
V1/1916 Frage B 10):

Sieht die Bundesregierung eine Mogtichkeit,
den ncuesten Erkenntnissen des

besonders nach
Umweltschulzes, im Hinblick
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auf dic immer noch nicht crfolgte Reparatur des zwei Jahre
alten hohen Schornsleins an der Kascrne unscrer belgischen
NATO-Verblindeten in  Grefrath, Kreis Kempen-Krefeld, die
Heizung der Kasernengebdaude doch mnoch auf Erdgas umzu-
stellen?
Die Bundesregierung sieht keine Moglichkeit, die
Beheizung der Einsatzkaserne in Grefrath nachtrdag-

lich auf Erdgas umzustellen.

Ein Antrag der Gemeinde auf Beheizung mit Erd-
gas war bereits 1966 insbesondere deshalb abzu-
lehnen, weil eine zwingende NATO-Forderung auf
Brennstof{-Bevorralung fiir mindestens 30 Tage in-
nerhalb der Anlage nicht erfiillt werden konnte.
Diese NATO-Forderung ist unverdndert giltig.

Hinsichtlich der Reparatur des 2 Jahre alten
Schornsteins darf ich Sie tiber folgendes unterrich-
ten:

Der 3zigige Schornstein ist in der Heizperiode
1969/70 in einem Rauchrohr durch mangelhafte Be-
triebsfithrung Uberschreitung der zuldssigen
Temperaturen — beschddigt worden. Nach Stille-
gung des beschddigten Rauchrohres konnten die
beiden anderen Zige des Schornsteins betriebssi-
cher weiter benutzt werden. Die Reparatur des be-
schiadiglen Zuges wird nadh erfolgtem Abscilufl des
Beweissicherungsverfahrens im April/Mai dieses
Jahres im Auftrag des Nutzers durchgefithrt. Um
nach menschlichem Ermessen eine Wiederholung
des Schadensfalles und die Moglichkeit einer Rauch-
entwicklung auszuschlieBen, wurde nachtraglich be-
reits iber die Forderungen der technischen Auf-
sichtsbehorden hinaus ein Rauchgas-Temperaturbe-
grenzer eingebaut. Damit ist den Erkenntnissen hin-
sichtlich des Umweltschutzes im Rahmen der zur
Zeit gegebenen technischen Moglichkeiten Rech-
nung getragen worden.

(€

(D)






	109. Sitzung
	Bonn, Mittwoch, den 24. März 1971
	Inhalt
	Redetext

	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12




